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E
s hat gut gepasst zur heranna-
henden Weihnachtszeit, dass
der Bundestag seinen letzten
Sitzungstag vor der Winter-
pause am vergangenen Freitag
mit eher harmonisch ge-

stimmten Debattentönen begann. Dabei
hatte das  Thema „Wahlrecht“ in den Jahren
davor meist für heftigen Streit im Parlament
gesorgt (siehe unten).  Der gipfelte 2011 in
der gegen die Opposition durchgesetzten
Verabschiedung einer schwarz-gelben
Wahlrechtsreform, gegen die unter anderem
SPD- und Grünen-Abgeordnete vor das
Bundesverfassungsgericht zogen, das die
umstrittene Neuregelung im Juli dieses Jah-
res als verfassungswidrig kassierte. Jetzt, ein
halbes Jahr später, konnten CDU/CSU,
SPD, FDP und Grüne dem Plenum einen
gemeinsamen Entwurf zur Änderung des
Bundeswahlgesetzes präsentieren
(17/11819); lediglich Die Linke legte einen
eigenen Gesetzentwurf (17/11821) vor.  

»Fraktionsübergreifend gelöst« Im Kern
geht es in beiden Vorlagen um zwei Punk-
te, nämlich um die Vermeidung sogenann-
ter Überhangmandate und des aus ihnen re-
sultierenden paradoxen Effekts des „negati-
ven Stimmgewichts“. Dabei habe man, freu-

te sich der Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer der Unionsfraktion, Michael Grosse-
Brömer (CDU), eine „schwierige Aufgabe
fraktionsübergreifend gut gelöst“. 
Wie er erläuterte, sollen nach der Vier-Frak-
tionen-Vorlage künftig die Bundestagssitze
in einem ersten Schritt auf die Bundeslän-
der verteilt werden. Dabei
erhalte jedes Land so viele
Stimmen, „wie es Anteil an
der deutschen Wohnbevöl-
kerung hat“. Im zweiten
Schritt würden diese Sitze
dann auf die jeweiligen Lan-
deslisten der Parteien ver-
teilt. Hierbei bekomme jede
Liste so viel Sitze, wie ihr
nach dem Zweitstimmener-
gebnis zustehen. Ferner soll-
ten für Überhangmandate,
die entstehen, wenn eine
Partei mehr Direktmandate errungen hat als
ihrem Zweitstimmenergebnis entspricht,
Ausgleichsmandate an die anderen Parteien
vergeben werden. Dadurch sei eine Vergrö-
ßerung des Bundestages nicht auszuschlie-
ßen, räumte Grosse-Brömer ein. Dies sei ein
„Wermutstropfen“, doch sei der Bundestag
bezogen auf die Einwohnerzahl eines der
kleinsten Parlamente in Europa. 

Der Parlamentarische SPD-Fraktionsge-
schäftsführer Thomas Oppermann sagte,
mit dem Entwurf würden das negative
Stimmgewicht ausgeschlossen und Über-
hangmandate neutralisiert. Dabei sei es
„durchaus historisch“, dass Überhangman-
date „von jetzt ab keine Rolle mehr spielen

werden“. Zudem müsse der
Bundestag deshalb „auch
nicht unverhältnismäßig
groß werden“. Oppermann
wertete es zugleich als „gro-
ßen Schritt nach vorn“, dass
sich vier Fraktionen auf ei-
nen Gesetzentwurf verstän-
digt haben. „Am besten“ sei
schließlich ein Wahlrecht,
„das im Einvernehmen der
konkurrierenden Parteien
hier im Bundestag verab-
schiedet wird“. 

Der FDP-Parlamentarier Stefan Ruppert
sprach von einem „guten Tag für dieses
Land“, weil Koalition, SPD und Grüne mit
ihrem Entwurf „als Demokraten gezeigt ha-
ben, dass die Gemeinsamkeiten stärker sind
als die Unterschiede“. Dabei sei ein guter
Kompromiss gefunden worden, auch wenn
es „das perfekte Wahlrecht (...) nie geben“
werde.

Der Parlamentarische Geschäftsführer der
Grünen-Fraktion, Volker Beck, schlug mit
Blick auf eine mögliche Vergrößerung des
Parlaments vor, der Bundestag solle sich bei
der Verabschiedung des Gesetzentwurfs ver-
pflichten, in der nächsten Wahlperiode „im
Lichte des Wahlergebnisses daran zu arbei-
ten, dass Direktmandate bei ihrer Entste-
hung reduziert werden, damit sie nicht aus-
geglichen werden müssen“. Dies könne et-
wa durch eine Verringerung der Zahl der
Wahlkreise erfolgen.

Anhörung im Januar Für Die Linke verwies
ihre Abgeordnete Halina Wawzyniak da-
rauf, dass das Modell der anderen vier Frak-
tionen nach Berechnungen des Bundesin-
nenministeriums seit 1994 immer zu einer
Vergrößerung des Bundestages geführt hät-
te. Eine verfassungsgemäße Alternative sei
das Modell ihrer Fraktion, das „seit 1994 le-
diglich im Jahr 2009 zu einer Vergrößerung
des Bundestages geführt“ hätte. 
Direkt nach der parlamentarischen Winter-
pause wird der Bundestag am 14. Januar die
Arbeit an der Wahlrechtsreform mit einer
Sachverständigen-Anhörung des Innenaus-
schusses fortsetzen. Schließlich soll das
neue Wahlrecht ja schon bei der Bundes-
tagswahl 2013 gelten. Helmut Stoltenberg ❚

18.September 2005 Bei der Bundestagswahl
kann im Dresdner Wahlkreis 160 wegen des
Todes einer Direktkandidatin nicht abge-
stimmt werden – eine Nachwahl ist nötig. In
Kenntnis des Hauptergebnisses wird in der
Presse erläutert, dass die CDU bei mehr als
41.225 Zweitstimmen ein Mandat verlieren,
bei weniger ein Mandat gewinnen könnte.

2. Oktober 2005 Dieser Effekt des „negativen
Stimmgewichts“, der  im Zusammenhang mit
Überhangmandaten auftritt,  kann bei der
Nachwahl bewusst eingesetzt werden. Die
CDU holt das Direktmandat mit 57.931 Erst-
stimmen bei nur 38.208 Zweitstimmen. Da-
mit gewinnt sie ein Überhangmandat mehr,
ohne ein Listenmandat zu verlieren. 

3. Juli 2008 Das Bundesverfassungsgericht
erklärt die Regelungen des Bundeswahlgeset-
zes, die das negative Stimmgewicht ermögli-

chen, für verfassungswidrig und verpflichtet
den Gesetzgeber zu einer Neuregelung  „spä-
testens bis zum 30. Juni 2011“. 

11. Februar 2009 Die Grünen legen einen
Gesetzentwurf (16/11885) zur Wahlrechts-
Novellierung noch vor der nächsten Wahl vor.
Danach sollen die Parteien ihre jeweiligen
Überhangmandate bundesweit verrechnen. 

3. Juli 2009 Der Bundestag lehnt den Grü-
nen-Vorstoß mit 391 von 493 Stimmen ab. 

27. September 2009 Die Wahl des 17. Bun-
destages erfolgt nach dem alten Wahlrecht.

26. Mai 2011 Der Bundestag behandelt in
erster Lesung Gesetzentwürfe der SPD- und
der Linksfraktion zur Wahlrechtsnovelle,
nachdem eine entsprechende Grünen-Vorla-
ge schon im März erstmals auf der Tagesord-

nung des Parlaments stand. Die SPD-Frakti-
on schlägt in ihrem Entwurf (17/5895) vor,
Überhangmandate mit Ausgleichsmandaten
zu kompensieren. Die Linke greift in ihrer
Vorlage (17/5896) den Grünen-Vorschlag
auf, dass die Anrechnung von Direktmanda-
ten auf das Zweitstimmenergebnis bereits auf
der Bundesebene erfolgen soll. Sofern dann
in „seltenen“ Fällen wie bei der nur in Bayern
vertretenen CSU dennoch Überhangmanda-
te entstehen, sollen diese – entgegen dem
Grünen-Vorschlag (17/4694) – nach dem
Willen der Linksfraktion zuerkannt, aber mit
Ausgleichsmandaten kompensiert werden. 

30. Juni 2011 Der Bundestag berät erstmals
über einen schwarz-gelben Gesetzentwurf
(17/6290). Danach soll die Verbindung von
Landeslisten abgeschafft und so die Häufig-
keit des Auftretens des negativen Stimmge-
wichts „erheblich reduziert“ werden. Die von

Karlsruhe gesetzte Frist verstreicht, ohne dass
ein neues Wahlrecht beschlossen ist. 

29.September 2011 Gegen die Stimmen der
Opposition beschließt der Bundestag den Ko-
alitionsentwurf in modifizierter Fassung
(17/7069). Gegen die Neuregelung ziehen
unter anderem SPD- und Grünen-Abgeord-
nete vor das Verfassungsgericht. 

25. Juli 2012 Die Karlsruher Richter erklären
die Reform für verfassungswidrig. 

24. Oktober 2012 CDU/CSU, SPD, FDP und
Grüne verständigen sich auf eine Neurege-
lung. Sie sieht vor, Überhangmandate mit
Ausgleichsmandaten zu kompensieren. 

14. Dezember 2012 Erste Lesung des Vier-
Fraktionen-Entwurfs (17/11819) und eines
Entwurfs der Linksfraktion (17/11821).  sto ❚

Harmonie gewählt
WAHLRECHT Nur Die Linke lehnt den Vorschlag der vier anderen Fraktionen ab

Horst Seehofer Neben dem Wahlrecht wird
seit Monaten auch um den Termin für die Bun-
destagswahl 2013 gerangelt. Dabei mischt

Bayerns Ministerprä-
sident Horst Seeho-
fer kräftig mit, weil
auch Landeswahlen
im Freistaat anste-
hen. Der CSU-Chef
will einen eigenstän-
digen Wahlkampf.
Deshalb soll ge-
trennt gewählt wer-
den. Bayern drängt
auf den 29. Septem-

ber 2013, doch fast alle Länder ziehen – auch
wegen Herbstferien am 29. September – den 
22. oder 15. September vor.Am 15. September
soll Bayern nach Wunsch der CSU/FDP-Koaliti-
on seinen Landtag wählen. Jetzt forderte Bun-
desinnenminister Hans-Peter Friedrich (CSU)
die Fraktionschefs auf, ihre Position bis 17. Ja-
nuar 2013 mitzuteilen.Das sieht nicht nach Un-
terstützung für Seehofer aus. Der aber beharrt
auf „sauberer Trennung“ beider Wahlen.kru ❚

Mitglieder hatte der Bundestag in der 
13.Wahlperiode von 1994 bis 1998 – die bis-
lang höchste Abgeordnetenzahl seit 1949. Zu
den 656 Sitzen nach dem damaligen Wahl-
gesetz kamen noch 13 Überhangmandate
hinzu. Nach einer Gesetzesnovelle wurde die
Abgeordnetenzahl mit Beginn der 15.Wahl-
periode 2002 auf 598 (zuzüglich Überhang-
mandaten) reduziert.
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Extrawurst
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»Jeder ist ein
bisschen zufrie-
den und etwas
unzufrieden.«
Volker Beck, Grünen-Fraktionsgeschäfts-
führer im Bundestag, in der Debatte am Frei-
tag über den Gesetzentwurf zum neuen Bun-
deswahlrecht

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Das Reichstagsgebäude präsentierte sich vergangene Woche in vorweihnachtlicher Winterpracht mit einem Weihnachtsbaum im Lichterglanz.

Eine schwierige Reform 
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»Das Wahlrecht
ist das 

vornehmste
demokratische

Recht der
Bürger.«  

Thomas Oppermann (SPD)

CHRONOLOGIE Um die Neuregelung des Wahlrechts in Deutschland hat der Bundestag lange gerungen
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Das bundesdeutsche Wahlgesetz ist von jeher
ein Kompromiss. Auf der einen Seite soll die
Möglichkeit bestehen, einen ganz bestimmten
Kandidaten direkt zu unterstützen.Andererseits
soll das Kräfteverhältnis unter den Bundestags-
fraktionen das Ergebnis der Zweitstimmen wi-
derspiegeln. Ferner kommen föderale Elemente
hinzu, die einen ausgewogenen Länderproporz
garantieren.
Seit dieser Kompromiss zur Besetzung des Bun-
destages existiert, ist er kritisiert worden: Das
Gesetz wurde in den bisherigen 17 Wahlperi-
oden fast zwei Dutzend Mal geändert.
2008 hatte das Bundesverfassungsgericht das
Wahlrecht in Teilen als nicht verfassungskon-
form eingestuft. Zugleich wurde dem Parlament
eine Frist gesetzt: Binnen drei Jahren sollte si-
chergestellt sein, dass eine abgegebene Stim-
me auch tatsächlich der gewählten Partei zugu-
te kommt.
Diese Frist wurde überschritten (siehe auch ne-
benstehende Chronik). Wer eine solche Verzö-
gerung nicht als Ruhmesblatt parlamentari-
scher Arbeit empfindet, dem ist nur schwer zu
widersprechen.
Die abermalige Kritik der Karlsruher Richter an
dem von der Regierungskoalition anschließend
durchgesetzten Wahlgesetz führte zu einem
weiteren Reformansatz. Dieser stand in der ver-
gangenen Woche im Plenum des Bundestages
erstmals auf der Tagesordnung.
Erneut wurde deutlich, wie komplex und zu-
gleich sensibel das Bundeswahlrecht ist. Das
System kombiniert die Direktwahl eines Kandi-
daten in den bundesweit 299 Wahlkreisen mit
der Listenwahl der Parteien in 16 Bundeslän-
dern. Die Anzahl der dabei entstehenden Über-
hangmandate hat das Verfassungsgericht als zu
groß eingestuft.
Ob Ausgleichsmandate, wie in einigen Bundes-
ländern bei Landtagswahlen längst praktiziert,
das richtige Instrument sind, diese Überhänge
zu neutralisieren, wird zu diskutieren sein. Ers-
te Stimmen, die erneute Zweifel an der Verfas-
sungsmäßigkeit anmelden, sind bereits ver-
nehmbar. Es ist also wohl nicht auszuschließen,
dass das Wahlrecht dieser Republik als thema-
tischer Dauerbrenner erhalten bleibt. Wenn das
dazu führen würde, einen gewollten Kompro-
miss schrittweise zu verbessern, gäbe es wahr-
lich Schlimmeres.

EDITORIAL

Dauerbrenner
der Republik

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Wahlrechtsreform
Neue Regeln zur Mandatsverteilung SEITE 1-5

VERSTÄRKTE RÜSTUNGSEXPORTE
Die Ausfuhr von Militärgütern aus Deutsch-
land erhitzt die Gemüter SEITE 9

VERTIEFTE WÄHRUNGSUNION
Der EU-Gipfel befasst sich mit Plänen für
eine europäische Bankenaufsicht SEITE 11

Die Redaktion wünscht allen Leserinnen und Lesern ein frohes Weihnachtsfest !

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Herr Ruppert, erst ignoriert Schwarz-
Gelb beim Thema Wahlrecht die vom Bun-
desverfassungsgericht gesetzte Frist für
die Reform und drückt anschließend gegen
die Opposition ein Wahlrecht durch, das
prompt wieder von Karlsruhe kassiert
wird. Nicht gerade ein Ruhmesblatt für
die Koalition, oder?
Die Fristversäumnis stört mich auch. Es war
eben innerhalb der sehr engen Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts schwierig,
eine Lösung zu finden, bei der das bewähr-
te Zwei-Stimmen-Wahlrecht erhalten bleibt
und der Bundestag nicht vergrößert wird.
Karlsruhe hat dann gesagt, unsere Lösung
sei verfassungswidrig. Ich persönlich könn-
te mit dem alten Wahlrecht der Koalition,
das keine Vergrößerung vorgesehen hat, im-
mer noch leben und halte das Urteil zumin-
dest in dem Punkt für zweifelhaft.  

In einem Punkt hat das schwarz-gelbe
Wahlrecht schon eine Vergrößerung in
Kauf genommen, nämlich eine wachsende
Zahl von Überhangmandaten, die zu an-
deren Mehrheitsverhältnissen im Bundes-
tag hätte führen können, als dem Zweit-
stimmenergebnis der Wahl entsprechen
würde.
Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner
Entscheidung von 1997 gesagt, 30 Über-
hangmandate seien verfassungsgemäß. Es
hat diese Rechtsprechung nun geändert und
gesagt, 15 Überhangmandate seien verfas-
sungsgemäß. Es hat das damit begründet,
dass absehbar sei, dass die Zahl der Über-
hangmandate weiter steige. Das Gericht
wusste also über den Ausgang der nächsten
Bundestagswahl, was die Überhangmanda-
te angeht, schon jetzt sehr gut Bescheid. In-
sofern bin ich ein bisschen am Zweifeln,
weil es nach den derzeitigen Umfragen 2013
weniger Überhangmandate geben wird als
2009.   

Jetzt haben sich Union und FDP mit
SPD und Grünen auf ein neues Wahlrecht
verständigt. Sind Sie sich sicher, dass die
nun geplante Neuregelung verfassungs-
konform ist?
Ich bin mir sicher, dass sie verfassungskon-
form ist. Ich freue mich, dass wir einen Kon-
sens mit der Opposition gefunden haben.
Wir haben das auch beim alten Wahlrecht
versucht, aber da war klar, dass die SPD da-
zu unterhalb des Vollausgleichs aller Über-
hangmandate nicht bereit war. Wir haben
damals gesagt: Das ist uns eine zu starke
Vergrößerung des Bundestages. Deswegen
war damals der Kompromiss nicht möglich.
Jetzt sind wir der SPD sehr entgegengekom-
men, allerdings um den Preis, dass der Bun-
destag größer wird. 

Gekippt wurde die schwarz-gelbe Re-
form im Juli dieses Jahres von den Verfas-
sungsrichtern unter anderem, weil sie
nicht wie vom Gericht 2008 gefordert das
Phänomen des „negativen Stimmge-
wichts" ausschloss. Kritiker bemängeln
nun, dass auch im neuen Modell das ne-
gative Stimmgewicht nicht völlig beseitigt
sei.
Ich glaube, das negative Stimmgewicht ist
beseitigt, und zwar vollständig. Allerdings
ist damit nicht jeder inverse Effekt, also so-
zusagen erwartungswidrige Effekt beseitigt.
Darauf habe ich immer hingewiesen. Die
Opposition war aber der Meinung, dass das
kein verfassungsmäßiges Problem sei.
Wenn Sie als Wähler nach dem künftigen
Wahlrecht dafür sorgen, dass Überhang-
mandate entstehen, entstehen dadurch in
einem zweiten Schritt auch Ausgleichsman-
date. Wenn man diesen Effekt, dass hinter
den Stimmen für ein Überhangmandat ei-
gentlich keine Stimmen für Ausgleichsman-
date stehen, kritisieren will, kann man das
mit guten Argumenten tun. Allerdings hal-
te ich ihn nicht für verfassungswidrig und
auch nicht für ein negatives Stimmgewicht,
sondern für einen anderen Effekt. 

Sind Abgeordnete mit Ausgleichsman-
dat dann eigentlich noch unmittelbar ge-
wählt, wie es das Grundgesetz verlangt? 
Ja, ich finde, das ist so. Hält man das Prin-
zip hoch, dass die Zweitstimme absolut
über das Kräfteverhältnis der Fraktionen
untereinander entscheidet, muss man Aus-
gleichsmandate billigen und gut finden.
Und ich finde, das Verhältniswahlrecht ist
ein hohes Gut. 

Die Ausgleichsmandate bekommen
aber Parteien, denen die Wähler eben

nicht die Erststimme gegeben haben. Wird
der Wählerwille damit nicht in sein Ge-
genteil verkehrt?
Denen der Wähler nicht seine Erst-, wohl
aber seine Zweitstimme gegeben hat. Und
die Zweitstimme ist die entscheidende
Stimme. Sie wird mit diesem Wahlrecht
nochmal aufgewertet. 

Sie haben es ja schon angesprochen:
Durch die Ausgleichsmandate droht der
Bundestag ganz schön aufgebläht zu wer-
den...

Wenn der Bundestag tatsächlich stark an-
wachsen würde, müssten wir in der nächs-
ten Legislaturperiode nachbessern, sei es
hinsichtlich der Zahl der Wahlkreise, sei es
vielleicht mit einer Art „atmenden Deckel“
bei den Ausgleichmandaten – dass man al-
so sagt: Für ein Überhangmandat dürfen
nicht mehr als soundso viele Ausgleichman-
date anfallen. Allerdings hat das auch Pro-
bleme, wie wir aus dem Wahlgesetz von
Schleswig-Holstein wissen, in dem genau
diese Kappung stand, was in die Verfas-
sungswidrigkeit geführt hat.   

Als Alternative haben Sie auf die Zahl
der Wahlkreise verwiesen: Bei weniger,
aber größeren Wahlkreisen sinkt die Zahl
der Parlamentarier. Ist aber nicht zu be-
fürchten, dass bei einer Vergrößerung der
Wahlkreise Abgeordnete monieren, sich
dann immer weniger um den einzelnen
Bürger kümmern zu können? Und umge-
kehrt eine mangelnde Bürgernähe der Po-
litik beklagt wird? 
Doch, das ist zu befürchten. Deswegen wür-
de das nur in Betracht kommen, wenn die
Vergrößerung des Bundestages so stark wä-
re, dass man gegensteuern muss. Prinzipiell
bedeuten weniger Wahlkreise oder auch ein
Ein-Stimmen-Wahlrecht, eine reine Verhält-
niswahl, erst mal weniger Demokratie für
den Bürger: Er hat dann nicht mehr zwei
Stimmen, sondern nur noch eine, und da-
mit weniger Einflussmöglichkeiten. Außer-
dem: In dünner besiedelten Gebieten ent-
stehen dann natürlich schon sehr große
Wahlkreise, in denen es schwierig wird, dass
ein einzelner Abgeordneter seinen Bürgern
noch als Ansprechpartner zur Verfügung
steht. Der unmittelbare Kontakt mit den
Wählern im Wahlkreis ist aber wichtig. 

Das Stimmensplitting, die Aufteilung
von Erst- und Zweitstimme auf verschiede-
ne Parteien, begünstigt die Entstehung
von Überhangmandaten. Macht deren
Neutralisierung durch Ausgleichmandate
solch taktisches Wählerverhalten sinnlos? 
Nein, überhaupt nicht. Dann wäre das bis-
her ja nur in Gebieten wie Baden-Württem-
berg oder Sachsen sinnvoll gewesen, in de-
nen regelmäßig Überhangmandate entstan-
den. Die Menschen haben aber auch in al-
len anderen Ländern sehr bewusst mit Erst-
und Zweitstimme hantiert und beispiels-
weise als FDP-Wähler ihre Erststimme der
CDU gegeben. Für den Wähler bietet das
mehr Optionsmöglichkeiten. 

Andererseits führt unser personalisier-
tes Verhältniswahlrecht mit Erst- und
Zweitstimme zu all den komplizierten
Problemen wie Überhangmandaten und
negativem Stimmgewicht, die dem Bürger
kaum zu erklären sind. Bei einem reinen
Mehrheits- oder reinen Verhältniswahl-
recht wäre das anders.  
Wie das Zwei-Stimmen-Wahlrecht funktio-
niert, ist in Deutschland breit kommuni-
ziert. Wie dann genau die Stimmenvertei-
lung mit 16 Landeslisten und so weiter im
Detail funktioniert, wissen in der Tat nur
wenige. Aber die Funktionsweise des Zwei-
Stimmen-Wahlrechts und seine politische
Dimension verstehen die Leute schon. Na-
türlich kann man sagen: Ein Ein-Stimmen-
Wahlrecht ist noch einfacher. Das stimmt.
Aber es ist auch weniger Demokratie. ❚

Das Interview führte Helmut Stoltenberg.

Stefan Ruppert sitzt für die FDP-Fraktion 
im Innenausschuss des Bundestages. Der 
41-Jährige aus dem hessischen Oberursel 

gehört dem Parlament seit 2009 an.  
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WEG VOM ZWEI-STIMMEN-SYSTEM? 

Albert Funk 
»Der Tagesspiegel«,
Berlin

Eckart Lohse
»Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung«

Ein Kreuzchen reicht 

W arum sollte es nicht wieder sein
wie am Anfang der Bundesrepu-
blik? Bei der ersten Bundestags-
wahl 1949 reichte ein Kreuzchen

auf dem Wahlzettel. Stimmensplitting gab es nicht.
Warum auch? Ein Christdemokrat wählt christde-
mokratisch, der SPD-Anhänger wählt die SPD. Und
so weiter. Dann aber wurde 1953 das Zweistim-
mensystem eingeführt, und es kam etwas in Mode,
was man als Koalitionswählen bezeichnen kann:
Erststimme Union, Zweitstimme FDP. Beispielswei-
se. Auch im rot-grünen Lager gab und gibt es das.
Das ist zwar nicht verwerflich. Aber es hatte eine
Nebenfolge, die lange keine große Rolle spielte: Das
Stimmensplitting begünstigt das Entstehen von
Überhangmandaten. Wenig Aufregung weckte
auch die Tatsache, dass ein Wähler, der splittet, sich
quasi einen Vorteil verschafft, weil sein Einfluss auf
die Zusammensetzung des Bundestags potenziell
größer ist als die eines nicht splittenden Wählers.
Zuletzt gab es auch Hinweise, dass das Splitting ge-
zielt zum Erzeugen von Überhangmandaten ge-
nutzt wurde, etwa in Baden-Württemberg.
Mit dem für 2013 erwarteten Wahlrecht ist die La-
ge nun etwas anders. Zwar ist das Splitting weiter
möglich und kann dazu beitragen, dass Überhang-
mandate entstehen. Durch deren Neutralisierung
durch Ausgleichsmandate aber ist der Effekt letzt-
lich gleich null. Wer also noch taktisch wählt und
seine Stimme splittet, trägt nur dazu bei, dass der
Bundestag größer wird, als er sein müsste. Insofern
wäre es nur konsequent, das Zweistimmensystem
abzuschaffen. Es ist die saubere Lösung. Ein Kreuz-
chen reicht – das dann doppelt zählt für den Wahl-
kreis und die Landesliste. Es würde auch dazu bei-
tragen, dass die Parteien bei der Aufstellung der
Wahlkreiskandidaten ehrgeiziger werden.

Richtige Mischung 

Die Bedeutung der Parteien nimmt ab.
Das liegt an der schwindenden Be-
deutung ihrer Programmatik. Die
Volksparteien CDU und SPD nähern

sich inhaltlich immer mehr an, die Grünen haben es
sich zwischen ihnen bequem gemacht, die FDP
grenzt sich nur noch durch so umstrittene Vorstöße
wie den zur Verringerung der Hotelsteuer ab, die
Linkspartei grenzt sich immer wieder dogmatisch
selbst aus, und die Piraten sind programmatisch ir-
gendwo zwischen unerkennbar und irrelevant.
Nichts spricht dafür, dass sich das in absehbarer
Zeit ändert. Die Zeit der Ideologie, ja sogar der La-
ger ist vorbei. Es ließe sich daraus leicht die Forde-
rung ableiten, das Wahlrecht vollständig zu perso-
nalisieren. Weg mit Zweitstimme und Verhältnis-
wahlrecht, das den Parteien Stimmen zukommen
und die von ihnen aufgestellten Listen zum Tragen
kommen lässt. Die Leute wissen ja ohnehin nicht,
was sie da genau wählen, mag mancher denken.
Übrig bliebe die Wahl der Kandidaten in ihren Wahl-
kreisen. Selbst wenn die Wähler diese meist auch
nicht genau kennen, können sie ihnen doch immer-
hin näher kommen als einem Parteiprogramm.
Doch das würde den Bedeutungsverlust der Partei-
en nur noch beschleunigen. Das kann niemand wol-
len, da es dem Bürger und Wähler nur noch schwe-
rer gemacht würde, die großen Linien der Politik zu
erkennen.Trotz mancher Ungerechtigkeiten im Sys-
tem (die durch noch so viele Wahlrechtsreformen
nicht ganz verhindert werden können) ist die Mi-
schung aus Personen- und Parteienwahl die beste
Lösung. Politik besteht immer aus den handelnden
Personen und deren gemeinsamen Zielen, der Pro-
grammatik, auch wenn sie schwerer zu formulieren
und zu erkennen ist als früher. Das spiegelt das
Wahlrecht der Bundesrepublik bestens wider.

Die Radikaldemokratin: Halina Wawzyniak

Im großen Parteien-Geschacher um ein neues Bundeswahlge-
setz ficht Halina Wawzyniak für die Verlierer-Position. Das tut
sie nicht ungerne: „Unser Wahlmodell kommt ohne negatives
Stimmgewicht aus. Die Wahrscheinlichkeit, dass Überhang-

mandate entstehen, ist sehr gering“, sagt die Linken-Abgeordnete.
Und das Wichtigste für sie: „Der Bundestag würde nicht aufge-
bläht.“ Union, SPD, FDP und Grüne haben sich indes nach zwei
Karlsruher Interventionen für ein Modell entschieden, alle Über-
hangmandate durch Ausgleichsmandate zu „neutralisieren“. Aus
Sicht Wawzyniaks die „bequemste und teuerste Lösung“. Sie tue
keinem weh und blähe den Bundestag auf: „Das konterkariert den
Bundestagsbeschluss zur Verkleinerung des Parlaments ab 2002“,
empört sich die stellvertretende Rechtsausschusschefin. 2002 wur-
de die Zahl der Wahlkreise im Vergleich zur Wahl 1998 um 29 auf
299 verringert, die Mandatszahl sank um 66 auf 603.
Die Anwältin Halina Wawzyniak gehört zu den wenigen profilier-
ten Juristen bei den Spitzenpolitikern der Linken und vertrat die
Fraktion in der Wahlrechts-Runde im Bundestag. Nach dem Modell
der Linken sollten alle Direkt- und Listenmandate auf Bundesebe-
ne verrechnet werden. So könnten Überhangmandate in einem
Bundesland durch Wegfall von Listenmandaten in anderen Ländern
kompensiert werden. Dass dies neue Ungerechtigkeiten mitbringe,
räumt Halina Wawzyniak ein, aber: „Karlsruhe hat den föderalen
Proporz im Wahlrecht nicht zwingend festgeschrieben.“
Die Misshelligkeiten des komplizierten bundesdeutschen Wahl-
rechts hängen mit dem Zwei-Stimmen-System und der Möglichkeit

zusammen, Erst- und Zweitstimmen zu splitten. Daran wollen die
etablierten Parteien nicht rühren. Es geht um föderale Befindlich-
keiten,Vorteile für kleinere Parteien,Wähler-Gewohnheiten. Halina
Wawzyniak lässt sich davon nicht beeindrucken. Sie propagiert so-
gar – gegen die Partei- und Fraktionslinie – ein Einstimmensystem.
„Dann hätten wir all die verfassungsrechtlichen Probleme mit ne-
gativem Stimmgewicht oder Überhangmandaten nicht.“

Sie ist stolz, hier ihren „eigenen Kopf“ zu haben. Sozusagen einen
„Arsch in der Hose“, womit sie 2009 als Direktkandidatin des Ber-
liner Szenebezirks Kreuzberg-Friedrichshain Bundestagswahlkampf
machte. Während CDU-Kandidatin Vera Lengsfeld stolz ihr Dekol-
leté präsentierte,prangte Halina Wawzyniaks Hinterteil in Jeans auf
den Plakaten. Jeans-Hose samt Jeans-Weste trägt sie auch heute,
ihr drahtiger Körper mit der Kurzhaarfrisur wirkt „szenig“. Sie gibt
sich frech und will signalisieren: „Ich stehe zu meiner Überzeu-
gung.“ Auch innerparteilich. So enthielt sich die damalige Vize-Par-
teichefin Wawzyniak beim Bundesparteitag 2011 in Erfurt bei der

Abstimmung zum neuen Parteiprogramm. Sie wollte eine Verbin-
dung von Freiheit und sozialer Gerechtigkeit in der Präambel und
nicht von Freiheit durch soziale Gerechtigkeit. Vergeblich.
Hier kam die Reformerin in der heterogenen Linkspartei durch.
Wawzyniak selbst nennt sich „Radikaldemokratin“. Wie alle Lin-
ken will sie die Gesellschaft zum demokratischen Sozialismus hin
„grundlegend verändern“. Wawzyniak wehrt sich aber dagegen,
Freiheit gegen andere Werte geringzuschätzen – wie bei manchen
DDR-Nostalgikern oder linken Extremen in der Partei üblich. Offe-
ne Diskussion geht ihr über Parteidisziplin.
Zur Widerborstigkeit der Abgeordneten zählt auch ihr PDS-Eintritt
als 17-Jährige im August 1990, zwei Monate vor der deutschen Ein-
heit. Sozialisiert in einem SED-Elternhaus, hatte Halina Wawzyniak
Horrorvisionen von einem „imperialistischen, nationalsozialisti-
schen Deutschland“ entwickelt. Eine jugendliche Verirrung.Auf Re-
formerpfad gebracht worden sei sie in der Heimatstadt Königs Wus-
terhausen durch eine „fitte Jugendgruppe“ der PDS. Dort sei die
DDR-Diktatur offen aufgearbeitet worden.„Sonst wäre ich vielleicht
zum klassischen Ostalgiker geworden“, sagt Wawzyniak lachend.
Nach dem Jurastudium an der FU Berlin arbeitete sie als Anwältin
und dann als Justiziarin der PDS-Bundestagsfraktion. 2009 kam sie
über die Landesliste in den Bundestag. Die Basis stellte Wawzyni-
ak jetzt für die Bundestagswahl 2013 wieder auf. Sie hat den Ruf
einer sehr aktiven und gründlich arbeitenden Politikerin.Mit Hobbys
wie Radfahren oder mit Hanteln hält sich Halina Wawzyniak fit. Die
ehrgeizige Frau hat noch etwas vor in der Politik. Hans Krump ❚

»Das konterkariert den
Bundestagsbeschluss zur

Verkleinerung des
Parlaments ab 2002.«

»Sehr
enge
Vorgaben«
STEFAN RUPPERT Der FDP-
Wahlrechtsexperte über die Tücken
einer Reform und den Kompromiss
der Koalition mit SPD und Grünen
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M
it dem im neuen Jahr
zur Verabschiedung
anstehenden Gesetz
wird der Streit um das
Wahlrecht in Deutsch-
land fürs erste befrie-

det sein. Dass Union, SPD, FDP und Grüne
die Neuregelung im Konsens getroffen ha-
ben, ist eine gute Nachricht. 
Dazu bedurfte es freilich der zweimaligen
Nachhilfe durch das Bundesverfassungsge-
richt. 2008 hatte Karlsruhe das Wahlgesetz we-
gen des Auftretens negativer Stimmgewichte
für verfassungswidrig erklärt. Obwohl das ein-
stimmig ergangene Urteil die Möglichkeit ge-
boten hätte, das Problem konsequent und ein-
vernehmlich zu lösen, indem man die Quelle
der negativen Stimmgewichte – die vermehrt
anfallenden Überhangmandate – austrocknet,
wollte die Regierungsseite den Vorteil behal-
ten, der ihr in der aktuellen Konstellation des
Parteiensystems durch die Überhangmandate
entsteht. Deshalb setzte sie gegen die Opposi-
tion ein Gesetz durch, das diese Mandate nicht
antastete. Das Vorhaben geriet zum Reinfall.
Nicht nur, dass die vom Gericht gesetzte Drei-
jahresfrist für die Neuregelung missachtet
wurde. Der Entwurf geriet auch handwerklich

so schlecht, dass er nach der absehbaren Kla-
ge der Opposition in Karlsruhe zum Scheitern
verurteilt war. Das im Juli gesprochene Urteil
erging  noch früh genug, um vor der Bundes-
tagswahl 2013 die nun gefundene  Lösung her-
beizuführen. 

Kompromiss im Senat Zu lösen war die
Frage, wie mit den Überhangmandaten um-
gegangen werden soll. In der Kontinuität zu
seiner früheren Rechtsprechung hat Karlsru-
he diese auch im neuen Urteil nicht per se
für verfassungswidrig erklärt, sondern erst,
wenn sie in größerem Umfang anfallen.
Dieser Umfang wurde jetzt mit 15 Manda-
ten genau festgelegt. Dass diese Grenzzie-
hung nicht nur willkürlich, sondern auch
logisch unstimmig ist, liegt auf der Hand: 30
Überhangmandate, die sich gleichmäßig
auf beide großen Parteien verteilen, verlet-
zen den Gleichheitsgrundsatz weniger als
15 Mandate, die nur einer Seite zugute kom-
men. Hätten diese wahlentscheidende Be-
deutung, wäre mit Sicherheit bald ein neu-
es Verfahren in Karlsruhe zu erwarten. Die
Richter nahmen das Risiko in Kauf, um in-
nerhalb des Senats einen Kompromiss zwi-
schen den überhangfreundlichen und -
skeptischen Kräften herzustellen. Damit
wollten sie eine Konstellation wie beim be-

rühmten Verfahren von 1997 vermeiden, als
nur vier Richter das überhangfreundliche
Urteil mitgetragen hatten.
Bei der nun gefundenen Lösung hat sich vor
allem die Union bewegt. Der Versuchung,
die Grenze von 15 zulässigen Überhang-
mandaten auszuschöpfen, hat sie kluger-
weise widerstanden. Beide Seiten kamen
deshalb rasch überein, dass die Überhang-
mandate vollständig neutralisiert werden
sollten. Dafür gibt es im Prinzip zwei Mög-
lichkeiten: Entweder man verrechnet die
Überhänge mit Listenmandaten derselben
Partei in anderen Bundesländern oder man
gleicht sie durch zusätzliche Mandate für
die anderen Parteien aus. Für die Verrech-
nungslösung traten vor allem die Grünen
ein, die von den Überhangmandaten ohne-
hin keinen Vorteil haben. Die beiden gro-
ßen Parteien als deren potenzielle Nutznie-
ßer taten sich mit dem Vorschlag hingegen
schwer, der darauf hinausgelaufen wäre,
dass Landesverbände im Land x für Über-
hänge derselben Partei in Land y hätten
„bluten“ müssen. Die föderalen Ungleich-
gewichte, die durch die Überhangmandate
erzeugt werden, würden dadurch noch ver-
schärft. Die Verrechnungslösung war Union

und SPD deshalb nicht zu
vermitteln.

Aufblähung erwartet Die
stattdessen gefundene Aus-
gleichslösung trägt vor al-
lem die Handschrift der So-
zialdemokraten. Danach
wird die Zahl der Bundes-
tagssitze soweit erhöht, dass
bei der bundesweiten Ober-
verteilung der Mandate an
die Parteien und der Unter-
verteilung auf die Landeslis-
ten alle Wahlkreismandate
auf die Zweitstimmenman-
date angerechnet werden
können. So wird das Kräfte-
verhältnis wiederhergestellt,
das sich durch die Zweitstim-
men ergibt.
Die Parteien werden für die

Ausgleichslösung keinen öffentlichen Beifall
erwarten können. Die Kritik entzündet sich
vor allem an der erwarteten Aufblähung des
Bundestages durch Überhang- und Aus-
gleichsmandate. Der Bund der Steuerzahler
beziffert die Mehrkosten für die Amtsaus-
stattung, Entschädigung und Versorgungsan-
sprüche der hinzukommenden Abgeordne-
ten auf bis zu 60 Millionen Euro jährlich.
Die einen mögen dies für eine gemessen an
den Gesamtkosten des Parlaments geringe
Summe halten, die uns die Demokratie wert
sein sollte. Die anderen werden von einer in-
stinktlosen Selbstbedienung der Politiker
sprechen, die die von ihnen selbst geforder-
ten Sparanstrengungen der öffentlichen
Haushalte konterkariere. Die Parteien soll-
ten den Mut haben, für die Ausgleichslösung
offensiv einzutreten. Den Vorwurf, mögliche
Alternativen außer acht gelassen und den für
sich bequemsten Weg gewählt zu haben,
werden sie dabei aber wohl nicht entkräften
können.
Problematisch an der Ausgleichslösung ist
weniger die Vergrößerung des Parlaments
an sich als die Tatsache, dass sie die Zahl der
Abgeordneten zu einer disponiblen Größe
macht. Wie groß der Bundestag ist, steht
nicht von vornherein fest, sondern hängt
von den Unbilden des Wählerverhaltens ab.

Gleichzeitig unterminieren die Zusatzman-
date den Sanktionscharakter der Wahl. In
Nordrhein-Westfalen stellt die CDU heute
zum Beispiel dank der großzügigen Aus-
gleichsregelung des Landeswahlgesetzes ge-
nauso viele Abgeordnete wie in der letzten
Legislaturperiode, obwohl sie bei der Wahl
im Mai 8,3 Prozentpunkte verlor. Strittig ist
außerdem, ob Ausgleichsmandate das Auf-
treten negativer Stimmgewichte in jedem
Fall verhindern können.

Drei »Risikofaktoren« Simulationsrech-
nungen des Bundeswahlleiters haben erge-
ben, dass der 2009 gewählte Bundestag un-
ter dem künftigen Wahlrecht statt 622 (598
reguläre plus 24 Überhangmandate) durch
weitere zwei Überhang- und 47 Ausgleichs-
mandate insgesamt 671 Abgeordnete zäh-
len würde – dies entspricht einer Vergröße-
rung um 12,2 Prozent (siehe Grafiken auf
Seite 4 und 5). 2005 und 2002 wäre die Ver-
größerung moderater ausgefallen (4,5 be-
ziehungsweise 2,0 Prozent). Über die Grö-
ße des nächsten Bundestages lässt sich im
Lichte aktueller Umfragen nur spekulieren.
Drei „Risikofaktoren“ für eine starke Aufblä-
hung lassen sich ausmachen. Der erste Fak-
tor betrifft die Überhangmandate. Je mehr
davon anfallen, desto mehr Ausgleichsman-
date werden nötig. Der zweite Faktor betrifft
speziell die Überhänge der CSU. Weil sich
die Zahl der Ausgleichsmandate aus dem
bundesweiten Überhang ergibt, werden auf-
grund des geringen bundesweiten Zweit-
stimmenanteils der CSU für deren Überhän-
ge wesentlich mehr Ausgleichsmandate be-
nötigt als für CDU-Überhänge. Ein schwa-
ches Zweitstimmenergebnis der CSU, das zu
mehr Überhangmandaten führt, könnte die
Gesamtzahl der Abgeordneten stark an-
schwellen lassen. Kritiker wie der Wahlfor-
scher Joachim Behnke sehen hier die eigent-
liche Achillesferse des neuen Gesetzes. 
Der dritte Faktor bezieht sich auf die unter-
schiedlichen Wahlbeteiligungen in den Län-
dern. Auch diese versucht das neue Gesetz
auszugleichen, um zu gewährleisten, dass
hinter jedem Mandat gleich viele Stimmen
stehen. Klaffen die Wahlbeteiligungen stark
auseinander, kommt es zu einer höheren
Zahl an Ausgleichsmandaten. Der Effekt
hängt auch damit zusammen, dass das neue
Gesetz die von der Koalition zur Vermei-
dung des negativen Stimmgewichts 2011
eingeführte Vorabverteilung der Sitze auf
die Landeslisten zwar beibehält (durch Ab-
schaffung der bis dahin bestehenden Listen-
verbindungen), dabei aber nicht mehr auf
die Wähler, sondern auf die Bevölkerungs-
zahl abstellt. In der ersten Stufe der Vertei-
lung erhält danach jedes Land doppelt so-
viele Sitze, wie es Wahlkreise hat. 
Bei einer starken Vergrößerung des Bundesta-
ges könnten die Parteien unter Druck geraten,
der jetzt gefundenen Neuregelung eine weite-
re folgen zu lassen, die die Zahl der Mandate
wieder reduziert. Die Gelegenheit dazu bietet
sich, weil nach abgeschlossener Volkszählung
die 299 Wahlkreise vermutlich ohnehin neu
zugeschnitten werden müssen. Dies könnte
man nutzen, um entweder die Zahl der Di-
rektmandate soweit abzusenken, dass auch

bei einer größeren Zahl von Überhang- und
Ausgleichsmandaten die Richtgröße von 600
Abgeordneten im Regelfall nicht nennenswert
überschritten wird. Oder man entschließt
sich, das Verhältnis von Direkt- und Listen-
mandaten neu zu justieren. Läge der Anteil

der Direktmandate bei 40 statt wie heute 50
Prozent, würden Überhangmandate nicht
oder nur  in geringer Zahl entstehen und da-
mit auch entsprechend weniger Ausgleichs-
mandate. Den Nachteil größerer Wahlkreise
müsste man dabei in Kauf nehmen.

An einer breiter angelegten Reform der per-
sonalisierten Verhältniswahl dürften die
Parteien kein Interesse haben. Dies gilt für
die Abschaffung des Zwei-Stimmen-Sys-
tems ebenso wie für die Fünf-Prozent-
Sperrklausel. Vorschläge für eine Personali-
sierung der Listenwahl („Kumulieren und
Panaschieren“) werden nicht einmal für die
Landesebene erwogen. Die Bundesrepublik
bestätigt damit den auch aus anderen Län-
dern bekannten Befund, dass Wahlsysteme,
sind sie erst etabliert, ein hohes Beharrungs-
vermögen aufweisen. Frank Decker ❚ 

Der Autor ist Professor am Institut für Politische
Wissenschaft und Soziologie der Uni Bonn.

Erststimme für den Wahlkreiskandidaten, Zweitstimme für die Liste: Aus beiden zusammen ergibt sich nicht nur die Zusammensetzung des Bundestages, sondern auch seine Größe.
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Bank aus Verantwortung

Energiewende. Wir fördern das.
Fokussierung auf erneuerbare Energien, Klimawandel, Ressourcenschonung und Risikominimierung – es gibt viele Motive für

die Energiewende. Die KfW hat den Umwelt- und Klimaschutz im ersten Halbjahr 2012 bereits mit mehr als 12 Mrd. EUR gefördert

und somit vielen Einzelnen ermöglicht, einen Beitrag zur Energiewende zu leisten. Ganz gleich, ob Sie die Steigerung der Energie-

effizienz Ihres Hauses anstreben oder Ihr Beitrag im Bau einer Offshore-Anlage besteht: Wir fördern das.

Mehr Informationen erhalten Sie unter www.kfw.de

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Ausgleichslösung mit Makel
ANALYSE An der Tragfähigkeit des erwarteten Wahlgesetzes scheiden sich die Geister

Wenn Kinder untereinander zwei Fußballmannschaften
auswählen wollen, müssen vorher viele Fragen geklärt
sein: Darf erst der eine Kapitän alle seine Spieler wäh-
len und dann der andere Kapitän? Oder wählen sie im-
mer abwechselnd einen aus? Wie wird bestimmt, wer
mit dem Auswählen anfangen darf? Darf der eine Ka-
pitän mehr Spieler auswählen als der andere? Das
muss alles geregelt sein, sonst kann es anschließend
Streit geben. Genauso muss auch bei Wahlen zu Par-
lamenten vieles geklärt sein: Wer darf wählen? Wer
darf gewählt werden? Wie viele werden gewählt? Wie
wird gewählt? Für all diese Punkte und noch mehr
gibt es feste Regeln. Sie werden Wahlrecht genannt.

Wahlrecht
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Ogjtjgkvuycjn!wpf!fkg!Xgtj±nvpkuycjn/ Dgk!fgt
Ogjtjgkvuycjn! igykppv! kp! gkpgo! gkp|gnpgp
Ycjnmtgku! lgygknu! fgt! Mcpfkfcv! gkp! Ocpfcv-
fgt!fqtv!fkg!ogkuvgp!Uvkoogp!gtj±nv/ Dgk!fgt
Xgtj±nvpkuycjn!jkpigigp!ygtfgp!|wp±ejuv!fkg
Uvkoogp|cjngp! fgt! Rctvgkgp! ko! igucovgp
Ycjnigdkgv! |wucoogpig|±jnv/ Fkg! Igucov.
|cjn! fgt! Ukv|g! ko! Rctncogpv!yktf!fcpp! pcej
fgp!Uvkoogpcpvgkngp!cwh!fkg!Rctvgkgp!xgtvgknv/
Dgk!fgt!Ogjtjgkvuycjn!iknv!fcu!�ykppgt.vcmgu.
cnn� .Rtkp|kr< Fgt!Gtuvrncv|kgtvg!gtj±nv!fgp!Ukv|-
y±jtgpf!fkg!Uvkoogp!h½t!fgp!|ygkvrncv|kgtvgp
wpf! cnng! cpfgtgp!Dgygtdgt! uq|wucigp! wpvgt
fgp!Vkuej!hcnngp/ Tgkpg!Ogjtjgkvuycjnu{uvgog
h½jtgp! fcjgt! qhv! |wt! Jgtcwudknfwpi! gkpgu
\ygk.!qfgt!Ftgk.Rctvgkgpu{uvgou/ Dgk!fgt!Xgt.
j±nvpkuycjn! jkpigigp! gtj±nv! gkpg! Rctvgk- fkg
dgkurkgnuygkug!|gjp!Rtq|gpv!fgt!Uvkoogp!gt.
|kgnv- cwej!|gjp!Rtq|gpv!fgt!Rctncogpvuukv|g/ Kp
Xgtj±nvpkuycjnu{uvgogp!jcv!fcjgt!pgdgp!fgp
it¸®gtgp! qhv! cwej! gkpg! Tgkjg! xqp! okvvngtgp
qfgt!mngkpgtgp!Rctvgkgp!fkg!Ejcpeg- Ocpfcvg
|w!gttkpigp/
Fcu!dgk!Dwpfguvciuycjngp!cpigycpfvg!U{u.
vgo!xgtdkpfgv!fkg!dgkfgp!Itwpfv{rgp!kp!gkpgt
Mqodkpcvkqp- fkg!fcu!Dwpfguycjnigugv|!kp!� !2
cnu! �okv! fgt! Rgtuqpgpycjn! xgtdwpfgpg!Xgt.
j±nvpkuycjn� !dg|gkejpgv/ Fcdgk!yktf!fkg!J±nh.
vg!fgt!tgiwn±t!6;9!Ukv|g!kp!fgp!3;;!Ycjnmtgk.
ugp!fgu!Ncpfgu!fwtej!Ogjtjgkvuycjn!dgugv|v/
Fkg!cpfgtg!J±nhvg!yktf!½dgt!fkg!Ncpfgunkuvgp
fgt!Rctvgkgp!uq!dgugv|v- fcuu!fkg!Igucovukv|.
|cjngp!fgt!Rctvgkgp!kjtgp!Uvkoogp|cjngp!dguv.
o¸inkej!gpvurtgejgp/ Kpuigucov!½dgtykgiv!cn.
uq!fcu!Xgtj±nvpkurtkp|kr- cwej!ygpp!fkg!Dgugv.
|wpi!fgt!gkp|gnpgp!Ukv|g!okv!kpfkxkfwgnngp!Mcp.
fkfcvgp!vgknygkug!pcej!fgo!Ogjtjgkvurtkp|kr
)Rgtuqpgpycjn*!gpvuejkgfgp!yktf/Ygkvgtg!Cd.
ygkejwpigp!xqo!Xgtj±nvpkuycjnu{uvgo!mqpp.
vgp!dkujgt!ko!Hcnn!xqp!­dgtj±pigp!cwhvtgvgp/
Pcej! fgo! pwp! xqtnkgigpfgp! Igugv|gpvywth
uqnngp!uqnejg!­dgtjcpiocpfcvg!|wm½phvki!lg.
fqej!cwuiginkejgp!ygtfgp/

Gtuv.!wpf!\ygkvuvkoog

Dgk!Dwpfguvciuycjngp!jcv!lgfgt!Y±jngt!|ygk
Uvkoogp<Fkg!Gtuvuvkoog!fkgpv!fgt!Cwuycjn!gk.
pgu!Ycjnmtgkudgygtdgtu- fgt! fcu! Fktgmvocp.
fcv!ko!Ycjnmtgku!gtj±nv/ Fkg!Mcpfkfcvgp!ygt.
fgp!cwh!fgo!Ycjn|gvvgn!pcogpvnkej!igpcppv/
Fkg!Cwuygtvwpi!fgt!Gtuvuvkoogp!gthqniv!pcej
fgo!Ogjtjgkvurtkp|kr<Ygt!xqt!Qtv!fkg!ogkuvgp
Uvkoogp!gt|kgnv- gtj±nv!fcu!Fktgmvocpfcv/ Gkp
dguvkoovgu!Swqtwo- ykg!|wo!Dgkurkgn!fkg!cd.
uqnwvg!Ogjtjgkv!)fcu!jgk®v!okpfguvgpu!61!Rtq.
|gpv!fgt!Uvkoogp*!kuv!fch½t!pkejv!gthqtfgtnkej/
Fkg!\ygkvuvkoog!jkpigigp!kuv!h½t!fkg!Ncpfgu.
nkuvg!gkpgt!Rctvgk!cd|wigdgp/ Fkg!Cwuygtvwpi
fgt!cdigigdgpgp!\ygkvuvkoogp!gthqniv!½dgt
fcu!Ukv||wvgknwpiuxgthcjtgp/Fcokv!ygtfgp!fkg
fgp! Rctvgkgp! dg|kgjwpiuygkug! kjtgp! Ncpfgu.
xgtd±pfgp! |wuvgjgpfgp! Cpvgkng! cp! fgt! Ig.
ucov|cjn!fgt!Rctncogpvuukv|g!dg|kgjwpiuygk.
ug! cp! fgp! Nkuvgpocpfcvgp! dgtgejpgv/ Ygpp
fkg! \cjn! fgt! Ukv|g! h½t! gkpgp! Ncpfguxgtdcpf
hguvuvgjv- yktf!fcxqp!|wp±ejuv!fkg!\cjn!fgt!kp
fgo! Ncpf! gthqnitgkejgp! Ycjnmtgkudgygtdgt
fgt!Rctvgk- fgt!Fktgmvmcpfkfcvgp- cdig|qigp/
Uqhgtp!fgo!dgvtghhgpfgp!Ncpfguxgtdcpf!ygk.
vgtg!Ukv|g!|wuvgjgp- mqoogp!fct½dgt!jkpcwu
Mcpfkfcvgp!xqp!fgt!Ncpfgunkuvg!|wo!\wig/

Ukv||wvgknwpiuxgthcjtgp

Fcu!Ukv||wvgknwpiuxgthcjtgp!ngiv!hguv- ykg!fkg
dgk!fgt!Ycjncwu|±jnwpi!gtokvvgnvgp!Uvkoogp.
|cjngp!kp!fkg!Ukv||cjngp!fgt!Rctvgkgp!ko!Dwp.
fguvci!woigtgejpgv!ygtfgp/ Gkp!kfgcngu!Ukv|.
|wvgknwpiuxgthcjtgp!owuu!xkgnh±nvkigp!Cpurt½.
ejgp! igp½igp< Uq! uqnnvg! gu! ingkejg! Gthqniu.
ejcpegp! dg|kgjwpiuygkug! fcu! ingkejg
Igykejv!h½t!lgfg!gkp|gnpg!Y±jngtuvkoog- cdgt
cwej! fkg! Ejcpegpingkejjgkv! h½t! cnng! Rctvgkgp
igy±jtngkuvgp/ \wfgo! uqnnvg! fcu! Xgthcjtgp
fgo! h¸fgtcngp! Ingkejigykejv! |ykuejgp! fgp
Dwpfgun±pfgtp! Tgejpwpi! vtcigp/ Xqt! cnngo
cdgt!owuu!fcu!\kgn!gttgkejv!ygtfgp- fcuu!ogjt
Uvkoogp!cwej!|w!ogjt!Ukv|gp! h½jtgp- lgfgp.
hcnnu!pkejv!|w!ygpkigt!Ukv|gp!qfgt!|w!wpnqik.
uejgp!Urt½pigp!dgk!fgt!\cjn!fgt!Ukv|g/ Uejnkg®.
nkej! uqnnvg! fcu!Xgthcjtgp! gkphcej! cpygpfdct
wpf!urtcejnkej!mnct!hqtownkgtdct!ugkp/
¢pfgtwpigp! fgu! Ukv||wvgknwpiuxgthcjtgpu! kp
fgt!l½pigtgp!Xgticpigpjgkv!jcdgp!koogt!fc.
|w!igfkgpv- fkgugp!\kgngp!p±jgt!|w!mqoogp<
Fkg!Wouvgnnwpi!fgu!ocvjgocvkuejgp!Xgthcj.
tgpu!xqp!F(Jqpfv!cwh!Jctg0Pkgog{gt!ko!Lcjt
2;96! xgtdguugtvg! fkg! Ejcpegpingkejjgkv! fgt
Rctvgkgp/ Fkg!ygkvgtg!Wouvgnnwpi! cwh!Uckpvg.
Nciwµ0Uejgrgtu!ko!Lcjt!3119!jknhv!|wfgo- wp.
nqikuejg!Urt½pig!fgt!Ukv||cjngp!|w!xgtogkfgp/
Fkg!ko!Lcjt!3122!dguejnquugpg!Gkph½jtwpi!xqp
N±pfgt.Ukv|mqpvkpigpvgp! uqnnvg! fgt! Xgtogk.
fwpi!pgicvkxgt!Uvkooigykejvg!fkgpgp/ Pcej.
fgo! fcu! Dwpfguxgthcuuwpiuigtkejv! fkg! Tg.
hqto!cnu!wp|wtgkejgpf!dgwtvgknv!jcv- uqnngp!pwp
N±pfgtmqpvkpigpvg! okv! gkpgo!Cwuingkej! xqp
­dgtjcpiocpfcvgp! mqodkpkgtv! ygtfgp/ Fc.
fwtej!ygtfgp!pgicvkxg!Uvkooigykejvg!fghkpk.
vkx!xgtokgfgp!wpf!fgt!Rctvgkrtqrqt|!yktf!pqej
dguugt!cnu!dkujgt!cdigdknfgv/

INQUUCT Okv!\°jngp!kuv!gu!pkejv!igvcp<
Ykg!cwu!Uvkoogp!Ukv|g!ygtfgp!

YCJNTGEJV!Pcej!fgo!Wtvgkn!fgu!Dwpfguxgthcuuwpiuigtkejvu!xqo!Lwnk!3123!jcdgp!ukej!fkg!Htcmvkqpgp!ko!Dwpfguvci!cwh!gkpg!Tghqto!xgtuv­pfkiv/

Y
qtwo! igjv! gu-! ygpp
ko!Dwpfguvci!Àdgt!gk.
pg! ¥pfgtwpi! fgu
Ycjntgejvu! fkumwvkgtv
yktfA! Ygt! jcv! jkgt
ygnejg! Mctvgp! ko

UrkgnA! Ykg! htgk! kuv! fgt! Igugv|igdgt! dgk! fgt
Iguvcnvwpi!fgu!YcjntgejvuA!Ygnejg!Cwuykt.
mwpigp! jcdgp! ¥pfgtwpigp! ko! Ycjntgejv
hÀt!fkg!Y´jngt-!hÀt!fkg!Rctvgkgp-!hÀt!fgp!Dwp.
fguvci!wpf!hÀt!fkg!FgoqmtcvkgA!Uqnejg!Htc.
igp! dguej´hvkigp! pkejv! pwt! Ycjntgejvugz.
rgtvgp-! uqpfgtp! vtgkdgp! cwej! fgp! Y´jngt
wo/! � Fcu! Rctncogpv� ! itgkhv! gkpkig! fkgugt
Htcigp!cwh-!wo!ukg!kp!o»inkejuv!xgtuv´pfnk.
ejgt!Hqto!|w!dgcpvyqtvgp/!

Ycu!uciv!fcu!
Itwpfigugv|!
|wo!YcjntgejvA

Fcu!Itwpfigugv|!kuv!kp!Dg|wi!cwh
fcu! Ycjntgejv! tgejv! yqtvmcti/
Ctvkmgn! 49! hqtownkgtv! fc|w! ng.
fkinkej!Hqnigpfgu<!� Fkg!Cdig.
qtfpgvgp!fgu!Fgwvuejgp!Dwp.
fguvcigu!ygtfgp!kp!cnnigogk.
pgt-! wpokvvgndctgt-! htgkgt-
ingkejgt!wpf!igjgkogt!Ycjn
igy´jnv/� ! Fcokv! jcdgp
|yct! fkg! hÀph! mncuukuejgp
Ycjntgejvuitwpfu´v|g! Xgt.
hcuuwpiutcpi/! Ycu! lgfgt
gkp|gnpg!Itwpfucv|!hÀt!fkg
Rtczku! dgfgwvgv-! fc|w! ikdv
fcu! Itwpfigugv|! lgfqej
mgkpg! ygkvgtgp! Jkpygkug/
Cnngtfkpiu! jcv! ukej! fcu
Dwpfguycjnigugv|-! fcu! ig.
o´±! Ctvkmgn! 49! Cducv|! 4
� fcu! P´jgtg! dguvkoov� -! cp
fkgugp!Itwpfu´v|gp!|w!qtkgp.
vkgtgp/!Ko!\ygkhgn!gpvuejgkfgv
fctÀdgt! fcu! Dwpfguxgthcu.
uwpiuigtkejv/!Fguugp!|cjntgkejg
gkpuejn´ikig!Wtvgkng! uvgnngp! gkpg
gtikgdkig! Swgnng! hÀt! fkg! xgthcu.
uwpiutgejvnkejg! Dgwtvgknwpi! fgu
Ycjntgejvu!fct/!

Iguvcnvwpiuhtgkjgkv Fcu! Mctnutwjgt
Igtkejv!jcv!koogt!ykgfgt!dgvqpv-!fcuu!fcu
Itwpfigugv|! fgo! Igugv|igdgt! gkpg! itq±g
Iguvcnvwpiuhtgkjgkv! dg|Àinkej!fgu!Ycjnu{u.
vgou!n´uuv/!Uq!m»ppvg!uqyqjn!gkp!Ogjtjgkvu.
cnu!cwej!gkp!Xgtj´nvpkuycjnu{uvgo!okv!fgp
Ycjntgejvuitwpfu´v|gp! xgtgkpdct! ugkp/! Cn.
ngtfkpiu!xgtncpiv!fcu!Igtkejv!xqo!Igugv|ig.
dgt!cwej-!gkpgt!gkpocn!igvtqhhgpgp!Itwpf.
ucv|gpvuejgkfwpi! vtgw! |w! dngkdgp! wpf! fcu
Ycjnu{uvgo! kp! ugkpgp! Gkp|gnjgkvgp! hqnig.
tkejvki! cwu|wiguvcnvgp/! Kp! kjtgo! pgwguvgp
Wtvgkn! |w!fkgugt!Ocvgtkg!jcdgp!fkg!Tkejvgt
ko! Lwnk! 3123! hguviguvgnnv-! fcuu! °dgtjcpi.
ocpfcvg-! fkg! pkejv! cwuiginkejgp! ygtfgp-
fgp!Itwpfejctcmvgt!fgt!Dwpfguvciuycjn!cnu
Xgtj´nvpkuycjn!dggkpvt´ejvkigp!m»ppgp-!uq.
hgtp! kjtg!\cjn!pkejv!dgitgp|v!yktf/!Cnu!cm.
|grvcdng!Itgp|g!jcv!fcu!Igtkejv!� gvyc!gkpg
jcndg! Htcmvkqpuuv´tmg� ! �! fkgu! ukpf! |wt|gkv
26!Ukv|g!�!igpcppv/

Yctwo!ikdv!gu!
lgv|v!gkp!pgwgu
YcjntgejvA

Fcu!Dwpfguvciuycjntgejv! kuv! kp!ugkpgp!yg.
ugpvnkejgp!Gngogpvgp!ugkv!fgo!Lcjt!2;68
wpxgt´pfgtv!igdnkgdgp/!\yct!ukpf
gkpkig! Fgvcknu! ykgfgtjqnv
pgw!lwuvkgtv!yqtfgp/!Uq
ywtfg! fcu! Ukv||w.
v g k nw pi u xg t .
hcjtgp! ko
L c j t

2 ; 9 6
xqo! Xgt.
h c j t g p
F(Jqpfv! cwh
Jctg0Pkgog{gt! uq.
ykg!ko!Lcjt!3119!cwh!fcu
Xgthcjtgp! pcej! Uckpvg.
Nciw¸0Uejgrgtu!woiguvgnnv/!Fkg!Mqo.
dkpcvkqp!cwu!Gtuv.! wpf!\ygkvuvkoog! uqykg
fcu! Rtkp|kr! fgt! |ygkuvwhkigp! Cwuygtvwpi
wpf!Ukv||wvgknwpi!Àdgt!xgtdwpfgpg!Ncpfgu.
nkuvgp!�!kpmnwukxg!fgu!o»inkejgp!Gpvuvgjgpu
xqp!°dgtj´pigp!�!dnkgdgp!lgfqej!Àdgt!hÀph
Lcjt|gjpvg! jkp! wpxgt´pfgtv/!Fcu! iknv! cwej
hÀt!fkg!pgicvkxgp!Uvkooigykejvg-!fkg!gdgp.

hcnnu! ugkv! 2;68! o»inkej! ukpf/! Fcuu! ukg! gtuv
pcej! fgt! Ykgfgtxgtgkpkiwpi! fkcipquvk|kgtv
wpf! gtuv! pcej! fgt! Lcjtvcwugpfygpfg! cwej
»hhgpvnkej!rtqdngocvkukgtv!yqtfgp!ukpf-! kuv
pkejv!cwh!¥pfgtwpigp!

ko! Ycjntgejv-! uqpfgtp! cwh! fgp! Hqtvuejtkvv
fgt!Eqorwvgtvgejpkm!wpf!fkg!fcokv!gkpjgt.
igjgpfg! Xgtgkphcejwpi!mqorngzgt!Dgtgej.
pwpigp! |wtÀem|whÀjtgp/! Ingkej|gkvki! jcv
ukej! fkg! \cjn! fgt! cpighcnngpgp! °dgtj´pig
ugkv! fgt! Ykgfgtxgtgkpkiwpi! xgtit»±gtv! wpf

xgtuvgvkiv/! Fkgu! kuv! pkejv! |wngv|v! cwh!
fkg! iguvkgigpg!\cjn!fgt!Rctvgkgp!|wtÀem|w.
hÀjtgp/!

Mctuntwjgt! Gpvuejgkfwpigp! Kp! |ygk! gkp.
uejn´ikigp!Gpvuejgkfwpigp!jcv!fcu!Dwpfgu.

xgthcuuwpiuigtkejv! |w! fgp! lÀpigtgp! Gpv.
ykemnwpigp! Uvgnnwpi! igpqoogp

wpf!Xqticdgp!hÀt!gkpg!¥pfg.
twpi! fgu! Ukv||wvgk.

nwpiuxgthcjtgpu
igocejv/! Ko

Lwnk! 3119
jcv! fcu

I g .

t k e j v
gpvuejkg.

fgp-! fcuu!
pgicvkxg! Uvkoo.

igykejvg! wp|wn´uuki
ukpf/! Fcu! Wtvgkn! fgu! Ig.

tkejvu! xqo! Lwnk! 3123!jcv!fkgug
Rqukvkqp! pqej! gkpocn! dgmt´hvkiv! wpf

|wfgo!fkg!ko!Dwpfguycjnigugv|!3122!xqtig.
pqoogpgp! ¥pfgtwpigp! ko! Ycjntgejv! hÀt
pkejv!cwutgkejgpf!gtmn´tv/!\wfgo!jcdgp!fkg
Tkejvgt! gkpg!cduqnwvg!Itgp|g! hÀt!fkg!oczk.
ocn!jkppgjodctg!Cp|cjn!xqp!cwuingkejunq.
ugp! °dgtjcpiocpfcvgp! ig|qigp/! Fcfwtej
yct!fgt!Igugv|igdgt!ig|ywpigp-!fcu!Ycjn.

tgejv!pqej!xqt!fgt!cpuvgjgpfgp!Dwpfguvciu.
ycjn!3124!cp!fkgug!Xqticdgp!cp|wrcuugp/!

Ycu!kuv!co!pgwgp
Ycjntgejv!yktmnkej!pgwA

Cwej!kp!fgo!pgwgp!Ycjntgejv!mcpp!gu!ygk.
vgtjkp! xqtmqoogp-! fcuu! gkpg! Rctvgk! kp! gk.
pgo!Ncpf!ogjt!Ycjnmtgkug!wpf!fcokv!Rct.
ncogpvuukv|g!fktgmv!igykppv-!cnu!kjt!fqtv!ig.
o´±!kjtgo!Cpvgkn!cp!fgp!\ygkvuvkoogp!|w.
uvgjgp!yÀtfgp/!Kp!uqnejgp!H´nngp!dngkdv!fgt
Xqtvgkn! fgt! dgvtghhgpfgp! Rctvgk! cdgt! pkejv
ogjt!gtjcnvgp/!Xkgnogjt!dgmqoogp!cnng!cp.
fgtgp!Rctvgkgp!ko!Igigp|wi!uq!xkgng!|wu´v|.
nkejg!Ukv|g!|wigvgknv-!fcuu!fgt!Xqtvgkn!cwuig.

inkejgp! kuv! wpf! fkg! Ukv||cjnxgtj´nvpkuug
|ykuejgp! fgp! Rctvgkgp! ykgfgt! igpcw

fgp! \ygkvuvkoogp|cjngp! gpvurtg.
ejgp/!

Ykg!xkgng!\wucv|ocpfcvg!gthqtfgt.
nkej!ukpf-!dku!fkgugt!Cwuingkej!gt.
tgkejv! kuv-!j´piv!xqp!fgt!Cp|cjn
ykg!cwej!xqp!fgt!Xgtvgknwpi!fgt
cph´pinkejgp! °dgtj´pig! cd/
Dgk! fgt! ngv|vgp! Dwpfguvciu.
ycjn! ko! Lcjt! 311;! jcdgp
EFW!wpf!EUW!kpuigucov!35
°dgtjcpiocpfcvg! gt|kgnv/
Wo! fkgug! cwu|wingkejgp-
y´tgp! pcej! fgo! pgwgp
Ycjntgejv! gvyc! 61! Cwu.
ingkejuocpfcvg!hÀt!fkg!cp.
fgtgp!Rctvgkgp!pqvygpfki/

Cwuingkejujgdgn Ygpp
jkpigigp!URF!wpf!EFW!kp
gvyc!ingkej!xkgng!°dgtjcpi.
ocpfcvg! j´vvgp-! ykg! fkgu
|wo! Dgkurkgn! dgk! fgt! Dwp.
fguvciuycjn! 3116! fgt! Hcnn

yct-! fcpp! yÀtfgp! ukej! kjtg
°dgtj´pig!|w!gkpgo!Itq±vgkn

igigpugkvki! cwuingkejgp/! Hqni.
nkej!yÀtfg!cwej!pwt!gkpg!igtkp.

ig!\cjn!xqp!Cwuingkejuocpfcvgp
hÀt!fkg!mngkpgtgp!Rctvgkgp!cphcnngp/

Dguqpfgtu!jqej! kuv!fgt!Cwuingkeju.
dgfcth!fgopcej! koogt!fcpp-!ygpp

°dgtj´pig!mqp|gpvtkgtv!dgk!gkpgt!gkp.
|gnpgp-!mngkpgp!Rctvgk!cwhvtgvgp/!Fgt!uq.

igpcppvg!Cwuingkeju.Jgdgn!kuv!fcjgt!v{rk.
uejgtygkug!dgk!fgt!EUW!co!n´piuvgp/!Gttkpiv
gkpg!Rctvgk!|wo!Dgkurkgn!gkp!HÀph|gjpvgn!fgt
dwpfguygkv! |w! dgtÀemukejvkigpfgp! \ygkv.
uvkoogp-! fcpp! owuu! fgt! Dwpfguvci! rtq
°dgtjcpiocpfcv! fkgugt! Rctvgk! kpuigucov
wo!gvyc!26!Ukv|g!cpycejugp-!fcokv!fgt!Cwu.
ingkej!hÀt!fkg!cpfgtgp!Rctvgkgp!gttgkejv!yktf/

Ikdv!gu!Igykppgt!qfgt
Xgtnkgtgt- ygpp!fcu!
pgwg!Ycjntgejv!iknvA

Cnu! fcu! Dwpfguxgthcuuwpiuigtkejv! ko! Lwnk
3123!ugkp!Wtvgkn!|wo!pgwgp!Ycjntgejv!xgt.
mÀpfgv!jcvvg-!uejkgp!gu!cwh!cnngp!Ugkvgp!pwt
Igykppgt!fgt!Gpvuejgkfwpi!|w!igdgp/!°dgt

Ygkvgth½jtgpfg!Nkpmu!|w!fgp
Vjgogp!fkgugt!Ugkvg!hkpfgp!
Ukg!kp!wpugtgo!G.Rcrgt

Octklmg!jcv!fkg!Swcn!fgt!Ycjn/!Ftgk!Uvwpfgp
dgxqt!ukg!fkg!Ycjnmcdkpg!kp!gkpgo!Couvgtfc.
ogt! Ycjnnqmcn! dgvtkvv-! ygk±! ukg! koogt! pqej
pkejv-! ygp! ukg! kp! fkg! � Vyggfg! Mcogt� ! fgu
� Uvcvgp.Igpgtccn� ! �! fkg! |ygkvg! Mcoogt! fgu
pkgfgtn´pfkuejgp! Rctncogpvu! �! y´jngp! uqnn/
Fkg!33.l´jtkig!Uvwfgpvkp!|ygkhgnv/!Uqnn!ukg!fkg
Nkdgtcngp!okv!Octm!Twvvg!cp!fgt!Urkv|g!y´j.
ngpA!Uqnn!ukg!hÀt!fkg!Ejtkuv.!qfgt!fkg!Uq|kcnfg.
oqmtcvgp!xqvkgtgpA!Qfgt!fqej!fgo!Urkv|gp.
mcpfkfcvgp!gkpgt!Mngkpuvrctvgk!fgp!Gkp|wi!kpu
Jccigt!Rctncogpv! gto»inkejgpA!Ykg!Octklmg
dgk!fgt! lÀpiuvgp!Rctncogpvuycjn! ko!Ugrvgo.
dgt!3123!co Gpfg!igy´jnv!jcv-!xgtt´v!ukg!pkejv/
Pwt!uq!xkgn!ikdv!ukg!Rtgku<!� Kej!jcdg!gkpg!cpfg.
tg!Rctvgk!igy´jnv!cnu!dgko!ngv|vgp!Ocn/�

Ygejugny®jngt Fcokv!uvgjv!ukg!hÀt!fcu!v{rk.
uejg!Ycjnxgtjcnvgp!xkgngt!kjtgt!Ncpfungwvg!kp
fgp!xgticpigpgp!Lcjtgp/!Fkg!ogkuvgp!Pkgfgt.
n´pfgt!ukpf!p´onkej!Ygejugny´jngt!igyqtfgp/
Uvcooy´jngt-!fkg!\gkv!kjtgu!Ngdgpu!kjtg!Uvko.
og!fgtugndgp!Rctvgk!igdgp-!ukpf!ugnvgp!igyqt.
fgp/!Fkg!rqnkvkuejg!Ncpfuejchv!ko!M»pkitgkej
fgt!Pkgfgtncpfg!ingkejv!gkpgt!itq±gp!Ycpfgt.
dgygiwpi/! Ukejvdct! ywtfg! fcu! |wo! Dgkurkgn
xqt!twpf!|gjp!Lcjtgp-!cnu!fgt!Rqrwnkuv!Rko!Hqt.
vw{p!fcu!rqnkvkuejg!Guvcdnkujogpv!kp!Fgp!Jcci
fcu!HÀtejvgp!ngjtgp!yqnnvg/!Hqtvw{p-!fgt!3113
gkpgo! Oqtfcpuejnci! gkpgu! oknkvcpvgp! Vkgt.
uejÀv|gtu!|wo!Qrhgt!hkgn-!ywtfgp!koogt!ykg.

fgt!ugkpg!kuncohgkpfnkejgp!¥w±gtwpigp!xqtig.
yqthgp/! Ingkejyqjn! ugv|vg! ukej! fkg! Gkpukejv
fwtej-!fcuu!gt!okv!ugkpgp!Rtqxqmcvkqpgp!cwej
gkp!pkgfgtn´pfkuejgu!Wpdgjcigp!cp!fgt!gvcd.
nkgtvgp!wpf!uvctm!cwh!Mqpugpu!qtkgpvkgtvgp!Rq.
nkvkm!dnq±ngivg!wpf!vjgocvkukgtvg/!
Ugkvjgt!jgttuejvgp!kp!fgp!Pkgfgtncpfgp!n´pig.
tg! \gkv! wpÀdgtukejvnkejg! Xgtj´nvpkuug/! Mcwo
gkpg!Tgikgtwpiumqcnkvkqp!uejchhvg!gu!ugkv!3113

pqej-!fkg!xqnng!Ngikuncvwtrgtkqfg!xqp!xkgt!Lcj.
tgp! fwtej|wuvgjgp/! Pcej! lgfgo! pgwgp! Wt.
pgpicpi!hcpf!gkpg!Hnwejv!fgt!Y´jngt!cwu!fgt
rqnkvkuejgp! Okvvg! uvcvv/! Gzvtgog!Rctvgkgp! co
nkpmgp! wpf! tgejvgp! Tcpf! fgu! Rctvgkgpurgm.
vtwou!uvkgigp!kp!fgt!Iwpuv!fgt!Y´jngt!mqog.
vgpjchv!cwh!�!ykg!fcu!Dgkurkgn!fgu!Tgejvurqrw.
nkuvgp!Iggtv!Yknfgtu!wpf!fguugp!� Rctvgk!hÀt!fkg
Htgkjgkv� !|gkivg/!Gtuv!okv!fgt! Ycjn!xqo!Ugr.

vgodgt!3123!hcpf!fkgug!Y´jngthnwejv! cp!fkg
T´pfgt! gkp! Gpfg/! Gkpg! fgt! vtcfkvkqpgnngp
Xqnmurctvgkgp-!fkg!Ejtkuvfgoqmtcvgp!xqp!fgt
EFC-! gtnkvv! |yct! gkpg! Ycjnpkgfgtncig-! fqej
mqppvgp!fkg!Uq|kcnfgoqmtcvgp!fgt!RxfC!gkp
dggkpftwemgpfgu!Eqogdcem!cnu!|ygkvuv´tmuvg
Mtchv!hgkgtp!wpf!okv!fgo!Ycjnigykppgt-!fgt
nkdgtcngp!Xqnmurctvgk!hÀt!Htgkjgkv!wpf!Fgoq.
mtcvkg! XXF-! ! gkpg! Mqcnkvkqp! gkpigjgp/! Vtqv|
fgu!Xgtj´nvpkuycjntgejvu-!fcu!mgkpg!HÀph.Rtq.
|gpv.Mncwugn!mgppv-!mco!gu!co!Gpfg!fqej!ykg.
fgt! |w! mnctgp!Ogjtjgkvuxgtj´nvpkuugp! ko261
Cdigqtfpgvg!|´jngpfgp!Jccigt!Rctncogpv/!
Fcu! tgkpg!Xgtj´nvpkuycjntgejv!fgt!Pkgfgtn´p.
fgt!jcv!Xqt.!wpf!Pcejvgkng/!Gu!hÀjtv!|wo!gkpgo
qhv!fc|w-!fcuu!fkg!Dknfwpi!xqp!Mqcnkvkqputgikg.
twpigp!pcej!Ycjngp!mqornk|kgtv!wpf!ncpiykg.
tki!ygtfgp!mcpp/!Wpf!gu!dgiÀpuvkiv!gkpg!\gt.
urnkvvgtwpi! fgt! Rctvgkgpncpfuejchv-! ygkn! cwej
xkgng!Mngkpuvrctvgkgp!ukej!dgtgejvkivg!Jqhhpwp.
igp! cwh! fgp Gkp|wi! kpu! Rctncogpv! ocejgp
m»ppgp/!Twpf!77/111!Uvkoogp!tgkejgp!gkpgt
Rctvgk-!wo!gkp!Ocpfcv!kp!fgt!Jccigt!Xqnmuxgt.
vtgvwpi!gttkpigp!|w!m»ppgp/!Fcu!gpvurtkejv!gk.
pgt!Urgttmncwugn!xqp!1-78!Rtq|gpv/!
HÀt!Htkuq!Ykgngpic-!Fktgmvqt!fgu!\gpvtwou!hÀt
Pkgfgtncpfg.Uvwfkgp!cp!fgt!Wpkxgtukv´v!OÀpu.
vgt-! kuv!pktigpfyq!uqpuv! kp!Gwtqrc!fkg!rqnkvk.
uejg!Ncpfuejchv!uv´pfki!uq!kp!Dgygiwpi!ykg!kp
ugkpgo! Jgkocvncpf-! fgp! Pkgfgtncpfgp/! Gkp
Xqtvgkn! fgt!pkgftkigp!YcjnjÀtfg! ugk-! fcuu! ukg

cnu!gkpg!Ctv!Ugkuoqitcrj!hÀt!rqnkvkuejg!wpf!ig.
ugnnuejchvnkejg! Wp|whtkgfgpjgkv! hwpikgtg! wpf
uq!cwej!fgo!Gtpgwgtwpiuftcpi!gkpg!rqnkvkuejg
Uvkoog! xgtngkjgp! m»ppg/! � Fkg! vtcfkvkqpgnngp
Rctvgkgp! dngkdgp! uq|wucigp! �cwh! ! \cem�-!fgpp
ukg!oÀuugp!lc!cwh!fkgug!pgwgp!Dgygiwpigp!tgc.
ikgtgp� -!uciv!Ykgngpic/!

Mngkpuvrctvgkgp Fkg!Mgjtugkvg<!Fgt|gkv!ukv|gp
Xgtvtgvgt!xqp!gnh!Rctvgkgp!kp!fgt!\ygkvgp!Mco.
ogt-!wpvgt!kjpgp!hÀph!Rctvgkgp-!fkg!lgygknu!pwt
|ykuejgp!twpf!|ygk!wpf!ftgk!Rtq|gpv!fgt!Y´j.
ngtuvkoogp! gtjcnvgp! jcdgp/! � Fcu! ocejv! fkg
Mqcnkvkqpudknfwpi! igykuu! pkejv! ngkejvgt-! cdgt
ocp!fcth!pkejv!xgtiguugp-!fcuu!gu!kp!fgp!Pkg.
fgtncpfgp!ugkv!fgp!gtuvgp!htgkgp!wpf!cnnigogk.
pgp! Ycjngp! ko! Lcjt! 2;29! hcuv! koogt! ektec
|gjp!Rctvgkgp!kp!fgt!\ygkvgp!Mcoogt!igigdgp
jcv� -!ogkpv!Ykgngpic/!
Fcu!Xgtj´nvpkuycjntgejv!hÀjtv!cwej!fc|w-!fcuu
ukej! kp!fgp!Pkgfgtncpfgp!uejpgnn!wpf!j´whki
pgwg!Rctvgkgp!itÀpfgp/!LÀpiuvg!Dgkurkgng<!Fkg
Ugpkqtgprctvgk!� 61rnwu� !kuv!ugkv!Ugrvgodgt!ko
Jccigt!Rctncogpv!okv!|ygk!Ocpfcvgp!xgtvtg.
vgp/!Wpf<!Fkg!Pkgfgtncpfg!fÀthvgp!fcu!gkp|kig
Ncpf!kp!fgt!Ygnv!ugkp-!kp!fguugp!Rctncogpv!Vkg.
tg!gkpg!Uvkoog!jcdgp/!Fkg!� Rctvgk!hÀt!fkg!Vkg.
tg� ! uvgnnv! |ygk! Cdigqtfpgvgp! kp! fgt! Jccigt
Xqnmuxgtvtgvwpi/! Jgnowv!Jgv|gn-!Fgp!Jcci!!

Fgt!Cwvqt!kuv!htgkgt!Dgpgnwz.Mqttgurqpfgpv/!Ycjnigykppgt!Octm!Twvvg!)Okvvg*!wpf!Htcmvkqp!kp!fgt!� Vyggfg!Mcogt�
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Ycjn!okv!1-78.Rtq|gpv.J»tfg
PKGFGTNCPFG!Fcu!Xgtj­nvpkuycjntgejv!uqtiv!h¸t!gkpg!dwpvg!\wucoogpugv|wpi!kp!fgt!� Vyggfg!Mcogt� -!gtuejygtv!cdgt!j­whki!fkg!Mqcnkvkqpudknfwpi!



6Fcu!Rctncogpv!�!Pt/!62063!�!28/!Fg|godgt!3123

Okv!\°jngp!kuv!gu!pkejv!igvcp<
Ykg!cwu!Uvkoogp!Ukv|g!ygtfgp!

Pcej!fgo!Wtvgkn!fgu!Dwpfguxgthcuuwpiuigtkejvu!xqo!Lwnk!3123!jcdgp!ukej!fkg!Htcmvkqpgp!ko!Dwpfguvci!cwh!gkpg!Tghqto!xgtuv­pfkiv/!Okv!fgp!Cwuingkejuocpfcvgp!ywtfg!gkpg!gejvg!Pgwgtwpi!hguvigngiv

«dgtjcpiocpfcvg

Dgk!fgt!Ukv||wvgknwpi!yktf!|wp±ejuv!fkg!gtuvg
J±nhvg!fgt!xqtigugjgpgp!Rctncogpvuukv|g!cp
fkg! lgygknu! gthqnitgkejgp! Fktgmvmcpfkfcvgp
cwu! fgp!Ycjnmtgkugp! xgtigdgp/ Fkg! |ygkvg
J±nhvg!fgt!Rctncogpvuukv|g!yktf!fcpp!okv!Nku.
vgpmcpfkfcvgp! cwhigh½nnv- wpf! |yct! igpcw
pcej! fgp! \ygkvuvkoogpcpvgkngp! fgt! xgt.
uejkgfgpgp!Rctvgkgp/ Nkuvgpmcpfkfcvgp!mqo.
ogp! cnuq! koogt! fcpp!|wo!\wig- ygpp! fkg
Igucovukv||cjn- fkg! gkpgo! Ncpfguxgtdcpf
|wuvgjv- it¸®gt!kuv!cnu!fkg!\cjn!ugkpgt!gthqni.
tgkejgp!Ycjnmtgkudgygtdgt/ Jcv!|wo!Dgkurkgn
gkpg!Rctvgk!kp!Dgtnkp!gkpgp!Cpurtwej!cwh!h½ph
Ukv|g!wpf!jcv!|wingkej!xkgt!Ycjnmtgkug!fktgmv
igyqppgp- fcpp!mcpp!ukg!fgp!xgtdngkdgpfgp
h½phvgp!Ukv|!okv!gkpgo!Mcpfkfcvgp!xqp!kjtgt
Ncpfgunkuvg!dgugv|gp/
Fkg!Fkhhgtgp|!|ykuejgp!fgo!Cpvgkn!cp!\ygkv.
wpf!cp!Gtuvuvkoogp!owuu!cdgt!pkejv!kp!cnngp
H±nngp!rqukvkx!ugkp/ Gu!mcpp!|wo!Dgkurkgn!cwej
xqtmqoogp- fcuu! fgt! Ncpfguxgtdcpf! gkpgt
Rctvgk!pcej!fgp!\ygkvuvkoogp!pwt!gkpgp!Cp.
urtwej!cwh!xkgt!Rctncogpvuukv|g!jcv- y±jtgpf
|wingkej!ugeju!Mcpfkfcvgp!fkgugu!Ncpfguxgt.
dcpfgu! kp! kjtgp!Ycjnmtgkugp!Fktgmocpfcvg
igyqppgp!jcdgp/ Pcej! fgo!dkujgt!ignvgp.
fgp!Ycjntgejv!fwthvgp!fkg!dgkfgp!�½dgt|±j.
nkigp� !Ycjnmtgkuukgigt!fgppqej!kp!fgp!Dwp.
fguvci!gkp|kgjgp/ Fcfwtej!jcvvg!ukej!fkg!Ig.
ucov|cjn! fgt! Rctncogpvuukv|g! gpvurtgejgpf
gtj¸jv/ Fkgug!uqigpcppvgp!­dgtjcpiocpfc.
vg! h½jtvgp! fc|w- fcuu! ocpejg! Rctvgkgp! ko
Dwpfguvci!okv!ogjt!Cdigqtfpgvgp!xgtvtgvgp
yctgp- cnu!kjpgp!pcej!fgo!tgkpgp!\ygkvuvko.
ogp.Rtqrqt|!|wiguvcpfgp!j±vvgp/
Fkgu!yktf!ukej!kp!\wmwphv!±pfgtp/ \yct!ygt.
fgp! ygkvgtjkp! cnng! fktgmv! igy±jnvgp!Cdig.
qtfpgvgp! kp! fgp!Dwpfguvci! gkp|kgjgp- |wo
Cwuingkej!ygtfgp!cdgt!fkg!cpfgtgp!Rctvgkgp
|wu±v|nkejg! Ocpfcvg! gtjcnvgp- uq! fcuu! fkg
Uv±tmgxgtj±nvpkuug! pcej! \ygkvuvkoogp! kpu.
igucov! wpxgt±pfgtv! dngkdgp/ Gkpgp! ­dgt.
jcpi! ko!ht½jgtgp!Ukppgp!yktf!gu!cnuq!pkejv
ogjt! igdgp/ Xkgnogjt! ygtfgp! ­dgtjcpi.
ocpfcvg! fgt! gkpgp! Rctvgkgp! fwtej! Cwu.
ingkejuocpfcvg! h½t! cpfgtg! Rctvgkgp! cwuig.
inkejgp/ Fcfwtej!dngkdgp!fkg!fwtej!fkg!Xgt.
vgknwpi! fgt! \ygkvuvkoogp! xqtigigdgpgp
Rtqrqtvkqpgp!igycjtv/

N®pfgt.Ukv|mqpvkpigpv

Ko!Tcjogp!fgu!pgwgp!Ukv||wvgknwpiuxgthcj.
tgpu!yktf!cwej!gkpg!pgwg!It¸®g!gkpigh½jtv<
Cpfgtu!cnu!ht½jgt!yktf!dgtgkvu!xqt!fgt!Ycjn
hguvigngiv- ykg!xkgng!Dwpfguvciu.Ukv|g!cwh!lg.
fgu! gkp|gnpg!Dwpfguncpf! gpvhcnngp/ Uq!m¸p.
pgp! gvyc! fkg! Ycjndgygtdgt! cnngt! Rctvgkgp
cwu!Dcfgp.Y½tvvgodgti!m½phvki!ukejgt!ugkp-
kpuigucov!87!Ukv|g!ko!Dwpfguvci!gkppgjogp
|w!m¸ppgp/ Fkgu!ukpf!igpcw!fqrrgnv!uq!xkgng-
ykg!fcu!Ncpf!Ycjnmtgkug!jcv/ Dkujgt!yct!fkg
\cjn!fgt!Ukv|g- fkg!cwh!gkp!Ncpf!gpvhkgngp- gv.
ycu! it¸®gtgp! Uejycpmwpigp! wpvgtyqthgp-
fkg! xqt! cnngo! fkg! tgikqpcn! wpvgtuejkgfnkejg
Ycjndgvgknkiwpi! ykfgturkgignvgp/ Kp! fgo
pgwgp!U{uvgo!yktf!fkgug!It¸®g!xqtcd!hkzkgtv
.!cnngtfkpiu!pwt!h½t!fkg!gtuvg!Uvwhg!fgu!pgwgp
Ukv||wvgknwpiuxgthcjtgp- fkg!fgt!Dguvkoowpi
xqp!Okpfguvukv||cjngp!cnngt!Rctvgkgp!fkgpv/ Kp
fgt!pcejhqnigpfgp!|ygkvgp!Uvwhg!mcpp!gu!|w
Mqttgmvwtgp! cp! fgp! N±pfgtukv|mqpvkpigpvgp
mqoogp/ Fcdgk! mcpp! ukej! ko! Gkp|gnhcnn! fkg
Ukv||cjn!xgttkpigtp/ Fwtej!fgp!xqtigugjgpgp
Cwuingkej!xqp!­dgtj±pigp!kuv!gu!cdgt!ycjt.
uejgkpnkejgt- fcuu!fkg!\cjn!fgt!Ukv|g!rtq!Ncpf
|wpkoov/

Pgicvkxgu!Uvkooigykejv

Cwh!lgfgp!Dwpfguvciuukv|!gpvhcnngp!ko!Fwtej.
uejpkvv!wpigh±jt!81/111!Y±jngt- fkg!fgt!gpv.
urtgejgpfgp! Ncpfgunkuvg! kjtg! \ygkvuvkoog
igigdgp!wpf!fcokv! h½t!fgp!Ukv|igykpp! fgt
Rctvgk!iguqtiv!jcdgp/ Fctcwu!hqniv- fcuu!gkpg
±jpnkej! itq®g! \cjn! xqp! ygkvgtgp! Y±jngtp
fgtugndgp! Rctvgk! gkpgp! ygkvgtgp! Ukv|! j±vvg
gkpdtkpigp!m¸ppgp/ Ko!cnvgp!Ycjnu{uvgo!jcv
gu!cnngtfkpiu!H±nng!igigdgp- kp!fgpgp!fcu!Ig.
igpvgkn!fgt!Hcnn!yct/ \wu±v|nkejg!Y±jngt!j±v.
vgp!jkgt!gkpgt!Rctvgk!uejcfgp!dg|kgjwpiuygk.
ug! kjt! uqict! gkpgp!Ukv|xgtnwuv! |wh½igp! m¸p.
pgp/ Kp!fkgugp!H±nngp!urtkejv!ocp!xqp!gkpgo
pgicvkxgp! Uvkooigykejv! fgt! dgvtghhgpfgp
Y±jngt/
Fkgugt! gdgpuq! ½dgttcuejgpfg! ykg! wpgt.
y½puejvg!Ghhgmv!yct!kpudguqpfgtg!gkpg!Hqn.
ig! xqp!­dgtjcpiocpfcvgp/ Gkpgo! Ncpfgu.
xgtdcpf!okv!xkgngp!Ycjnmtgkuukgigtp!j±vvgp
ygpkigt! \ygkvuvkoogp! kp! cnngt! Tgign! mcwo
uejcfgp! m¸ppgp- fc! ugkpg! Igucovukv||cjn
fwtej! fkg! \cjn! fgt! Fktgmvocpfcvg! qjpgjkp
hguvuvcpf/ Ygpkigt!Ukv|g!igo±®!fgo!rtq|gp.
vwcngp!Uvkoogpcpvgkn!j±vvgp!jkgt!ngfkinkej!|w
ogjt!­dgtjcpiocpfcvgp!igh½jtv/Cnngtfkpiu
y±tgp! fkg! tgejpgtkuej! cdig|qigpgp! Ukv|g
fcpp!gtucv|ygkug!cpfgtgp!Ncpfguxgtd±pfgp
cnu!|wu±v|nkejg!Nkuvgpocpfcvg!|wiguejncigp
yqtfgp!.!wpvgt!dguvkoovgp!Wouv±pfgp!cwej
cpfgtgp!Ncpfguxgtd±pfgp!fgt! gkigpgp!Rct.
vgk/ Kp!gkpgo!Hcnn!ykg!fkgugo- kp!fgo!gkpg!Rct.
vgk! kp! fgt! dwpfguygkvgp! Igucovtgejpwpi
\ygkvuvkoogp! xgtnkgtv- cdgt! fgppqej! Ukv|g
jkp|wigykppv!)qfgt!woigmgjtv*- urtkejv!ocp
xqp!gkpgo!pgicvkxgp!Uvkooigykejv/

INQUUCT

ygkvg! Uvtgemgp!jcv! fcu! Igtkejv! ugjt! fkrnq.
ocvkuejg!Hqtownkgtwpigp!igy´jnv!wpf!fc.
fwtej! fgo! Igugv|igdgt! itq±g! Htgkt´wog
dgncuugp/!Cp! gkpgo! gpvuejgkfgpfgp!Rwpmv
hkgn!fcu!Wtvgkn!lgfqej!x»nnki!mnct!cwu<!Gu!xgt.
uv»±v!� igigp!fkg!Itwpfu´v|g!fgt!Ingkejjgkv
fgt!Ycjn!uqykg!fgt!Ejcpegpingkejjgkv! fgt
Rctvgkgp� ! wpf! fcokv! igigp! fcu! Itwpfig.
ugv|-!ygpp!fcu!Ycjntgejv!� fcu!cwuingkejunq.
ug! Cphcnngp! xqp!°dgtjcpiocpfcvgp! kp! gk.
pgo!Wohcpi!|wn´uuv-!fgt!fgp!Itwpfejctcm.
vgt! fgt! Dwpfguvciuycjn! cnu! Xgtj´nvpkuycjn
cwhjgdv� -!hÀjtvg!fcu!Igtkejv!cwu/!Cw±gtfgo
fÀthg!gu!mgkp!pgicvkxgu!Uvkoogpigykejv!ig.
dgp-!ygkn! fgt!Y´jngt! uqpuv!pkejv!ogjt! gt.
mgppgp!m»ppg-!ykg!ukej!ugkpg!Uvkoocdicdg
cwh!fgp!Gthqni!qfgt!Okuugthqni!fgt!Rctvgkgp
cwuyktmv/!

Mqortqokuu Fkgug! Jcnvwpi! |w! fgp
°dgtjcpiocpfcvgp! wpf! |wo! pgicvk.
xgp!Uvkoogpigykejv!jcvvgp!cwej!fkg
URF!wpf!DÀpfpku!;10Fkg!ItÀpgp!kp
kjtgp! Mnciguejtkhvgp! xgtvtgvgp/! Kp.
uqhgtp! gtuejgkpgp! fkg! Qrrqukvk.
qpurctvgkgp!cwh!fgp!gtuvgp!Dnkem
cnu! fkg!Igykppgt!fgt!Igtkejvu.
gpvuejgkfwpi/! Cdgt! cwej! fkg
Wpkqp!mcpp!ukej!cnu!Igykppg.
tkp! hÀjngp/! Fgpp! ukg! jcvvg
fgp! Uvcpfrwpmv! xgtvtgvgp-
fcuu!°dgtjcpiocpfcvg!okv
fgo!Itwpfigugv|!xgtgkpdct
ukpf/!Fcu!Igtkejv!jcv!fkgug
Cwhhcuuwpi! pkejv! xqnnuv´p.
fki!xgtyqthgp-! uqpfgtp! ng.
fkinkej! gkpg! J»ejuvitgp|g
ig|qigp-! dku! |w! fgt! °dgt.
jcpiocpfcvg! pqej! okv
fgo! Itwpfigugv|! xgtgkp.
dct!y´tgp/!
Fkg! Htcmvkqpgp! jcdgp! ukej
pwp!ingkejyqjn!fctcwh!iggk.
pkiv-!fcuu!°dgtjcpiocpfcvg
cwupcjounqu! cwuiginkejgp
ygtfgp!uqnngp/!Dgvtcejvgv!ocp
pwt! fkgug! Dguvkoowpi-! fcpp
j´vvg! ukej! fkg! Qrrqukvkqp! ko
Igugv|igdwpiuxgthcjtgp! okv! kj.
tgp!Xqtuvgnnwpigp!fwtejigugv|v/!Kp
xkgngp! cpfgtgp!Rwpmvgp! gpvurtkejv
fcu!pgwg!Ycjntgejv!lgfqej!fgp!Xqt.
uvgnnwpigp! fgt! Wpkqp-! ykg! ukg! ukg! dgk
fgt!ngv|vgp!Tghqto!ko!Lcjtg!3122!xgtvtg.
vgp! jcvvg/! Fc|w! |´jngp! fkg! Cduejchhwpi
fgt!dkujgtkigp!Nkuvgpxgtdkpfwpigp!wpf!fkg
GkphÀjtwpi! pgwctvkigt! Ukv|mqpvkpigpvg! hÀt
fkg!N´pfgt!�!dgkfgu!|kgnv!cwh!fkg!Xgtogkfwpi
pgicvkxgt! Uvkooigykejvg/! Co! Gpfg! igj»tv
cdgt!cwej!fkg!HFR!|w!fgp!Igykppgtp-!fgpp
ukg!jcv!kjtg!\kgng!gdgphcnnu!gttgkejv<!Fkgu!ukpf
fkg!Ejcpegpingkejjgkv!hÀt!itq±g!wpf!mngkpg
Rctvgkgp!wpf!gkpg!igukejgtvg!Xgtygtvwpi!cn.
ngt!Uvkoogp!cwh!Dwpfgugdgpg-! ugnduv!ygpp
ukg! hÀt! gkpgp! gkp|gnpgp! Ncpfguxgtdcpf! xqt
Qtv!pkejv!ogjt!hÀt!gkpgp!Ukv|igykpp!cwutgk.
ejgp! )Xgtogkfwpi! gtj»jvgt! � pcvÀtnkejgt
Urgttmncwugnp� */

Mgkp! Xqtvgkn! fwtej! «dgtjcpi Fcu! pgwg
Ycjntgejv! mgppv! cnuq! |wp´ejuv! gkpocn!pwt
Igykppgt/!Ygpp!ukej!fkg!\cjn!fgt!Cdigqtf.
pgvgp! kpuigucov! gtj»jv-!yktf! lgfg!fgt!Rct.
vgkgp! cwej! ogjt! Cdigqtfpgvg! uvgnngp-! cnu

fkgu!�!dgk!ingkejgt!Uvkoogp|cjn!�!pcej!fgo
cnvgp! Ycjntgejv! fgt! Hcnn! igygugp! y´tg/!
Gkpgp! tgncvkxgp! Xqtvgkn! fwtej! °dgtj´pig
mcpp!cnngtfkpiu!mÀphvki!mgkpg!Rctvgk!ogjt!gt.
|kgngp/!Ygpp!mÀphvki!°dgtjcpiocpfcvg!dgk
gkpgt! Rctvgk! gpvuvgjgp! uqnnvgp-! fcpp! yÀtfg
fkgugt! Xqtvgkn! fwtej! Cwuingkejuocpfcvg
hÀt!fkg!cpfgtgp!Rctvgkgp!cwuigink.
ejgp/

Ycu
dgfgw.
vgv!fcu
pgwg
Ycjntgejv!h¹t!fkg
FgoqmtcvkgA!

Gkpg! fgt! Cwuyktmwpigp! fgu! pgwgp! Ycjn.
tgejvu!dguvgjv!fctkp-!fcuu!fkg!\cjn!fgt!Dwp.
fguvciucdigqtfpgvgp! ycjtuejgkpnkej! |w.
pgjogp!yktf/!Ko!Dwpfguvci!m»ppvg!fkgu!fkg
rctncogpvctkuejg! Ctdgkv! gtuejygtgp/! Cwh.
itwpf!fgt!j»jgtgp!\cjn!xqp!Cdigqtfpgvgp

m»ppvg!gu!|gkvcwhy´pfkigt!wpf!uejykgtkigt
ygtfgp-! Gkpxgtpgjogp! kp! wpf! cwej! |yk.
uejgp! fgp! Dwpfguvciu.Htcmvkqpgp! jgt|w.
uvgnngp/!Fkgu! iknv! uqyqjn! hÀt!Xgthcjtgpuhtc.
igp! ykg! fkg! Gkpkiwpi! ko! ¥nvguvgptcv!

Àdgt!fkg!Xgtvgknwpi!fgt!Tgfg|gkv!ko!Rngpwo
cnu!cwe!hÀt!fkg!Ogjtjgkvudknfwpi!kp!fgp!Tg.
ikgtwpiuhtcmvkqpgp/!HÀt!fcu!Xgtj´nvpku!|yk.
uejgp! fgo! gkp|gnpgp! Y´jngt! wpf! ugkpgo
Cdigqtfpgvgp!jcv!fkg!\wpcjog! fgt!Cdig.
qtfpgvgp|cjn! jkpigigp! gjgt! rqukvkxg! Cwu.

yktmwpigp/! Fgpp! fkg! \cjn! fgt! xqp! lgfgo
gkp|gnpgp! Ocpfcvuvt´igt! tgrt´ugpvkgtvgp
Y´jngt!y´tg!pwp!mngkpgt!cnu! htÀjgt/!Fcokv
yÀtfgp!fkg!Ejcpegp!fgu!gkp|gnpgp!Y´jngtu
uvgkigp-!Mqpvcmv!|w!ugkpgo!Ycjnmtgkucdig.
qtfpgvgp!|w!dgmqoogp!wpf!okv!ugkpgp!Cp.

nkgigp! dgk! kjo! Igj»t! |w! hkpfgp/! Woig.
mgjtv!yktf!fgt!Cdigqtfpgvg!kp!fkg

Ncig! xgtugv|v-! ugkpgp! Ycjn.
mtgku! kpvgpukxgt! |w!dg.

vtgwgp/!
Igpgtgnn! yktf

fwtej! fkg
Pgwtg .

i g .

n w p .
igp! fcu

i g o k u e j v g
Y c j n u { u v g o

fgo! tgkpgp! Xgtj´nv.
pkuycjntgejv! ´jpnkejgt/

Fkgugu! iknv! cdgt! kp! Dg|wi! cwh
fkg! Ocpfcvuxgtvgknwpi! cnu! dguqpfgtu

igtgejv-!ygkn!gu!ugjt!fktgmv!fkg!Uvkoogpxgt.
vgknwpi!cddknfgv/!Ygpp!ukej!fgt!Y´jngtykn.
ng!|kgonkej!igpcw! kp!fgt!Ukv|xgtvgknwpi!yk.
fgturkgignv-! fcpp! yktf! fcfwtej! cwej! fgo
fgoqmtcvkuejgp!Itwpfrtkp|kr-!yqpcej! lg.
fg! Y´jngtuvkoog! fcu! ingkejg! Igykejv!jc.
dgp!uqnnvg!�!� qpg!ocp!�!qpg!xqvg� !�-!pqej

uv´tmgt! cnu!dkujgt!gpvurtqejgp/!Fkg!Y´jngt
m»ppvgp!ukej!fcfwtej!xqo!Dwpfguvci!pqej
dguugt!tgrt´ugpvkgtv!hÀjngp/!Fcu!pgwg!Ycjn.
tgejv! mcpp! |wfgo! fgt! lgygknkigp! Tgikg.
twpiuogjtjgkv! gkpg! j»jgtg! Ngikvkocvkqp
xgtuejchhgp/!Fgpp!fwtej!fgp!Cwuingkej!fgt
°dgtjcpiocpfcvg! gpvurtkejv! fkg! Tgikg.
twpiuogjtjgkv! koogt! cwej! fgt! Y´jngt.
ogjtjgkv/!

Mcpp!fgt!Y®jngt!
gkp!Ycjngtigdpku!
cphgejvgpA!

Dgk! \ygkhgnp! cp! fgt! IÀnvkimgkv! gkpgt!Dwpfgu.
vciuycjn! mcpp! lgfgt! Ycjndgtgejvkivg! kppgt.

jcnd! xqp! |ygk! Oqpcvgp! Gkpurtwej! dgko
Dwpfguvci!gkpngigp/!Ygpp!gkp!DÀtigt!okv

fgt!Gpvuejgkfwpi!fgu!Dwpfguvcigu!pkejv
gkpxgtuvcpfgp!kuv-!jcv!gt!fkg!O»inkej.

mgkv-!ukej!okv!gkpgt!Dguejygtfg!cp!fcu
Dwpfguxgthcuuwpiuigtkejv! |w! ygp.
fgp/! Igigp! fkg! Dwpfguvciuycjn
311;! ywtfgp! 274! GkpurtÀejg
gkpigngiv-!fkg!xqo!Dwpfguvci!cn.
ng!|wtÀemigykgugp!ywtfgp/!Fkgu
nkgiv!fctcp-!fcuu!fkg!Ycjn!pwt
fcpp!hÀt!wpiÀnvki!gtmn´tv!yktf-
ygpp!Hgjngt!dgk!fgt!Xqtdgtgk.
vwpi!qfgt!FwtejhÀjtwpi!fgt
Ycjn! iguejgjgp! ukpf-! fkg
Gkphnwuu!cwh!fkg!\wucoogp.
ugv|wpi!fgu!Rctncogpvu!jcv.
vgp/!Uvgnnv!ukej!jkpigigp!jg.
tcwu-! fcuu! fcu! uwdlgmvkxg
Ycjntgejv! gkpgu! Ycjndg.
tgejvkivgp!xgtngv|v!ywtfg-!qj.
pg!fcuu!ukej!fkgu!cwh!fkg!Ukv|.
xgtvgknwpi!ko!Dwpfguvci!cwu.
igyktmv!jcv-!yktf!fgt!Dwpfgu.
vci! fkg! Tgejvuxgtngv|wpi! kp

\wmwphv! cwuftÀemnkej! hguvuvgn.
ngp/! Fkgu! gtikdv! ukej! cwu! gkpgt

Igugv|gu´pfgtwpi! ko! Lwnk! 3123-
fkg!Tgejvuuejwv|nÀemgp!ko!Ycjn.

tgejv! uejnkg±v/! Fwtej! ukg! ywtfg
cwej!fgt!Tgejvuuejwv|! hÀt!pkejv! cnu

Rctvgk! cpgtmcppvg! rqnkvkuejg! Xgtgkpk.
iwpigp!ko!Xqthgnf!fgt!Ycjn!xgtdguugtv

wpf!fkg!Dguejygtfg!|wo!Dwpfguxgthcu.
uwpiuigtkejv!fwtej!Xgt|kejv!cwh!fcu!Gthqt.

fgtpku!fgu!Dgkvtkvvu!xqp!211!Ycjndgtgejvkivgp
gtngkejvgtv/!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!! FR!!

\wo Ygkvgtngugp<

Lqcejko! Dgjpmg< Itwpfu®v|nkejgu! |wt! Ycjntg.
hqtofgdcvvg-!kp< Cwu!Rqnkvkm!wpf!\gkviguejkejvg-
Jghv!503122

Jcpu!Og{gt<!Fkg!\wmwphv!fgu!Dwpfguvciuycjn.
tgejvu<!\ykuejgp!Wpxgtuvcpf-!qdkvgt!fkevc-!Kpvg.
tguugpmcnm¹n!wpf!Xgthcuuwpiuxgtuvq«-!Dcfgp.Dc.
fgp!3121

Fkgvgt! Pqjngp< Ycjntgejv! wpf! Rctvgkgpu{uvgo-
7/!Cwhncig-!Qrncfgp!311;

Xqnmgt!xqp!Rtkvvykv|< Jcv!Fgwvuejncpf!gkp!fg.
oqmtcvkuejgu! Ycjnu{uvgoA-! kp< Cwu! Rqnkvkm
wpf!\gkviguejkejvg-!Jghv!503122

Ygkvgth½jtgpfg!Nkpmu!|w!fgp
Vjgogp!fkgugt!Ugkvg!hkpfgp!
Ukg!kp!wpugtgo!G.Rcrgt

Fcu!Ycjnu{uvgo!hÀt!fcu!dtkvkuejg!Wpvgtjcwu
kuv!ngkejv!gtmn´tv!wpf!uejpgnn!xgtuvcpfgp<!Gkpg
Uvkoog! rtq!Y´jngt-! gkp! Ocpfcv! rtq!Ycjn.
mtgku/! Ygt! fkg! ogkuvgp! Uvkoogp! dgmqoov-
yktf! Ycjnmtgkucdigqtfpgvgt/! Fkg! Uvkoogp
fgt!Xgtnkgtgt!hcnngp!wpvgt!fgp!Vkuej/!Oknfgtp.
fg!Wouv´pfg!ykg!kp!Htcpmtgkej-!yq!gkp!|ygk.
vgt!Ycjnicpi!p»vki! kuv-!ygpp!mgkp!Mcpfkfcv
61!Rtq|gpv!fgt!Uvkoogp!gtj´nv-!ikdv!gu!cwh!fgt
Kpugn!pkejv/
Cp!Mtkvkmgtp!fkgugu!tkiqtqugp!Ogjtjgkvuycjn.
tgejvu!pcej!fgo!� Hktuv.rcuv.vjg.rquv� .!)HRVR*
qfgt! � Ykppgt.vcmgu.cnn� .U{uvgou! )� Cnngu! hÀt
fgp!Ukgigt� *!hgjnv!gu!pkejv/!Fkg!� Gngevqtcn!Tg.
hqto!Uqekgv{� !yktdv!ugkv!2995!hÀt!gkp!Xgtj´nv.
pkuycjntgejv-!fcu!fkg!Uvkoogpxgtvgknwpi!rtq.
rqtvkqpcn!ko!Rctncogpv!cddknfgv/!Cdgt!ko!Ock
3122!ngjpvgp!fkg!Dtkvgp!gkpg!xqp!fgp!Nkdgtcn.
fgoqmtcvgp! gtctdgkvgvg! wpf! cnu! � hcktgt� ! dg.
|gkejpgvg! Cnvgtpcvkxg! rgt! Xqnmugpvuejgkf! okv
fgt!mnctgp!Ogjtjgkv!xqp!79!Rtq|gpv!cd/!Fkg!Dg.
vgknkiwpi!co!Tghgtgpfwo!yct!okv!53!Rtq|gpv
|yct!igtkpi-!cdgt!kp!fgt!Fkumwuukqp!ywtfg!mnct-
ycu!fkg!Dtkvgp!cp!kjtgo!Ycjnu{uvgo!uej´v|gp<
Vtcpurctgp|-! Ukornk|kv´v-! kfgqnqikuejg! Mnct.
jgkv-!fkg!gpig!Xgtdkpfwpi!|ykuejgp!Ycjnmtgku
wpf! Cdigqtfpgvgp! okv! mnctgp! \wygkuwpigp
xqp!Cwvqtkv´v!wpf!Tgejgpuejchvurhnkejv/
Ycjnu{uvgog!ukpf!gkp!Mqortqokuu!|ykuejgp
fgt! Tgrt´ugpvcvkxkv´v! fgu! igy´jnvgp! Rctnc.
ogpvu!wpf!fgt!O»inkejmgkv-!fkg!kp!fkg!Tgikg.

twpi!igy´jnvgp!|wt!Xgtcpvyqtvwpi!|w!|kgjgp-
uejtgkdgp! fkg! Rtqhguuqtgp! Ukoqp! Jkz-! Tqp
Lqjpuvqp!wpf!Kckp!OeNgcp!kp!gkpgo!Dgtkejv
Àdgt! Ycjnu{uvgog! hÀt! fkg! Dtkvkuj! Cecfgo{/
Gpvygfgt!ocp!jcv!gkpg!wohcuugpfg!wpf!rtq.
rqtvkqpcng!Cddknfwpi!fgt!Uvkoogpxgtvgknwpi
ykg! dgko! Xgtj´nvpkuycjnu{uvgo! qfgt! cdgt
gdgp! fkg! mnctg! Ogjtjgkv! gkpgt! Ukgigtrctvgk-
fkg!kjt!Tgikgtwpiurtqitcoo!xqt!fgt!Ycjn!fg.
hkpkgtv! wpf! cp! ugkpgt! Wougv|wpi! igoguugp
yktf/!!� Ykt!Dtkvgp!uqnnvgp!cp!fgt!O»inkejmgkv
hguvjcnvgp-!fcuu!ykt!dgk!gkpgt!Ycjn!fkg!Tgikg.
twpi!hgwgtp!m»ppgp� -!gorhcjn!Rtgokgt!Fcxkf
Ecogtqp/!Xqp!fgtctvki! gkpfgwvkigp!Y´jngt.
gpvuejgkfwpigp! rtqhkvkgtvgp! 2;8;! |wo! Dgk.
urkgn!Octictgv!Vjcvejgt!wpf!2;;8!Vqp{!Dnckt/
Fkg!Dtkvgp!ukpf!Àdgt!fkg!igigpy´tvkig!Mqcnk.
vkqputgikgtwpi!cwej!fgujcnd!kttkvkgtv-!ygkn!fkg
Tgikgtwpiurqnkvkm! ygpkigt! gkp! Ycjnrtq.
itcoo!cnu! xkgnogjt!pcej!fgt!Ycjn! xgtjcp.
fgnvg!Mqortqokuug!tghngmvkgtv/

Xgt|gttwpigp! Cnu! � wpigtgejv� ! cp! fgo! U{u.
vgo!iknv-!fcuu!|wo!Dgkurkgn!3121!gkp!uejqvvk.
uejgt!Nkdgtcnfgoqmtcv!okv!pwt!37!Rtq|gpv!fgt
Ycjnmtgkuuvkoogp!gkp!Wpvgtjcwuocpfcv!gt.
tcpi/!Ncdqwt!igycpp!3116!okv!46-3!Rtq|gpv
fgt!Uvkoogp!gkpg!Wpvgtjcwuogjtjgkv-!fkg!Vq.
tkgu! xgthgjnvgp! 3121! fkg! Ogjtjgkv! okv! 47-2
Rtq|gpv! �! gkpg! Hqnig! fgt! wpingkejgp! Xgtvgk.
nwpi!fgt!Y´jngt!cwh!fkg!Ycjnmtgkug/!Nkdgtcnfg.

oqmtcvgp!gtjkgnvgp! hÀt!34!Rtq|gpv!fgt!Uvko.
ogp!pwt!9-9!Rtq|gpv!fgt!Ocpfcvg/!
Fcu! tkiqtqug! Ogjtjgkvuycjntgejv! mcpp! cnuq
gkpg! Okpfgtjgkv! fgt! cdigigdgpgp! Uvkoogp
kp! gkpg! tgikgtwpiuh´jkig! Ocpfcvuogjtjgkv
xgtycpfgnp!�!|w!Ncuvgp!mngkpgt!Rctvgkgp-!fkg
ygpkigt! Uvkoogp! kp! Ocpfcvg! woycpfgnp/
Itq±dtkvcppkgp!owuuvg!ukej!fgujcnd!pkg!okv
gzvtgokuvkuejgp!Urnkvvgtrctvgkgp!jgtwouejnc.

igp/!Cpj´pigt!fgu!Ycjnu{uvgou!ykg!fgt!htÀ.
jgtg! Ncdqwt.Okpkuvgt! Nqtf! Tgkf! ygkugp! fcu
Ctiwogpv!fgt!Wpigtgejvkimgkv!|wtÀem/! � Lgfg
Rgtuqp!jcv!gkpg!Uvkoog-!fkgu!kuv!hckt!wpf!ig.
tgejv/� ! Fkg! Jcwrvmtkvkm! co! Cnvgtpcvkxxqt.
uejnci!fgt! Nkdgtcnfgoqmtcvgp!yct-! fcuu! okv
Àdgtvtcidctgp! \ygkvuvkoogp! Cpj´pigt! xqp
Urnkvvgtrctvgkgp!fg!hcevq!gkpg!|ygkvg!Uvkoog
dgmqoogp!j´vvgp/

Fcu! Ogjtjgkvuycjnrtkp|kr! ywtfg! uejqp! dg.
pwv|v-!cnu!M»pki!Gfwctf!KKK/! ko!25/! Lcjtjwp.
fgtv!Xgtvtgvgt!fgt!Itchuejchvgp!wpf!Uv´fvg!kp
ugkpgp! Tcv! y´jngp! nkg±-! fcu! gtuvg! � Jqwug! qh
Eqooqpu�/!Fcu!Rtkp|kr!jcv!Àdgt!Lcjtjwpfgt.
vg! fcu! dtkvkuejg! \ygkrctvgkgpu{uvgo! igrt´iv-
fgp!Cpvciqpkuowu!xqp!Tgikgtwpi!wpf!Qrrq.
ukvkqp-! fkg! ukej! ko!Wpvgtjcwu! htqpvcn! igigp.
Àdgt!ukv|gp/!

«dgt!fgt!Rctvgk!Mtkvkmgt!dgvqpgp!fkg!j»jgtg
Mqpugpuh´jkimgkv! fgu! Xgtj´nvpkuycjnu{uvgou
okv!ugkpgp!Mqcnkvkqpudknfwpigp/!Cdgt!fkg!itq.
±gp!dtkvkuejgp!Rctvgkgp!ukpf!kp!ukej!ugnduv!� Mq.
cnkvkqpgp� -!kp!fgpgp!Mqpugpu!kp!gkpgo!fgoq.
mtcvkuejgp!Rtq|guu!ko!Xqtcwu!jgtiguvgnnv!yktf/
Fkg! Vqtkgu! jcdgp! ukej! gvyc! xqp! gkpgt! wt.
urtÀpinkej! gwtqrchtgwpfnkejgp! |w! gkpgt!xqt.
ykgigpf!gwtqrcumgrvkuejgp!Rctvgk!igycpfgnv
�!cwej!wpvgt!fgo!Ftwem!fgt!Y´jngtdcuku/!Qhv
ygtfgp! Rctvgkmcpfkfcvgp! fwtej! »hhgpvnkejg
Xqtycjngp!dguvkoov/!
Xqt!cnngo!uvgnnv!fcu!� Ykppgt.vcmgu.cnn� .U{uvgo
cdgt!fgp!Ycjnmtgkucdigqtfpgvgp!Àdgt!fkg!Rct.
vgk/!Fgt!Cdigqtfpgvg!xgtfcpmv!ugkpg!Ycjn!ugk.
pgt!Rgtu»pnkejmgkv-!pkejv!gkpgo!Nkuvgprncv|-!gt
kuv! gtuv! ugkpgo!Igykuugp-!fcpp! ugkpgp!Y´j.
ngtp!wpf!gtuv!kp!ngv|vgt!Kpuvcp|!ugkpgt!Rctvgk!Tg.
ejgpuejchv!uejwnfki/! Ocvvjkcu!Vjkdcwv!!

Fgt!Cwvqt!kuv!htgkgt!Mqttgurqpfgpv!kp!Nqpfqp/

Ocpfcvg!pwt!h»t!Ukgigt
ITQUUDTKVCPPKGP!Fcu!tkiqtqug!Ogjtjgkvuycjntgejv!xgtycpfgnv!gkpg!Okpfgtjgkv!fgt!cdigigdgpgp!Uvkoogp!kp!gkpg!tgikgtwpiuh­jkig!Ogjtjgkv!

Rtgokgt!Ecogtqp!�!co!Tgfpgtrwnv �!uvgnnv!ukej!fgt!Htciguvwpfg!ko!Jqwug!qh!Eqooqpu/
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„Altersarmut in Deutschland ist weiblich“:
So lautete das Fazit des rentenpolitischen
Sprechers von Bündnis 90/Die Grünen,
Wolfgang Strengmann-Kuhn, am vergange-
nen Freitag in der Debatte über die Antwort
der Bundesregierung (17/11666) auf eine
Große Anfrage der Linksfraktion (17/9431).
Dies werde auch in den Ausführungen der
Regierung deutlich, sagte der Abgeordnete.
Doch die Bundesregierung sieht das ganz
anders. Tatsächlich hatte sie in ihrer Ant-
wort geschrieben, „von einer besonders un-
zureichenden sozialen Absicherung von
Frauen beziehunsgweise einer besonderen
Betroffenheit von Armut im Alter“ könne
„generell nicht die Rede sein“.
Die unterschiedliche Wahrnehmung der Si-
tuation von Frauen durch Koalition und
Opposition zog sich durch die gesamte De-
batte. So betonte der CDU-Innenpolitiker
Peter Weiß, die Erwerbsquote von Frauen
und der Anteil von Frauen mit eigener Al-
terssicherung seien in den vergangenen Jah-
ren deutlich gestiegen. Dazu hätten die An-

strengungen der Bundesregierung zu einer
besseren Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf und Änderungen bei der rentenrechtli-
chen Anerkennung von Erziehungs- und
Pflegezeiten beigetragen. Ab dem 1. Januar
2013 sei die Rentenversicherungspflicht bei
Minijobs die Regel und nicht mehr die Aus-
nahme. Die Koalition habe zwar noch viel
vor sich, in der Regierungsverantwortung

von Kanzlerin Angela Merkel, Sozialminis-
terin Ursula von der Leyen und Familienmi-
nisterin Kristina Schröder aber sei „die Po-
sition von Frauen gestärkt worden wie nie
zuvor in der deutschen Politik“.
Für die FDP warf Heinrich Kolb der Linken
vor, „Skandalisierung“ als politisches Ge-
schäftsmodell zu betreiben. Zur Alterssiche-
rung gehörten neben der Rente auch abge-

leitete Leistungen und Leistungen des sozia-
len Ausgleichs. Mithin seien die persönli-
chen Nettoeinnahmen der Menschen höher
als von der Linken behauptet.
Für Die Linke unterstrich Yvonne Ploetz da-
gegen, über 83 Prozent der Frauen hätten ei-
ne Altersrente von weniger als 850 Euro: Zwei
von drei Frauen lägen damit unterhalb der
Grundsicherung. Um Frauen wirksam vor Al-
tersarmut zu schützen, seien ein gesetzlicher
Mindestlohn und eine Mindestrente nötig. 

Minijobs Diese Ansicht teilte auch die SPD-
Rentenexpertin Elke Ferner. Altersarmut
von Frauen habe Ursachen, die vor allem in
Erwerbsarmut und falschen Rahmenbedin-
gungen liegen würden. Es müsse nicht mehr
Minijobs, sondern mehr sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung geben. Deren
Ausweitung vergrößere das Armutsrisiko
von Frauen. Ferner forderte die Arbeitsmi-
nisterin auf, endlich gegen den Missbrauch
der Minijobs vorzugehen. Die Regierung
müsse alles dafür tun, dass mehr Frauen in
Vollzeit arbeiten könnten; daran habe sie
aber „kein Interesse“. 
SPD und Grüne kündigten an, nach einem
Sieg bei der Bundestagswahl im kommen-
den Jahr eigene Konzepte zur Rentensiche-
rung vorzulegen und einen gesetzlichen
Mindestlohn einzuführen. Susanne Kailitz ❚

E
in sechs Meter hoher, achtarmi-
ger Chanukka-Leuchter erhellte
vergangene Woche den Pariser
Platz in der Bundeshauptstadt
zwischen dem festlich ge-
schmückten Weihnachtsbaum

und dem Brandenburger Tor. Das jüdische
Lichterfest fiel in diesem Jahr in die Zeit zwi-
schen dem zweiten und dem dritten Ad-
ventswochenende. Es dauert acht Tage. Und
so brannte der Leuchter auch am vergange-
nen Mittwoch, als nur einen Katzensprung
entfernt, im Plenarsaal des Bundestags im
Berliner Reichstagsgebäude, die Abgeordne-
ten ein Gesetz über die Beschneidung des
männlichen Kindes verabschiedeten.

Rechtssicherheit Ein Gesetz, das Juden
und Muslimen endlich Rechtssicherheit ver-
schaffen soll – und das in Deutschland: Da
überraschte es nicht, dass Frank-Walter
Steinmeier (SPD) in der Debatte kund tat,
dass er sich „ausgesprochen unwohl“ dabei
fühle, wenn „ausgerechnet wir Deutschen
unseren jüdischen Mitbürgern beibringen,
was Inhalt von Kindeswohl und Lebens-
schutz ist“. Steinmeier ergänzte: „Dasselbe
gilt für Muslime.“ Die religiöse Toleranz
bleibe „ein Kern der europäischen Aufklä-
rung“.
Zur Diskussion standen der Gesetzentwurf
der Bundesregierung über den „Umfang der
Personensorge bei einer Beschneidung des
männlichen Kindes“ (17/11295) und ein
von 66 Abgeordneten der Oppositionsfrak-
tionen initiierter Gesetzentwurf mit fast

wortgleichem Titel (17/11430). Während
die Koalition in ihrem Entwurf keine Alters-
begrenzung vorgesehen hat, wollte der
Gruppenantrag eine Beschneidung erst ab
dem vollendeten 14. Lebensjahr erlauben.

Gefahr der Kriminalisierung Dies jedoch
würde „ein staatliches Verbot“ einer Be-
schneidung eines unter 14-jährigen Jungen
bedeuten, und es würde Eltern dazu zwin-
gen, zum Zwecke der Be-
schneidung mit ihrem
Kind ins Ausland zu ge-
hen, erklärte Andrea
Astrid Voßhoff (CDU). 
In der jüdischen Traditi-
on ist es Brauch, die „Brit
Mila“, die Beschnei-
dung, am achten Le-
benstag eines Knaben
vorzunehmen. Dieses
Ritual ist eines der 248
Gebote der Mitzwot, den
613 einzelnen Pflichten
des Judentums, und gilt als Gebot Gottes.
Der Koran erwähnt die Beschneidung zwar
nicht ausdrücklich. Jedoch ist sie in isla-
misch geprägten Ländern als „Sunna“, Sitte,
weitverbreitet und wird im Kindes- oder Ju-
gendalter durchgeführt.
Der dem Gruppenantrag zugrunde liegen-
den Regelung zufolge, eine Beschneidung
erst nach dem vollendeten 14. Lebensjahr
zu erlauben, würden jüdische Eltern, die ih-
ren religiösen Pflichten nachkommen, Ge-
fahr laufen, kriminalisiert zu werden, argu-

mentierte Voßhoff weiter: „Das kann doch
nicht gewollt sein“. Deshalb sei der Regie-
rungsentwurf „eine gute und tragfähige Lö-
sung“.
Dieser wurde dann auch in dritter Beratung
nach einer namentlichen Abstimmung ver-
abschiedet. Für den Entwurf stimmten 434
Abgeordnete. 100 stimmten gegen ihn, 46
Parlamentarier enthielten sich der Stimme.
Auch über den Gruppenantrag der 66 oppo-

sitionellen Parlamentarier wur-
de namentlich abgestimmt. Von
584 abgegebenen Stimmen ent-
fielen nur 91 auf den Antrag der
66 oppositionellen Abgeordne-
ten. 462 stimmten gegen ihn,
während sich 31 enthielten. 
Vorangegangen waren insge-
samt 90 Minuten engagiert ge-
führter Debatte.

Schutz der Kinder Diana Gol-
ze von der Fraktion Die Linke
ist nicht nur Vorsitzende der

Kinderkommission des Bundestages, son-
dern auch eine der 66 Oppositionsabgeord-
neten, die den Gruppenantrag gestellt hat-
ten. Kinderrechte, sagte Golze, hätten in den
vergangenen Jahrzehnten eine deutliche
Aufwertung erfahren. „Aber ich kann mich“,
argumentierte sie, „nicht glaubhaft für die
Rechte des Kindes auf Schutz und Beteili-
gung und die Schaffung kindgerechter Le-
bensverhältnisse einsetzen und dann aber
gleichzeitig sagen: Die Rechte des Kindes
hören dort auf, wo Religion anfängt.“

Stephan Thomae (FDP) hingegen konzen-
trierte sich auf die Frage der Ausführung der
Beschneidung: Zentraler Punkt sei die For-
mulierung im Regierungsentwurf, derzufol-
ge die Beschneidung „nach den Regeln der
ärztlichen Kunst“ vorgenommen werden
müsse. Diese Regeln seien „das Maß aller
Dinge“, sagte Thomae. Damit bringe „der
Regierungsentwurf die Rechte der Kinder,
der Eltern und der Religionsgemeinschaften
in den bestmöglichen Aus-
gleich“.

Keine Straftat Renate Kü-
nast (Bündnis 90/Die Grü-
nen) hielt fest, dass die Be-
schneidung zwar den Tatbe-
stand einer Körperverlet-
zung erfülle, es aber Gründe
gebe, „warum Eltern als
Treuhänder ihrer Kinder“ zu
dem Ergebnis kommen, in
eine Beschneidung einzu-
willigen. Diese Gründe sei-
en in der Religionszugehörigkeit zu finden.
Deshalb sei die Beschneidung keine Straftat.
Sie wolle nicht, dass Polizei und Gerichts-
termine in Deutschland die Antwort auf ei-
ne Beschneidung sind. „Ich will Beschnei-
dung nicht kriminalisieren“, sagte Künast
weiter, „deshalb stimme ich für den Regie-
rungsentwurf.“
Drei Gruppen von Abgeordneten hatten im
Vorfeld der Debatte Änderungsanträge zu
diesem Entwurf vorgelegt, die allerdings in
namentlicher Abstimmung scheiterten. 

Bis zum Sommer dieses Jahres war die reli-
giöse Beschneidung hierzulande nicht infra-
ge gestellt worden. Dann aber wurde die
Rechtsmäßigkeit durch ein Urteil des Kölner
Landgerichts bezweifelt. Das Gericht werte-
te das Beschneiden der Vorhaut bei Säuglin-
gen ohne medizinische Indikation und Be-
täubung als Körperverletzung. Kurz darauf
forderten die Fraktionen von CDU/CSU,
FDP und SPD die Regierung in einem An-

trag (17/10331) auf, Rechts-
sicherheit zu schaffen. Die
sei nun gegeben, betonte
Frank-Walter Steinmeier
(SPD). 

Verunsicherung Jeder, der
in den letzten Wochen in jü-
dischen und muslimischen
Gemeinden unterwegs ge-
wesen sei, werde dort Verun-
sicherung gespürt haben, so
Steinmeier. Der Regierungs-
entwurf mache Schluss mit

dieser Unsicherheit, sagte der Sozialdemo-
krat: „Das will ich ausdrücklich einräu-
men.“ Allerdings, so Steinmeier, hätte die
Regierung seiner Fraktion die Zustimmung
einfacher gemacht, „wenn Sie Raum zur
Diskussion gegeben hätten“.
Trotz des neuen Gesetzes ermittelt die
Staatsanwaltschaft Hof weiter gegen den
Rabbiner David Goldberg. Er hatte in der
Zwischenzeit weiterhin Beschneidungen
durchgeführt und war von einem Arzt ange-
zeigt worden.                Verena Renneberg ❚

2013 sollen die Renten im Westen um ein, im Osten um drei Prozent steigen.

BESCHNEIDUNG Das neue Gesetz schafft Rechtssicherheit für Juden und Muslime in Deutschland

Zurück zur Normalität

Leistungsrecht
unverändert
SOZIALES Die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen setzt sich für eine Weiterentwick-
lung des Neunten Sozialgesetzbuches 
(SGB IX) ein, das das Leistungsrecht für
Menschen mit Behinderung regelt. Deshalb
hat die Fraktion einen Antrag (17/7951)
vorgelegt, der in der vergangenen Woche
Thema im Bundestagsplenum war. 
Der zuständige Ausschuss hatte sich zuvor
bereits mit der Vorlage befasst und die Ab-
lehnung des Antrags empfohlen. Im Ple-
num wurde dann der Empfehlung folgend
der Grünen-Antrag mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der Antragsteller bei Enthaltung der SPD-
Fraktion und der Fraktion Die Linke abge-
lehnt.
In der Vorlage lobten die Verfasser zwar die
Fortschritte, die das SGB IX für viele Betrof-
fene gebracht habe. So würden Leistungen
in vielen Fällen deutlich schneller gewährt
als vor Inkrafttreten des Gesetzes. Proble-
matisch sei jedoch, dass der Wille des Ge-
setzgebers teilweise offensichtlich ignoriert
werde und Rehabilitationsträger, also Insti-
tutionen, die Maßnahmen und Leistungen
zur sozialen, medizinischen oder berufli-
chen Rehabilitation durchführen, die Vor-
schriften des SGB IX nicht oder nur unvoll-
ständig anwenden, schreibt die Fraktion. Sie
forderte deshalb die Bundesregierung dazu
auf, klarzustellen, dass die Vorschriften des
SGB IX für alle zuständigen Rehabilitations-
träger gelten.  ver ❚

Gleiche Chancen
im Lebenslauf
Familie Was viele Frauen und Männer sich
schon lange wünschen, beschäftigt auch
den Bundestag: mehr Geschlechtergerech-
tigkeit. Nachdem der erste Gleichstellungs-
bericht der Bundesregierung (17/6240) zu
dem Schluss gekommen war, es sei nötig,
die „Verantwortung für Chancen und Risi-
ken, die mit gemeinsamen Entscheidungen
im Lebensverlauf verbunden sind, gerecht
zu verteilen“, hatten auch die Koalition und
die SPD entsprechende Anträge vorgelegt.
Während Union und FDP in ihrem Antrag
(17/8879) die Regierung aufforderten, die
Erkenntnisse des Berichts auszuwerten und
„einen Rahmenplan zur gleichberechtigten
Teilhabe von Frauen und Männern in allen
Phasen des Lebensverlaufs vorzulegen“,
wollte die SPD (17/6466) eine „geschlech-
tergerechte Arbeitsmarktpolitik“ und einen
runden Tisch zur „Erarbeitung eines neuen
Konzepts zur Wochenarbeitszeit in
Deutschland“. Mit der Annahme des Koali-
tions-Antrags und der Ablehnung des SPD-
Papiers am vergangenen Donnerstag folgte
der Bundestag einer Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend (17/11761). 
Die Reden der Abgeordneten wurden zu
Protokoll gegeben. Im Beitrag der familien-
politischen Sprecherin der CSU, Dorothee
Bär, heißt es, die gleichberechtigte Teilhabe
von Frauen in allen Etappen des Lebensver-
laufs sei „noch immer keineswegs selbstver-
ständlich gewährleistet“. Für die SPD unter-
strich Christel Humme, kein anderes euro-
päisches Land habe „so konservative Rol-
lenbilder wie Deutschland“. Die Liberale
Nicole Bracht-Bendt stellte fest, mit den
richtigen Alternativen zur jetzigen Präsenz-
kultur müssten „Familie und Beruf nicht
länger ein Dilemma bedeuten“. Linke und
Grüne kritisierten in ihren Beiträgen, dass
die Regierung sich nicht zur Entgeltgleich-
heit äußere. suk ❚
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Unterschiedliche Lesarten der Statistik
ARBEIT UND SOZIALES Opposition sieht Frauen von Altersarmut betroffen. Koalition verweist auf Erfolge der Regierung 
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»Die religiöse
Toleranz 
ist ein 

Kern der 
europäischen
Aufklärung.« 
F.-W. Steinmeier (SPD) 

»Die Regeln 
der ärztlichen

Kunst 
sind 

das Maß 
aller Dinge.« 
Stephan Thomae (FDP)

FAMILIE Frauenhäuser und Fachberatungs-
stellen für von Gewalt betroffene Frauen benö-
tigen eine höhere finanzielle Ausstattung und
bessere Rahmenbedingungen. Dies forderten
vergangene Woche Vertreterinnen von Frauen-
häusern und Beratungsstellen vor dem Famili-
enausschuss in einer öffentlichen Anhörung.
Zudem sprachen sie sich mehrheitlich für ein
größeres Engagement des Bundes und einheit-
liche Regelungen für Qualitätsstandards für die
Arbeit von Frauenhäusern und Fachberatungs-
stellen aus.
In Deutschland existieren derzeit etwa 350
Frauenhäuser und 40 Schutzwohnungen mit
6.000 Plätzen für Frauen und deren Kinder, die
Schutz vor beispielsweise häuslicher Gewalt su-
chen. Hinzu kommen rund 750 Beratungsstel-
len und Frauennotrufe. Dies geht aus dem ak-
tuellen Bericht der Bundesregierung zur Situa-
tion von Frauenhäusern und Fachberatungsstel-
len (17/10500) hervor. Zuständig für deren
Finanzierung sind neben privaten Trägern vor
allem die Bundesländer und Kommunen.
Übereinstimmend zeichneten die geladenen
Sachverständigen ein düsteres Bild: Die Hilfsan-
gebote für von Gewalt betroffenen Frauen ent-
spreche nicht dem tatsächlichen Bedarf. Sowohl
bei den Frauenhäusern als auch bei den Bera-
tungsstellen fehle es an personellen und finan-

ziellen Ressourcen. Es bedürfe bundesweiter
Regelungen, um „eine bedarfsgerechte Versor-
gung auf hohem fachlichem Nievau zu gewähr-
leisten“, forderte Katja Grieger vom Bundesver-
band Frauenberatungsstellen und Frauennotru-
fe. Dieser Forderung schloss sich Heike Herold
von der Frauenhauskoordinierung e.V. an. Es
müsse endlich eine „große Lösung“ auf Bun-
desebene gefunden werden. „Wären die Frau-
enhäuser Banken, wären sie längst gerettet“,
fügte sie an.
Wie weit jedoch die Gesetzgebungskompetenz
des Bundes für Frauenhäuser und Beratungs-
stellen reicht, ist nicht unumstritten. Ebenso
wie die Frage, ob und auf welchem Weg sich der
Bund an der Finanzierung beteiligen kann. Die
Rechtswissenschaftler Stephan Rixen von der
Universität Bayreuth und Margarete Schuler-
Harms von der Bundeswehr-Universität Ham-
burg waren sich zwar einig über die prinzipiel-
le Verantwortung des Bundes für den Schutz der
von Gewalt betroffener Frauen. Allerdings sieht
Rixen die Aufgabe des Bundes vor allem im Be-
reich der Koordinierung und des Monitoring an-
gesiedelt. Schuler-Harms hingegen argumen-
tierte, der Bund habe sehr wohl die Möglichkeit,
Qualitätskriterien für Frauenhäuser und Bera-
tungsstellen zu formulieren und sich an deren
Finanzierung zu beteiligen. aw ❚

Frauenhäuser benötigen mehr Hilfe

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Endlich Gewissheit: Zwei Rabbiner verfolgen auf der Besuchertribüne des Plenarsaals die Bundestagsdebatte. Ihre Anwesenheit verdeutlicht den hohen Stellenwert der religiös motivierten Beschneidung.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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NSU-AUSSCHUSS Der ehemalige Bundesinnenminister
Schäuble verteidigt sich. Gravierende Fehler Thüringer Behörden 

»Marginal befasst«

Der frühere Innenminister und jetzige Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU) vor dem Untersuchungsausschuss

E
r sei „nicht der oberste Polizist
des Landes“, unterstreicht
Wolfgang Schäuble gleich zu
Beginn seiner Vernehmung vor
dem Untersuchungsausschuss,
der Pannen und Fehlgriffe bei

den Ermittlungen zu der dem „Nationalso-
zialistischen Untergrund“ (NSU) angelaste-
ten Mordserie durchleuchtet. Die Polizei sei
Ländersache, erklärt der von 2005 bis 2006
als Innenminister amtierende CDU-Politi-
ker in seiner Lehrstunde. Obendrein, klärt
der Finanzminister die Abgeordneten auf,
greife ein Minister nicht in Einzelentschei-
dungen seiner Behörde ein, sondern über-
nehme Führungsverantwortung. „Ich bin
mit diesen schrecklichen Morden amtlich
nur sehr marginal befasst gewesen“, fährt
der Zeuge fort. Die Schlussfolgerung des 70-
Jährigen, mit der er alle Vorwürfe im Zusam-
menhang mit der NSU-Affäre von sich
weist, lautet: „Ich kann nichts erkennen,
was mich in irgendeiner Weise belasten
würde.“

Zuständigkeiten Angesichts dieser Amnes-
tie in eigener Sache muten die heiklen
Punkte, zu denen die Abgeordneten Schäu-
ble vergangene Woche befragten, fast wie
Peanuts an. So hat der Minister die Ermitt-
lungen zu den bis 2006 bereits neun Hin-
richtungen aus Sicht von SPD-Obfrau Eva
Högl behindert, als er in jenem Jahr trotz ei-
nes „Brandbriefs“ des Bundeskriminalamts
(BKA) wegen gravierender Mängel bei der
zersplitterten Aufklärungsarbeit keine Zu-
ständigkeit des BKA angeordnet habe. Dage-
gen hatte vor allem Bayerns Innenminister
Günther Beckstein (CSU) opponiert. Nun
kann sich aber ein Minister, wie die Parla-
mentarier gelernt haben, nicht um alle De-
tails kümmern. Folgerichtig war der Zeuge
mit diesem Thema 2006 gar nicht befasst.
Nach seinen Worten erfuhr er am Rande ei-

ner Innenministerkonferenz lediglich, dass
man in einem Arbeitskreis die Aufgaben
von BKA und Länderpolizeien erfolgreich
aufeinander abgestimmt habe. 
Eines will der CDU-Politiker im Übrigen
klarstellen: Er hätte eine BKA-Zuständigkeit
auch keinesfalls gegen den Willen der Län-
der durchgesetzt, schließlich komme es auf
eine „gemeinsame Verantwortung“und „gu-
te Zusammenarbeit“ an. Schützenhilfe er-
hält Schäuble von Unions-Obmann Cle-
mens Binninger: Die Beauftragung des BKA
hätte die Ermittlungen nicht vorangebracht,
weil die Bundesbehörde die Täter ebenfalls
in der organisierten Kriminalität und nicht
unter Rechtsextremisten vermutet habe.
Auch die vielfach als Schwächung des
Kampfs gegen den Rechtsextremismus kriti-
sierte Entscheidung, die Abteilungen Links-
und Rechtsextremismus im Bundesamt für
Verfassungsschutz (BfV) zu fusionieren, ver-
sucht der Minister  plausibel zu machen.
Während der Fußball-EM im Jahre 2006 sei
der islamistische Terrorismus als besonders
gefährlich eingestuft worden, weswegen
man dazu im BfV eine neue Abteilung ge-
schaffen habe. Da nun aber ein bestimmter
Etatrahmen vorgegeben sei, habe man eben
die zwei besagten Abteilungen zusammen-
gelegt. Immerhin konzediert Schäuble, dass
man bei einer solchen „Abwägung“ auch
anderer Meinung sein könne. Der Aus-
schussvorsitzende Sebastian Edathy (SPD)
merkt an, dass im Zuge der Fusion das für
Rechtsextremismus zuständige Personal um
ein Fünftel reduziert worden sei.
Im Unterschied zum Kreuzverhör Schäubles
offenbart tags zuvor der Auftritt des Ex-Bun-
desrichters Gerhard Schäfer, des ehemaligen
Bundesanwalts Volkhard Wache und des
Mainzer Ministerialdirigenten Gerhard Mei-
borg geradezu Elektrisierendes. Dieses Team
hat im Auftrag der Erfurter Regierung einen
Bericht über Fehler der Thüringer Behörden

bei der Suche nach dem 1998 untergetauch-
ten Jenaer Trio Uwe Böhnhardt, Uwe Mund-
los und Beate Zschäpe erstellt, das später als
NSU aktiv wurde. Haarsträubendes kommt
im Ausschuss ans Tageslicht. 
Handwerkliche Fehler unterliefen bei der
Durchsuchung dreier Garagen in Jena im Ja-
nuar 1998: Jene Garage, in der Bombenma-
terial gefunden wurde, konnte erst nach
Stunden geöffnet werden, weil die Polizei
bei der Feuerwehr zuvor einen Bolzen-
schneider besorgen musste. Vor der Entde-
ckung des Sprengstoffs durfte Böhnhardt –
laut Schäfer rechtlich korrekt – von dannen
ziehen, dann tauchte er mit Mundlos und
Zschäpe ab. 

Beste Informationen In den Jahren da-
nach erhielt das Landesamt für Verfassungs-
schutz (LfV) nach Schäfers Recherchen von
V-Leuten „erstklassige Erkenntnisse“ über
die Jenaer Zelle – über deren Aufenthaltsor-
te, über Waffenbeschaffung, über Geld-
sammlungen in der rechtsextremen Szene
für die Gruppe, über das Organisieren ge-
borgter Ausweise. Der Militärische Ab-
schirmdienst erfuhr, dass sich das Trio auf
der Ebene des Rechtsterrorismus bewegte.
Man hätte über Spitzelauskünfte auch auf
Banküberfälle der Zelle stoßen können. Wa-
rum aber blieben Böhnhardt, Mundlos und
Zschäpe unbehelligt? Ganz einfach: Im LfV
wurde nach Angaben Schäfers „bestes Mate-
rial“ nicht analysiert, teils erhielt der zustän-
dige Fachmann nicht alle Meldungen. Und
das, „was er bekam, hat er nicht ausgewer-
tet“, kritisiert Schäfer. Anschaulich schildert
er dessen Büro: Auf dem Boden lagen Stapel
von Papier, in denen der Auswerter schnell
einzelne Meldungen fand – nur bearbeitet
wurde zu der Jenaer Gruppe nichts. Schäfer
fällt ein vernichtendes Urteil über die Thü-
ringer Ermittlungen: „Ungeordnet, rastlos,
chaotisch, übereifrig.“      Karl-Otto Sattler ❚

Zwolf  Jahre nach dem gescheiterten ersten
Versuch wird erneut ein Verbotsverfahren
gegen die NPD eingeleitet. Mit einer deut-
lichen Mehrheit hat sich der Bundesrat am
vergangenen Freitag dafür entschieden, vor
dem Bundesverfassungsgericht einen Ver-
botsantrag gegen die rechtsextremistische
Partei einzureichen. Lediglich Hessen ent-
hielt sich bei der Abstimmung. Thüringens
Ministerpräsidentin Christine Lieber-
knecht (CDU) erinnerte daran, dass das
erste Verbotsverfahren
durch das Bundesverfas-
sungsgericht im Jahr 2003
„ohne Entscheidung in der
Sache“ eingestellt worden
sei. Das Gericht habe sei-
nerzeit nicht entscheiden
können, ob das vorgelegte
Material von der NPD oder
von V-Leuten stammte, sag-
te die Ministerpräsidentin.
„Daraus haben wir unsere
Lehren gezogen“, betonte
sie und machte zugleich
deutlich: „Wir sind überzeugt davon, dass
die NPD verfassungswidrig ist.“ Von einem
„gründlich vorbereiteten Antrag“ sprach
auch der Regierende Bürgermeister von
Berlin, Klaus Wowereit (SPD). „Die Beweis-
lage ist erdrückend“, schätzte er ein. Zu-
gleich appellierte Wowereit an Bundestag
und Bundesregierung, ebenfalls einen An-
trag in Karlsruhe zu stellen. 
Der hessische Justizminister Jörg-Uwe
Hahn (FDP) verwies dagegen vor allem auf
die Gefahren eines Verbotsantrags: „Ein ge-
scheitertes Verfahren könnte zur Aufwer-
tung der NPD führen“, merkte er an.
Gleichwohl stelle sich Hessen einem Ver-
botsantrag nicht in den Weg
und habe daher auch auf
das Veto in der Innenminis-
terkonferenz verzichtet, sag-
te Hahn weiter. 
Ob es die von der Länder-
kammer geforderte Unter-
stützung des Antrages durch
Bundestag und Bundesre-
gierung geben wird, ist der-
zeit unklar. Unter den Abge-
ordneten gibt es keine ein-
heitliche Linie. Es zeichnet
sich aber ab,  dass auf Seiten
der Opposition die Neigung, dem Verbots-
antrag beizutreten, größer ist als innerhalb
der Regierungskoalition. 
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) hat sich erneut deutlich gegen einen
eigenen NPD-Verbotsantrag des Bundesta-
ges ausgesprochen. Er bezweifelte, dass das
von den Innenministern der Länder gesam-
melte Material für ein Verbot der rechtsex-
tremen Partei ausreicht. Die politischen Ri-
siken seien größer als die erhofften Vorzü-
ge, hatte Lammert im WDR gesagt und vor

einem „Solidarisierungseffekt im Wahljahr
2013“ gewarnt. Die NPD schneide bei Wah-
len schlecht ab, sagte Lammert. Der SPD-
Innenpolitiker Sebastian Edathy kritisierte
Lammert für seine Aussagen. Edathy
schlägt vor, „dass die Abgeordneten sich
selbst ein Bild von der Beweisstärke der Un-
terlagen machen müssen, um dann zu ent-
scheiden, ob neben dem Bundesrat auch
der Bundestag einen Verbotsantrag stellen
sollte“. Unterstützung für Lammert kam da-

gegen vom Parlamentari-
schen Geschäftsführer der
FDP-Fraktion: „Ich bin dem
Bundestagspräsidenten
dankbar, dass er so deutli-
che Worte gefunden hat“,
sagt Jörg van Essen. „Meine
Grundüberzeugung ist, dass
wir in einer gefestigten De-
mokratie leben. Wir brau-
chen deshalb keine Partei-
enverbote. Wir werden mit
den Extremisten mit den
Mitteln der Demokratie fer-

tig.“
Nach Einschätzung von Unionsfraktion-
schef Volker Kauder (CDU) wird der Bun-
destag dennoch vermutlich einem neuen
NPD-Verbotsantrag der Länder zustimmen,
wenn dies auch die Regierung tut. Die wie-
derum sucht den Schulterschluss mit dem
Bundestag, wie Innenminister Hans-Peter
Friedrich (CSU) deutlich machte, der eben-
so wie Bundesjustizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger (FDP) auch öf-
fentlich Bedenken äußert. Der Skepsis der
Bundesregierung schließen sich auch viele
Grünen-Abgeordnete im Bundestag an.
Fraktionschef Jürgen Trittin spricht sich

hingegen dezidiert für ein
Verbot aus und rät seinen
Abgeordneten zur Lektüre
der Unterlagen der Landes-
innenminister. 
Die Stichhaltigkeit des Be-
lastungsmaterials prüfen
will auch die Linksfraktion.
Deren Innenexpertin Ulla
Jelpke hat „keine Zweifel“,
dass es sich bei der NPD um
eine „verfassungswidrige
Partei handelt, deren Verbot
die Neonazis von staatli-

cher Parteienfinanzierung und dem Schutz
des Parteienprivilegs abschneiden würde“.
In die Prüfung des Materials müsse auch
das Parlament einbezogen werden, fordert
sie. Götz Hausding ❚

Bundesrat startet Verfahren
NPD-VERBOT Lammert warnt vor neuem Gang nach Karlsruhe 
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Konflikte friedlich regeln, Gewalt ohne militärische Mittel eindämmen: 
Das ist das Ziel des Zivilen Friedensdienstes (ZFD). Daran arbeiten 
mehr als 250 ZFD-Fachkräfte in über 40 Ländern.
Für politische Bildung und Friedensarbeit hat der ZFD eine Poster-
ausstellung, Informations- und Unterrichtsmaterialien entwickelt, die 
Sie online bestellen können: www.ziviler-friedensdienst.org
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Anzeige

Mehr Grundrechte für
Beschäftigten von Kirchen
Beschäftigte von Kirchen und kirchlichen
Einrichtungen sollen nach Ansicht der Frak-
tion Die Linke mehr Grundrechte im Arbeits-
recht genießen dürfen. Einen entsprechen-
den Antrag der Fraktion (17/5523) hat der
Bundestag vergangene Woche beraten und
bei Enthaltung der Grünen und gegen die
Stimmen der Antragsteller abgelehnt. Die
Linksfraktion wollte durch Änderungen im
Kündigungsschutzrecht durchsetzen, dass
eine Entlassung wegen außerdienstlichen
Verhaltens nur dann sozial gerechtfertigt
sein könne, wenn das betreffende Verhalten
einen „unmittelbaren Bezug zur dienstli-
chen Aufgabe aufweist“. ver ❚

Seehandelsrecht 
wird reformiert
Bei Enthaltung der Linksfraktion hat der
Bundestag am vergangenen Donnerstag
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Reform des Seehandelsrechts (17/10309) in
der vom Rechtsausschuss geänderten Fas-
sung (17/11884) beschlossen. Die Regie-
rung hatte sich zu der Reform entschlossen,
da das bestehende Seehandelsrecht allge-
mein als „veraltet und schwer verständlich
angesehen“ werde, schreibt sie in ihrem Ge-
setzentwurf. Mit diesem soll nun erstmals
eine „gesetzliche Grundlage für die Verwen-
dung elektronischer Beförderungsdoku-
mente“ gelegt werden. ver ❚

Linke-Vorstoß gegen 
Angriffskriege 
„Die direkte und indirekte Beteiligung an
der Durchführung von Angriffskriegen ist
genauso unter Strafe zu stellen wie die Pla-
nung und Vorbereitung von Angriffskrie-
gen.“ Diese Forderung stellt die Bundes-
tags-Linksfraktion in einem Antrag
(17/11698), der in der vergangenen Woche
im Bundestagsplenum beraten und an-
schließend in die zuständigen Ausschüsse
überwiesen wurde.
Um sämtliche Formen der Beteiligung an
Angriffskriegen unter Strafe zu stellen, müs-
se „die deutsche Strafgesetzgebung im Sin-
ne von Artikel 26 des Grundgesetzes (GG)
angepasst werden“, schreibt die Fraktion. In
Artikel 26 Absatz 1 GG werde ein umfassen-
der Friedensschutz als Verfassungsauftrag
bestimmt. „Handlungen, die geeignet sind
und in der Absicht vorgenommen werden,
das friedliche Zusammenleben der Völker zu
stören, insbesondere die Führung eines An-
griffskrieges vorzubereiten“, würden als
verfassungswidrig eingestuft, zitiert der An-
trag die Gesetzespassage. ver ❚

KURZ NOTIERT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

»Wir sind 
überzeugt

davon, dass die 
NPD verfas-
sungswidrig 

ist.«
Christine Lieberknecht (CDU)

»Ein 
gescheitertes

Verfahren
könnte zur

Aufwertung der
NPD führen.«

Jörg-Uwe Hahn (FDP)
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W
er „A“ wie „Atomaus-
stieg“ sagt, muss auch
mitmachen bei der
Energiewende: Sechs
neue Gesetze hat der
Bundestag deshalb

im vergangenen Jahr mit großer Mehrheit
beschlossen. Auch die energetische Gebäu-
desanierung ist Teil eines Gesamtkonzepts,
mit dem der Umstieg von Atomenergie auf
erneuerbare Energien gelingen soll. Und ge-
nau dieser Aspekt der Energiewende wirkt
sich nun auf das Mietrecht aus. Ob sich die
Änderung des Mietrechts nun im Dienste
oder unter dem bloßen „Deckmantel“ des
Atomausstiegs vollzieht – darüber gingen
die Meinungen von Koalition und Opposi-
tion auseinander. 

Mietminderung Die geplante Mietrechts-
novelle sei „der Rückzug des Staates aus der
Wohnungspolitik“, warf Heidrun Bluhm
(Die Linke) den Koalitionsfraktionen vor.
Trotz solcher Kritik wurde der Regierungs-
entwurf eines Mietrechtsänderungsgesetzes
(17/10485) am vergangenen Donnerstag
vom Bundestags verabschiedet. Im An-
schluss an die zweite und dritte Beratung
wurde er in namentlicher Abstimmung bei
571 abgegebenen Stimmen mit insgesamt
308 Ja-Stimmen angenommen, gegen 262
Nein-Stimmen und bei einer Enthaltung.
Auch bei energetischen Modernisierungs-
maßnahmen sind Lärmbelästigungen und
Schmutz unumgänglich. Der Entwurf der
Bundesregierung sieht vor, dass in solchen
Fällen eine Minderung der Miete durch
den Mieter für drei Monate ausgeschlossen
ist. Nur wenn eine Wohnung durch die
Bauarbeiten zeitweilig unbenutzbar wird,
soll das Minderungsrecht bestehen blei-
ben. Vermieter müssten so im Regelfall kei-
ne finanziellen Einbußen in Kauf nehmen.
Dies schaffe einen Anreiz zur Sanierung.
Im Gegenzug profitierten Mieter von gerin-
geren Nebenkosten – etwa wenn dank
energetischer Gebäudesanierung die Woh-
nung anschließend besser isoliert sei und
der Mieter deshalb weniger heizen müsse.

Die Sanierungskosten sollen gemäß den
bereits geltenden Bestimmungen für die
Kosten von Modernisierungsmaßnahmen
mit jährlich elf Prozent auf die Miete um-
gelegt werden können. Dies hatte bereits in
der ersten Lesung heftige Proteste der Ab-
geordneten der Oppositionsfraktionen
ausgelöst: Die geplante Neuregelung führe
zu einer Bevorteilung der Vermieter bei
gleichzeitiger Übervorteilung der Mieter
unter dem Deckmantel der Energiewende.
Die Oppositionsfraktionen werfen
Schwarz-Gelb vor, sich, wie die Linke-Ab-
geordnete Bluhm sagte, „unter dem Deck-
mantel der Energiewende“ aus der Woh-
nungspolitik zurückzuziehen, und zwar
„ausschließlich auf Kosten der Mieter“. Ih-
re Gegenentwürfe hatten die Oppositions-
fraktionen in jeweils eigenen Anträgen vor-
gelegt: „Mietrechtsnovelle nutzen – klima-
freundlich und bezahlbar wohnen“
(17/10120), lautete der Titel des Grünen-
Antrags. Die Linksfraktion brachte einen
Entwurf mit dem Titel „Wohnen muss be-
zahlbar bleiben“ (17/10776) in den Bun-
destag ein. Und die SPD-Fraktion forderte
in ihrem Antrag (17/9559), zu verhindern,
dass Mietererhöhungen mit zusätzlichen
Kosten durch Modernisierungsmaßnah-
men zusammenfielen. Alle drei Anträge
fanden im Plenum keine Mehrheit.

Politisches Kalkül Stephan Thomae (FDP)
argumentierte, dass Deutschland ein Land
der Mieter und der Vermieter sei: „40 Pro-
zent der Deutschen wohnen zur Miete“.
Deshalb sei das Mietrecht so wichtig und
auch politisch so umstritten. Die letzten
Mietrechtsreformen seien oft zugunsten der
Mieter ausgefallen. Dafür machte Thomae
das Kalkül verantwortlich, dass es mehr
Mieter, also potentielle Wähler, als Vermie-
ter gebe. Gleichwohl müsse man auch Ver-
mieter vor schwarzen Schafen unter den
Mietern schützen, betonte der Liberale mit
Blick auf sogenannte „Mietnomanden“.
Normale Mieter würden nicht behelligt.
Den Vorwurf der Übervorteilung der Mieter
wies er entschieden zurück: „Wir denken

auch an die Mieter: Wir erschweren Luxus-
sanierungen auf dem Rücken der Mieter.“
Zudem würden auch die Kündigungsfristen
nicht neu geregelt, obwohl sie „derzeit sehr
asymmetrisch zugunsten der Mieter ausfal-
len“.

Zentrum des Soziallebens Das Mietrecht
habe „eine zentrale Bedeutung in unserer
Gesellschaft“, sagte Ingo Egloff (SPD), denn
„die Wohnung ist das Zentrum des sozialen
Lebens und der privaten Existenz“. Aus die-
sem Grund müssten sich Mieter darauf ver-
lassen können, dass es eine Ausgewogenheit
zwischen den Interessen der Mieter und der
Vermieter gebe. Eben diese Ausgewogenheit
finde „in dem Gesetzentwurf der Koalition
nicht statt“. Der nämlich blende die soziale
Wirklichkeit in den Städten aus. Mieterhö-
hungen, auch aufgrund von energetischen
Sanierungsmaßnahmen, seien für einige
Mieter „kaum verkraftbar“. 
Dem pflichtete Daniela Wagner (Bündnis
90/Die Grünen) bei: Vielerorts würden die
Mietkosten explodieren. Auf diese Entwick-
lung reagiere die Koalition mit ihrer Miet-
rechtsnovelle an keiner Stelle. „Sie müssen
die Neuvertragsmieten ins Auge fassen“,
sagte Wagner an die Koalitionsfraktionen
gerichtet, „denn die sind die entscheiden-
den Mietpreistreiber“. Das Mietrecht müsse
die Neuvertragsmieten behandeln und
„notfalls Fehlentwicklungen korrigieren“,
sagte sie weiter.
Die „hohe gesellschaftliche Relevanz“ des
Mietrechts hob auch Jan-Marco Luczak
(CDU) hervor. Aufgrund der großen Bedeu-
tung der Materie habe die Regierung das Ge-
setz so lange beraten, sagte der Christdemo-
krat. Er spielte damit auch auf den Vorwurf
aus den Reihen der Oppositionsfraktionen
an, dass die Ausarbeitung mehr als zwei Jah-
re gedauert habe. Vorhaltungen, die Vermie-
ter würden ganz klar bevorteilt, wies er als
„populistisch“ zurück.   Verena Renneberg ❚

MIETRECHT Das neue Gesetz soll die Energiewende befördern.
Kritikern zufolge dient es aber nur den Vermietern

Wer A sagt, muss
auch mitmachen 

FAMILIE Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
will die Opfer von Menschenhandel rechtlich
besser stellen. Die Europaratskonvention gegen
Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung
und zur Arbeitsausbeutung erfordere Neurege-
lungen im deutschen Aufenthalts- und Asylbe-
werberleistungsgesetz, in der Strafprozessord-
nung, im zweiten und dritten Sozialgesetz-
buch und im Schwarzarbeiterbekämpfungsge-
setz. Über den entsprechenden Gesetzentwurf
der Grünen (17/10843) beriet der Bundestag
am vergangenen Donnerstag in erster Lesung.
Die Grünen wollen unter anderem, dass Opfer
von Zwangsprostitution in Deutschland ein
Aufenthaltsrecht erhalten. Dieses Aufenthalts-
recht dürfe nicht an die Bereitschaft der Opfer
gebunden sein, vor Gericht gegen die eigentli-
chen Täter, die Menschenhändler, auszusagen.
Zudem müsse den traumatisierten Opfern mehr
staatliche Unterstützung gewährt werden.
Die Europaratskonvention gegen Menschen-
handel trat am 1. Februar 2008 in Kraft. Sie wur-

de inzwischen von 37 Staaten ratifiziert und
von neun weiteren Staaten unterzeichnet. Die
Grünen kritisieren, dass Deutschland zwar zu
den Erstunterzeichnern gehöre, nun aber einer
der letzten Staaten sei, die die Konvention rati-
fizierten.
SPD und Die Linke schlossen sich den Forderun-
gen der Grünen nach den nötigen Gesetzesän-
derungen weitgehend an. Auch die Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP signalisierten Ver-
handlungsbereitschaft in den Ausschussbera-
tungen. Der Gesetzesvorstoß der Grünen
enthalte durchaus richtige Ansätze. Die CDU-
Abgeordnete Elisabeth Winkelmeier-Becker
sagte mit Blick in die Reihen ihrer eigenen Frak-
tion, es entspreche auch einer „law-and-or-
der“-Politik, wenn nicht die Opfer des Men-
schenhandels, sondern die Täter verstärkt ins
Visier der Behörden gerieten. Pascal Kober von
der FDP forderte, dass Zwangsprostituierten
aus dem Ausland der Zugang zu Frauenhäusern
erleichtert werden müsse. aw ❚

Mehr Schutz für Zwangsprostituierte

STRAFRECHT Das Therapieunterbringungsge-
setz kann künftig auch in solchen Fällen ange-
wendet werden, in denen die Anordnung der Si-
cherungsverwahrung für haftentlassene Straf-
täter gescheitert ist. Das betrifft allerdings nur
sehr wenige Fälle. In diesen war die Therapieun-
terbringung aufgrund des sogenannten Rück-
wirkungsverbots gescheitert, das der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention zufolge ohne
Ausnahme zwingend angewendet werden
musste.
Dabei handelt es sich ausschließlich um Fälle
aus der Zeit vor der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 4. Mai 2011. Damals
stellte das Gericht klar, dass die Sicherungsver-
wahrung trotz Vorliegens eines „Vertrauens-
schutzfalles“ unter sehr engen Bedingungen
dennoch hätte angeordnet werden können.

Daraufhin hatten die Koalitionsfraktionen eine
Übergangsregelung erarbeitet. Diese soll für all
diejenigen gelten, für die vor dem Urteil bereits
in der ersten Instanz eine Sicherungsverwah-
rung angeordnet worden war. Einen entspre-
chenden Gesetzentwurf zur Änderung des Ein-
führungsgesetzes zum Strafgesetzbuch
(17/11726) hatten die Fraktionen von CDU/CSU
und FDP anschließend in den Bundestag einge-
bracht.
In der vorvergangenen Sitzungswoche befasste
sich schließlich das Plenum  mit der Gesetzes-
initiative. Der Empfehlung des Rechtsausschus-
ses (17/11895) folgend, wurde sie mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen und der SPD-Frak-
tion gegen das Votum der Linksfraktion und bei
Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
angenommen. ver ❚

Neuerung zur Therapieunterbringung

RECHT Die Oppositionsfraktionen wollen die
Unternehmensform der Genossenschaft stär-
ken. Dazu haben sie jeweils einen Antrag in
den Bundestag eingebracht. Alle drei Vorlagen
waren am vergangenen Freitag Thema im Bun-
destagsplenum. Während die SPD-Fraktion in
ihrem Antrag (17/9976) fordert, Kleinstgenos-
senschaften von der Pflichtprüfung zu befrei-
en, wollen die Bündnis 90/Die Grünen
(17/11579) Bürokratiehürden abbauen. Die
Linksfraktion hat ihren Antrag unter dem Titel
„Genossenschaften aktiv fördern, Mitglied-
schaften erleichtern und unterstützen“
(17/11828) eingebracht.
In der Plenardebatte betonten auch die Koaliti-
onsfraktionen die Bedeutung dieser speziellen
Unternehmensform. Mit Blick auf die anschlie-
ßende Überweisung der drei  Vorlagen an die
zuständigen Ausschüsse sagte Detlef Seif

(CDU): „Wir werden diese gemeinsam bera-
ten“, damit Genossenschaften weiterhin er-
folgreich sein können.
Johanna Voß (Die Linke) hob die Agrargenos-
senschaften besonders hervor. Ihre Fraktion for-
dere eine stärkere Berücksichtigung „in der
Weiterentwicklung der gemeinsamen europäi-
schen Agrarpolitik“. Ingo Egloff (SPD) erklärte,
Genossenschaften seien „Kernstücke des sozia-
len Wohnungsmarkts“ und sprach sich für „ei-
ne gezielte Weiterentwicklung“ aus. Und Bea-
te Walter-Rosenheimer (Grüne) sagte, ihre Frak-
tion wolle, dass „es leichter wird, Genossen-
schaften zu gründen“.
Demgegenüber gab Marco Buschmann (FDP)
zu bedenken, dass die Genossenschaftler bei ei-
ner Insolvenz mit ihrem Privatvermögen hafte-
ten. Deshalb gebe es das Prüfungswesen, das
nicht vereinfacht werden dürfe. ver ❚

Stärkere Genossenschaften 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Als vor einem Jahr die ersten Vorwürfe ge-
gen den damaligen Bundespräsidenten
Christian Wulff laut wurden, ahnte wohl
niemand, wie schnell dessen Karriere da-
raufhin beendet sein würde. Und noch im-
mer weckt dieses Thema viele Emotionen –
das wurde auch in der Plernardebatte zur
Neuregelung der Ruhebezüge des Bundes-
präsidenten am vergangenen Donnerstag
deutlich. Im Bundestag stellte die SPD ei-
nen Gesetzentwurf (17/11593) zur Diskus-
sion, der für den Anspruch auf ein Ruhege-
halt eine Mindestamtszeit von zwei Jahren
und sechs Monaten voraussetzt. Geht es
nach dem Willen der Sozialdemokraten,
soll das Ruhegehalt zunächst 50 Prozent der
Amtsbezüge betragen und nach einer Amts-
zeit von zehn Jahren auf 100 Prozent stei-
gen.
Michael Hartmann, innenpolitischer Spre-
cher der SPD, sagte dazu, es gehe „hier nicht
um ein Herabwürdigen der Versorgung aus
kleinkarierten Motiven oder gar aus Neid“

oder um eine „Lex Wulff“. Vielmehr wolle
man „weg von einer Art hoheitlicher Apa-
nageregelung und hin zu einer dem demo-
kratischen Rechtsstaat angemessenen Ver-
sorgung“ kommen. 
Dies sieht die Koalition gänzlich anders:
Die SPD bringe das Thema nur deshalb ge-
rade jetzt auf, so der CDU-Innenpolitiker
Helmut Brandt, um es im Wahlkampf in
Niedersachsen ausschlachten zu können.
Der Entwurf sei „mehr oder weniger Stück-
werk“, weil er keine Regelung etwa für den
Fall vorsehe, dass ein Bundespräsident aus
Krankheitsgründen aus dem Amt scheide
und noch keine zweieinhalb Jahre Amtszeit
hinter sich habe. Für die FDP bezeichnete
Stefan Ruppert den Entwurf als „regelungs-
technisch eher missglückt als geglückt“.

Ehrensold Bündnis 90/Die Grünen wollen
den Ehrensold abschaffen und durch „eine
faire Pensionsregelung“ ersetzen. Das be-
tonte Omid Nouripour. Seine Fraktion leh-

ne aber rückwirkende Rege-
lungen ab und sei auch da-
gegen, gar keine Pension zu
gewähren. Es gehe „näm-
lich nicht um einen Einzel-
fall, sondern um eine Rege-
lung, die für alle greifen
muss“. Auch für Die Linke
hat die zeitliche Nähe des
Entwurfs zur niedersächsi-
schen Landtagswahl einen
„schalen Beigeschmack“,
sagte Dietmar Bartsch. Ein
Bundespräsident  könne
nach seinem Ausscheiden
nicht weiterhin 100 Pro-
zent seiner Bezüge bekom-
men, das Thema müsse
aber im Konsens geregelt
werden. Susanne Kailitz ❚

Umstrittenes Ruhegehalt

Mehr zum Thema im Internet unter:
https://twitter.com/search?q=%23mietrecht

Für Sanierung und gegen Gentrifizierung: Im zentral gelegenen Berliner Bezirk Tiergarten fürchten Mieter um ihre Zukunft.
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BUNDESPRÄSIDENT SPD schlägt Mindestamtszeit vor

Auslöser der Debatte: Ex-Bundespräsident Wulff 
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Bundestag für modernes 
EU-Datenschutzrecht 
Die Bundesregierung soll sich nach dem Wil-
len des Bundestages dafür einsetzen, dass
auf europäischer Ebene „ein modernes Da-
tenschutzrecht geschaffen wird, das die Per-
sönlichkeitsrechte der Betroffenen in allen
Kommunikationsformen effektiv schützt
und dabei die berechtigten Belange aller Be-
teiligten berücksichtigt und ein hohes
Schutzniveau gewährleistet“. Einen ent-
sprechenden Antrag der Koalitionsfraktio-
nen (17/11325) verabschiedete der Bundes-
tag vergangene Woche gegen die Stimmen
der Opposition.Anträge der SPD (17/11144)
und der Grünen (17/9166) zum europäi-
schen Datenschutzrecht fanden keine Mehr-
heit im Parlament. sto ❚

Unabhängigkeit der Stiftung
Datenschutz angemahnt 
Die Bundesregierung soll nach dem Willen
der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen die personelle und finanzielle Unab-
hängigkeit der Stiftung Datenschutz sicher-
stellen. In einem Antrag (17/11825), über
den der Bundestag vergangene Woche erst-
mals beriet, fordern die beiden Fraktionen,
dass der Beirat der Stiftung gleichgewichtig
mit Vertretern der Datenschutzbeauftragten
des Bundes und der Länder,Verbraucherver-
tretern sowie Vertretern aus Politik, Wissen-
schaft und Wirtschaft besetzt sein muss. Fer-
ner soll die Bundesregierung der Vorlage zu-
folge „gewährleisten, dass die Stiftung ihre
Aufgaben unabhängig von der datenverar-
beitenden Wirtschaft ausführen kann“. Au-
ßerdem soll die Regierung die Stiftung so
ausstatten, „dass sie nicht finanziell von
den privaten datenverarbeitenden Unter-
nehmen abhängig wird“. sto ❚

Piltz zum neuen Mitglied des
Kontrollgremiums gewählt
Die stellvertretende Vorsitzende der FDP-
Fraktion, Gisela Piltz, ist neues Mitglied des
Parlamentarischen Kontrollgremiums
(PKGr) zur Kontrolle der Nachrichtendienste
des Bundes sowie des Vertrauensgremiums
des Haushaltsausschusses, das die Wirt-
schaftspläne des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz, des Bundesnachrichtendiens-
tes und des Militärischen Abschirmdienstes
beschließt. Der Bundestag wählte Piltz am
vergangenen Donnerstag in beide Gremien.
Sie folgt dort ihrem Fraktionskollegen Chris-
tian Ahrendt nach, der aufgrund seiner Er-
nennung zum Vizepräsident des Bundes-
rechnungshofes sein Mandat in den kom-
menden Wochen niederlegen wird. sto ❚

KURZ NOTIERT

Neuer Chef 
der Verwaltung   
DIREKTOR Ministerialdirektor Horst Risse
wird zum Jahresbeginn neuer Direktor
beim Deutschen Bundestag. Dies gab Bun-
destagspräsident Norbert Lammert in Berlin
bekannt. Der 58-jährige promovierte Jurist
war 2008 vom Bundesrat zum Deutschen
Bundestag gekommen. Als höchster Beam-
ter der Bundestagsverwaltung folgt er auf
Staatssekretär Harro Semmler, der zum Jah-
resende in den Ruhestand tritt. Risse wird
der neunte Direktor seit 1949. Der Direktor
beim Deutschen Bundestag leitet im Auftrag

des Bundestagsprä-
sidenten die Bun-
destagsverwaltung
als Oberste Bundes-
behörde. Er wird
vom Präsidenten er-
nannt und arbeitet
ihm unmittelbar zu.
Zudem ist er Vorge-
setzter aller derzeit
rund 2.600 Mitar-
beiter der Bundes-
tagsverwaltung.
Der 1987 in Bonn
zum Dr. jur. promo-
vierte Risse hatte
nach seinem Wech-
sel von der Länder-
kammer in den
Bundestag 2008 zu-
nächst die Abteilung
„Information und
Dokumentation“
geleitet. 2010 über-

nahm er die Abteilung „Parlament und Ab-
geordnete“. 
Staatssekretär Harro Semmler gehört seit
1980 zur Verwaltung des Deutschen Bundes-
tages und hatte das Amt des Direktors beim
Deutschen Bundestag seit August 2010 inne.
Vor seiner Ernennung war er Leiter der Ab-
teilung „Parlament und Abgeordnete“ der
Bundestagsverwaltung.                          BT ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Horst Risse (oben),
Harro Semmler
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P
olitik beginnt mit der Betrach-
tung der Wirklichkeit.“ Dieses
von Kurt Schumacher, dem
ersten SPD-Parteivorsitzen-
den nach dem Zweiten Welt-
krieg, aufgestellte Postulat

wird bis heute oft und gerne bemüht. Doch
in der Praxis entzieht sich die Realität mit-
unter der Betrachtung. So zum Beispiel in
der aktuellen Diskussion über den Export
deutscher Panzer nach Saudi-Arabien. Bis-
lang gibt es keine Bestätigung der Bundes-
regierung, ob sie gewillt ist, dem Export von
„Leopard 2“-Kampfpanzern und „Boxer“-
Transportpanzern zuzustimmen. Bestätigt
ist offziell nicht einmal, ob die Saudis über-
haupt eine entsprechende Anfrage gestellt
haben. Und doch diskutiert die Republik
hitzig über einen anstehenden Panzerdeal –
nicht ohne Grund. 
Im Frühjahr 2011 hatte Saudi-Arabien Trup-
pen in das benachbarte Bahrain entsandt,
um den dortigen Protesten gegen das Kö-
nigshaus ein Ende zu bereiten. Der „Arabi-
sche Frühling“, der sich anschickte, auch in
den Scheichtümern am Golf die alten Herr-
schaftsverhältnisse in Frage zu stelllen, soll-
te möglichst schnell eingedämmt werden.
Die Vorstellung, dass sich die Geschichte in
Saudi-Arabien wiederholen könnte – dies-
mal unter Einsatz deutscher Panzer – löst
bei vielen Bundestagsabgeordneten blankes
Entsetzen aus. Vergangene Woche setzte die
SPD-Fraktion das Thema schließlich auf die
Tagesordnung des Bundestages. 

Neue Doktrin Auslöser für die Aktuelle
Stunde war einmal mehr eine Titelgeschich-
te des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“,
der aus den als streng geheim eingestuften
Beratungen des Bundessicherheitsrates be-
richtete. Dieses Gremium – bestehend aus
dem Bundeskanzler und dem Chef des
Kanzleramtes sowie dem Außen-, Verteidi-
gungs-, Wirtschafts-, Finanz-, Innen-, Justiz-
und Entwicklungshilfeminister – muss Rüs-
tungsexporten die Genehmigung erteilen.
Ausgeschlossen werden sollen unter ande-
rem Waffenlieferungen in Kriegs- und Kri-
senregionen. So besagen es zumindest die
Rüstungsexportrichtlinien. Auch die Situati-
on der Menschenrechte muss bei der Ent-
scheidung berücksichtigt werden. 
Doch die Bundesregierung, allen voran
Kanzlerin Angela Merkel und Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière (beide
CDU), betrachtet Rüstungsexporte offenbar
unter einem verstärkt außen- und sicher-
heitspolitischen Aspekt. Statt die Bundes-
wehr in weitere Auslandeinsätze wie in Af-
ghanistan oder auf dem Balkan zu entsen-
den, um dort für Frieden und Stabilität zu
sorgen, sollen dies ausgewählte „strategi-
sche Partner“ in den Regionen selbst über-
nehmen. Dafür müssten sie jedoch entspre-
chend „ertüchtigt“, sprich aufgerüstet, wer-
den. In den Medien wird dieser Ansatz be-
reits als „Merkel-Doktrin“ gehandelt. 
Der SPD-Abgeordnete Klaus Barthel er-
kennt darin nicht weniger als „einen Para-
digmenwechsel nicht nur in der Rüstungs-
exportpolitik, sondern möglicherweise in
der gesamten Außen- und Sicherheitspolitik
der Bundesrepublik“. Und Katja Keul
(Bündnis 90/Die Grünen) fügte sarkastisch
hinzu: „Schlau daran ist, dass Rüstungsex-

porte hinter verschlossenener Tür geneh-
migt werden, während Militäreinsätze dum-
merweise immer im Parlament diskutiert
werden müssen.“ 

Verkäufe in Drittstaaten Unter Berufung
auf den Rüstungsexportbericht 2011 der Re-
gierung rechnete Barthel vor, dass der Anteil
von Einzelausfuhrgenehmigungen für Rüs-
tungsgüter an sogenannte Drittstaaten –
Länder, die nicht der Europäischen Union
oder der Nato angehören oder ihnen gleich-
gestellt sind – von 29 Prozent im Jahr 2010
auf 42 Prozent im vergange-
nen Jahr gestiegen sei. Bar-
thel verschwieg allerdings,
dass diese Entwicklung
nicht neu ist und bereits in
der Regierungszeit von SPD
und Grünen begonnen hat.
Lag der Anteil der Einzelaus-
fuhrgenehmigungen des
Bundessicherheitsrates in
Drittländer 2002 mit einem
Umfang von 745 Millionen
Euro bei einem Anteil von
23 Prozent, so stieg er ein
Jahr später mit einem Umfang von 1,613
Milliarden Euro auf 33 Prozent. Und 2005
lag er mit einem Volumen von 1,655 Milli-
arden Euro bereits bei 39 Prozent. Einen
zwischenzeitlichen Höchstand erreichten
die Exporte in Drittstaaten in der Großen
Koalition aus Union und SPD im Jahr 2008.
Damals erteilte der Bundessicherheitsrat
Ausfuhrgenehmigungen in Drittstaaten in
Höhe von 3,141 Milliarden Euro. Das ent-
sprach einem Anteil von 54 Prozent. 
Unter den Drittstaaten, die ihre Waffenarse-
nale gerne mit Produkten made in Germa-
ny bestücken, gehörte auch in den rot-grü-
nen Regierungsjahren Saudi-Arabien. Kaum
verwunderlich, dass Vertreter der Koaliti-
onsfraktionen dies Sozialdemokraten und
Grünen gerne entgegenhalten. Auf den Ge-
nehmigungslisten hätten Pistolen, Geweh-
re, Maschinenpistolen, Maschinengewehre

und Panzerfäuste gestanden. „Wenn Sie mir
erzählen wollen, dass die Bedrohung für
Aufständische durch Panzer, die schwerfäl-
lig sind, größer ist als die durch Maschinen-
gewehre, dann kann ich nur feststellen, dass
Sie die Zahl der Menschen, die bei der Auf-
standsbekämpfung in den letzen Jahrzehn-
ten umgekommen sind, überhaupt nicht
kennen“, hielt der FDP-Parlamentarier Rai-
ner Stinner der Opposition entgegen.
In der Tat sehen Abrüstungsexperten vor al-
lem im Export von sogenannten Kleinwaf-
fen – dazu zählen auch tragbare Panzer-

und Luftabwehrraketensys-
teme – das größte Problem.
Es sind gerade diese Waffen,
mit denen weltweit die un-
zähligen Klein- und Bürger-
kriege geführt werden. Vor
allem ist ihre Verbreitung
international kaum zu kon-
trollieren. So wurden im
August 2011 in einer Resi-
denz des gestürzten liby-
schen Diktator Gaddafi
rund 600 G36-Sturmgeweh-
re des deutschen Herstellers

Heckler & Koch gefunden. Die Waffen wa-
ren 2003 legal nach Ägypten ausgeführt
worden und dann offenbar nach Libyen
weiterverkauft worden. Im Sinn der Rüs-
tungsexportrichtlinien ist das nicht. 
Gegenüber dem Jahr 2002 hat sich der deut-
sche Export von Kleinwaffen in Drittländer
vervierfacht. Im vergangenen Jahr geneh-
migte der Bundessicherheitsrat den Export
von Kleinwaffen im Wert von insgesamt
37,90 Millionen Euro, auf Drittstaaten ent-
fielen dabei 17,92 Millionen. 2007 waren es
sogar 30,2 Millionen Euro.

Aufstandsbekämpfung Trotz alledem ent-
zündet sich die innenpolitische Diskussion
über Rüstungsexporte immer wieder an der
Panzerfrage. Saudi-Arabien hatte in der Ver-
gangenheit bereits mehrfach versucht, in
den Besitz von „Leopard“-Panzern zu kom-

men. Bislang haben dies aber alle Bundes-
regierungen abgelehnt. Gemäß der Rüs-
tungsexportrichtlinien muss sie das ver-
meintlich aktuelle Ansinnen der Saudis so-
gar ablehnen, „wenn hinreichender Ver-
dacht besteht“, dass die Panzer „zur inter-
nen Repression (...) missbraucht werden“.
Diese Gefahr sieht der FDP-Abgeordnete
Martin Lindner offensichtlich nicht: Die
„Panzer ,Boxer’ und ,Leopard 2’ sind nicht
primär geeignet, um Aufruhr oder innere
Aufstände niederzuschlagen“, wiegelte er in
der Bundestagsdebatte ab. Das sehen die
Herstellerfirmen aber ganz anders.
Die Panzerschmiede Krauss-Maffei Weg-
mann (KMW) preist ihren neuen „Leopard
2A7+“ auf der firmeneigenen Homepage als
den idealen Kampfpanzer für den asymme-
trischen Krieg an. Er sei „für die neuen Auf-
gaben der Bundeswehr entwickelt und qua-
lifiziert“ worden und er bewähre sich be-
reits im Afghanistan-Einsatz des Nato-Part-
ners Kanada. Seine Anbaugeräte seien ge-
eignet „zum Beseitigen von Minen, Spreng-
fallen oder Gebäudetrümmern, die Straßen
unbefahrbar machen“. Mit seinem zusätzli-
chen Stromerzeuger und einer Außen-
sprechanlage für abgesessene Soldaten kön-
ne er „für Check-Point-Missionen“ einge-
setzt werden. Trotz seiner Größe ist der
Stahlkoloss für den Kampf in Städten geeig-
net. Auch im heißen Wüstenklima Arabiens
– dafür sorgt eine „Kampfraum-Kühlanlage
in Turm und Fahrgestell“. Und der „Boxer“,
den KMW zusammen mit Rheinmetall pro-
duziert, erlaube, ausgrüstet mit einem
schweren Maschinengewehr oder mit ei-
nem Granatwerfer, „die Feuerunterstützung
sowohl gegen Flächen- als auch Punktzie-
le“, teilen die Hersteller mit. 
Für Ines Höger von der Linksfraktion ist
klar, dass der „Leo an die Kette“ muss. Und
„allein die Lobeshymnen, die die Rüstungs-
industrie selber über das Gefechtsfahrzeug
,Boxer’ singt“, müssten zu einem Exportver-
bot nach Saudi-Arabien führen. Höger sieht
in der Rüstungsexportpolitik „viel zu viele

Schlupflöcher“. „Wir brauchen ein eindeu-
tiges und vollkommenes Verbot von Rüs-
tungsexporten“, forderte sie.
Alarmiert durch die öffentliche Debatte,
ging der Bundesverband der Deutschen Si-
cherheits- und Verteidigungsindustrie nur
wenige Stunden vor der Aktuellen Stunde
im Bundestag vor die Presse. Die volkwirt-
schaftliche Bedeutung der Branche komme
in der Diskussion über Rüstungsexporte zu
kurz, kritisierte Hauptgeschäftsführer Georg
Wilhelm Adamowitsch. Deutschland brau-
che eine „wehrtechnische Industrie, um in
seinen außen- und sicherheitspolitischen
Entscheidungen unabhängig zu bleiben“. 

Arbeitsplätze Adamowitsch verwies auf
die Bedeutung der Rüstungsindustrie für
den Wirtschaftsstandort Deutschland. Sie
wachse mehr als doppelt so schnell wie die
Gesamtwirtschaft. Die Branche habe 2011
rund 98.000 Menschen direkt beschäftigt
und weitere 220.000 Arbeitsplätze zum Bei-
spiel bei Zulieferfirmen gesichert. Für deren
Erhalt sei der Export von Rüstungsgütern
unumgänglich. Dieses Argument hielt auch
der CDU-Abgeordnete Andreas Lämmel sei-
nem SPD-Kollegen Barthel entgegen: „Sie
vertreten doch die Gewerkschaften. Die Ge-
werkschaften schreiben uns, dass wir dafür
sorgen sollen, dass die wehrtechnische In-
dustrie in Deutschland erhalten bleibt, dass

sie genügend Möglichkeiten hat, ihre Pro-
dukte abzusetzen.“ 
Die Absatzmöglichkeiten im Ausland, auch
in Drittstaaten außerhalb der Nato und der
EU, könnten für die deutsche Rüstungsin-
dustrie in Zukunft sogar noch größer wer-
den. Wegen der Verkleinerung der Streitkräf-
te im Zuge der Bundeswehrreform und der
Reduzierung der bestellten Stückzahlen bei
diversen Waffensystemen wie dem Schüt-
zenpanzer „Puma“ oder dem Transportflug-
zeug „Airbus 400M“ sucht die Industrie
nach neuen Auftraggebern.
Auf Kritik stößt diese Entwicklung auch bei
den Kirchen. Bei der Präsentation des Rüs-
tungsexportberichtes 2012 der Gemeinsa-
men Konferenz Kirche und Entwicklung
(GKKE) kritisierte der katholische Prälat
Karl Jüsten, dass unter den Importeuren
deutscher Waffen 64 Länder zu finden sei-
en, die hinsichtlich ihrer Menschenrechtssi-
tutaion als „bedenklich“ eingestuft würden.
Eindringlich nahm auch sein evangelischer
Kollege Prälat Bernhard Felmberg die Regie-
rung ins Gebet: „Es ist ein gefährlicher Trug-
schluss zu glauben, dass Lieferungen von
Waffen oder Kriegsgerät zur Stabilisierung
beitragen könnten.“ Alexander Weinlein ❚

Weltweit sind Panzer aus den deutschen Rüstungsunternehmen Krauss-Maffei Wegmann und Rheinmetall begehrt: Der „Leopard 2 A7+“ (links) und der Truppentransporter „Boxer“ 

»Wir brauchen
ein 

vollständiges
Verbot von
Rüstungs-
exporten.« 
Ines Höger (Linke) 
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Darf der Leopard von der Kette?
RÜSTUNGSEXPORTE Politik, Wirtschaft und Kirchen diskutieren über Panzer-Lieferungen an Saudi-Arabien

Der Rüstungsexportbericht 2011: www.bmwi.de/
DE/Mediathek/publikationen.html

Einmal im Jahr präsentiert die Bundesregie-
rung den Rüstungsexportbericht. Erst dann
kann jeder Bürger und jeder Bundestagsab-
geordnete nachlesen, welche Waffenexpor-
te in welche Länder der geheim tagende
Bundessicherheitsrat genehmigt hat. Soweit
die Theorie. Doch in der Praxis gelangen
immer wieder bereits vorher Informationen
aus dem Gremium an die Öffentlichkeit. So
sind auch die Wünsche Saudi-Arabiens
nach deutschen Panzern zum öffentlichen
Geheimnis geworden. In der Folge debat-
tierte der Bundestag auch in der vergange-
nen Woche einmal mehr „aufgrund von
Zeitungsmeldungen“, bescheinigte der
CDU-Abgeordnete Andreas G. Lämmel. Die
Mitglieder des Bundessicherheitsrates, ihm
gehören neben der Bundeskanzlerin und
dem Chef des Kanzleramtes der Verteidi-
gungs-, Außen-, Innen-, Justiz, Finanz-,
Wirtschafts- und Entwicklungshilfeminister
an, hüllen sich derweil unter Verweis auf ih-
re Geheimhaltungspflicht in Schweigen. 
Für Erich G. Fritz ist diese Praxis schlicht-
weg „eine Zumutung für das Parlament“.
Dies könne so nicht bleiben. Fritz steht mit
dieser Meinung nicht allein. Parlamentarier
aus allen Fraktionen wünschen sich, früh-
zeitiger über die Rüstungsexportentschei-
dungen informiert zu werden. SPD und
Bündnis 90/Die Grünen brachten bereits
vor Monaten entsprechende Anträge ein. So
fordert die SPD (17/9188), den Rüstungsbe-
richt spätestens drei Monate nach Ablauf
des  Jahres vorzulegen. Vor allem aber soll
nach dem Vorbild des Parlamentarischen

Kontrollgremiums, das für die Nachrichten-
dienste zuständig ist, ein vertrauliches Kon-
trollgremium des Bundestages für die Rüs-
tungskontrolle eingerichtet werden, das
vierteljährlich über Entscheidungen des
Bundessicherheitsrates informiert werden
muss.  Die Grünen (17/9412) fordern gar,
den Bundestag vor einer Exportentschei-
dung zu informieren, damit er dazu Stel-
lung beziehen kann.  Über die Anträge wird
im kommenden Jahr entschieden.
Für die Idee eines parlamentarischen Kon-
trollgremiums hat sich inzwischen auch die
sicherheitspolitische Sprecherin der FDP-
Fraktion, Elke Hoff ausgesprochen. Und Ru-
precht Polenz (CDU), Vorsitzender des Aus-
wärtigen Ausschusses, will die Geheimhal-
tungspflicht für Exportgenehmigungen
durch den Bundessicherheitsrat zumindest
überprüfen lassen. Entsprechende konkrete
parlamentarische Inititaiven aus der Koali-
tion liegen jedoch noch nicht vor. 
Für weitergehende Rechte, etwa eine Betei-
ligigung des Parlaments an der Exportge-
nehmiung selbst, bräuchte es hingegen eine
Grundgesetzänderung. Denn nach Artikel
26 dürfen Waffen nur mit Genehmigung
der Bundesregierung produziert und ver-
kauft werden. aw ❚

Öffentliche Geheimnisse
RÜSTUNG Abgeordnete fordern mehr Informationsrechte

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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E
s ist einer der schwersten Kon-
flikte der jüngsten Zeit, für die
Türkei ist der syrische Bürger-
krieg aber auch dies: ein Krieg
nebenan, direkt vor der Tür. En-
de November hat die Türkei die

Nato-Bündnispartner um Stationierung von
„Patriot“-Luftabwehrraketen an der Grenze
zu Syrien gebeten. Vergangenen Freitag be-
schloss der Bundestag mit breiter Mehrheit
die Entsendung von zwei „Patriot“-Raketen-
abwehrstaffeln und bis zu 400 Soldaten der
Bundeswehr. Sie sollen helfen, den Nato-
Partner vor möglichen Angriffen aus Syrien
zu schützen. Das Mandat ist befristet bis Ja-
nuar 2014. Für den Antrag der Bundesregie-
rung (17/11783) stimmten  461 Abgeordne-
te, 86 votierten dagegen, acht enthielten sich. 
Die Bundesregierung hatte in ihrem Antrag
unter anderem argumentiert, dass das syri-
sche Regime sowohl über für die Türkei be-
drohliche Raketen als auch über Chemiewaf-
fen verfüge.  Derzeit gebe es zwar keine An-
zeichen, dass Syrien diese Waffen gegen den
nördlichen Nachbarn richten wolle. Aller-
dings könne ein künftiger Einsatz insbeson-
dere im Zuge einer „irrationalen Endphase
des Assad-Regimes“ nicht vollkommen aus-
geschlossen werden.

In der Pflicht Verteidigungsminister Tho-
mas de Maizière (CDU) nannte in der ersten
Beratung des Antrags vergangene Woche drei
entscheidende und im Mandat formulierte
Voraussetzungen: Der Einsatz erfolge aus-
schließlich defensiv und sei auf türkisches
Gebiet begrenzt, er diene nicht der Einrich-
tung einer Flugverbotszone über Syrien und
er stehe unter den Nato-Kommandostruktu-
ren. Der Einsatz sei zudem ein „klares Zei-
chen an die Türkei und an die internationa-
le Völkergemeinschaft, dass die Sicherheit
der Türkei alle Bündnispartner angeht“. Die
Deutschen hätten jahrzehntelang von dieser
Bündnissicherheit profitiert. „Jetzt sind wir
in der Lage – ich füge hinzu: in der Pflicht –
einmal unseren Teil beizutragen“, sagte de
Maizière. 
Rolf Mützenich stellte klar: „Wir Sozialde-
mokraten rufen nicht Hurra, aber wir entzie-
hen uns auch nicht der Verantwortung in
Form einer Ohne-mich-Politik“, die ansons-
ten aber von einer immer stärker vernetzten
Welt gut lebe. Zur „Realität und zur Wahr-
heit“ gehöre, dass Syrien die Region mit Ra-
keten bedrohe, die über mehrere Hundert
Kilometer reichten. Kritik übte der außenpo-
litische Sprecher SPD-Fraktion am anfängli-
chen Zögern der Bundesregierung, den Ein-
satz auf ein Mandat des Bundestages zu
gründen. 
Omid Nouripour (Bündnis 90/Die Grüne)
kritisierte die aus seiner Sicht unzureichen-
den zivile Unterstützung der Türkei, die mit
der Vielzahl syrischer Flüchtlingen weitge-
hend allein gelassen werde: „Es ist einfach
nicht hinnehmbar, dass die Türkei die ge-
samte Last trägt und kaum Unterstützung
seitens der Europäischen Union findet“, sag-
te Nouripour. Er begrüßte allerdings, dass
die anfänglichen Zweifel an der deeskalie-
renden Wirkung des Einsatzes mit dem Man-
datstext ausgeräumt seien. Dass etwa der
Einsatz der „Patriot“-Raketen nicht auf syri-
sches Gebiet ziele, sei schon deshalb wich-
tig, „damit die Nato in Syrien nicht Kriegs-
partei wird“, betonte der verteidigungspoli-
tische Sprecher der Grünen. 

Für den Fraktionschef der Linken, Gregor
Gysi, stand hingegen fest, dass genau dies
mit dem Einsatz an der Grenze zu Syrien ein-
treten werde. Die Bundesregierung mar-
schiere „in den Nahen und Mittleren Osten
ein“,  mache „damit Deutschland zur Kriegs-
partei“ und verbaue sich die Chance, eine
Rolle als Vermittler zu spielen. Mit „Patriot“-
Raketen könne kein einziges Geschoss be-
kämpft werden, das bisher von syrischer Sei-
te auf türkisches Gebiet niedergegangen sei.
„Wieso wird etwas stationiert, das gar nicht
gebraucht wird?“, fragte Gysi. 
Elke Hoff (FDP) betonte, dass weder die
Nato noch die Türkei ein Interesse daran
hätten, im syrischen Bürgerkrieg Konflikt-

partei zu werden. Hoff sprach von einem
„beispielhaften Zusammenspiel“ von Koali-
tion und Teilen der Opposition, die nach in-
tensiven Diskussionen und Abstimmungen
zu einer gemeinsamen Entscheidung ge-
kommen seien. Die Tatsache, dass der Bun-
destag innerhalb einer Sitzungswoche ent-
schieden habe, sende das Signal, dass sich
„das Bündnis und die Bundesregierung“ auf
das Parlament verlassen könnten. Der Bun-
destag behalte zudem das letzte Wort und
könne, wenn „sich die sicherheitspolitische
Lage signifikant verändern sollte“, Bundes-
wehr-Streitkräfte auch wieder abziehen, sag-
te die sicherheitspolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion.

Philipp Mißfelder (CDU) sagte, dass es der
„defensive Charakter“ das Mandats sei, der
die Fraktionen im Bundestag weitgehend
verbinde. Der Bitte eines Nato-Partners, der
sich bedroht fühle, zuzustimmen, sei indes
„eigentlich eine Selbstverständlichkeit“. Die
Türkei leiste mit ihrer Zurückhaltung im sy-
rischen Konflikt „sehr gute Arbeit“ und bie-
te 120.000 syrischen Flüchtlingen Zuflucht.
„Wir profitieren von einer sicheren, von ei-
ner starken Türkei, die zukünftig als Regio-
nalmacht“, eine fundamentale Rolle spiele,
sagte der außenpolitische Sprecher der Uni-
onsfraktion. Eine Lösung des Syrienkonflikts
sei ohne die Türkei nicht zu hinzube-
kommen. Bernard Bode/Alexander Heinrich ❚

ENTWICKLUNG Die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen ist mit einer Initiative zum weltweiten
Aufbau sozialer Sicherungssysteme gescheitert.
Ihr Antrag (17/11665) fand vergangene Woche
im Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung gegen die Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen bei Zustimmung der Fraktio-
nen von SPD und Die Linke keine Mehrheit.
Die Grünen hatten unter anderem die Bundesre-
gierung aufgefordert, den „weltweiten Aufbau
menschenrechtsbasierter, solidarischer, univer-
seller, öffentlich organisierter sozialer Siche-
rungssysteme“ zu fördern und sich dabei am
Konzept der sogenannten „Social Protection
Floors“ (SPF) zu orientieren. Dieses von der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO) und der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) entworfe-
ne Konzept umfasst laut Antrag eine „Basisge-
sundheitsversorgung, Mindesteinkommensga-
rantien für Kinder, Unterstützung für Arme und
Arbeitslose und Mindesteinkommensgarantien
im Alter und für Menschen mit Behinderung“.

Soziale Sicherung sei Voraussetzung für Entwick-
lung, sagte ein Vertreter der Grünen.„Ein Staat
ohne soziale Absicherung ist ein fragiler Staat.“
Die Linke begrüßte den „systemischen Ansatz“
des Antrags.Allerdings dürfe soziale Grundsiche-
rung kein Ersatz für eine Umverteilung des glo-
balen Reichtums sein, sagte ein Vertreter der
Fraktion. Die SPD-Fraktion kritisierte, dass sich
Union und FDP beim Thema Budgethilfen, also
direkte Zuwendungen an Staatshaushalte in Ent-
wicklungsländern, sperren würden.
Die Koalitionsfraktionen wiesen darauf hin, dass
der Aufbau sozialer Sicherungssysteme bereits
„Regierungshandeln“ sei. Soziale Grundsiche-
rung sei „wichtige Querschnittsaufgabe“ im Mi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung, sagte eine Vertreterin der Uni-
onsfraktion. Mit insgesamt 150 Millionen Euro
würden Projekte zum Aufbau sozialer Sicherung
finanziert. Die FDP-Fraktion wandte sich gegen
einen pauschalen Ausbau von Budgethilfen im
Rahmen der „Social Protection Floors“. ahe ❚

Soziale Sicherung statt Almosen

AUSWÄRTIGES I Die Bundesregierung soll
nach Ansicht der Fraktion Die Linke Verhandlun-
gen über einen Waffenstillstand in Syrien beför-
dern. Dazu gehöre auch, „intensive Kontakte zur
demokratischen, gewaltfreien Opposition“ in
dem Land aufzunehmen, schreibt die Fraktion in
einem Antrag (17/11697), der vergangenen
Donnerstag in erster Lesung beraten wurde. Fer-
ner müsse die humanitäre Hilfe für Syrien aus-
geweitet werden, sowie Verletzte in Deutsch-
land behandelt werden. Außerdem sollen nach
Ansicht der Linken weitere Flüchtlinge des syri-
schen Bürgerkriegs aufgenommen werden.
Wie sich die syrische Opposition – gerade vor
dem Hintergrund des Einfluss islamistischer
Gruppen – nach der Machtübernahme verhalte,
wird laut Joachim Hörster (CDU) eine entschei-
dende Frage für den weiteren Weg Syriens sein.

Werde sie die Macht übernehmen, ohne diese zu
teilen, sei ein freies, demokratisches Syrien in
weite Ferne gerückt. Günter Gloser (SPD) sagte,
das Assad-Regime habe ausgespielt. Nach ein-
einhalb Jahren Krieg gegen große Teile der eige-
nen Bevölkerung mit Tausenden Toten sowie
Hunderttausenden Flüchtlingen habe die syri-
sche Regierung „jede Legitimation“ verloren.
Bijan-Djir-Sarai (FDP) sagte, es würde nichts
helfen, wenn dieses brutale Assad-Regime  über
„kurz oder lang“ verjagt werde, nur  damit im
neuen Chaos eine andere „unterdrückende Cli-
que“ an die Macht kommt. Tom Koenigs (Grü-
ne) stellte fest, der Syrienkonflikt sei ohne eine
Zusammenarbeit aller Mächte in der Region
einschließlich Iran nicht lösbar. Der Antrag der
Linksfraktion wurde in die zuständigen Aus-
schüsse überwiesen. bob ❚

Linke fordert mehr Hilfe für Syrien 

AUSWÄRTIGES II Die Nato-Operation „Acti-
ve Endeavour“ im Mittelmeerraum wird um ein
Jahr, bis zum 31. Dezember 2013, verlängert.
Maximal 700 Soldaten sollen sich am Einsatz
beteiligen. Der entsprechende Antrag der Bun-
desregierung (17/11466, 17/11890), das Man-
dat des Einsatzes bewaffneter deutscher Streit-
kräfte bei der Unterstützung der gemeinsamen
Reaktion auf terroristische Angriffe gegen die
USA fortzusetzen, fand vergangenen Donners-
tag eine Mehrheit. 311 Abgeordnete von
CDU/CSU und FDP stimmten dafür, mit Nein vo-
tierten 255 Abgeordnete der SPD, der Fraktion
Die Linke und von Bündnis 90/Die Grüne. Ein
Abgeordneter der SPD enthielt sich.
Roderich Kiesewetter (CDU) stellte klar, dass
man den Terrorismus Seite an Seite mit den Ver-
einigten Staaten im eigenen Verantwortungs-
bereich bekämpfen müsse – dazu gehöre auch

das Mittelmeer. Das Mandat, um das es heute
gehe, sei „weltweit eines der populärsten Man-
date der Nato überhaupt“, betonte der FDP-Ab-
geordnete Rainer Stinner.
Die SPD lehnte den Antrag angesichts einer
„Vielzahl von Unklarheiten und Widersprü-
chen“ des Mandats und wegen der mangeln-
den völkerrechtlichen Grundlage ab, sagte
Wolfgang Hellmich. Auch die Linke stimmte da-
gegen: Kein einziges Schiff mit islamistischen
Terroristen im Mittelmeer sei aufgebracht wor-
den. Die ganze Dramatik dieses „Krieges gegen
den Terror“ sei, dass sich die Nato seit elf Jah-
ren ermächtige, sich selbst einen Freibrief aus-
zustellen, überall auf der  Welt zu führen, mein-
te Jan van Aken. Auch Omid Nouripour von der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bezeichnete
das Mandat in seiner jetzigen Form als „nicht
tragfähig“. bob ❚

Einsatz im Mittelmeer verlängert 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Unmittelbar, nachdem sie in Stockholm
den Alternativen Nobelpreis erhalten hat-
te, empfing Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) die afghanische Ärztin Si-
ma Samar in Berlin. Die 55-Jährige kämpft
in ihrer Heimat für Frauen- und Men-
schenrechte und leitet die von ihr gegrün-
dete Menschenrechtskommission in Ka-
bul.

Frau Samar, herzlichen Glückwunsch
zum Alternativen Nobelpreis. Was bedeu-
tet diese Ehrung für Sie?
Dieser Preis ist eine Anerkennung für un-
sere Bemühungen, die Frauen- und Men-
schenrechte in Afghanistan zu stärken. Ich
freue mich, dass diese Auszeichnung hilft,
ein positives Licht auf mein Land zu wer-
fen, abseits der leider regelmäßigen Berich-
te über Mord und Hinrichtungen. Der Al-
ternative Nobelpreis ist für mich persön-
lich, aber auch für alle Frauen in Afghanis-
tan von großer Bedeutung.

Wie hat sich die Wahrung der Men-
schenrechte und der Rechte der Frauen in
den vergangenen Jahren entwickelt?
Nun, in einem Land, in dem Menschen-
rechte ein Tabu-Thema waren, ist es schon
ein großer Fortschritt, wenn eine Men-
schenrechtskommission eingesetzt wird.
Insofern ist eine Verbesserung zu verzeich-
nen. Trotzdem sind noch immer Tötungs-
delikte, Gewalt und Kriminalität, vor allem
auch gegenüber Frauen, an der Tagesord-
nung. Positiv ist zu verzeichnen, dass die
Menschen inzwischen die Bedeutung 
von Recht und Gerechtigkeit erkannt 
haben und bereit sind, sich dafür ein-
zusetzen.

Bis 2015 werden die internationalen
Truppen Afghanistan weitgehend verlas-
sen haben. Ist das der richtige Zeitplan?

Unsere nationalen Sicherheitskräfte sind
inzwischen gut geschult. Dennoch brau-
chen wir noch weitere Unterstützung, al-
lerdings womöglich nicht in dem Maße,
wie bisher. Aber: Um in Afghanistan eine
demokratische Gesellschaft aufzubauen
und zu festigen, wäre es hilfreich, interna-
tionale Hilfe auch nach 2015 im Land zu
behalten.

Ist der Truppenabzug eine Gefahr für
den Aufbau der Zivilgesellschaft?
Ich hoffe nicht. Die Menschen in Afghanis-
tan wollen die Veränderungen, so langsam
sie auch gehen, nicht rückgängig machen.
Deshalb wird es nicht mehr so sein wie vor
dem Krieg. Aber Afghanistan braucht noch
Begleitung und Kontrolle von internatio-
naler Seite, Unterstützung für die Bildung
und Ausbildung von Jungen und Mädchen
und den Aufbau einer sinnvollen Strategie,
um zu verhindern, dass wir wieder in die
Hände der Taliban fallen. 

Welche Rolle spielen die Taliban?
Die Taliban können durchaus an den demo-
kratischen Prozessen beteiligt werden. Wenn
Sie vom Volk gewählt werden, muss man das
akzeptieren. Es wäre allerdings nicht hilf-
reich für die Zukunft des Landes, wenn die
Taliban außerhalb eines demokratischen
Prozesses Macht erlangen würden.

Haben die Taliban Wahlchancen?
Ich glaube nicht, dass die Taliban tatsächlich
auf Rückhalt in der Bevölkerung zählen kön-
nen. Die Menschen wissen noch sehr gut,
dass die Taliban für eine Regierung der Ge-
walt und Unterdrückung stehen.

Wie stehen die Chancen für eine Ver-
söhnung in der afghanischen Gesellschaft?
Für einen Versöhnungsprozess sind einige Vo-
raussetzungen unabdingbar. Die erste ist
Transparenz. Zweitens muss die Wahrung der
Menschenrechte über eine verlässliche Justiz
abgesichert sein. Drittens muss die ganze Be-

völkerung, insbesondere
auch Frauen und Opfer von
Verstößen gegen die Men-
schenrechte, bei einem Ver-
söhnungsprozess einbezo-
gen werden. Andernfalls
werden wir keinen stabilen
Frieden erreichen. Das ha-
ben die vergangenen Jahre
schmerzlich bewiesen. Und
lassen Sie mich das an dieser
Stelle besonders betonen:
Vor allem für Mädchen und
junge Frauen brauchen wir
einen freien und von der Ge-
sellschaft akzeptierten Zu-
gang zu Bildung. ❚

Das Interview führten 
Jörg Biallas und 

Alexander Heinrich

»Wir brauchen auch nach 2015 Hilfe«

„Patriot“-Raketen – hier bei einer Übung in Deutschland – sollen ab Januar die Türkei vor möglichen Angriffen aus Syrien schützen.
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Der Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan
nimmt 2013 konkrete Formen an. Statt bis-
her bis zu 4.900 sollen nun noch bis zu 4.400
Soldaten im Rahmen der ISAF-Mission am
Hindukusch Dienst tun. Das sieht der Antrag
der Bundesregierung für eine Mandatsverlän-
gerung (17/11685) bis Ende Februar 2014
vor, der im Bundestag mit einer breiten
Mehrheit rechnen kann. Während der ersten
Lesung der Vorlage am vergangenen Don-
nerstag sagte Außenminister Guido Wester-
welle (FDP), der Scheitelpunkt des deut-
schen militärischen Engagements sei über-
schritten und der Abzug werde „planmäßig
und verantwortungsvoll“ umgesetzt. Heftige
Kritik an der Bundesregierung übte die Links-
fraktion. Es werde ein Abzug herbeigelogen,
„den es so nicht gibt“, sagte deren außenpo-
litischer Sprecher Wolfgang Gehrcke. 

Ziviles Gesicht Bis Ende Februar 2014 sol-
le das Bundeswehrkontingent auf 3.300
Soldaten reduziert werden, kündigte Au-
ßenminister Westerwelle an. Dies gelte „wie
bisher“ soweit die Lage vor Ort es auch er-
laube, fügte er hinzu. Nach dem Abzug, der
mit der Übergabe der Verantwortung an die
Afghanen verbunden ist, werde das deut-
sche Engagement ein ziviles Gesicht be-
kommen, sagte der Minister. 
Der Bundestag und die Öffentlichkeit müss-
ten zeitnah über die Anschlussmission in-
formiert werden, verlangte der SPD-Außen-
politiker Gernot Erler. „Wir werden es nicht
akzeptieren, vor vollendete Tatsachen ge-
stellt zu werden“, betonte er. Erler sprach
von einem gemischten Bild. Auf der einen

Seite müsse das Ziel verfolgt werden, „ISAF
bis 2014 abzugeben“. Auf der anderen Seite
setze dies aber eine funktionierende Überga-
be an die Afghanen voraus. Dabei bereite
aber unter anderem der qualitativ mangel-
hafte Ausbildungsstand der einheimischen
Polizisten Sorge. Zugleich dürfe nicht verges-
sen werden, dass „die schwierigsten Gebiete
erst zum Schluss übergeben werden“.
Verteidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU) machte deutlich, dass es 2014 kein
„Anschlussmandat“ geben werde. Stattdes-
sen werde es ein „neues Mandat mit einer
neuen Qualität geben“. Der Minister sagte
zu, über die Entwicklungen zu dem Mandat
zu informieren. Was den künftigen Einsatz
von Kampfhubschraubern angeht, verwies
de Maizière auf den komplizierten Vorgang
der Rückverlegung. „Die Kampfhubschrau-
ber sollen unsere Soldaten dabei schützen“,
machte er deutlich. 
Die Bilanz seiner Fraktion von elf Jahren
Krieg in Afghanistan beinhalte die Feststel-
lung, dass die deutsche Kriegsbeteiligung
„von Anfang an politisch falsch und schäd-
lich war“, sagte Wolfgang Gehrcke (Die Lin-
ke). Deutschland sei vor elf Jahren durch
den damaligen Bundeskanzler Schröder
und seinen Außenminister Fischer in den
Krieg „hereingelogen“ worden, sagte 
Gehrcke. Gelogen werde auch heute, wenn
von einem Abzug die Rede ist, aber sowohl
Kampfverbände, Tornados und Kampfhub-
schrauber im Land bleiben sollen. „Nato
und Bundesregierung halten sich die Kriegs-
option offen“, befand Gehrcke.

Fortschrittsbericht Omid Nouripour, ver-
teidigungspolitischer Sprecher der Grünen,
räumte ein, dass es in Afghanistan Fort-
schritte gegeben habe. Darin hätten ihn sei-
ne Besuche in der Region bestätigt. Den-
noch dürfe man keine Schönfärberei betrei-
ben, forderte er. Obwohl im Fortschrittsbe-

richt der Bundesregierung von einer Verbes-
serung der Sicherheitslage die Rede ist, sei
der August 2012 der Monat mit der größten
Zahl an zivilen Opfern gewesen. Außerdem
nehme in der Peripherie der Einfluss der Ta-
liban immer mehr zu, was ebenfalls nicht
in dem Bericht erwähnt werd, sagte Nouri-
pour. Nicht beantwortet werde auch die Fra-
ge nach dem Konzept der Bundesregierung
ab 2014. 
Vor elf Jahren hatte Gerhard Schröder mit
der Vertrauensfrage den Einsatz durchge-
setzt, erinnerte Philipp Mißfelder (CDU).
„Wir haben später die Exit-Strategie dazu
gesetzt“, sagte Mißfelder, der den Fort-
schrittsbericht gegen den Vorwurf der
Schönfärberei verteidigte. „Wir wissen um
die Rückschritte“, sagte der außenpolitische
Sprecher der Union. Dennoch dürfe man
Erfolge nicht kleinreden. Dazu zähle auch,
dass ziviles Leben im Land überhaupt wie-
der möglich sei.                 Götz Hausding ❚

Der Abzug nimmt Formen an
ISAF-EINSATZ Truppenstärke der Bundeswehr in Afghanistan soll reduziert werden

Abzeichen der deutschen ISAF-Kräfte
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INTERVIEW Die Trägerin des Alternativen Nobelpreises, Sima Samar, zur Zukunft Afghanistans

Norbert Lammert und Sima Samar
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TÜRKEI Der Bundestag beschließt den »Patriot«-Einsatz.
Deutschland werde »Kriegspartei« in Syrien, warnt Die Linke

In heikler
Mission

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Nicht nur für den Weg aus der Krise braucht
die Europäische Union Zeit. Manche Pro-
jekte warten sogar 40 Jahre auf ihre Verwirk-
lichung. Das EU-Patent hat es jetzt endlich
geschafft, das Europäische Parlament segne-
te die Reform in der letzten Sitzungswoche
vor Weihnachten ab. In 25 Mitgliedstaaten
können Erfinder ihre Patente künftig mit ei-
nem einzigen Antrag absichern. Denn bis-
lang ist es aufwändig und kostspielig, sein
geistiges Eigentum schützen zu lassen, weil
Erfinder und Firmen, ihre Patente in jedem
Land einzeln oder vom Europäischen Pa-
tentamt für bestimmte EU-Länder erfassen
lassen müssen. Die neuen Regelungen für
den europaweiten Schutz sollen ab 2014
gelten. Die Verfahrenssprachen der Patente
sind Deutsch, Englisch und Französisch.
Das Patent selbst muss nur in einer dieser
Sprachen verfasst sein – weshalb sich als
einzige EU-Staaten Spanier und Italiener
dem Abkommen aus Protest nicht an-
schlossen. 

Sprachenstreit Madrid und Rom hatten
kurzfristig versucht, das EU-Patentsystem zu
stoppen und vor dem Europäischen Ge-
richtshof in Luxemburg geklagt, weil sie sich
durch die Sprachenregelung diskriminiert
fühlen. Der Generalstaatsanwalt sprach sich
nahezu zeitgleich mit der Entscheidung in

Straßburg dafür aus, die Klagen Spaniens
und Italiens zurückzuweisen. Die Meinung
des Staatsanwaltes ist zwar nicht bindend,
in der Regel folgen die Richter aber dem
Gutachten der Generalstaatsanwaltschaft.
Die Tatsache, dass Englisch, Französisch
und Deutsch als Amtssprachen für das neue
Patent gewählt wurden, erklärt sich auch
durch die Zahl der beantragten Patente. So

kamen die meisten Patentanträge im Jahr
2011 aus Deutschland, gefolgt von Frank-
reich (9.600), den Niederlanden (5.600)
und dem Vereinigten Königreich (4.700). 
Im Europaparlament zeigten sich Konserva-
tive und Liberale mit dem neuen Recht zu-
frieden. „Das derzeit gültige nationale Bün-
delsystem ist nicht mehr zeitgemäß, büro-
kratisch und verursacht im internationalen

Vergleich mit den USA oder China unver-
hältnismäßig hohe Kosten“, urteilte die
FDP-Abgeordnete Alexandra Thein. Das Pa-
tent sei ein Stück praktisches Europa, „in
dem auch der Schutz des geistigen Eigen-
tums nicht vor Grenzen Halt machen
muss“, sagte Bernhard Rapkay (SPD).
Klaus-Heiner Lehne (CDU) schätzte, dass
die Übersetzungskosten von derzeit über
30.000 Euro auf weniger als 5.000 Euro sin-
ken könnten. „Auch die gerichtliche Lösung
von Patentstreitigkeiten soll in Zukunft ef-
fizienter werden. Es wird ein eigenes Patent-
gericht geschaffen“, sagte Lehne. Genau die-
sen Punkt sehen die Grünen hingegen kri-
tisch. „Das Europäische Parlament verzich-
tet auf seine Kontrollrechte beim Schutz des
geistigen Eigentums und überlässt dies nun
zwei nicht der EU angehörigen Institutio-
nen, dem Europäischen Patentamt und
dem neuen Patentgerichtshof“, klagte Eva
Lichtenberger. Der Vorschlag überlasse die
Kontrolle der europäischen Innovationspo-
litik den Patentanwälten. Stefanie Bolzen ❚

W
er an den „Geist von
W e i h n a c h t e n “
glaubt, der konnte
ihn in diesem Jahr
schon zehn Tage vor
dem Fest beobach-

ten. Auf ihrem letzten Europäischen Gipfel
in diesem Jahr demonstrierten die Staats-
und Regierungschefs am vergangenen Don-
nerstag und Freitag so viel Gelassenheit und
Harmonie wie schon lange nicht mehr. „Wir
hatten friedliche Mo-
mente, um zu überlegen,
wie wir die EU und den
Integrationsprozess wei-
ter entwickeln können“,
formulierte es der finni-
sche Regierungschef Jyrki
Katainen. Ein  weiterer
Grund dafür dürfte aber
gewesen sein, dass The-
men mit Konfliktpotenti-
al, wie die Frage der Bankenaufsicht oder die
neue Rettungstranche für Griechenland von
den EU-Finanzministern bereits im Vorfeld
weitgehend geklärt worden waren. Andere
brisante Themen, wie die Vertiefung der
Wirtschafts- und Währungsunion wurden
auf das kommende Jahr verschoben.  

Neue Bankenaufsicht Konkret einigten
sich die Staats- und Regierungschefs darauf,
dass die neue Bankenaufsicht unter dem
Dach der europäischen Zentralbank  zum 1.
März 2014 ihre Arbeit aufnehmen soll.
Überwacht werden dabei vor allem die gro-

ßen Banken mit einer Bilanzsumme ab 
30 Milliarden Euro oder von mehr als 
20 Prozent der Wirtschaftkraft eines Landes.
Genossenschafts- und Volksbanken sowie
die Sparkassen bleiben damit weiter unter
nationaler Aufsicht – ein Punkt, der vor al-
lem Deutschland wichtig war. Die EZB be-
kommt allerdings das Recht, die Arbeit je-
der der 6.000 Banken im EU-Währungsge-
biet zu kontrollieren. „Das ist der erste gro-
ße Schritt für eine Bankenunion“, lobte

B i n n n e n -
marktkom-
missar Mi-
chel Barnier
die Entschei-
dung, die im
Vorfeld von
Deutschland
und Frank-
reich inten-
siv vorberei-

tet worden war. Ums Geld, genauer gesagt
um die Stabilisierung des Euro, ging es auch
bei der Frage, wie die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion weiterentwickelt werden soll.
Im Sommer war angekündigt worden, dass
der Dezember-Gipfel dazu entscheidende
Schritte beschließen sollte. EU-Ratspräsi-
dent van Rompuy hatte seine Hausaufgaben
gemacht und für den Gipfel mehrere Vor-
schläge, wie zuletzt Anfang Dezember einen
ehrgeizigen Mehrstufenplan, vorgelegt. Der
Plan sah unter anderem die Schaffung eines
„Eurozonen-Haushalts“ vor, mit dem „Fi-
nanzschocks“ innerhalb der Eurozone abge-

federt werden sollten. Diese Vorschläge wur-
den von Regierungsvertretern hinter den Ku-
lissen aber als „unausgegoren“ bezeichnet
und erstmal auf die lange Bank geschoben.
Bis Juni 2013 soll van Rompuy jetzt einen
Maßnahmenkatalog zur Förderung von
Wachstum und Beschäftigung in der Euro-
zone erarbeiten. Angedacht sind beispiels-
weise bilaterale Verträge zwischen einzelnen
EU-Staaten und der EU-Kommission sowie
die Schaffung eines Solidaritätsfonds. 
Trotz aller Harmonie machte Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) nach Ende des
Gipfels deutlich, dass zwar einiges erreicht
worden sei, vor der EU aber noch „eine
schwere Zeit liegt“. Die Probleme seien über
eine lange Zeit aufgetreten und müssten
nun über eine lange Zeit abgebaut werden.
Eines dieser Probleme ist für die Kanzlerin
die Frage der Wettbewerbsfähigkeit. 

Wettbewerbsfähigkeit Das hatte Merkel
bereits am vergangenen Donnerstag, bei ih-
rer Regierungserklärung vor dem EU-Gipfel
im Bundestag, deutlich hervorgehoben.
„Nur mit ihr können wir Wachstum und Be-
schäftigung dauerhaft zurückgewinnen“,
sagte sie. Vor allem die industrielle Produk-
tion in Europa müsse wieder angekurbelt
werden. SPD-Parteichef Sigmar Gabriel
sieht Angela Merkel dabei aber auf dem
Holzweg und machte sie in seiner Rede für
die steigende Jugendarbeitslosigkeit und die
weiter explodierenden Schulden in Europa
mitverantwortlich. Dabei kritisierte er, dass
der Finanzsektor auch weiterhin nicht an

den Kosten für die Finanzkrise beteiligt wer-
de: „Gläubiger und Aktionäre müssen zur
Kasse gebeten werden und nicht die Steuer-
zahler“, forderte Gabriel. 
Der Parlamentarische Geschäftsführer der
FDP, Otto Fricke, warnte in der Debatte vor
„einfachen Lösungen“ und warf Gabriel vor,
Wahlkampf auf Kosten Europas zu machen.
Andere Länder würden von Deutschland
auch Führung erwarten. „Führung in
Europa heißt: gemeinschaftlich andere
mitnnehmen“, sagte Fricke. Gregor Gysi
(Die Linke) sieht durch die Politik der Re-

gierung hingegen die Akzeptanz Europas in
Gefahr. Es sei nicht hinnehmbar, dass „Men-
schen, die nichts getan haben, die Krise be-
zahlen“, sagte er. 
Auch Katrin Göring-Eckardt, die Spitzen-
kandidation von Bündnis 90/Die Grünen
warf der Kanzlerin vor, dass sie Deutschen
Europa als „Belastung und Kostenfaktor“ er-
kläre. Kürzungen dürften nicht nur die
Ärmsten und Schwächstens treffen, forderte
Göring-Eckardt und fügte hinzu: „Das ist
das kalte Europa, für das sich zurecht nie-
mand erwärmen kann.“  Annette Sach ❚

Europäisches Patentamt in München: Allein Deutschland meldete im Jahr 2011 in
Europa rund 26.000 Patente an.

EUROPA EU-Staats- und Regierungschefs einigen sich auf Bankenaufsicht. Weitere Reformschritte erst 2013

Gipfel der Harmonie 

Kompromiss bei
EU-Haushalt    
BUDGET Nach zähem Ringen steht jetzt das
Budget der Europäischen Union für das Jahr
2013 fest: demnach kann die EU im kom-
menden Jahr 132,8 Milliarden Euro ausge-
ben. Die Brüsseler Kommission und das
Parlament hatten ursprünglich fünf Milliar-
den Euro mehr gefordert. Das Volumen des
Etats für 2013 liegt damit zwei Prozent un-
ter den Ausgaben des laufenden Jahres und
entspricht 0,99 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP) der 27 EU-Staaten. 
Trotz erheblicher Bedenken stimmte das
Europaparlament in der vergangenen Wo-
che einem Kompromiss zu, der nach mona-
telangen Verhandlungen mit den Unter-
händlern der Mitgliedstaaten vereinbart
worden war. Gleichzeitig wurde auch der
Nachtragshaushalt für das Jahr 2012 verab-
schiedet. Auch er fällt mit rund sechs Milli-
arden Euro deutlich geringer als geplant
aus. Parlament und Kommission hatten
neun Millionen Euro gefordert, um die bis
zum Jahresende ausstehenden Rechnungen
begleichen zu können. Parlamentspräsi-
dent Martin Schulz (SPD) erklärte, dass der
Rat zugesagt habe, die fehlenden Gelder in
einem frühen Nachtragshaushalt 2013 zur
Verfügung zu stellen. Der Vorsitzende des
Haushaltausschusses des Europaparla-
ments, Alain Lamassoure, betonte erneut,
dass die EU mit mehr Eigenmitteln ausge-
stattet werden müsse. Dazu gibt es Planun-
gen, dass ein Teil der geplanten Finanztrans-
aktionssteuer nach Brüssel fließen soll. as ❚

Schmerzensgeld
für El-Masri 
MENSCHENRECHTE Mit Mazedonien wird
erstmals ein europäisches Land wegen Bei-
hilfe an einer Verschleppung durch die USA
zur Rechenschaft gezogen. Das entschied
der Straßburger Menschenrechtsgerichts-
hofs (EGMR) am Mittwoch in Straßburg.
Danach muss Skopje 60.000 Euro Schmer-
zensgeld an Khaled El-Masri zahlen: Der
Deutsch-Libanese wurde Ende 2003 in Ma-
zedonien von der Polizei verhaftet, drei Wo-
chen lang verhört und dann der CIA über-
stellt, die El-Masri für mehrere Monate nach
Afghanistan flog und dort nach seinen An-
gaben mißhandelte. Im Mai 2004 wurde er
in Albanien wieder auf freien Fuß gesetzt.
Offenbar lag dem Kidnapping eine Na-
mensverwechslung zugrunde. 
Der einstige BND-Untersuchungsausschuss
des Bundestags, der sich intensiv mit die-
sem Fall beschäftigt hat, fand  keine Hinwei-
se auf Verbindungen El-Masris zu Al Kaida.
Die Europaratsrichter stuften die Darstel-
lung des Deutsch-Libanesen als glaubwür-
dig ein und verurteilten Mazedonien wegen
Mithilfe zur Folter und zur Freiheitsberau-
bung. 
Die Vertreter Mazedoniens bestritten in
Straßburg alle Vorwürfe, doch sind die
Schilderungen der Regierung aus Sicht des
Gerichtshofs nicht haltbar. Die Münchner
Staatsanwaltschaft hatte 2007 gegen die 13
an der Verschleppung beteiligten CIA-Agen-
ten Haftbefehle ausgestellt, die aber von der
Bundesregierung nicht an Washington wei-
tergeleitet wurden. US-Gerichte wiesen eine
Klage El-Masris gegen das Vorgehen der CIA
ab, da „Staatsgeheimnisse“ berührt seien.
Wie Amnesty International mitteilt, ist die
Straßburger Entscheidung das erste Urteil
über die Mitwirkung europäischer Staaten
an Verschleppungen durch die CIA  und am
System von Geheimgefängnissen in Europa,
das auch unter dem Namen CIA-Rendition
Programm bekannt wurde. kos ❚

»Führung in
Europa heißt:
gemeinschaftlich
andere 
mitzunehmen.«
Otto Fricke (FDP)
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Grenzenlose Freiheit für Europas Erfinder
BINNENMARKT Europaparlament beschließt einheitlichen Patentschutz für 25 EU-Länder. Neue Regelungen ab 2014

>STICHWORT

> Wirtschaft-und Währungsunion Die EU Staats- und Re-
gierungschefs beschlossen einen Fahrplan, mit dem eine
weitere Vertiefung der Wirtschaftspolitiken der Union er-
reicht werden soll. Konkrete Vorschläge soll EU-Ratschef
Herman van Rompuy im Sommer 2013 präsentieren.

> Bankenaufsicht Ab 1. März 2014 sollen große Banken von
einer Bankenaufsicht kontrolliert werden, die bei der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) angesiedelt werden soll.

> Sicherheits-und Verteidigungspolitik Die EU-Mit-
gliedstaaten erklären, dass es eine Zukunft in Syrien nur oh-
ne den syrischen Staatschef Assad geben könne. Zugleich
sprachen sie sich dafür aus, die syrische Opposition und die
syrische Zivilbevölkerung stärker zu unterstützen.

EU-Gipfel – Die wichtigsten Ergebnisse 
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Jetzt auch als E-Paper.

Mehr Information.

Mehr Themen.

Mehr Hintergrund.

Mehr Köpfe.

Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de
Telefon 069-75014253 

DAS WILL ICH ONLINE LESEN!

Direkt 
zum E-Paper

Anzeige

Auf dem letzten Gipfel des Jahres herrschte offenbar gute Stimmung unter den EU-Staats- und Regierungschefs. Doch hinter den Kulissen wurde auch Kritik laut, dass viele Probleme in Europa nur verschoben worden seien.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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E
ine ganze Weile haben sich di-
verse dirigistische Vorschläge
aneinandergereiht, von Vor-
schriften für die Beratung von
Bankkunden über den er-
schwerten Kauf von Süßigkei-

ten bis zu Maßnahmen gegen die Werbefrei-
heit. Dann setzt Florian Bernschneider ei-
nen Kontrapunkt: Man solle doch nicht nur
auf „Verbote und Verordnungen“ setzen,
kritisiert der FDP-Abgeordnete, sondern lie-
ber die Verbraucherbildung verbessern. Ja,
meint die per Telefon zugeschaltete Referen-
tin Lucia Reisch, das sei natürlich ein „Ide-
al“, für Schulen stehe auch Lehrmaterial
zum nachhaltigen Konsum zur Verfügung,
allerdings seien die Lehrpläne mit anderen
Themen ziemlich voll.
Nun, solche Wortwechsel stehen in der En-
quete-Kommission „Wachstum, Wohl-
stand, Lebensqualität“ bei der Debatte mit
der Friedrichshafener Professorin nicht im
Vordergrund. Auch der Auftritt des Sozial-
ethikers Friedhelm Hengsbach, eines Urge-
steins des Linkskatholizismus, ist vielmehr
vor allem von Erwägungen über Eingriffe in
die Wirtschaft und in den Lebensstil der
Bürger geprägt – was, wie Reisch einräumt,
den „individuellen Freiheitsspielraum“ ein-
schränken und ein nachhaltiges Verbrau-
cherverhalten hemmen kann.
Das Gremium widmete sich vergangene
Woche dem nachhaltigen Konsum. Auch
der Hype um Biolebensmittel hat nichts da-
ran geändert, dass dieser Sektor eher ein Ni-
schendasein führt. Reisch ortet bei den Bür-
gern eine ganze Reihe von kritischen Punk-
ten, die einer prosperierenden Entwicklung
entgegenstünden: Die Wissenschaftlerin
spricht von „Gewohnheit und Verhaltens-
starre“, von der Dominanz „bewährter Ver-
einfachungen“, von der „Abschiebung der
Verantwortlichkeit auf andere“. Auch weist
sie auf das Bedürfnis nach Genuss und Spaß
hin, dem ein auf Nachhaltigkeit ausgerich-
tetes Verhalten widersprechen könne. Sie er-
wähnt Erhebungen, wonach ein hoher Pro-
zentsatz zwar faire Preise für Rohstoffprodu-
zenten in der Dritten Welt, eine gute Entloh-
nung von Beschäftigten im Handel, eine
artgerechte Tierhaltung oder einen Verzicht
auf Gentechnik befürworte, aber nur ein we-
sentlich kleinerer Anteil der Befragten für
derart hergestellte Waren auch mehr bezah-
len wolle.

Warnung vor Moralisierung Der Sachver-
ständige Ulrich Brand warnt indes vor einer
„Moralisierung des Konsums“: Ob denn die
Forderung „Du Verbraucher musst die Welt
retten“ sinnvoll sei? Reisch konzediert, mit
einer Moralisierung komme man nicht wei-
ter, doch müsse das „Ethisch-Moralische“
schon in die Diskussion über reflektierte Le-
bensstile einbezogen werden. SPD-Obfrau
Edelgard Bulmahn zeigt sich an Ideen für
gesetzgeberische Maßnahmen interessiert.
Weder Reisch noch Hengsbach haben ferti-
ge Konzepte, doch sie unterbreiten eine Fül-
le von Vorschlägen, die das Verhalten der
Bürger lenken sollen. 
Keinen Eingriff in die Entscheidungsfreiheit
des einzelnen markiert Reischs Plädoyer für
eine Vereinfachung des „verwirrenden La-
bel-Dschungels“ bei der Produktkennzeich-
nung, wobei eine Zertifizierung Qualitäts-
standards bei solchen Labels garantieren
soll. Mit der Forderung, den Zugang zu Wa-

ren, die als nicht nachhaltig gelten, „unat-
traktiv“ zu machen, sieht das freilich anders
aus. So fordert sie, den Verkauf von Süßig-
keiten nur noch gegen Bargeld zu erlauben.
Nach dänischem Vorbild soll in Wohnge-
bieten nur Elektroautos öffentliches Parken
gestattet werden. Viel abgewinnen kann die
Referentin dem „Auslisten“ von Waren, die
als nicht nachhaltig einzustufen seien: Sie
lobt  eine dänische Lebensmittelkette, die
Thunfisch aus ihrem Angebot verbannt ha-
be – wer gern Thunfisch isst, hat dann Pech
gehabt. Eine andere Idee: Man solle Bank-
berater verpflichten, Kunden Angebote für
„ethisch-moralische Geldanlagen“ zu unter-
breiten.

Hengsbach ist besonders die Werbung ein
Dorn im Auge. Ressourcenverbrauch, Um-
weltbelastung und Müllberge solle man
über ein „Ausbremsen“ des Konsums redu-
zieren. Im Kampf gegen Konsumanreize
sieht er einen wirksamen Hebel, weswegen
er Maßnahmen gegen Werbung im öffentli-
chen Raum verlangt und über das Verbot be-
stimmter Slogans wie etwa „Bier trinken für
den Regenwald“ sogar direkt gegen die Wer-
befreiheit zielt. 
Der Referent hegt große Skepsis gegenüber
der „Tugendethik“, die sich an den einzel-
nen richtet und deren Wirkung deshalb be-
grenzt sei: „Den mündigen Konsumenten
gibt es nicht“, der sei nun mal „von außen

gesteuert“. Propagiert werden sollten die Ab-
sage an Modewellen bei der Kleidung, das
Umsteigen auf Bus und Bahn oder das Ener-
giesparen. Nötig ist aus Hengsbachs Sicht
aber vor allem die Änderung von „Regeln“
und „Strukturen“, damit „richtiges Leben in
richtigen Strukturen möglich wird“. Als zen-
tral erachtet er eine den Unternehmen aus
ökologischen Gründen auferlegte Verpflich-
tung, langlebige und reparaturfähige Güter
ohne schnellen Verschleiß herzustellen, die
zuletzt auch recycelt werden. Im Übrigen
solle sich die Gesellschaft weniger am Kauf
von Industrieprodukten und stattdessen
mehr am „Konsum von Kulturgütern“ ori-
entieren. Karl-Otto Sattler ❚

WIRTSCHAFT Große Stromverbraucher sollen
bei drohender Instabilität des Stromnetzes vom
Netz gehen können und dafür eine Entschädi-
gung erhalten, die auf den Strompreis umgelegt
wird. Der Bundestag stimmte am Donnerstag
einer von der Bundesregierung vorgelegten
Verordnung über Vereinbarungen zu abschalt-
baren Lasten (17/11671, 17/11886) zu. Für die
Verordnung votierten die Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP sowie die SPD-Fraktion. Die
Linksfraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen stimmten dagegen.
Die Verordnung sieht vor, dass Übertragungs-
netzbetreiber in Zukunft abschaltbare Lasten
ausschreiben und mit den Anbietern Verträge
bis zu einer Gesamtabschaltleistung von 3.000
Megawatt schließen.Abschaltbare Lasten seien
„große Verbrauchseinheiten, die am Hoch- und
Höchstspanungsnetz angeschlossen sind, mit
großer Leistung nahezu rund um die Uhr Strom
abnehmen und aufgrund der Besonderheiten
ihres Produktionsprozesses kurzfristig auf Abruf

für eine bestimmte Zeit ihre Verbrauchsleistung
reduzieren können“ erläutert die Bundesregie-
rung.
Nach ihren Angaben können für die abschalt-
baren Lasten Kosten von maximal 348 Millio-
nen Euro im Jahr entstehen, die an die Großab-
nehmer zu zahlen sind. Diese Maximalbetrach-
tung sei aber rein rechnerischer Natur und wür-
de einer jährlichen finanziellen maximalen
Mehrbelastung von 4,18 Euro für den durch-
schnittlichen Haushalt mit 3.500 Kilowattstun-
den entsprechen. „Tatsächlich zu erwarten sind
allerdings Kostenbelastungen, die einen Teil
dessen betragen und zwischen ein und zwei
Euro jährlich liegen dürften“, prognostiziert die
Bundesregierung. Die Berechnung berücksichti-
ge aber „in keiner Weise die positiven netzsta-
bilisierenden Effekte der Kosten verursachen-
den Maßnahmen“. Ziel der Verordnung ist es,
die Versorgungssicherheit und Zuverlässigkeit
zu erhöhen und die Kostensteigerungen da-
durch aufzuwiegen. hle ❚

Industrie hilft beim Strom sparen

HAUSHALT „Wir setzen um, wozu uns der
Bundestag beauftragt hat.“ Dies erklärte der
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesfi-
nanzministerium, Steffen Kampeter (CDU), ver-
gangenen Mittwoch im Haushaltsausschuss.
Dabei ging es um Zustimmung des Bundesta-
ges für die Freigabe der nächsten Tranche des
Hilfspakets für Griechenland in Höhe von insge-
samt 49,1 Milliarden Euro.
Das für die Freigabe, die die EU-Finanzminister
am vergangenen Donnerstag veranlasst haben,
nötige Schuldenrückkaufprogramm Griechen-
lands war laut Kampeter „erfolgreich“. Insge-
samt seien mehr als 32 Milliarden Euro an grie-
chischen Anleihen zurückgekauft worden; der
Finanzbedarf habe dabei bei 10,3 Milliarden
Euro gelegen. Trotz der Finanzierung des Schul-
denrückkaufs bleibe es beim Programmvolu-

men von insgesamt 144,6 Milliarden Euro, be-
tonte der Staatssekretär weiter.
Die Sprecher der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und FDP wiesen darauf hin, dass es in den Un-
terlagen keinerlei Hinweise auf einen Schulden-
schnitt gebe. „Wir werden um einen Schulden-
schnitt nicht herumkommen“, betonte dagegen
die Sprecherin der Linksfraktion.
Die SPD-Fraktion hielt es für ausgeschlossen,
dass Griechenland in absehbarer Zeit einen Zu-
gang zum Kapitalmarkt bekommen werde. Des-
halb werde es ein drittes Hilfsprogramm für
Griechenland geben. Dem widersprach Kampe-
ter. Die Sprecherin von Bündnis 90/Die Grünen
hielt es für gut, dass das Programm funktio-
niert. „Wie lange es trägt, bleibt abzuwarten“,
sagte sie. Griechenland werde auch weiterhin
Geld brauchen. mik ❚

Weiter Geld für Griechenland

VERKEHR UND BAU Die Kostenexplosion so-
wohl beim Berliner Flughafen BER als auch
beim Bahnhofsprojekt Stuttgart 21 ist in der
vergangenen Woche im Bundestag  erneut breit
thematisiert worden.
Neben einer Aktuellen Stunde am Freitag im
Plenum dazu waren die beiden Großprojekte
auch Themen in den Ausschüssen. Dabei gab
der Haushaltausschuss am Mittwoch den größ-
ten Teil der bisher gesperrten Mittel für die Ber-
liner Flughafen mit den Stimmen de Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP sowie der SPD
frei. So kann der Flughafen noch in diesem Jahr
über 312 Millionen Euro und über die für 2013
gesperrten Mittel in Höhe von 84,5 Millionen
Euro verfügen. Das Bundesfinanzministerium
begründete die Eilbedürftigkeit der Entsperrung
damit, dass die Liquidität der Gesellschaft nur
noch bis Januar 2013 gesichert sei. Es bestehe

die „erhebliche Gefahr“, dass dann ein Eröff-
nungsgrund für ein Insolvenzverfahren vorlie-
gen könnte. Zudem beschloss der Ausschuss mit
den Stimmen der Koalitionsmehrheit, die Bun-
desregierung darin zu unterstützen, durch die
vom Bund in den Aufsichtsrat der „Flughafen
Berlin Brandenburg GmbH“ entsandten Vertre-
ter bei Vorlage eines entsprechenden Gutach-
tens auf die Entlassung von Geschäftsführer
Rainer Schwarz hinzuwirken. Die FDP betonte,
dass der Aufsichtsrat insgesamt 15 Mitglieder
habe; davon kämen nur zwei vom Bund.
In einer Sondersitzung des Verkehrsausschus-
ses am Freitag lehnte die Regierung eine Betei-
ligung an den Mehrkosten zu Stuttgart 21 ab.
„Wir tragen keinerlei Mehrkosten“, sagte ein
Regierungsvertreter. Zuvor hatte die Deutsche
Bahn eingeräumt, dass die Kosten um 1,1 auf
5,6 Milliarden Euro steigen werden. mik ❚

Geld für Flughafen freigegeben

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Ein Verbot der neuen Fördertechnologie für
Erdgas und Erdöl mit der Bezeichnung „Fra-
cking“ wird es in Deutschland vorerst nicht
geben. Die Oppostionsfraktionen Die Lin-
ke und Bündnis 90/Die Grünen scheiterten
am Donnerstag im Bundestag ebenso mit
entsprechenden Anträgen wie die SPD-Frak-
tion (17/11829), die sich für einen besseren
Trinkwasserschutz und gegen das Einbrin-
gen von umwelttoxischen oder gesund-
heitsgefährdenden Substanzen ausgespro-
chen hatte..
Die Fraktion Die Linke hatte die Bundesre-
gierung in einem Antrag (17/11328,
17/11712) aufgefordert, einen Gesetzent-
wurf mit einem Verbot der Förderung von
Kohleflöz- sowie Schiefergas und Schieferöl
mit der „Hydraulic-Fracturing“-Methode
vorzulegen. Unternehmen, die bereits eine
Aufsuchungserlaubnis für Schiefergas- oder
Schieferölvorkommen erhalten haben, soll-
ten danach innerhalb von sechs Monaten
nachweisen, dass eine Förderung auch oh-

ne Fracking möglich ist: „Sollte ein solcher
Nachweis nicht oder nicht zufriedenstel-
lend erfolgen, ist die Aufsuchungserlaubnis
zu widerrufen“, forderte die Fraktion in ih-
rem Antrag.
In der Begründung heißt es, zahlreiche Stu-
dien würden die hohen Risiken und negati-
ven Umweltbelastungen durch Fracking be-
legen. Als Beispiele nennt die Fraktion die
Verunreinigung des Trinkwassers durch
Chemikalien, Methan oder Lagerstätten-
wasser. Außerdem enthalte der bei der För-
derung anfallende Flowback (Rückfluss)
aus Lagerstättenwasser und Frac-Flüssigkeit
neben Chemikalien häufig radioaktive Iso-
tope, Quecksilber und Benzol. 
Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
verlangte (17/11213), den Einsatz der Fra-
cking-Technologie mit wassergefährdenden
und gesundheitsschädlichen Stoffen auszu-
schließen. Weiter forderte die Fraktion, dass
die unterirdische Verpressung des
Flowbacks (Abwassers) untersagt werden

soll. Die Industrie müsse
nachweisen, dass sie den
Flowback auf eine umwelt-
verträgliche Weise entsor-
gen beziehungsweise auf-
bereiten könne. Für Tief-
bohrungen unter Einsatz
der Fracking-Technologie,
die ohne den Einsatz was-
sergefährdender und ge-
sundheitsschädlicher Stof-
fe auskommen, solle ein
Moratorium bis zum 
31. Dezember 2014 erlas-
sen werden, forderte die
Fraktion. Bis dahin sollte
die Regierung dem Bundes-
tag einen umfassenden Be-
richt vorlegen. Das Parla-
ment sollte dann abschlie-
ßend entscheiden. hle ❚

Fracking bleibt erlaubt

Vor der Anhörung: Die Kommissionsvorsitzende Daniela Kolbe (SPD) mit Professor Friedhelm Hengsbach
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An diesem kalten Winterabend, war so et-
was wie warme Weihnachtsstimmung im
Plenarsaal zu spüren. Denn bei dem durch-
aus brisanten Thema der Rückholung der
Atommüllfässer aus der Asse begann jede
Rede mit einem ungewohnten und ausführ-
lichen Lob für die Vertreter der jeweils an-
deren Fraktionen. Grund für die vorweih-
nachtliche Freude war ein überfraktioneller
Gesetzesentwurf (17/11822), mit dem Para-
graph 57 des Atomgesetzes geändert werden
soll, um eine schnellere Bergung des radio-
aktiven Mülls aus der Asse zu gewährleisten.
Obwohl auch die Fraktion Die Linke an der
Arbeitsgruppe beteiligt war, stand ihr Name
nicht unter dem Gesetzentwurf. Denn die
CDU/CSU -Fraktion lehnt es in der Regel
ab, mit der Fraktion Die Linke gemeinsame
parlamentarische Initiativen zu verabschie-
den. 

Zerstörtes Vertrauen Gerade Bundesum-
weltminister Peter Altmaier (CDU) weiß
um die Brisanz des Themas. Bereits kurz
nach seinem Amtsantritt hatte er sich in
Niedersachsen selbst ein Bild von der ma-
roden Schachtanlage gemacht: „Die Asse ist
eine klaffende Wunde in der Natur“, sagte
er bei der Debatte am vergangenen Don-
nerstag. 
Ihm ist klar, dass es bei der Asse nicht allein
um technische Schwierigkeiten geht, son-
dern auch darum, verlorenes Vertrauen bei
der Bevölkerung zurückzugewinnen. Denn
lange Zeit war unklar, ob die 126.000 Fäs-
ser mit schwach und mittelradioaktiven Ab-
fällen in der Asse bleiben oder an die Ober-
fläche geholt werden sollten. Der Gesetz-
entwurf stelle klar, sagte Altmaier, „dass die
Rückholung der radioaktiven Abfälle Priori-
tät hat“. Und sie könne, fügte Altmaier hin-
zu, „nur noch in gesetzlich festgeschriebe-
nen Fällen abgebrochen werden.“  Mit dem
Gesetz, sagte Ute Voigt (SPD) könne daher

all denen eine Absage erteilt werden, „die
noch bis vor kurzem versucht haben, eine
Rückholung zu verhindern“. 
Angelika Brunkhorst (FDP) machte in die-
sem Zusammenhang noch einmal deutlich,
wie sehr die Zeit drängt. „Das Grubenge-
bäude ist marode. Es ist immer noch damit
zu rechnen, dass der Laugenzutritt unkon-
trolllierbar wird“, sagte sie und meinte da-
mit die Tatsache, dass jeden Tag 12.000 Li-
ter salzhaltiges Grundwasser in den Schacht
eintreten. „Es gibt nur einen Schacht und es
wird ein neuer Schacht gebaut werden müs-
sen“, erklärte sie. 

Die Zeit drängt Brunkhorst hob positiv
hervor, dass mit den Vorbereitungsmaßnah-
men für den Bau schon jetzt begonnen wer-
den könne, obwohl noch keine Genehmi-
gung vorliegt. „Das spart eine Menge Zeit“,
betonte Brunkhorst. Denn das neue Gesetz
soll es ermöglichen, die erforderlichen

atomrechtlichen Genehmigungen und Ver-
fahren weitaus schneller als bisher zu be-
kommen. 
Syliva Kotting-Uhl (Bündnis 90/Die Grü-
nen), die den Anstoß für den fraktionsüber-
greifenden Konsens gegeben hatte, enga-
giert sich schon seit Jahren für die Rückho-
lung der Abfälle: „Ich hätte mir nicht vor-
stellen können, als ich 2007 für meine
Fraktion hier zum ersten Mal einen Antrag
gestellt habe, die Asse unter Atomrecht zu
stellen und den Müll zurückzuholen, dass
es so kommt“, sagte sie. Dennoch warnte
sie, dass es für die Asse keine Erfolgsgaran-
tie gebe: „Wir können nicht mit hundert-
prozentiger Sicherheit davon ausgehen,
dass es gelingt“, sagte sie. 

Anhörung im Februar Dorothée Menzner
(Die Linke) wies nochmals darauf hin, dass
die Lage in der Asse ein „von Menschen ge-
machtes Desaster“ sei. Schon frühzeitig ha-
be es immer wieder Menschen gegeben, die
vor dem Zustand in der Asse gewarnt hät-
ten. Das „über Jahre verspielte Vertrauen in
der Region“ müsse jetzt zurückgewonnen
werden, forderte sie. Weiterhin gebe es sehr
viele offene Fragen vor Ort. Es sei daher gut,
dass es zum Thema Asse eine Anhörung am
13. Februar geben werde. Auch Maria
Flachsbarth (CDU/CSU) äußerte sich zuver-
sichtlich, dass die Rückholung der Fässer
jetzt schneller vorangehen werde. „Wir fas-
sen die Probleme an und lassen die politi-
schen Schuldzuweisungen weg, auch weil
wir wissen, dass sich in dieser Angelegen-
heit keine Partei mit Ruhm bekleckert hat“,
sagte sie. Der parteiübergreifende Konsens
dürfte  auch für Bundesumweltminister Alt-
maier Anlass zur Hoffnung geben, dass ein
anderer Weihnachtswunsch in Erfüllung
geht: ein gemeinsamer Konsens hinsicht-
lich der schwierigen Suche nach einem ato-
maren Endlager. Annette Sach ❚

»Klaffende Wunde in der Natur«
ASSE Gemeinsame Initiative aller Fraktionen für schnellere Bergung von radioaktiven Fässern 

Umweltminister Peter Altmaier (CDU)
beim Asse-Besuch im Juni 2012
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WIRTSCHAFT Oppositionsfraktionen scheitern mit Anträgen

Protest gegen „Fracking“ in Niedersachsen
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Deutsches Deponierecht an
EU-Regeln angepasst
Der Bundestag hat die zweite Verordnung
zur Änderung der Deponieverordnung
(17/11475) beschlossen. Damit wird das
deutsche Deponierecht an die EU-Quecksil-
berverordnung angepasst. Sie sieht unter
anderem vor, dass in Zukunft auch metalli-
sche Quecksilberabfälle langfristig gelagert
werden können. Außerdem wird mit der
neuen Verordnung auch auch die langfristi-
ge Lagerung von Asche aus der Klär-
schlammverbrennung neu geregelt. as ❚

Fortschrittsbericht des
Beirats für Nachhaltigkeit 
Drei Jahre nach ihrer Einführung in der Ge-
setzesfolgenabschätzung wird die Nachhal-
tigkeitsprüfung in den einzelnen Bundesmi-
nisterien qualitativ unterschiedlich umge-
setzt. Dieses Fazit zieht der Parlamentari-
sche Beirat für nachhaltige Entwicklung
(PBNE) in seinem Fortschrittsbericht 2012,
der dem Bundestag jetzt als Unterrichtung
(17/11670) vorgelegt wurde. Darin werden
verschiedene Indikatoren wie etwa die Ge-
nerationengerechtigkeit, Lebensqualität,
Sozialer Zusammenhalt oder auch interna-
tionale Verantwortung auf ihre Ziele hin
überprüft. Als besondere Schwerpunktthe-
men setzt sich der Bericht des Beirats mit
den Themen nachhaltiges Wirtschaften, Kli-
ma und Energie und nachhaltige Wasser-
wirtschaft auseinander. as ❚

KURZ NOTIERT

WACHSTUMS-ENQUETE Experten diskutieren über die
Möglichkeiten eines nachhaltigen Konsums 

Verbraucher
retten die Welt

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Gerade bei Jugendmannschaften arbeiten viele Trainer ohne Gehalt.
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Schenkelbrand bei Pferden
wird verboten
Das Tierschutzgesetz wird geändert. Der
Bundestag stimmte am Donnerstag einem
entsprechenden Gesetzentwurf der Bundes-
regierung (17/10572, 17/11811) zu. Die Än-
derung soll unter anderem zur Vermeidung,
Verminderung und Verbesserung der Ver-
wendung von Tieren zu wissenschaftlichen
Zwecken beitragen und die betriebliche Ei-
genkontrolle im Hinblick auf den Tierschutz
etablieren. Daneben ist ein Verbot für die be-
täubungslose Ferkelkastration bis zum Jahr
2017 und ein Verbot des Schenkelbrandes
bei Pferden vorgesehen. Dagegen lehnte
das Plenum einen Entwurf zur Neuregelung
des Tierschutzgesetzes (17/9783) der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen ab. Darin sollte
festgeschrieben werden, dass Tiere als Mit-
lebewesen zu achten sind. eis ❚

SPD will Verordnung für
Düngemittel verschärfen
Die SPD-Bundestagsfraktion hat die Bun-
desregierung in einem Antrag (17/10115)
aufgefordert, die Düngeverordnung zu ver-
schärfen. Ziel ist es, dass der Eintrag von
Stickstoffüberschüssen auf 50 Kilogramm
pro Hektar und Jahr begrenzt, die Ausbrin-
gung von Gärresten aus Biogasanlagen in
die Stickstoffbilanz einbezogen und eine
standortangepasste Düngung definiert
wird. Des Weiteren sollen Schulungs- und
Beratungsprogramme intensiviert werden,
um den Stand der Technik schneller in die
Praxis umzusetzen. Der Antrag wurde am
Donnerstag zur weiteren Beratung an die
Ausschüsse überwiesen. eis ❚

Antrag der Grünen zur
Flächenschonung abgelehnt
Für eine wirksame Reduktion des Flächen-
verbrauchs setzt sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einem Antrag (17/6502)
ein, der am Donnerstag auf Beschlussemp-
fehlung des Auschusses für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung (17/8387) abgelehnt wur-
de. Die Abgeordneten forderten darin die
Bundesregierung auf, am 30-Hektar-Ziel
festzuhalten, nach dem ab 2020 täglich nur
30 Hektar Flächen für die Siedlungsentwick-
lung verbraucht werden dürfen. Weiter soll
die Regierung eine Grundlage für strate-
gisch und nachhaltige Planungen schaffen
und den Fehlentwicklungen durch Bebau-
ung im Außenbereich und durch große Infra-
strukturprojekte mit starker Zerschnei-
dungswirkung begegnen. mik ❚

SPD fordert andere 
Führerscheinklasse für Trikes
In Deutschland soll für das Führen von Drei-
rädern (sogenannte Trikes) über 15 Kilowatt
(kW) ab dem 21. Lebensjahr die Fahrerlaub-
nisklasse B gelten. Dies fordert die SPD-
Fraktion in einem Antrag (17/11827), der am
Donnerstag erstmals im Bundestag beraten
wurde. Ab Januar 2013 werden die Führer-
scheinklassen gemäß EU-Vorgaben neu ka-
tegorisiert, heißt es zur Begründung. Da-
nach fallen Führerscheine für Dreiräder über
15 kW in die Klasse A. Für das Führen von
Dreirädern müsste dabei eine praktische
Prüfung auf einem Zweirad abgelegt wer-
den, obwohl Trikes eher zweispurigen Fahr-
zeugen gleichen würden. Ein Großteil der
Dreiradfahrer sei aber gerade deshalb an
dem Fahren von Dreirädern interessiert, da
sie keine Zweiräder führen wollten. mik ❚

KURZ NOTIERT

U
te Kumpf ist nicht zufrie-
den. Der von den Koaliti-
onsfraktionen vorgelegte
Gesetzentwurf zur Entbü-
rokratisierung des Ge-
meinnützigkeitsrechts

(17/11316) sei halbherzig und bleibe hinter
den Erwartungen zurück, meint die SPD-
Abgeordnete. Barbara Höll (Die Linke)
spricht gar von einem „Skandal“, wenn Eh-
renamtliche einspringen sollten, wo sich die
öffentliche Hand zurückziehe. Kein Ver-
ständnis für die steuerliche Ungleichbe-
handlung von Übungsleitern und anderen
ehrenamtlich Tätigen hat Lisa Paus (Bünd-
nis 90/DieGrünen). Von der Kritik unbeein-
druckt zeigt sich indes Markus Grübel
(CDU). Mit dem Gesetz würden die Rah-
menbedingungen verbessert, sagt der Vorsit-
zende des Unterausschusses Bürgerliches
Engagement. Der Opposition wirft Grübel
vor: „Mit der Kritik verunsichern Sie die vie-
len Ehrenamtlichen vor Ort.“ Positiv bewer-
tet wird der Entwurf von Birgit Reinemund
(FDP). Die Vorsitzende des Finanzausschus-
ses sieht „deutliche Verbesserungen im steu-
erlichen und zivilrechtlichen Bereich“.

Steigende Pauschalen Ähnlich umstritten
wie unter den Fraktionen ist der Gesetzent-
wurf auch bei Praktikern. Während der Ex-
pertenanhörung des Finanzausschusses
vergangene Woche gab es viel Lob, während
gleichzeitig auf erheblichen Nachbesse-
rungsbedarf hingewiesen wurde. Der Ent-
wurf sieht unter anderem eine Anhebung
der Übungsleiterpauschale von 2.100 auf
2.400 Euro jährlich vor. Zugleich soll die

Ehrenamtspauschale von 500 auf 720 Euro
pro Jahr angehoben werden. Wer für einen
Verein oder eine Stiftung ehrenamtlich tätig
ist, soll zudem in Zukunft bei einer zweck-
widrigen Verwendung von Spendengeldern
nur noch bei Vorsatz und grober Fahrlässig-
keit haften. Bisher setzte die Haftung bereits
bei leichten Nachlässigkeiten ein. Außer-
dem sollen Vereine in Zukunft leichter Geld
ansparen können. Bisher müssen eingewor-
bene Gelder bis zum Ende des nächsten Jah-
res verwendet werden. Diese Frist soll um
ein Jahr verlängert werden. 

Mehr Rechtssicherheit Aus Sicht des Deut-
schen Fußballbundes (DFB) ist die „mode-
rate Anpassung“ des Übungsleiterfreibetra-
ges auf 2.400 Euro „unbedingt notwendig“.
Begrüßt wurde vom DFB auch die Verlänge-
rung des Zeitraums der zulässigen Mittelver-
wendung von bisher einem Jahr auf künftig
zwei Jahre. Somit werde den Vereinen eine
gezielte Planung hinsichtlich der Verwen-
dung überschüssiger Mittel ermöglicht, sag-
te DFB-Vertreter Stefan Hans. Rund 500.000
Übungsleiter würden von der Pauschalen-
änderung profitieren, die auch in der Höhe
„absolut sachgerecht“ sei, hieß es vom
Deutschen Olympischen Sportbund
(DOSB). Die zweijährige Verwendungsfrist
stelle eine wirkliche Entbürokratisierung
dar, machte DOSB-Justiziar Holger Niese
deutlich. Ebenso wie Jörg Schwenker von
der Bundessteuerberaterkammer befürwor-
tete auch Niese das geplante neue Verfahren
zur Anerkennung der Gemeinnützigkeit.
Die schnelle Klärung schaffe Rechtssicher-
heit, machte Schwenker deutlich. 

Kein Verständnis für die Schlechterstellung
der Ehrenamtlichen im Vergleich zu den
Übungsleitern zeigte die Steuerrechtlerin
Birgit Weitemeyer. Zwar sei die Anhebung
der Übungsleiterpauschale richtig. Es sei
aber nicht nachvollziehbar, dass ein
Übungsleiter im Sport eine höhere Pauscha-

le erhalte als ein ehrenamtlich Tätiger im
Kinderhospiz. „Hier sollten Einebnungen
angestrebt werden, statt Unterschiede zu ze-
mentieren“, forderte Weitemeyer. 
Die geplante Verlängerung des Zeitraums
der zulässigen Mittelverwendung auf zwei
Jahre wurde von mehreren Experten mit

Skepsis betrachtet. Sowohl Steuerberater
Schwenker als auch Professor Hans Fleisch
vom Bundesverband Deutscher Stiftungen
machten darauf aufmerksam, dass bislang
die Angemessenheit des Zeitraumes im Er-
messen der Finanzverwaltung gestanden ha-
be. Dabei seien Fristen von drei bis vier Jah-

ren anerkannt worden. Nach Ansicht
Schwenkers ist es daher besser, „die Rege-
lung im Ermessen der Finanzverwaltung zu
lassen“. Auch Olaf Zimmermann vom
Bündnis für Gemeinnützigkeit verwies da-
rauf, dass die bisherige Praxis der Finanzäm-
ter positiv für die Rücklagensicherung gewe-

sen sei. „Wir müssen aufpassen, dass die
Festschreibung auf zwei Jahre nicht nachtei-
lig wirkt“, sagte er. 
Zimmermann, zugleich Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates, warnte auch vor ei-
ner Instrumentalisierung des „Bürgerschaft-
lichen Engagements“. Die Begründung zu
dem Gesetzentwurf lasse den Eindruck ent-
stehen, dass das Bürgerliche Engagement ge-
stärkt werden solle, um die Lücken zu
schließen, die durch die leeren Kassen des
Staates gerissen werden. „Das Ehrenamt
darf aber kein Erfüllungsgehilfe für den Aus-
fall staatlicher Leistungen sein“, forderte
Zimmermann.

Monetarisierung Der Gesetzentwurf leiste
keinen Beitrag, um „bildungs- und beteili-
gungsferne Bevölkerungsgruppen“ an das
Engagement heranzuführen, kritisierte der
Politikwissenschaftler Roland Roth. Er sei
vielmehr darauf ausgelegt, „klassische Insti-
tution auf die klassische Art und Weise zu
fördern“, sagte Roth. Benötigt werde jedoch
ein Ausbau der Infrastruktur, um das Enga-
gement auf bereitere Pfeiler zu stellen. Zu-
gleich forderte Roth, die „zunehmende Mo-
netarisierung“ bei der Evaluation im Blick
zu behalten. Es bestehe die Gefahr, „dass da-
mit letztlich Schaden angerichtet wird“, be-
fand er. Götz Hausding ❚

GEMEINNÜTZIGKEITSRECHT Koalitionsentwurf ist unter Fraktionen ebenso umstritten wie unter Experten

Entbürokratisierung im Blick

Ehrenamtliche Helfer in der Caritas-Wärmestube sind vor Weihnachten sehr gefragt.
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Anzeige

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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,,Die besten Geheimtipps aus dem Internet”Brigitte

768 Seiten • 600 Screenshot-Abbildungen • Überall im Buch- und Zeitschriftenhandel erhältlich • 16. Auflage • ISBN 978-3-934517-15-8 • € 16,90

Die 6.000 wichtigsten Internet-Adressen auf einen Blick

„Das besondere an den Web-Adressen
ist, dass es oft solche sind, die man bei
Google nicht ganz oben auf der ersten
Seite der Suchergebnisse findet.“
BILD.de

„Orientierung bietet das Web-Adressbuch
für Deutschland, das rund 6.000 Internet-
Seiten übersichtlich geordnet und redak-
tionell getestet dem Leser präsentiert.“
BERLINER ZEITUNG

„Nie wieder zielloses Treiben im Internet:
Das Web-Adressbuch bringt Ordnung
in den Datendschungel.“
HAMBURGER ABENDBLATT

„Unverzichtbares Standardwerk für ziel-
gerichtete Recherche im Internet.“
Münchner Merkur

„Die thematischen Zusammenstellungen mit kur-
zen Bewertungen können auch Journalisten Zeit
sparen helfen.“
MEDIENDIENST KRESS

„Eine nützliche Orientierungshilfe im
Datendschungel bietet das 'Web-
Adressbuch für Deutschland'.“
BERLINER MORGENPOST

„Wie findet man die besten und wichtigsten
Internetadressen? Mit einem Blick ins
Web-Adressbuch für Deutschland.“
B.Z.

„Eine Alternative für alle, die von Google-
Suchergebnissen frustriert sind.“
COMPUTER BILD

„Das Web-Adressbuch für Deutschland
bietet die definitiv umfangreichste und
derzeit aktuellste Sammlung deutscher
Web-Adressen.“
NDR

„Die gedruckte Alternative zu Google
& Co. – Beim Web-Adressbuch für
Deutschland kann man sich einfach
durch die Themenbereiche treiben lassen
und entdeckt ständig neue Surf-Tipps.“
WESTFALEN-BLATT

NEU: Jetzt auch als E-Book! Infos: www.web-adressbuch.de

Mit einem Special zu Essen & Trinken!
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Die für 2016 angekündigte Einstellung der
Automobilproduktion im Opel-Werk Bo-
chum ist auf scharfe Kritik im Bundestag ge-
stoßen. In einer von der Linksfraktion be-
antragten Aktuellen Stunde des Bundestag
es warf Sevim Dagdelen (Linke) der Bundes-
regierung am Donnerstag „Mitschuld am
Desaster in Bochum“ vor.  Opel sei von zwei
Seiten in die Zange genommen worden. Ei-
nerseits habe der Opel-mutterkonzern Ge-
neral Motors (GM) dem Management zu
wenig Spielraum gegeben. Schuld sei aber
auch die falsche Euro-Politik der Bundesre-
gierung, die dazu geführt habe, dass in Süd-
europa die Kaufkraft fehle, um Autos zu
kaufen. „Nun gilt es, sich nicht nur auf war-
me Worte zu beschränken“, rief sie und for-
derte die Koalition zum Handeln auf.
Die Aktuelle Stunde war einberufen wor-
den, nachdem der Vorstand der Adam Opel
AG zu Wochenbeginn angekündigt hatte,
dass ab 2016 keine weiteren Autos mehr in
Bochum gebaut werden sollen. 3.365 Mit-
arbeiter und rund 1.000 Fremdfirmenbe-
schäftigte sowie Tausende indirekt vom

Werk abhängige Beschäftigte bangen um Ar-
beitsplätze oder Aufträge.
Demgegenüber nannte Hubertus Heil
(SPD) Versuche, die Wirtschaftskrise in Süd-
europa für die Probleme von Opel Bochum
verantwortlich zu machen, „fadenscheinig“.
Verantwortlich sei vielmehr eine „verfehlte
Konzernpolitik von General Motors“. In
diesem Zusammenhang forderte Heil die
Bundesregierung auf, sich neben einer Be-

schäftigungsgarantie für die Bochumer
Opel-Angestellten über 2016 hinaus für ei-
ne Beteiligung durch das Unternehmen an
einer Umstrukturierung des Standorts Bo-
chum sowie für den Erhalt Bochums als
Produktionsstandort einzusetzen. 
Auch Matthias Heider (CDU) äußerte
schwere Vorwürfe gegen General Motors.
„Für die Unternehmensentwicklung bei
Opel war GM eher Handbremse als Gaspe-

dal“, sagte Heider und warf dem Konzern
aus Detroit „schwere Managementfehler“
vor. Die angekündigte Schließung des Opel-
Werks in Bochum bezeichnete Heider
gleichzeitig als „schweren Schlag für die Ar-
beitnehmer vor Ort und auch für die Stadt
Bochum“. Von Opel bereits gegebene Zusa-
gen hinsichtlich des Erhalts des Standorts
Bochum müssten eingefordert werden.
Der FDP-Wirtschaftsexperte Martin Lindner
betonte ebenfalls sein Mitgefühl für die be-
troffenen Opel-Mitarbeiter in Bochum, warf
aber gleichzeitig der Opposition vor, die Si-
tuation in Bochum für eigene Interessen zu
missbrauchen. „Es ist lausig und billig, dass
Sie das Schicksal dieser Menschen für Ihre
billige Polemik ausnutzen“, rief er.
Lindner betonte zudem, der Staat könne
sich nicht in betriebswirtschaftliche Ent-
scheidungen einmischen. Während die
Wirtschaftspolitik der Koalition Früchte tra-
ge, klopfe die Opposition auch beim The-
ma Opel „nur Sprüche“, sagte Lindner.
Tobias Lindner (Grüne) mochte dies nicht
gelten lassen. Es gehe darum, durch eine
richtige Wirtschaftspolitik die Rahmenbe-
dingungen für erfolgreiche Standorte zu
schaffen: „Aber da haben Sie als Bundesre-
gierung nichts getan.“ General Motors warf
er vor, durch seine Unternehmenspolitik
nicht das Vertrauen in seine Marken gestärkt
zu haben. jmb ❚

M
illiarden-Geschäfte
werden jeden Tag
rund um den Globus
im Finanzbereich mit
Derivaten gemacht. Es
geht um Devisen, Roh-

stoffe, Gold und auch um den Handel mit
Krediten. „Wenn diese Finanzinstrumente
sich immer nur auf die Realwirtschaft bezie-
hen würden, hätten wir wahrscheinlich kein
Problem", stellte der CDU-Finanzexperte
Klaus-Peter Flosbach in
einer Bundestagsdebatte
am vergangenen Don-
nerstag fest. Daher müsse
es eine scharfe Kontrolle
geben, sagte Flosbach
mit Blick auf die Pleite
von Lehman Brothers.
Das US-Institut, das
2008 unter anderem we-
gen Problemen mit dem
Derivate-Handel zusammengebrochen war,
sei nicht ausreichend kontrolliert worden. 

Alles muss gemeldet werden Jetzt solle in
Europa einheitlich gehandelt werden. „Das
wichtigste ist: Alle Geschäfte müssen gemel-
det werden“, sagte Flosbach zu dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf ei-
nes Ausführungsgesetzes zur Verordnung
(EU) Nr. 648/2012 über OTC-Derivate, zen-
trale Gegenparteien und Transaktionsregis-
ter (17/11289, 17/11883). Dem Gesetzent-
wurf stimmten die Koalitionsfraktionen

CDU/CSU und FDP sowie die SPD-Fraktion
zu. Die Oppositionsfraktionen Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen enthielten
sich. Mit dem nach dem englischen Begriff
„European Market Infrastructure Regulati-
on“ auch als EMIR-Ausführungsgesetz be-
zeichneten Vorhaben werden die für die
Umsetzung der EU-Vorgaben zuständigen
Behörden, darunter die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) be-
nannt. Außerdem werden Bußgeldtatbe-

stände im
Kreditwesen-
gesetz erwei-
tert.
Die EU-Ver-
o r d n u n g
sieht vor,
dass be-
stimmte De-
r i v a t e g e -
schäfte au-

ßerhalb von Börsen künftig nicht mehr di-
rekt zwischen den Geschäftspartnern
abgewickelt werden dürfen, sondern sie
müssen über zentrale Clearing-Stellen gelei-
tet und in Transaktionsregistern dokumen-
tiert werden. Mit den neuen Vorschriften
werde es der Finanzaufsicht erleichtert, ei-
nen besseren Überblick über die Marktakti-
vitäten und Risikopositionen zu erlangen
und in diesen bisher weitgehend unregulier-
ten Bereich einzugreifen, erwartet die Regie-
rung. Die Finanzkrise habe gezeigt, dass in-
transparente, frei abgeschlossene Derivate-

geschäfte zu großem Misstrauen zwischen
den Banken geführt und die Funktionsfä-
higkeit der Märkte beeinträchtigt hätten.
Flosbach erinnerte an die zahlreichen Regu-
lierungsgesetze der Koalition und die Ver-
besserung des Anlegerschutzes. „Auch die-
ses Gesetz schafft wieder einen wesentlichen
Beitrag dazu, dass wir in Deutschland mit
einem stabilen Finanzmarkt auf Dauer ein
Stück Sicherheit für unsere Bürger schaffen“,
sagte Flosbach. 

»Drei Jahre verschlafen« Kritischer äußer-
te sich die Opposition. Carsten Sieling
(SPD) warf der Koalition vor, die Finanz-
marktregulierung verschlafen zu haben. Das
Gesetz komme drei Jahre zu spät. Unter Ver-
weis auf einen von SPD und Grünen ge-
meinsam eingebrachten Antrag (17/11878)
verlangte Sieling die Einführung einer Fi-
nanzmarkttransaktionssteuer, die Einfüh-
rung einer wirkungsvollen europäischen
Bankenabgabe, die Abtrennung des Invest-
mentzweiges von anderen Bankgeschäften
und die Einschränkung dieser spekulativen
Derivategeschäfte: »Das ist die Aufgabe, vor
der wir stehen.« Daher sei das Gesetz zum
OTC-Handel dringend notwendig. 
Der FDP-Finanzexperte Björn Sänger sprach
von einem „wichtigen Gesetz, das für mehr
Transparenz an den Finanzmärkten sorgen
wird“. Die Umsetzung der EMIR-Richtlinie
werde den Derivatemarkt stabilisieren und
weniger anfällig gestalten. Sänger wies aber
auch darauf hin, dass es sinnvolle Derivate-

Geschäfte gebe. Es handele sich um eine Art
„Dual-Use-Güter“: Man könne sie gut ver-
wenden, und man könne sie auch schlecht
verwenden. 
„Gegenüber dem heutigen Wildwest-Re-
gime ist EMIR eindeutig eine Verbesserung“,
erklärte Axel Troost für die Linksfraktion.
Viele Derivate seien „ausschließlich Zocker-
produkte“ und mit hohen Risiken verbun-
den: Fehlspekulationen würden leicht im
Ruin enden.  Troost verlangte die Einfüh-
rung eines Finanz-TüV, der Derivate geneh-

mige. Alles andere dürfe gar nicht erst auf
den Markt kommen. 
Lisa Paus (Die Grüne) begrüßte zwar das
mindestmaß an Regulierung, das jetzt ge-
schaffen werde, verwies aber auf die Risiken,
die von den Clearingstellen ausgehen könn-
ten. Diese würden zu neuen systemrelevan-
ten Spielern auf den Finanzmärkten wer-
den. „Das ist problematisch, denn wir wis-
sen ja aus der Bankenkrise, welche großen
Gefahren von systemrelevanten Instituten
ausgehen.“ Hans-Jürgen Leersch ❚

Als Opel-Autos noch unverwechselbar waren: Der „Manta“ von 1975

FINANZEN Weiterer Baustein zur Finanzmarktregulierung. Opposition sieht neue System-Risiken

Bremsen am Derivate-Rad

Grundfreibetrag
kann steigen
FINANZEN Der steuerliche Grundfreibetrag
soll erhöht werden. Der Vermittlungsaus-
schuss von Bundesrat und Bundestag hat ei-
ne stufenweise Anhebung des steuerlichen
Grundfreibetrags in zwei Schritten mit Wir-
kung vom 1. Januar 2013 auf 8.130 Euro
und zum 1. Januar 2014 auf 8.354 Euro
(insgesamt plus 350 Euro) empfohlen
(17/11842). Damit folgten Bundestags- und
Ländervertreter der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts, wonach das
Existenzminimum steuerfrei bleiben muss.
Die Zustimmung des Bundestages konnte
bis zu seiner letzten Sitzung im Jahr 2012
am vergangenen Freitag noch nicht erfol-
gen, da die Beschlussempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses nicht fristgerecht
beim Parlament eingegangen war. Die Erhö-
hung kann jedoch rückwirkend erfolgen.
Nicht verständigen konnten sich die Mit-
glieder des Vermittlungsausschusses auf die
in dem Gesetzentwurf ebenfalls vorgesehe-
nen Maßnahmen zum Abbau der „Kalten
Progression“. Keine Einigung gab es außer-
dem beim deutsch-schweizer Steuerabkom-
men (17/11840) und zum Gesetz zur steu-
erlichen Förderung energetischer Sanie-
rungsmaßnahmen an Wohngebäuden
(17711843). Dagegen machte der Vermitt-
lungsausschuss den Weg frei für das neue
Reisekostenrecht (17/11841). Zum Jahres-
steuergesetz wird empfohlen, eingetragene
Lebenspartnerschaften steuerlich mit Ehe-
paaren gleichzustellen (17/11844). hle ❚

Änderung bei
Versicherungen
FINANZEN Die Bundesregierung will „nicht
absehbare und nicht gewollte Härten“ bei
der Auszahlung von Lebensversicherungs-
verträgen vermeiden. Der Vertreter der Re-
gierung teilte am Mittwoch im Finanzaus-
schuss mit, parallel zum Inkrafttreten des
sogenannten SEPA-Begleitgesetzes
(17/10038) am 21. Dezember dieses Jahres,
in dem unter anderem die Unisex-Tarife für
Versicherungen geregelt werden, solle eine
Verordnung in Kraft treten, mit der die im
Gesetz vorgesehene Kürzung der Beteili-
gung der Versicherten an den Bewertungsre-
serven gedeckelt wird. Die Abschläge wür-
den gedeckelt in Höhe von durchschnittlich
fünf Prozent der auszuzahlenden Versiche-
rungsleistungen eines Unternehmens. Die
Deckelung soll für Versicherungsverträge
gelten, die in den nächsten zehn Jahren zur
Auszahlung kommen.
Hintergrund ist die durch ein Verfassungs-
gerichtsurteil entstandene Pflicht für Versi-
cherungsunternehmen, ihre Kunden an den
Bewertungsreserven zu beteiligen. Bewer-
tungsreserven entstehen bei sinkenden Ka-
pitalmarktzinsen. Sie führen zu höheren
Kursen laufender Wertpapiere. An deren hö-
herer Bewertung sind die Kunden bei Aus-
zahlung der Verträge zu beteiligen. Steigen
die Zinsen wieder, sinken allerdings die
Kurse und entsprechend die Bewertungsre-
serven. Angesichts der Niedrigzinsphase
hatte die Koalition im SEPA-Begleitgesetz
Änderungen zur Stabilisierung der Lebens-
versicherungen vorgenommen, um eine zu
hohe Auszahlung von Bewertungsreserven
zu vermeiden. Dies hatte jedoch zu starker
öffentlicher Kritik geführt, auch wenn nach
Angaben der Regierung die wesentlichen er-
tragsquellen einer Kapitallebensversiche-
rung, nämlich die garantierte Leistung und
die Überschussbeteiligung, nicht von der
Gesetzesänderung betroffen waren. hle ❚

»Gegenüber dem
heutigen Wildwest-
Regime ist EMIR
eindeutig eine
Verbesserung.«
Axel Troost (Linke)
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Linke gibt Regierung Mitschuld für »Opel-Desaster«
WIRTSCHAFT Alle Fraktionen zeigen sich enttäuscht über das Aus für die Automobilproduktion in Bochum

>STICHWORT

> Derivate Als Derivate werden Termingeschäfte bezeich-
net, die sich auf Basiswerte wie Rohstoffe oder Wertpapie-
re beziehen. Die Lieferung von Waren oder Rohstoffen er-
folgt erst zu einem späteren Zeitpunkt. Es gibt zahlreiche
Arten von Derivategeschäften.

> Handelsplätze Da es bei Derivaten nicht um Wertpapier-
geschäfte gehen muss, findet ein Teil der Geschäfte außer-
halb von Börsen bei Banken (Bild) statt. Man spricht vom
OTC-Handel (Over the Counter = über den Schalter).

> Volumen Der außerbörsliche Derivatehandel soll ein Volu-
men von 500 Billionen Euro weltweit haben und gilt als gro-
ßer Risikofaktor für das Finanzsystem. Die führenden Wirt-
schaftsnationen wollen den Handel daher kontrollieren.

DERIVATE – Risikofaktor für das Weltfinanzsystem
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Weitere Informationen:

www.nomos-shop.de/20002

Jahrbuch Extremismus & 
Demokratie (E & D)
24. Jahrgang 2012

Herausgegeben von 

Uwe Backes, Alexander Gallus 

und Eckhard Jesse

2012, 534 S., geb., 54,– € 

ISBN 978-3-8329-7999-7

Nomos

Jahrbuch für 

Extremismus & Demokratie

Band 24 des Jahrbuches gliedert sich wie jedes Jahrbuch zuvor in die bewähr-

ten drei Rubriken „Analysen“, „Daten, Dokumente, Dossiers“ und „Literatur“.

Die Entwicklung im politischen Extremismus wird nachgezeichnet – vor allem

im Jahr 2011 und vor allem in Deutschland, aber auch darüber hinaus

Anzeige

Auch Nahrungsmittel, Rohstoffe und Metalle sind Gegenstand von Termingeschäften. Selbst vor Gold macht der Derivatesektor nicht halt.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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E
inst waren es sieben Bundes-
länder, in denen Studienge-
bühren erhoben wurde. In
Niedersachsen und Bayern ist
das immer noch so. Doch der
bayerische Ministerpräsident

Horst Seehofer (CSU) denkt inzwischen an-
geblich über eine Abschaffung nach. Das
wäre ein Fehler, beschied Bundesbildungs-
ministerin Annette Schavan (CDU), die
während der Debatte am vergangenen Don-
nerstag die Studiengebühren verteidigte.
Ebenso wie Patrick Meinhardt, bildungspo-
litischer Sprecher der FDP-Fraktion, hat sie
ein Gerechtigkeitsproblem ausgemacht. Im
Bereich der beruflichen Bildung nämlich
würden Kosten von 7.000 Euro für den
Meisterabschluss anfallen, wie Meinhardt
sagte. „Das muss gleich behandelt werden“,
verlangte er.
Ein Gerechtigkeitsproblem ganz anderer Art
sieht die Opposition. Der Zugang zu den

Hochschulen wird durch Studiengebühren
nach Meinung von SPD, Grünen und Lin-
ken insbesondere für junge Menschen „aus
bildungsfernen oder sozial benachteiligten
Familien oder für Studienberechtigte mit
Migrationshintergrund“ erschwert, wie aus
einem Antrag der SPD-Fraktion (17/11823),
der gemeinsam mit einer Vorlage der Links-
fraktion (17/11824) in erster Lesung bera-
ten wurde. „Wir brauchen alle aus allen
Schichten“, lautete die Begründung des
SPD-Bildungsexperten Ernst Dieter Ross-
mann für die Forderung nach einer Abschaf-
fung der Gebühren. 
Auf Länderebene seien Union und FDP in-
zwischen gegen Studiengebühren, sagte
Rossmann. Selbst der bayerische Minister-
präsident Seehofer habe angekündigt, dass
nach den Landtagswahlen die Studienge-
bühren abgeschafft würden. Letztes Land
„ohne Einsicht“ sei Niedersachsen, wo An-
fang nächsten Jahres gewählt werde. Die

Wähler würden dafür sorgen, dass es auch
dort dazu kommt, gab sich Rossmanns Frak-
tionskollege Lars Klingbeil zuversichtlich. 

Kostenbeteiligung Auch der Bildungsex-
perte der Grünen, Kai Gehring, zeigte sich
optimistisch, dass „ein Ende der ungerech-
ten Campusmaut nah ist“. Selbst die Regie-
rung habe auf Anfrage seiner Fraktion ein-
räumen müssen, dass es durch die Einfüh-
rung von Studiengebühren zu keiner Ver-
besserung der Studienbedingungen
gekommen sei. Das habe auch damit zu tun,
dass die Länder die Einnahmen aus den Ge-
bühren zweckentfremdet hätten. „Diesen
Irrweg wollen wir nicht mehr“, betonte
Gehring. Gleichwohl sei eine Beteiligung
der Studierenden an den Kosten auch für
ihn vorstellbar, „aber nicht während des
Studiums“. Stattdessen sollten sich Akade-
miker durch einen höheren Spitzensteuer-
satz beteiligen, forderte Gehring.

Als „volkswirtschaftliche Idiotie“, bezeich-
nete Dieter Dehm (Die Linke) die Studien-
gebühren. Verschuldete Akademiker wür-
den niemand helfen, sagte Dehm. Die Ko-
alition wolle aber lieber die Schulden der
Deutschen Bank „und anderer Großzocker“
übernehmen. Seine Fraktion hingegen wol-
le, dass sich junge Studierende „nicht in
Schulden stürzen“. Daher fordere die Links-
fraktion – anders als SPD und Grüne – auch
die Langzeitstudiengebühren abzuschaffen.
Damit würden nur Studenten bestraft, die
zur Existenzsicherung noch nebenbei arbei-
ten gehen müssen. 

Mehr Studenten Kein Verständnis für die
Kritik der Opposition zeigte Stefan Kauf-
mann (CDU). Der Haushalt für Bildung
und Forschung sei um 13 Milliarden Euro
gewachsen, die deutsche Forschung sei
Weltspitze, die Zahl der Studienanfänger
steige weiter an und die der Schulabbrecher
sei so gering wie noch nie. Angesichts des-
sen zeige der Antrag der SPD, dass sie sich
„weit von der bildungspolitischen Realität“
entfernt habe. „Sie sind eine bildungsferne
Partei“, sagte Kaufmann an die Sozialdemo-
kraten gewandt. Auch von einer angebli-
chen Chancenungleichheit könne bei einer
Studienanfängerquote von mehr als 50 Pro-
zent nicht die Rede sein. Beim Bafög (Bun-
desausbildungsförderungsgesetz) habe
man 2011 mit mehr als drei Milliarden Euro
Rekordausgaben verbucht. Die Zahl der
Empfänger der Leitung habe bei 963.000 ge-
legen. „Egal was sie behaupten: Es gibt kei-
ne Kürzungen beim Bafög“, stellte Kauf-
mann klar.
Als „billigste Wahlkampfrhetorik“, bezeich-
nete Meinhardt die Oppositionskritik. Die
schwarz-gelbe Koalition habe 2010 eine um-
fassende Bafög-Modernisierung auf den
Weg gebracht, die ein „Qualitätssprung“ ge-
wesen sei. Einer weiteren Reform stünden
die Länder im Weg, sagte Meinhardt. Die
Bundesregierung habe „einen Vorschlag auf
den Tisch gelegt“. Heuchlerisches Verhalten
warf er der SPD vor. In den Ländern blo-
ckierten die SPD-geführten Regierungen,
während sich die Bundestagsfraktion als
„Retter des Bafög“ darstelle. Von einem An-
gebot an die Länder sei ihm nichts bekannt,
sagte Kai Gehring. Nach Ansicht der Grünen
ist aber eine Aufstockung schon inflations-
bedingt „überfällig“. 
Das sieht Bildungsministerin Schavan an-
ders. Laut Bafög-Bericht (17/8498) gebe es
für den Bund keine Notwendigkeit, ein An-
gebot zu machen. Sie habe dennoch das Ge-
spräch mit den Ländern gesucht, sagte sie.
Aber: „Kein einziges Land hat sich bisher be-
reit erklärt, die Freibeträge zu erhöhen.“ Bei
den Studiengebühren sieht Schavan die Po-
litik überhaupt nicht in der Pflicht. „Jede
Landesregierung muss ihren Hochschulen
freistellen, ob diese Studiengebühren erhe-
ben wollen“, forderte sie. 

Stipendien Keine Übereinstimmung zwi-
schen Koalition und Opposition gibt es
auch in der Frage der Stipendien. Eine neue
Ausrichtung forderte der Sozialdemokrat
Rossmann. Weg von der „Stipendienlotte-
rie“ und hin zu einem Rechtsanspruch müs-
se man gelangen. 
Die Koalition habe 2009 bei der Etablierung
einer Stipendienkultur bei null anfangen
müssen, hielt Meinhardt dagegen, der eine
Lanze für das Deutschlandstipendium
brach. Allein 11.000 Stipendiaten würden
davon profitieren. 30 Prozent davon seien
Fachhochschüler. „Das ist gut für die sozia-
le Gerechtigkeit“, befand der Liberale. 
Für Kai Gehring ist das Deutschlandstipen-
dium hingegen „ein fulminanten Flop“. Ge-
rade einmal 0,4 Prozent der Studierenden
würden davon profitieren. „Der Wegfall ist
besser als eine Fortsetzung", urteilte Geh-
ring. Götz Hausding ❚

Die von den Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen geforderte Einfüh-
rung einer Ausstellungsvergütung für bil-
dende Künstler und Fotografen stößt bei
Vertretern von Museen, Galerien und Kunst-
händlern auf Widerstand. Diese sei kontra-
produktiv und schade den Künstlern mehr
als dass sie ihnen helfe. Die Vertretungen
der Künstler selbst hingegen befürworten ei-
ne solche Abgabe, die die oftmals prekäre
Einkommenssituation von freischaffenden
Künstlern verbessern soll. Der Kulturaus-
schuss hatte vergangene Woche Sachver-
ständige und Interessenvertreter zu einem
öffentlichen Expertengespräch geladen, um
über die von den Linken (17/8379) und
Grünen (17/6346) eingebrachten Anträge
zu debattieren.
Volker Rodekamp vom Deutschen Muse-
umsbund warnte vor zusätzlichen finan-
ziellen Belastungen für Museen, die eine
Ausstellungsvergütung mit sich bringen
würde. Ausstellungen zeitgenössischer
Kunst würden keine Gewinne erbringen,
seien meist nicht einmal kostendeckend
und könnten nur durch externe Geldgeber
realisiert werden. Den Museen entstünden
durch den Transport der Exponate, die Ver-
sicherung, die Gestaltung der Ausstellung,
das Marketing und die Produktion von Aus-
stellungskatalogen erhebliche Kosten. Eine
verpflichtende Vergütung würde zu weniger
Ausstellungen führen. Dies aber könne

nicht im Interesse der Künstler liegen, die
auf Ausstellungen angewiesen seien, um ih-
re Arbeit bekannt zu machen. In diesem
Sinne argumentierten auch Birgit Maria
Sturm vom Bundesverband Deutscher Gale-
rien und Kunsthändler und Wolfgang Sutt-
ner von der Arbeitsgemeinschaft Deutscher
Kunstvereine.   
Für eine Ausstellungsvergütung hingegen
setzt sich seit vielen Jahren der Bundesver-
band Bildendende Künstlerinnen und
Künstler ein. Deren Experte Detlef Schwei-

ger verwies darauf, dass eine solche Ausstel-
lungsvergütung bereits im Urheberrecht an-
gelegt sei. Dies regle, dass die Nutzung ei-
nes Kunstwerkes angemessen zu vergüten
sei. Und bei einer Ausstellung in öffentlich
zugänglichen Räumen handle es sich zwei-
felsfrei um eine Nutzung im Sinne des Ur-
heberrechts.  
Das schwedische Modell für eine Ausstel-
lungsvergütung stellte Johan Wingestad
vom schwedischen nationalen Künstlerver-
band aus Stockholm vor. Dort müssen staat-
liche und staatlich geförderte Ausstellungen
eine solche Vergütung an die Künstler zah-
len. Die Zahl der Ausstellungen sei deswe-
gen auch nicht zurückgegangen. Allerdings
seien gemeinnützige Organisationen von
der Zahlung ausgenommen. 
Unterstützt wird eine Ausstellungsvergü-
tung auch von der Verwertungsgesellschaft
Bild-Kunst. Dies könne die „strukturelle
Ungerechtigkeit“ gegenüber Musik- und
Theateraufführungen ausgleichen, der die
bildende Kunst ausgesetzt sei, argumentier-
te Anke Schierholz von der Verwertungsge-
sellschaft in ihrer Stellungnahme. aw ❚

Schwierige Vermarktung der Kreativen
KULTUR Künstler, Museen, Galerien und die Politik sind uneins über eine Ausstellungsvergütung

Fairness-Fragen
BILDUNG Opposition und Koalition streiten einmal mehr über
Studiengebühren – und argumentieren mit der Gerechtigkeit

Ausstellungen sind schwer zu finanzieren.

Ungeliebte Studiengebühren: Studentenproteste der Münchner Hochschulen im Mai 2011
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Jetzt auch als E-Paper.

Mehr Information.

Mehr Themen.

Mehr Hintergrund.

Mehr Köpfe.

Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de
Telefon 069-75014253 

DAS WILL ICH ONLINE LESEN!

Direkt 
zum E-Paper

Anzeige

Norbert 
Mappes-Niediek:
Arme Roma,
böse Zigeuner.
Was an den
Vorurteilen über die
Zuwanderer stimmt.

Ch. Links Verlag,
Berlin 2012,
208 S., 16,90 €

Während in Berlin das Denkmal für die von
den Nationalsozialisten ermordeten Roma
und Sinti feierlich eingeweiht wurde, liefen
die Abschiebungen von Roma nach Osteu-
ropa zeitgleich weiter. Der gängige doppel-
te Umgang mit den Roma – Mitleid einer-
seits, Verachtung andererseits – spiegelt
sich auch im Titel des Buches „Arme Roma,
Böse Zigeuner“.
Der langjährige Balkan-Korrespondent der
„Frankfurter Rundschau“, Norbert Mappes-
Niediek, beantwortet gängige Fragen über
die größte Minderheit in Europa: Sind die
Roma eine Nation oder eine soziale Unter-
schicht? Warum kommen sie hierher? Sind
sie ein Problem oder haben sie eines? Durch
Fakten gelingt es ihm, Vorurteile abzubau-
en, zum Beispiel, dass die Roma faul seien.
In Rumänien, wo mit die meisten Roma in
Europa leben, gab es beim Zerfall des Kom-
munismus acht Millionen Erwerbstätige,
heute sind es nur noch viereinhalb Millio-
nen. Fast alle, die entlassen wurden, waren
Roma, weil sie die schlechteste Ausbildung
und die einfachsten Jobs hatten. Rund zwei
Millionen Rumänen suchten Arbeit in West-
europa, die meisten von ihnen waren jedoch
keine Roma.
Nach den Recherchen von Mappes-Niediek
differenziert kein europäisches Land die Tä-
ter in der Kriminalitätsstatistik nach der
„Volksgruppe“. Die gängige Behauptung,
die Roma seien besonders kriminell, lässt
sich also weder beweisen noch dementie-
ren. In 70 Prozent der Medienberichte über
Roma geht es aber um Kriminalität. Ein Um-
stand, der gängigen Vorurteile verfestigt.
In Deutschland gelten die Roma als gut in-
tegriert. Um Diskriminierungen zu entge-
hen, gaben sie sich aber als Jugoslawen aus,
nach 1991 als Serben oder Mazedonier.
Es gibt kein „Roma-Problem“ in Europa , be-
tont Norbert Mappes-Niediek, sondern ein
großes Armutsproblem, das den Roma an-
gelastet wird. „Arme Roma, böse Zigeuner“
ist ein sehr lesenswertes Buch, das vieles Kli-
schees zerstreut und bildhaft und poetisch
das Leben in den Roma-Siedlungen be-
schreibt. Igal Avidan ❚

Patrick Gensing:
Terror von rechts.
Die Nazi-Morde und
das Versagen der
Politik.

Rotbuch Verlag,
Berlin 2012;
240 S., 14,95 €

Den NSU-Mördern war es völlig gleich, ob
ihre Opfer gut oder schlecht Deutsch spra-
chen, ob sie gut oder schlecht integriert wa-
ren. Mit Kopfschüssen hingerichtet wurden
sie allein deshalb, weil sie Migranten waren.
Auf Bekennerschreiben, wie es sonst in der
Terrorszene üblich ist, verzichteten sie. Ihre
Botschaft waren die Morde selbst. Diese wa-
ren der grausame Beleg dafür, dass Parolen
wie „Vernichtet den Feind“ auf den T-Shirts
von Neonazis hätten ernst genommen wer-
den müssen. Oder wenn sie in Liedern die
„Deutschen“ aufrufen, gegen die vermeint-
liche „Überfremdung“ ihres Volkes aufzube-
gehren und „national befreite Zonen“ zu
schaffen.
Der Journalist Patrick Gensing verzichtet in
seinem exzellenten Buch über den „Terror
von rechts“ darauf, apokalyptische Zustän-
de wie den Untergang der Demokratie oder
eine Machtübernahme der Neonazis herbei
zu schreiben. Aber er beschreibt, wie in den
ländlichen Regionen Ostdeutschland der
Rechtsextremismus Rückhalt und Anhänger
findet. Dort existiere eine ganz reale Bedro-
hung: Denn die politische Erfolg- und Per-
spektivlosigkeit radikalisiere vor allem jun-
ge Männer und treibe sie dem Nazi-Terroris-
mus in die Arme.
Hätte es den NSU nicht gegeben, könnte
man Gensings Thesen als bloße theoretische
Gedankenspielereien abtun. Doch die Exis-
tenz dieser Terrorzelle, die im Untergrund
jahrelang unentdeckt ihrem blutigen Hand-
werk nachgehen konnte, belegt die Richtig-
keit vieler seiner Beobachtungen. Das Mor-
den der NSU offenbare nicht nur das Versa-
gen von Polizei und Verfassungsschutz im
Kampf gegen den Rechtsterrorismus, son-
dern auch die Ignoranz vieler wissenschaft-
lichen Experten angesichts einer Radikali-
sierung der Szene in den letzten Jahren. Im-
merhin benennt Gensing zwei bekannte
Rechtsextremismus-Forscher und kritisiert
deren fehlerhafte Einschätzungen.Allzu hart
geht er mit ihnen aber nicht ins Gericht. Ob-
wohl deren Bewertungen dazu beitrugen,
Politik und Behörden in einer trügerischen
Sicherheit  vor dem Entstehen des Neonazi-
Terrors zu wiegen. Aschot Manutscharjan ❚

KURZ REZENSIERT Workshop für
Jungjournalisten
MEDIEN Zum zehnten Mal lädt der Deut-
sche Bundestag gemeinsam mit der Bundes-
zentrale für politische Bildung und der Ju-
gendpresse Deutschland 30 junge Journalis-
ten zum Medienworkshop nach Berlin ein.
Eine Woche lang, vom 17. März bis 
23. März 2013, werden die 16- bis 20-Jähri-
gen hinter die Kulissen des parlamentari-
schen und medialen Geschehens in der
Hauptstadt blicken. Sie hospitieren in Re-
daktionen, lernen Hauptstadt-Journalisten
kennen, diskutieren mit Abgeordneten aller
Fraktionen, besuchen Plenarsitzungen im
Bundestag und erstellen eine eigene Veran-
staltungszeitung.
„Wohin wollen wir gehen? Irrgarten Demo-
grafie – Gesucht: Lebenswege 3.0“ lautet das
Thema des Workshops. Die Nachwuchs-
journalisten werden sich mit dem demogra-
fischen Wandel und den Auswirkungen auf
die Generationen sowie den eigenen Le-
bensweg auseinandersetzen und die Ant-
worten der Politik auf diese Herausforde-
rung aus ihrer Sicht hinterfragen. Von der
Kita bis zum Mehrgenerationenhaus, von
der Ausbildung bis zur Rente, von Migrati-
on bis Pluralität: Es stellen sich Fragen, wie
man alt werden will und wie das Deutsch-
land von morgen aussehen soll.
Bewerben können sich interessierte Jugend-
liche zwischen 16 und 20 Jahren bis zum
15. Januar 2013 mit einem Beitrag zum The-
ma des Workshops. Eingereicht werden
können Artikel, Video-/Audiobeiträge oder
Fotoarbeiten. Nähere Informationen zu den
Bewerbungsbedingungen finden sich auf
der Homepage „http://bundestag.jugend-
presse.de“. vom❚

Keine Reform bei
Gema und Co
RECHT Die Fraktion Die Linke will das Sys-
tem der Verwertungsgesellschaften grundle-
gend reformieren. Zu diesem Zweck hat sie
einen Antrag (17/11043) in den Bundestag
eingebracht. Darin fordert sie die Bundesre-
gierung unter anderem auf, die „Aufsicht
über die Verwertungsgesellschaften nach
dem Urheberrechtswahrnehmungsgesetz
bei einer Regulierungsbehörde des Bundes
anzusiedeln“. Am vergangenen Donnerstag
warb Halina Wawzyniak im Plenum für den
Antrag ihrer Fraktion, der dann in die zu-
ständigen Ausschüsse überwiesen wurde.
Ansgar Heveling (CDU) wies den „populis-
tischen Schauantrag“ zurück. Die EU wolle
das Recht der Verwertungsgesellschaft ohne-
hin gerade „europäisch harmonisieren“. Es
wäre besser, den Versuch zu unternehmen,
„dort möglichst viel Einfluss zu nehmen.“
Auch Stephan Thomae (FDP) lehnte den
Antrag ab. Für ihn ergebe sich kein gesetz-
geberischer Handlungsbedarf.
Die SPD-Fraktion hingegen begrüße die De-
batte, sagte ihr Abgeordneter Burkhard
Lischka. Auch sei eine Stärkung der Aufsicht
über die Verwertungsgesellschaften zu be-
fürworten. Diese könnte „durch eine Ver-
stärkung des Personalbestands im Deut-
schen Patent- und Markenamt erreicht wer-
den“, erklärte Lischka.
Die Grünen-Abgeordnete Agnes Krumwie-
de begrüßte zwar die „Forderung der Linken
nach mehr Demokratie in den Binnenstruk-
turen der Verwertungsgesellschaften“. Doch 
„aus mangelnden Mitbestimmungsrechten
für angeschlossene GEMA-Mitglieder auto-
matisch eine ungerechte Verteilung zu be-
gründen, greife zu kurz“, sagte sie. ver ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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>Klaus Schütz ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1957-1962,
SPD
Am 29. November starb Klaus Schütz im Al-
ter von 86 Jahren. 1946 trat er der SPD bei
und war von 1968 bis 1977 Berliner Landes-
vorsitzender. Schütz, von 1954 bis 1957 und
von 1963 bis 1977 Mitglied des Abgeordne-
tenhauses, amtierte von 1967 bis 1977 als
Regierender Bürgermeister von Berlin. Im
Bundestag saß er im Innenausschuss.

>Bernhard Vogel
Bundestagsabgeordneter 1965-1967,
CDU
Am 19. Dezember wird Bernhard Vogel 80
Jahre alt. Der promovierte Politikwissen-
schaftler trat 1960 der CDU bei, war von
1976 bis 1988 rheinland-pfälzischer Minis-
terpräsident und stand von 1992 bis 2003 an
der Spitze der Landesregierung von Thürin-
gen. Im Bundestag vertrat Vogel den Wahl-
kreis Neustadt – Speyer.

>Manfred Lahnstein
Bundestagsabgeordneter 1983, SPD
Am 20. Dezember wird Manfred Lahnstein
75 Jahre alt. Der Diplom-Kaufmann, SPD-Mit-
glied seit 1959, amtierte von 1977 bis 1980
als Staatssekretär im Bundesfinanzministeri-
um und war von April bis September 1982
Bundesfinanzminister.

>Wolfgang Weng
Bundestagsabgeordneter 1983-1998,
FDP
Am 21. Dezember vollendet Wolfgang Weng
sein 70. Lebensjahr. Seit 1972 FDP-Mitglied,
engagierte sich der langjährige stellvertre-
tende FDP-Fraktionsvorsitzende im Bundes-
tag überwiegend im Haushaltsausschuss.

>Manfred Such
Bundestagsabgeordneter 1989-1990,
1994-1998 Bündnis 90/Die Grünen
Manfred Such wird am 21. Dezember 70 Jah-
re alt. Der Kriminalbeamte trat 1984 der Par-
tei Die Grünen bei. Such gehörte im Bundes-
tag dem Innenausschuss an.

>Peter Paterna
Bundestagsabgeordneter 1976-1994,
SPD
Am 22. Dezember wird Peter Paterna 75 Jah-
re alt. Der Pädagoge aus Hamburg war stets
SPD-Direktkandidat des Wahlkreises Ham-
burg-Eimsbüttel. Paterna arbeitete im Bun-
destag vorwiegend im Ausschuss für  Post-
und Telekommunikation mit.

>Manfred Wende
Bundestagsabgeordneter 1969-1976,
SPD
Manfred Wende vollendet am 23. Dezember
sein 85. Lebensjahr. Er vertrat für die SPD
den Wahlkreis Waiblingen. Wende engagier-
te sich im Ausschuss für Verkehr und für das
Post- und Fernmeldewesen.

>Josef Bugl
Bundestagsabgeordneter 1980-1987,
CDU
Am 24. Dezember vollendet Josef Bugl sein
80. Lebensjahr. Der promovierte Naturwis-
senschaftler trat 1975 der CDU bei. In beiden
Wahlperioden arbeitete er  im Ausschuss für
Forschung und Technologie.

>Ortwin Lowack
Bundestagsabgeordneter 1980-1994,
CSU, seit 1991 fraktionslos
Am 25. Dezember wird Ortwin Lowack 
70 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Bayreuth
saß  als Direktkandidat des Wahlkreises Bay-
reuth im Bundestag im Rechtsausschuss so-
wie im Auswärtigen Ausschuss.

>Rainer Offergeld
Bundestagsabgeordneter 1969-1984,
SPD
Rainer Offergeld wird am 26. Dezember 
75 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Lörrach,
SPD-Mitglied seit 1963, war von 1975 bis
1978 Parlamentarischer Staatssekretär beim
Bundesminister der Finanzen. Von 1978 bis
1982 amtierte Offergeld als Bundesminister
für wirtschaftliche Zusammenarbeit.

>Rudolf Purps
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
SPD
Am 26. Dezember wird Rudolf Purps 70 Jah-
re alt. Der Realschullehrer aus Lennestadt
wurde 1968 SPD-Mitglied. Im Bundestag en-
gagierte sich Purps überwiegend im Haus-
haltsausschuss.

>Bertram Hönicke
Bundestagsabgeordneter 1990, CDU
Bertram Hönicke begeht am 27. Dezember
seinen 70. Geburtstag. Er war von Oktober
bis Dezember 1990 Bundestagsmitglied.

>Uta Titze-Stecher
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD
Am 28. Dezember wird Uta Titze-Stecher 
70 Jahre alt. Die Sonderschullehrerin aus Ei-
chenau gehörte im Bundestag vorwiegend
dem Haushaltsausschuss an.

>Rolf Olderog
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
CDU
Am 29. Dezember feiert Rolf Olderog seinen
75. Geburtstag. Der promovierte Jurist war
Direktkandidat des Wahlkreises Ostholstein
und arbeitete im Innenausschuss mit. bmh ❚

Eine Reise nach Berlin mit einem Besuch des Bundestages
- das ist der Hauptpreis des diesjährigen Weihnachtsrätsels
von „Das Parlament“. 
Um zu gewinnen, lesen Sie einfach die vorliegende Ausga-
be von „Das Parlament“, beantworten die folgenden Fra-
gen richtig und schicken Sie die Lösungen an die Redakti-
on. Wenn es mit dem Hauptpreis nicht klappt , werden un-
ter den richtigen Einsendungen noch weitere Sachpreise
verlost. Viel Spaß beim Lesen, Rätseln und Gewinnen!

1. Wie viele Erst - und Zweitstimmen bekam die CDU im
Dresdner Wahlkreis 160  bei der Bundestagswahl 2005?  

2. Wann ist die Abgeordnete Halina Wawzyniak in die PDS
eingetreten?

3. In welchem Jahr hatte das Bundesverfassungsgericht
erstmals das bestehende Wahlgesetz wegen des Auftretens
negativer Stimmgewichte für verfassungswidrig erklärt?

4. Wie viele Wahlkreise gibt es in Deutschland?

5. Wodurch werden im  neuen Wahlrecht die Überhang-
mandate ausgeglichen?

6. In welchem Zeitraum nach der Geburt muss das männ-
liche Kind im Judentum beschnitten werden?

7. Wer trat vergangenen Freitag als Zeuge vor dem NSU-
Ausschuss auf ? 

8. Wie heißt der neue Direktor beim Deutschen Bundes-
tag?

9. Wer muss in Deutschland den Export von Rüstungsgü-
tern genehmigen? 

10. Um wie viele Soldaten soll die deutsche Truppe in Af-
ghanistan reduziert werden? 

11. Ab wann soll die neue Bankenaufsicht in Kraft treten? 

12. Was ist die „Hydraulic-Fracturing“-Methode?

13. Welche Behandlung bei Pferden soll künftig verboten
werden? 

14. Was sind OTC-Derivate?

15. Für was steht die Abkürzung Bafög?

Ihre Antworten schicken Sie bitte per Post oder E-Mail an:
Redaktion „Das Parlament“
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de
Stichwort: Weihnachtsrätsel

Einsendeschluss ist der 14. Januar 2013. Barauszahlungen
sind nicht möglich. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

Lesen und gewinnen an den Feiertagen 
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Auf gute
Nachbarschaft
21. Dezember 1972: Grundlagenver-
trag unterzeichnet „Bisher hatten wir
keine Beziehungen, jetzt werden wir
schlechte haben – und das ist der Fort-
schritt.“ Allzu optimistisch gab sich Egon
Bahr (SPD) nach der Unterzeichnung des
Grundlagenvertrages am 21. Dezember
1972 in Ost-Berlin nicht. Kein Wunder,
wusste der Bundesminister für besondere
Aufgaben doch, dass das Abkommen zwi-
schen der Bundesrepublik und der DDR
voller Kompromisse war: Während Bonn
den Alleinvertretungsanspruch aufgab,
verpasste die DDR ihr Ziel nach völker-
rechtlicher Anerkennung. Statt Botschaf-
ten sollte es nur „Ständige Vertretungen“
in Bonn und Ost-Berlin geben. Außer-

dem blieb es gegen den Willen der DDR
dabei, dass jedem Deutschen Bürgerrecht
in der Bundesrepublik zustand. Dennoch
gilt der Grundlagenvertrag als Wende-
punkt des deutsch-deutschen Verhältnis-
ses. Beide Staaten einigten sich auf „gut-
nachbarliche Beziehungen“, vereinbarten
„im Zuge der Normalisierung“ Zusam-
menarbeit in den Bereichen Wirtschaft,
Verkehr sowie im Post- und Fernmelde-
wesen und schrieben fest, einen Antrag
auf Aufnahme in die Vereinten Nationen
zu stellen. Unterdessen lehnte die
CDU/CSU-Opposition im Bundestag
den Grundlagenvertrag ab. Der Vertrag le-
gitimiere „ein Unrechtssystem und eine
unmenschliche Grenze“, argumentierte
sie. Trotzdem stimmte der Bundestag
dem Abkommen am 11. Mai 1973 zu. 
Im Juli wies das Bundesverfassungsge-
richt eine Klage gegen den Vertrag zwar
ab, forderte aber, am Wiedervereini-
gungsgebot festzuhalten. Benjamin Stahl ❚

Rosa oder blau? Stellte sich diese
Frage früher nur beim Streichen
des Kinderzimmers, so könnte
sie in Zukunft auch die Auto-

fahrer der Nation beschäftigen. Nicht für
die Farbe des Autos, da werden Schwarz
und Silbergrau wohl auch weiterhin un-
bestritten die Hitliste anführen. Nein, es
geht um die Farbe der Parkscheibe. Da
werden wir womöglich bald die Auswahl
haben, zumindest, wenn es nach den Ini-
tiatoren der Online-Petition 37716 „Stra-
ßenverkehrsordnung – Kein vorgeschrie-
bene Grundfarbe für Parkscheiben“ geht.
Diese ging am November auf der Websei-
te des Bundestages ein und darin wird ge-
fordert, dass Parkscheiben auch andersfar-
big sein dürfen, nicht wie bisher, nur blau.
Wahrscheinlich wissen nur wenige, dass
die Straßenverkehrsordnung auchhierfür
eine Vorschrift bereit hält, aber schließlich
sind wir hier in Deutschland, da gibt es für
(fast) alles Regeln. Und die müssen be-
folgt werden, dachte sich wohl auch die
zuständige Politesse in Herten im Ruhrge-
biet, die den Stein ins Rollen brachte. Sie
gab einer Autofahrerin einen Strafzettel
über fünf Euro für eine rosa Parkscheibe.
Was den einen Ausdruck künstlerischen
Intellekts und Individualität ist, ist für die
anderen eben rebellischer Ungehorsam.
Und wo kämen wir da hin, wenn jeder auf
einmal alles dürfte? Genau, nach Mann-
heim. Dort legte nämlich der Besitzer des
Wagens seinen Parkschein kurzerhand ne-
ben 30 anderen, längst abgelaufenen
Parkscheinen auf dem Armaturenbrett ab
und obließ es den Verantwortlichen vor
Ort, den richtigen zu finden. Für dieses
Puzzlespiel gab es kein Knöllchen. Die Er-
folgsaussichten von Petition 37716 sehen
jedoch schlecht aus. Bei Redaktions-
schluss hatte sie 793 Mitzeichner, 50.000
werden benötigt. Farbliebhaber der Nati-
on, sputet euch! Julian Burgert ❚

Mehr Farbe im
Straßenverkehr
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VOR 40 JAHREN ...

Der Grundlagenvertrag wird in Bonn
paraphiert.

Weihnachtsmotive aus dem Deutschen Bundestag
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Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

Zur Ausgabe 49 vom 3.12.2012, „Oppo-
sition beharrt auf Vermögenssteuer“
auf Seite 11:
Falls Lisa Paus, stellvertretend für die Partei
Bündnis 90/Die Grünen, wirklich bei ihrer
Forderung bleibt, eine Vermögensabgabe
beziehungsweise eine Vermögenssteuer, so
scheint es sich bei diesen Überlegungen
meiner Meinung nach um realitätsblinde
Traumtänzerei zu handeln! Besonders die
Behauptungen, mit dieser Vermögensum-
verteilung über 100 Millionen Euro für die
Staatskasse einkassieren zu können und da-
bei „lediglich 330.000 Personen“ zu belas-
ten, erscheint mir fragwürdig. Ebenso un-
realistisch ist die Ankündigung, Betriebsver-
mögen dabei weitestgehend zu verschonen.
Und wenn allen Ernstes noch behauptet
wird, diejenigen, die keine
Gewinne machten, müssten
auch keine Abgaben zahlen,
dann ist das Vorhaben wirk-
lich vollkommen realitäts-
blind. Solche Aussagen be-
weisen, dass die Urheber
dieses Gesetzesentwurfs
entweder bewusste Irrleh-
ren verbreiten wollen oder
nicht nur wirtschaftlich,
sondern auch steuerlich ah-
nungslos sind, wenn sie
ausgerechnet die reine Sub-
stanzsteuer tatsächlich wie
eine Ertragssteuer abhängig
machen wollen. 

Da frage ich mich doch: Von welchen erziel-
ten Gewinnen?

Hans-Dieter Hagen, Bernau 

Zur Ausgabe 49 vom 3.12.2012, „Quali-
tät ist entscheidend“ auf Seite 9:
Die Argumentation von Norbert Bolz führt
in die richtige Richtung. Meiner Meinung
nach besteht das Hauptproblem nahezu al-
ler Zeitungen darin, dass sie in der Vergan-
genheit zu stark an der Qualität und vor al-
lem an der Kreativität gespart haben, sowie
nur noch in extrem unzureichendem Maße
auf die (Kunden-)Wünsche gerade jüngerer
Menschen eingehen beziehungsweise ein-
gegangen sind. Das spiegelt sich nicht nur
darin wider, dass für jene aus den Augen ver-
lorene Zielgruppe die wichtigsten Themen,

wie etwa Musik, das Internet oder neue
Sportarten, meistens in der Berichterstat-
tung komplett fehlen, sondern ebenfalls
kaum noch spannende Reportagen und
Dialogplattformen stattfinden, mit denen
die Printmedien ursprünglich einmal ihre
Leser begeistert haben. Deswegen tut ein ra-
dikales inhaltliches Umdenken Not und
kein Lamentieren darüber, dass es im Inter-
net eine angebliche „Umsonst-Kultur“ gibt,
die man ohnehin nicht ändern kann!

Rasmus Helt, Hamburg 

Zur Ausgabe 48 vom 26.11.2012, „Rät-
sel um Bild von Klaus Barbie“ auf der 
Seite 13:
Im Zusammenhang mit dem auf Seite 13 
ihrer letzten Ausgabe veröffentlichten Arti-

kel „Rätsel um Bild von Klaus Barbie“ und
den zahlreichen Leserbriefen, die diesbe-
züglich bei Ihrer Zeitung eingegangen und
veröffentlicht worden sind,  bitte ich als
Zeitzeuge Folgendes zu beachten:
Ich meine bei genauerem Betrachten des
Bildes von Klaus Barbie sind an den Ärmel-
beugen seiner Uniform sichtbare schwarz-
weiße Streifen zu erkennen. Diese lassen da-
rauf schließen, dass Barbie in Russland seit
dem 22. Juni 1941 in sogenannten „Sonder-
kommandos“ zur Vernichtung von Juden,
Kommunisten und Volksfeinden eingesetzt
war. Als Mitglied eines solchen muss er
nicht Angehöriger der Waffen-SS gewesen
sein. 
Das Abzeichen an der linken Brusttasche ist
ein Sportabzeichen, das der Reichssportfüh-

rer, Hans von Tschammer
und Osten, für Wehrertüch-
tigung verlieh.

Alfred Peim, Flensburg

PANNENMELDER

In der Ausgabe 49 vom
3.12.2012 hat sich in die
Unterzeile des Artikels
„Carepaket für Griechen-
land“ auf Seite 1 ein Tipp-
fehler eingeschlichen. Das
Wort „ausgeschlossen“ wird
natürlich mit zwei „s“ ge-
schrieben und nicht, wie ab-
gedruckt, nur mit einem.  

Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1,
11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der
Redaktion wieder. Die
Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von
„Das Parlament“ er-
scheint am 31. Dezember.
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Am Montag dieser Woche hat
die Europäische Union den
Friedensnobelpreis erhalten.

Mit dieser Entscheidung mahnt uns
das Nobelpreiskomitee, wieder das
in den Mittelpunkt zu rücken, was
in der gegenwärtigen Krise wirklich
entscheidend ist: Europa als Ort des
Friedens, der Freiheit und des Wohl-
stands zu bewahren. Das dürfen wir
bei allem, was wir gegenwärtig zu
tun haben, nie ver-
gessen; das muss uns
bei allen Entschei-
dungen, die wir zu
treffen haben, im-
mer leiten.

Der Präsident des
Europäischen Rates,
Herman Van Rom-
puy, hat in Oslo in
seiner Rede im Na-
men der anwesenden Präsidenten
und Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union gesagt – ich zi-
tiere ihn –:

Wir alle arbeiten dafür, unseren
Kindern und deren Kindern ein bes-
seres Europa zu hinterlassen.

Genau darum muss es bei unse-
ren Mühen und Anstrengungen ge-
hen.

In diesem Sinne verpflichtet der
Nobelpreis unsere politische Gene-
ration dazu, gemeinsam dafür zu
sorgen, dass Europa sein großes
Friedens- und Wohlstandsverspre-
chen auch in Zukunft halten kann.
Das gelingt nur durch abgestimmte,
durch gemeinsame Anstrengungen.
Nur so können wir unser europäi-
sches Modell der sozialen Markt-
wirtschaft, das wirtschaftlichen Er-
folg und soziale Verantwortung ver-
bindet, auch in der Welt des 21.
Jahrhunderts behaupten.

Dafür müssen wir, die Mitglied-
staaten und die Organe der Europäi-
schen Union, angesichts einer sich
verändernden Welt selber Mut zu
Veränderungen haben. Wir müssen
dafür sorgen, dass sich die Stärken
unserer Union neu entfalten kön-
nen: die Freiheit, die Dynamik und
der Wohlstand, die uns die Europäi-
sche Union im Innern bieten kann;
die Durchsetzungskraft und die Gel-
tung, die uns die Europäische Union
nach außen verschafft.

Es ist deshalb gut, dass der Präsi-
dent des Europäischen Rates, Her-
man Van Rompuy, vorgeschlagen
hat, den Europäischen Rat im De-
zember 2013, also in einem Jahr, den
Fragen der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik zu
widmen; dies wollen wir auf dem Rat
heute und morgen beraten. Entschei-
dend ist für uns dabei die Stärkung
des umfassenden Ansatzes der Ge-
meinsamen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik, also der zivilen und
militärischen Instrumente, die wir
im europäischen Krisenmanagement
gemeinsam einsetzen. Hierin liegt

unbestreitbar ein
großer Vorteil der
Europäischen Union
im Vergleich mit an-
deren internationa-
len Akteuren. Wenn
wir daran denken,
wie sich dieser um-
fassende Ansatz
auch in unserem He-
rangehen an viele

Konflikte inklusive des Afghanistan-
Konfliktes bewährt hat, dann wissen
wir, dass wir mit unserer europäi-
schen Perspektive etwas Wichtiges
einbringen können. Die Europäische
Union wird natürlich gleichzeitig
auch stabiler Pfeiler innerhalb der
transatlantischen Sicherheitsarchi-
tektur sein.

Wie jedes Jahr im Dezember wird
sich der Europäische Rat darüber hi-
naus auch mit der Erweiterungspoli-
tik befassen. Voraussichtlich im Juli
nächsten Jahres können wir Kroatien
als 28. Mitglied der Europäischen
Union begrüßen. Aber wir werden
zum jetzigen Zeitpunkt - das ist von
den Außenministern vorbereitet wor-
den - keine Entscheidung zum Beginn
von Beitrittsverhandlungen mit weite-
ren Ländern treffen. Dafür ist die Zeit
nach unserer Auffassung nicht reif.

Denn, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, es hat sich etwas geändert: Bei

Wirtschaft und Wettbewerbsfähig-
keit schauen wir heute genauer hin,
als wir es früher getan haben. Ge-
nauso prüfen wir auch bei den Er-
weiterungskandidaten sorgfältiger
als früher, ob diese wirklich den An-
forderungen genügen, die die Auf-
nahme von Verhandlungen mit
dem Fernziel einer EU-Mitglied-
schaft mit sich bringt. Ich glaube,
das ist richtig so; das ist unverzicht-
bar, damit wir unsere Werte und
Standards in Europa wirklich leben
können.

Meine Damen und Herren, die
Gemeinsame Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik und die Erweite-
rungspolitik sind für Europas
Durchsetzungskraft und Geltung
nach außen ohne Zweifel von gro-
ßer Bedeutung, und doch wissen
wir, dass sich die Augen aller Beob-
achter des heute beginnenden Rats
der Staats- und Regierungschefs ein-
mal mehr vor allen Dingen auf die
Bewältigung der europäischen
Staatsschuldenkrise richten. Dabei
müssen wir, ebenfalls einmal mehr,
feststellen: Der Weg zu einem
Europa der Stabilität und der Stärke
ist und bleibt langwierig und an-
strengend, aber er ist und bleibt
auch unverzichtbar.

Die Größe der Herausforderung
sollte dennoch nicht den Blick für
das verstellen, was wir in den ver-
gangenen Jahren und gerade auch
in diesem Jahr 2012 bereits erreicht
haben.

Erstens. Wir haben heute einen
permanenten europäischen Stabili-
tätsmechanismus, mit dem wir Ge-
fahren für die Euro-Zone abwehren
können.

Zweitens. Wir haben einen Fiskal-
vertrag, mit dem wir die Grundlage
für solides Haushalten verbessert
haben.

Drittens. Das Staatsdefizit in der
Euro-Zone hat sich seit 2009/2010
halbiert.

Viertens. Im Bankenbereich wer-
den wichtige Lehren aus der Finanz-
marktkrise gezogen und zahlreiche
Tätigkeitsfelder neu oder verschärft
reguliert.

Deutschland ist in diesem Zu-
sammenhang übrigens an vielen
Stellen Vorreiter. Ich erinnere nur an
das Verbot der Leerverkäufe, was
heute auf europäischer Ebene regu-
liert ist. Und ich erinnere daran,
dass wir jetzt auch beim Hochfre-
quenzhandel Vorreiter sind.

Es ist gar nicht hoch genug einzu-
schätzen, dass sich die Finanzminis-
ter der Euro-Zone heute Nacht auf
einen rechtlichen Rahmen und die
Grundzüge eines gemeinsamen
Aufsichtsmechanismus für Banken
geeinigt haben. Dies muss in den
kommenden Monaten natürlich
umgesetzt werden, damit die Ban-
kenaufsicht am 1. März 2014 ihre
Arbeit aufnehmen kann. Die Auf-
sicht wird dann, sobald sie funkti-
onsfähig ist, Fehlentwicklungen im
nationalen Bankensektor frühzeitig
aufdecken und korrigieren können,
bevor Gefahren für die gesamte
Euro-Zone entstehen. Ich möchte
Wolfgang Schäuble, der jetzt noch
bei der Euro-Gruppe ist, ganz herz-
lich dafür danken,
dass es gelungen ist,
Kernforderungen
Deutschlands wirk-
lich durchzusetzen.

Wir werden eine
klare Trennung von
geldpolitischer Ver-
antwortung der Eu-
ropäischen Zentral-
bank und Aufsicht
haben. Wir werden die Aufsicht auf
die systemrelevanten Banken be-
schränken; das bedeutet: Banken,
deren Bilanzsumme größer als 30
Milliarden Euro ist oder die mehr
als 20 Prozent der Wirtschaftskraft
eines Landes ausmachen. Wir ha-
ben ebenfalls erreicht, dass die Auf-
sicht, wenn sie entsprechende Indi-
zien hat, über diese systemrelevan-
ten Banken hinaus eingreifen kann,
aber immer nur als Ganzes. Es gibt
keine getrennte Verantwortlichkeit,
sondern klar ist: entweder nationa-
le Aufsicht oder europäische Auf-
sicht.

Fünftens. Ebenfalls einen Schritt
weitergekommen sind wir bei der
Einführung der Finanztransaktions-
teuer. Das Europäische Parlament
hat gestern zugestimmt, dass elf
Mitgliedstaaten die Entwicklung ei-
ner Finanztransaktionsteuer in ver-
stärkter Zusammenarbeit angehen
können. Damit ist eine weitere Hür-
de auf dem Weg zur Einführung ei-
ner solchen Finanztransaktionsteu-
er genommen.

Sechstens. Alle Mitgliedstaaten
bekennen sich zu solidem Haushal-
ten und Strukturreformen für mehr
Wettbewerbsfähigkeit. Ich weiß,
dass dies in einigen von der Krise
besonders betroffenen Mitglied-
staaten den Bürgerinnen und Bür-
gern viel abverlangt, doch die Mühe
ist nicht umsonst. Sie lohnt sich; die
Reformen zeigen erste Erfolge, sie
zeigen Wirkung. So gehen die Defi-
zite in den Leistungsbilanzen er-
kennbar zurück. In Irland ist das
Defizit bereits abgebaut. Die Lohn-
stückkosten sind spürbar gesunken;

das gilt ebenso für Portugal und
Spanien, aber auch für Griechen-
land.

Es ist mir auch heute wieder wich-
tig, zu betonen, dass die Bemühun-
gen der griechischen Regierung,
jetzt das Land zu reformieren, mo-
derne Strukturen zu schaffen und
damit die Grundlagen für die Zu-
kunft zu legen, unsere Unterstüt-
zung verdienen. Auf diesen Grund-
lagen wird es möglich sein, wieder
Wachstum zu bekommen und da-
mit eine Verbesserung der Arbeits-
marktlage und der Lebensverhält-
nisse der Menschen zu erreichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das umgesetzte Rückkaufprogramm
von Staatsanleihen hat einen wich-

tigen Beitrag zur Ver-
besserung der Schul-
dentragfähigkeit ge-
leistet. Ich bin dem
Haushaltsausschuss
dankbar, dass ges-
tern die Vorausset-
zungen dafür ge-
schaffen wurden,
dass die nächsten
Tranchen ausgezahlt

werden können. Deutschland hat
damit den Weg freigemacht. Ich
hoffe, dass die Euro-Gruppe diese
Auszahlung heute beschließen
kann.  Wer sich mit den Verhältnis-
sen in Griechenland befasst, weiß,
dass es sowohl dringend notwendig
ist, dass der Staat seine ausstehen-
den Rechnungen bezahlen kann, als
auch, dass die Banken rekapitali-
siert werden, damit sie wieder Kre-
dite an die Wirtschaft geben kön-
nen.

Damit zeigt sich einmal mehr:
Dem konsequenten Reformkurs der
Mitgliedstaaten für mehr Wettbe-
werbsfähigkeit und Konsolidierung
der Haushalte steht auf der anderen
Seite die Solidarität Europas gegen-
über. Auf dieser Grundlage konnte
das in diesem Hohen Hause schon
im Juli beschlossene Rekapitalisie-
rungsprogramm für spanische Ban-
ken in den ersten Schritten umge-
setzt werden. Die erste Tranche ist
ausgezahlt.

All unseren Maßnahmen und Ent-
scheidungen liegt die Überzeugung
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zugrunde, dass alles, was wir zur Un-
terstützung einzelner Mitgliedstaa-
ten unternehmen, der ganzen Euro-
Zone und damit auch dem deut-
schen Interesse dient. All unsere
Maßnahmen und Entscheidungen
folgen darüber hinaus der Überzeu-
gung, dass Konsolidierung eine not-
wendige Voraussetzung für nachhal-
tiges Wachstum ist. Wir wollen neu-
es Wachstum. Wir wollen vor allen
Dingen mehr Beschäftigung auf der
Grundlage solider Haushalte erzie-
len.

Die Frage, die wir immer wieder
diskutieren müssen, ist: Wie entsteht
Wachstum? Dabei dürfen wir nicht
außer Acht lassen: Wachstum ent-
steht vor allem aus unternehmeri-
scher Tätigkeit. Unternehmerische
Tätigkeit entsteht aus Freiheit und
der notwendigen Flexibilität. Hier-
für müssen wir alle in Europa arbei-
ten. Eine Möglichkeit für neues
Wachstum ist natürlich – das ist ge-
rade einer der großen Vorteile
Europas –, den Binnenmarkt ener-
gisch fortzuentwickeln. Auch hierü-
ber werden wir heute und morgen
beim Europäischen Rat sprechen.
Wir haben im Juni dem Fiskalvertrag
aus genau diesem Grunde einen
Pakt für Wachstum und Beschäfti-
gung an die Seite gestellt. Er umfasst
Bemühungen der Mitgliedstaaten,

eine Mobilisierung europäischer
Mittel und Rechtssetzungsvorschlä-
ge für eine Verbesserung des Binnen-
marktes. Vielleicht nicht für jeder-
mann im Vordergrund steht, dass
wir im Augenblick 30 solcher Rechts-
setzungsvorschläge zur Stärkung des
Binnenmarktes umsetzen. Dabei
geht es um das europäische Patent-
recht – die Diskussion darüber nä-
hert sich ihrem Abschluss; diese Dis-
kussion hat länger als eine Dekade
gedauert –, dabei geht es um so et-
was Interessantes wie die elektroni-
sche Signatur – damit sind wir in
Deutschland eher nicht so gut vo-
rangekommen; mal sehen, was uns
Europa da für Wege eröffnet –, dabei
geht es um ein vernünftiges europäi-
sches Vergaberecht und viele andere
Dinge, die in der
Summe die Vorteile
des Binnenmarktes
besser zum Ausdruck
bringen. Deshalb
müssen diese gesetz-
geberischen Maß-
nahmen schnell um-
gesetzt werden.

Um Impulse für
nachhaltiges Wachs-
tum zu setzen, wurden in den ver-
gangenen zwölf Monaten circa 10
Milliarden Euro in den Struktur-
fonds umgeschichtet, zum Beispiel
für Lohnzuschüsse und berufliche
Bildung, vor allen Dingen in den
acht Mitgliedstaaten mit der höchs-
ten Jugendarbeitslosigkeit. Die
Kommission sagt uns, dass 660 000
junge Menschen davon profitiert ha-
ben. Wir haben das Kapital der Eu-
ropäischen Investitionsbank aufge-
stockt. Damit können wir auch klei-
nere und mittlere Unternehmen in
den Ländern, in denen Wachstum
gebraucht wird, stärken. Der Abbau
der Jugendarbeitslosigkeit ist zentra-
les Thema für die Entwicklung der
Europäischen Union; denn alle jun-
gen Menschen in Europa brauchen
eine Perspektive, sie brauchen Chan-
cen für Ausbildung und Beschäfti-
gung. Die Bundesbildungsministe-
rin hat gerade mit einigen dieser
Staaten und der Kommission eine
Konferenz durchgeführt. Wir kön-
nen mit unserem dualen Ausbil-
dungssystem wirklich hilfreich sein.
Das wird natürlich ein bisschen Zeit
in Anspruch nehmen. Wir müssen
schnell wirkende Maßnahmen kom-
binieren mit dem Aufbau eines dua-
len Berufsbildungssystems; das ist
die Zukunft für Europa.

Die Erfolge gerade dieses Jahres
2012 zeigen: Wir sind ein gutes Stück
vorangekommen auf dem Weg zu ei-
nem Europa der Stabilität und Stär-
ke. Aber wir dürfen uns mit dem Er-
reichten nicht zufriedengeben. Es
bleibt noch sehr viel zu tun, um das
Vertrauen in die Europäische Union
als Ganzes zurückzugewinnen und
die Zukunft Europas nachhaltig zu
sichern. Ich habe deshalb bereits im
Oktober hier klargemacht: Wir dür-
fen nicht auf halbem Wege stehen
bleiben. Anstatt uns jetzt zurückzu-
lehnen, müssen wir vielmehr auf al-
len Ebenen Schritt für Schritt dafür

sorgen, dass sich die Stärken
Europas auch wirklich entfalten
können.

Genau in diesem Geiste wird sich
der Europäische Rat heute und mor-
gen mit der Fortentwicklung der
Wirtschafts- und Währungsunion
beschäftigen. Herman Van Rompuy
hat in Absprache mit dem Präsiden-
ten der Kommission, der Euro-Grup-
pe und der EZB ein Hintergrunddo-
kument vorgelegt, das auf seinen
Vorarbeiten von Juni und Oktober
aufbaut. Ich sage deshalb „Hinter-
grunddokument“, weil dieses Doku-
ment nicht Teil der Beschlussfassung
ist. Es dient als Anregung für unsere
Diskussionen heute und morgen.

Für mich steht bei unseren Ge-
sprächen allerdings nicht im Vorder-

grund, was wir ir-
gendwann in einer
fernen Zukunft ma-
chen wollen, son-
dern ich glaube, dass
das im Vordergrund
stehen muss, was wir
in den nächsten ein,
zwei, drei Jahren
wirklich schaffen
müssen, um die

Wirtschafts- und Währungsunion
dauerhaft zu stabilisieren. Neben
mehr Regulierung der Finanzmärkte,
einer besseren Bankenaufsicht und
fiskalischer Zusammenarbeit gibt es
dabei gerade auch vor dem Hinter-
grund der Konkurrenz weltweit eine
Schlüsselfrage: Das ist die Wettbe-
werbsfähigkeit. Nur mit ihr können
wir Wachstum und Beschäftigung
dauerhaft zurückgewinnen.

90 Prozent des weltweiten Wachs-
tums finden außerhalb Europas
statt. Wir müssen exportfähig sein.
Wir müssen unsere Produkte verkau-
fen können. Das geht nur, wenn wir
wettbewerbsfähig sind.

Dort, wo wir in der Vergangenheit
Wettbewerbsvorteile vertan haben,
müssen wir sie jetzt früher und ent-
schlossener erkennen und nutzen.
Dort, wo Änderungsbedarf festge-
stellt wurde, müssen jetzt Reformen
stattfinden. Wenn wir die Augen da-
vor verschließen, werden wir den
Wohlstand für die Zukunft nicht si-
chern können. Denn es war die Ab-
nahme der Wettbewerbsfähigkeit in
einigen Mitgliedstaaten, die wesent-
lich dazu geführt hat, dass diese Län-
der in Not und schließlich die Euro-
Zone als Ganzes in Gefahr geraten
ist. Deshalb ist eine Politik, die auf
allen Ebenen vor allem durch Struk-
turreformen zu mehr Wettbewerbs-
fähigkeit führt, die richtige Antwort
auf die tiefe Krise, in die Europa ge-
raten ist.

Die christlich-liberale Bundesre-
gierung will ein starkes, ein wettbe-
werbsfähiges Europa. Die christlich-
liberale Bundesregierung will, dass
das europäische Wirtschafts- und
Sozialmodell erfolgreich bleibt,
auch und gerade mit Blick auf den
globalen Wettbewerb. Deshalb ist es
eine gute Initiative, dass der Bundes-
wirtschaftsminister zusammen mit
vier anderen Wirtschaftsministern
an die Kommission geschrieben und

gesagt hat: Wir müssen auch die In-
dustriepolitik und die industrielle
Produktion in Europa wieder kräfti-
gen.

Wir können nicht allein vom
Dienstleistungssektor leben.

Wir brauchen industrielle Ferti-
gung.

Wenn man sich einmal anschaut,
wie in einigen Ländern die Industrie-
produktion in den letzten Jahren zu-
rückgegangen ist und die Exportfä-
higkeit abgenommen hat, dann
sieht man ein: Das ist natürlich ein
Alarmsignal. Bisher gibt es in der
Währungsunion keine Möglichkei-
ten, die notwendige Ausrichtung na-
tionalen Handelns auf die Stärkung
von Wettbewerbsfähigkeit als
Grundlage für dauerhaftes Wachs-
tum und Beschäftigung immer wie-
der einzufordern und notfalls auch
durchzusetzen. Deshalb stehen wir
bei der zwingend notwendigen Stär-
kung der wirtschaftspolitischen Ko-
ordinierung ganz am Anfang. Es gibt
bisher dafür keinerlei Mechanismen,
obwohl bereits Jacques Delors vor
Einführung des Euro darauf hinge-
wiesen hat, dass ohne wirtschaftspo-
litische Koordinierung in der Euro-
Zone der Euro in Schwierigkeiten ge-
raten kann. Es führt kein Weg daran
vorbei, dass wir alles dafür tun müs-
sen, in den Politikfeldern, die für das
Funktionieren der Wirtschafts- und
Währungsunion von grundlegender
Bedeutung sind, besser zu werden.
Denn der Verlust an Wettbewerbsfä-
higkeit eines einzelnen Mitgliedstaa-
tes wird wieder sehr schnell zum
Problem für alle.

Deshalb setzen wir uns und ich
mich dafür ein, ein neues, gestuftes
und differenziertes Verfahren zu be-
kommen, in dessen
Rahmen die Mit-
gliedstaaten mit Zu-
stimmung ihrer Par-
lamente - natürlich
brauchen wir die de-
mokratische Legiti-
mation - rechtsver-
bindliche und
durchsetzbare Re-
formvereinbarungen
mit der europäischen Ebene schlie-
ßen. Wenn solche Reformvereinba-
rungen zwischen den Mitgliedstaa-
ten und der europäischen Ebene
funktionieren sollen, müssen wir
natürlich Wege und Verfahren fin-
den, um Fehlentwicklungen früher
aufzudecken; denn die existierenden
Verfahren setzen zu spät an. Auch
die Ungleichgewichteverfahren, die
wir jetzt im sogenannten Six-Pack
haben, setzen viel zu spät an. Denn
mit diesen Verfahren ist nicht er-
kannt worden, dass Spanien einen
Rekapitalisierungsbedarf im Ban-
kensektor haben wird. Es ist nicht er-
kannt worden, welche Schwierigkei-
ten Zypern hat. Kein einziges Mit-
gliedsland ist in einem solchen Un-
gleichgewichteverfahren, obwohl
erkennbar mit der Wettbewerbsfä-
higkeit und der wirtschaftlichen
Kraft vieles nicht in Ordnung ist.

Zur Einführung solcher vertragli-
chen Vereinbarungen müssen wir

Klarheit darüber haben, welche Po-
litikbereiche essenziell für den Er-
folg der Wirtschafts- und Währungs-
union insgesamt sind. Wir werden
entscheiden müssen, wie wir denn
das Entstehen von solchen Fehlent-
wicklungen überhaupt messen wol-
len. Das ist ja spannend, und es um-
fasst natürlich viele Bereiche, die
heute in nationaler Kompetenz lie-
gen.

Deshalb habe ich bereits vor Mo-
naten gesagt: Ich kann mir vorstel-
len, konkrete Reformmaßnahmen,
die zu mehr Wettbewerbsfähigkeit
führen, durch gezielte, befristete und
begrenzte finanzielle Anreize auch
solidarisch zu unterstützen.

Aber, meine Damen und Herren,
weil ich manche Reflexe schon ahne,
ergänze ich: Dies sollte nicht miss-
verstanden werden. Nur ein paar
Verbesserungen an bestehenden Ver-
fahren, gleichsam als Vorwand für
das Erschließen umfassender neuer
Geldquellen, sind mit Deutschland
nicht zu machen.

Automatisierten Stabilisierungs-
mechanismen zum Ausgleich von
Ungleichgewichten oder zur Abfede-
rung externer Schocks, die im Übri-
gen nur schlecht verkleidete Dauer-
transfers wären, stimmt die christ-
lich-liberale Bundesregierung nicht
zu.

Es bleibt dabei: Deutschland lehnt
die dauerhafte Vergemeinschaftung
von Schulden – in welcher Form
auch immer – ab.

Denn mit diesen Konzepten von
gestern werden wir die Krise von
heute nicht lösen und die Herausfor-
derungen von morgen mit Sicher-
heit nicht bestehen.

Deshalb sage ich: Besinnen wir
uns stattdessen lie-
ber auf die Stärken
unseres europäi-
schen Modells der
sozialen Marktwirt-
schaft! Sorgen wir
dafür, dass es Frei-
raum für Unterneh-
mertum in Europa
gibt! Tun wir alles
dafür, damit Men-

schen in Europa Ideen entwickeln,
sie in hochwertige Produkte umset-
zen und diese verkaufen können - in
Europa und außerhalb. Ich möchte
deshalb erreichen, dass wir heute
und morgen konkrete weitere Schrit-
te verabreden, wie wir genau zu die-
sem Mehr an Wettbewerbsfähigkeit
kommen.

Als unmittelbar nächsten Schritt
sollten wir dazu den Sachverstand der
Europäischen Kommission genauso
wie den Sachverstand anderer Orga-
nisationen – zum Beispiel der OECD
oder des IWF – mit einschlägiger Ex-
pertise einbeziehen, um die Indikato-
ren, die Politikbereiche zu identifizie-
ren, die für das Funktionieren der
Wirtschafts- und Währungsunion
entscheidend sind. Gleichzeitig soll-
ten wir  Wege prüfen, wie die Koordi-
nierung verbessert und verbindlicher
gestaltet werden kann.

Wir sollten alle Treffen des Euro-
päischen Rates im ersten Halbjahr

Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 10. bis 14. Dezember
2012 folgende Vorlagen ohne Aus-
sprache abschließend beraten:

Zustimmung
Familie „Erste Gesetz zur Änderung
des Auswandererschutzgesetzes“
(Bundesregierung, 17/11047,
17/11772);
Wirtschaft und Technologie „Gesetz
zu den Vorschlägen für einen Be-
schluss des Rates über die Unter-
zeichnung und für einen Beschluss
des Rates über den Abschluss des
Abkommens zwischen der Europäi-
schen Union und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft  über die
Zusammenarbeit bei der Anwen-
dung ihres Wettbewerbsrechts“
(Bundesregierung, 17/11050);
Umwelt „Zweite Verordnung zur Än-
derung der Deponieverordnung“
(Ausschuss für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit, 17/11475,
17/11614 Nr. 2.1, 17/11732);
Recht „Bericht zu den Streitverfah-
ren vor dem Bundesverfassungsge-
richt 2 BvR 1561/12, 2 BvR 1562/12,
2 BvR 1563/12 und 2 bvR 1564/12“
(Rechtsausschuss, 17/11799).

Ablehnung 
Auswärtiges „Antrag den am 12.
September und am 4. Oktober 2001
ausgerufenen NATO-Bündnisfall zu
beenden“ (Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen, 17/11555, 17/11739).

Beschlüsse

Wir sind ein gutes
Stück voran

gekommen auf
dem Weg zu

einem Europa der
Stabilität.

Deutschland 
lehnt die 

dauerhafte
Vergemeinschaf-

tung von
Schulden ab.
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Sehr geehrte Frau Bundeskanz-
lerin, ich glaube, es macht
Sinn, dass wir uns nach Ihrer

Rede einmal die Realität in Europa
anschauen.

Das ist Ihre Bilanz nach 27 EU-
Gipfeln und 27 derartigen Regie-
rungserklärungen – ich finde, die
schlichten Zahlen zeigen ganz gut,
wie die Realität in Europa ist –:

18,2 Millionen Menschen sind
zurzeit in der Europäischen Union
arbeitslos.

Das, Frau Bundeskanzlerin, ist ei-
ne halbe Million mehr als vor diesen
27 Gipfeln und vor Ihren 27 Regie-
rungserklärungen – Tendenz stei-
gend.

Noch schlimmer: Die Jugendar-
beitslosigkeit ist in den letzten drei
Jahren von 18 Prozent auf fast 23
Prozent gestiegen. Sie haben eben
gesagt, dass gerade der Abbau der Ju-
gendarbeitslosigkeit ein Erfolg Ihrer
Politik sei. In Wahrheit sind 240 000
junge Menschen mehr arbeitslos in
Europa.

Die Schulden im europäischen
Währungsraum, die Sie ja immer
senken wollten, sind in den letzten
drei Jahren ebenfalls gestiegen, und
zwar um sage und schreibe 1 Billion
Euro. – Das, Frau Bundeskanzlerin,
ist trotz Ihrer salbungsvollen Regie-
rungserklärungen die bittere Realität
in Europa. Sie und Ihre konservati-
ven Freunde sind verantwortlich für
diese bittere Realität in Europa.

Die Arbeitslosigkeit steigt, die
Schulden steigen, die Jugendarbeits-
losigkeit steigt, und im gleichen Zeit-
raum, Frau Bundeskanzlerin, ist der
Anteil Deutschlands an den diversen
Rettungspaketen von anfangs 8,4
Milliarden Euro über 370 Milliarden
Euro nun durch die zusammen mit
Ihnen organisierte Gemeinschafts-
haftung über die Europäische Zen-
tralbank auf sage und schreibe 1 Bil-
lion Euro gestiegen. Eben haben Sie
gesagt, dass es zu genau dieser Ent-
wicklung, einer ständig steigenden
Belastung mit neuem, frischem Geld
aus Deutschland, nicht kommen

soll. Das Gegenteil, Frau Bundes-
kanzlerin, ist passiert. Sie haben 27-
mal versprochen, es gebe nicht im-
mer mehr Geld aus Deutschland. 27-
mal haben Sie Ihre Versprechen ge-
brochen. Auch das ist übrigens ein
neuer Gipfel in der deutschen und
europäischen Politik.

Sie haben Herman Van Rompuy
zitiert, der bei der Verleihung des
Friedensnobelpreises in Oslo gesagt
hat, dass wir alle dafür arbeiten müs-
sen, dass wir unseren Kindern ein
besseres Europa hinterlassen. Sie,
Frau Bundeskanzlerin, hinterlassen
unseren Kindern ein Europa mit hö-
herer Arbeitslosigkeit, schlechteren
Chancen für junge Leute und höhe-
ren Schulden. Sie hinterlassen ein
schlechteres Europa, in dem Millio-
nen Menschen weniger Hoffnung
und Zuversicht, dafür aber Frust und
Unsicherheit haben.

Es ist wahrlich ei-
ne schöne Besche-
rung, die Sie da zu
Weihnachten 2012
angerichtet haben.

Ich habe nur die
Zahlen zitiert. Offen-
sichtlich finden Sie
240 000 junge Men-
schen, die Sie mehr
in die Jugendarbeits-
losigkeit gebracht haben, zum La-
chen. Scheinbar finden Sie um 1 Bil-
lion Euro höhere Schulden in
Europa nach drei Jahren Ihrer Poli-
tik zum Lachen.

Statt nun zu sagen, was Sie gegen
diese dramatische Entwicklung zu
tun gedenken, was Sie und Ihre Kol-
leginnen und Kollegen im Europäi-
schen Rat denn nun machen wollen,
halten Sie hier wolkige Reden. Was
Sie uns hier vorgestellt haben, ist
wahrlich keine Regierungserklärung.
Sie können ja auch nicht erklären,
was Sie tun wollen, weil Sie sonst zu-
geben müssten, dass Ihre eigene Po-
litik in den vergangenen drei Jahren
diese Entwicklung mit steigender Ar-
beitslosigkeit und steigenden Schul-
den produziert hat.

Frau Bundeskanzlerin, man muss
nicht Volkswirtschaft studiert haben,
um zu wissen, was passiert, wenn
man 27 Staaten der Union zum glei-
chen Zeitpunkt in absolute Sparpro-
gramme hineintreibt. Die Folge ist
natürlich, dass die europäische Wirt-
schaft geradewegs in eine Rezession
rauscht. Genau dort stehen wir jetzt
in Europa. Statt endlich darüber zu
beraten, was ganz praktisch getan
werden muss, damit nicht immer
mehr junge Menschen arbeitslos
werden, was getan werden muss, um
Wachstum und Arbeit wieder in
Gang zu bekommen, irrlichtert Ihre
Regierung in der europäischen Insti-
tutionendebatte. Von einer soforti-

gen Volksabstimmung über Europa,
über den Rausschmiss Griechen-
lands aus der EU und aus der Euro-
Zone bis hin zur Abgabe von Souve-
ränität an die Europäische Union
nach Brüssel – in Ihrer Regierung fin-
det man alle Positionen, so gegen-
sätzlich sie auch sein mögen.

Frau Bundeskanzlerin, das Letzte,
was Europa jetzt braucht, ist eine
Geisterfahrerdebatte der deutschen
Regierung, sondern es geht ganz ak-
tuell um drei konkrete Fragen: Ers-
tens. Wie verhindern wir eine Wie-
derholung der Finanzkrise? Zwei-
tens. Was können wir tun, um Wirt-
schaft und Arbeit in Europa wieder
in Gang zu bekommen? Drittens.
Wie soll das Europa von morgen
aussehen, damit die Währungsuni-
on endlich auch mit einer politi-
schen Union Hand in Hand geht?

Die Antwort auf die erste Frage,
wie wir eine Wieder-
holung der Krise ver-
hindern können, ha-
ben Herr Van Rom-
puy, Herr Barroso
und Jean-Claude
Juncker zusammen
mit Herrn Draghi in
ihrem Fahrplan zu
einer echten Wirt-
schafts- und Finan-

zunion gegeben. Alle drei fordern ei-
ne robuste Regulierung der Finanz-
märkte. Das Problem, Frau Bundes-
kanzlerin, ist nur, dass es mal wieder
ausgerechnet die deutsche Bundesre-
gierung ist, die das blockiert. Van
Rompuy, Juncker und Draghi sagen
zu Recht, dass Herr Schäuble falsch
liegt, wenn er behauptet, die Maß-
nahmen, die wir getroffen hätten,
reichten bereits aus.

Das Handelsblatt schreibt dazu:
Auf den europäischen Wertpapier-

märkten geht der Wildwuchs weiter.
Es wurden gerade nicht, wie Sie

eben behauptet haben, die richtigen
Lehren im Bankensektor gezogen.
Welche Lehre die Deutsche Bank ge-
zogen hat, konnten wir gestern wie-
der in der Zeitung lesen, meine Da-
men und Herren. Der Schattenban-
kensektor ist nach wie vor unregu-
liert. Hier kommen Sie über
Absichtserklärungen nicht hinaus.
Geschäfte und Derivate werden wei-
ter großenteils im rechtsfreien Raum
stattfinden. Die Beteiligung des Fi-
nanzsektors an den Krisenkosten
liegt bis heute bei null.

Frau Bundeskanzlerin, hinzu
kommt noch Ihr Versteckspiel bei
der Bankenunion. Erst erklären Sie
diese Bankenunion zu dem neuen
Königsweg bei der Neuordnung des
europäischen Bankenwesens. Dann
stehen Sie selbst, höchstpersönlich,
permanent auf der Bremse, wenn es
darauf ankommt, diese Bankenuni-

on zu realisieren. Seit gestern Nacht
wissen wir: Sie kommt – oh Wunder
– erst 2014 nach der Bundestags-
wahl. Warum? Der Grund liegt auf
der Hand. Während hier der Deut-
sche Bundestag auf Antrag Ihrer
Fraktion, Frau Bundeskanzlerin, im
Juni beim Fiskalpakt beschlossen
hat, dass es keine direkte Bezuschus-
sung europäischer Banken aus dem
neuen Rettungsschirm geben soll,
haben Sie am gleichen Tag in Brüs-
sel das Gegenteil beschlossen.

Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen
sowohl den Beschluss als auch den
Text des Gesetzes zur finanziellen
Beteiligung am Europäischen Stabi-
litätsmechanismus gern vorlesen.

Frau Merkel hat beschlossen:
Sobald unter Einbeziehung der

EZB ein wirksamer einheitlicher Auf-
sichtsmechanismus für Banken ein-
gerichtet worden ist, hätte der ESM
nach einem ordentlichen Beschluss
die Möglichkeit, Banken direkt zu re-
kapitalisieren.

Sie müssen einfach einmal nach-
lesen, was Sie beschlossen haben,
auch wenn das bei der FDP mögli-
cherweise ein bisschen schwierig ist.

Jetzt kommt unser Beschluss; ich
lese Ihnen das vor. Zu Paragraph 2
heißt es: wenn gewährleistet ist, dass
keine direkten Bankrisiken über-
nommen werden. Darunter steht in
der Begründung:

Damit ist gewährleistet, dass der
ESM keine direkten Bankrisiken
übernimmt.

Da gibt es keine Ausnahme. In un-
serem Beschluss wird nicht gesagt:
Wir brauchen eine Bankenaufsicht;
dann machen wir das. Es ist vielmehr
so, dass CDU/CSU und FDP unter
Zustimmung der SPD einen Gesetz-
entwurf beschlossen haben – Sie ha-
ben die Änderungen im Haushalts-
ausschuss beantragt; wir haben zu-
gestimmt –,durch den es ohne jede
Ausnahme nach deutschem Gesetz
verboten ist, Banken direkt aus dem
ESM zu rekapitalisieren.

Sie haben das als großen Sieg gefei-
ert. Zeitgleich hat Ihre Bundeskanzle-
rin in Brüssel das Gegenteil verabre-
det. Jetzt geht es nur um eines: Sie
möchten, dass der Bruch dieses Geset-
zes bzw. die Aufhebung dieses Geset-
zes, die kommen muss, wenn das, was
in Brüssel verabschiedet worden ist,
Wirklichkeit werden sollte, erst nach
der Bundestagswahl der deutschen
Öffentlichkeit präsentiert werden soll.
Das ist der Grund, warum Sie da auf
der Bremse stehen. Es ist wirklich
abenteuerlich, wie Sie mit dem Deut-
schen Bundestag, der Öffentlichkeit
und der Bankenhilfe umgehen.

Während hier vollmundig ver-
sprochen wurde, dass der Steuerzah-
ler nicht mehr für Banken aufkom-
men soll, haben Sie Ihren konserva-
tiven Freunden in den Regierungen
Europas das genaue Gegenteil ver-
sprochen. Sobald die Bankenunion
steht, soll es Geld direkt vom Steuer-
zahler zur Rekapitalisierung von
Banken geben.

Sigmar Gabriel (*1959)
Wahlkreis Salzgitter – Wolfenbüttel

Sigmar Gabriel, SPD:

Wahrlich einen schöne Bescherung,
Frau Bundeskanzlerin 

Was Sie uns
heute hier 

vorgestellt haben,
ist wahrlich keine

Regierungs-
erklärung.
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2013 nutzen, um genau diese wirt-
schaftspolitische Koordinierung
konkret und dauerhaft auszugestal-
ten. Wenn wir für einen solchen Pro-
zess heute und morgen einen Fahr-
plan vereinbaren könnten, dann wä-
re dies für mich ein gutes Ergebnis
des Europäischen Rates.

Am Ende dieses Prozesses sind weit-
reichende Festlegungen zu treffen. Da-
zu müssen alle Mitgliedstaaten in ei-
nem transparenten Verfahren konsul-
tiert werden, und alle Staats- und Re-
gierungschefs müssen sich mit ihren
Parlamenten beraten. Es ist ganz wich-
tig, dass wir die nächsten Schritte so
aufbauen, dass die Mitgliedstaaten
eingebunden sind und dass wir als die
Vertreter der Regierung mit Ihnen als
den Vertretern des demokratisch legi-
timierten Parlaments genau diese Din-
ge besprechen; denn das wird für lan-
ge Zeit die Grundlage unserer Koope-
ration sein. Diese Reihenfolge ist ab-
solut wichtig; denn nur so werden die
vereinbarten Maßnahmen die nötige
Kraft und die nötige Wirkung entfal-
ten – die Kraft und Wirkung, die zur
Fortentwicklung der Wirtschafts- und
Währungsunion zwingend erforder-
lich sind. Sie sind zwingend erforder-
lich, weil wir nie vergessen dürfen,
dass der Euro weit mehr ist als nur ei-
ne gemeinsame Währung.

Meine Damen und Herren, genau
aus diesem Grunde würdigte das No-
belpreiskomitee mit der Vergabe des
Friedensnobelpreises an die Euro-
päische Union in Zeiten der größten
Bewährungsprobe dieser Union
nicht nur, dass Europa ein Ort der
friedlichen Konfliktbeilegung, der
Überwindung von Grenzen, ein Mo-
dell des Miteinanders und des Kom-
promisses geworden ist, das seines-
gleichen sucht.

Mit der Vergabe des Friedensno-
belpreises an die Europäische Union
gerade jetzt werden auch nicht nur
die Bürgerinnen und Bürger der Eu-
ropäischen Union geehrt - die Bürge-
rinnen und Bürger, die mit ihrem
Einfallsreichtum, mit ihrer Kreativi-
tät, mit ihrem Engagement dazu bei-
getragen haben, dass sich Europa zu
einem Kontinent des Friedens, der
Freiheit und des Wohlstands entwi-
ckeln konnte. Mit der Vergabe des
Friedensnobelpreises inmitten der
europäischen Staatsschuldenkrise
fordert das Nobelpreiskomitee uns
vielmehr dazu auf, dass wir uns alle
auf unsere Stärke besinnen.  Es for-
dert uns auf, die Kraft der Freiheit zu
nutzen; denn sie ist es, die den Mut
zur Veränderung gibt, und diesen
Mut zur Veränderung brauchen wir.

Damit – davon bin ich überzeugt
– wird es gelingen, Europa stärker
aus der Krise herauszuführen, als es
in sie hineingegangen ist. Das ist die
große Aufgabe unserer Zeit. Wir wis-
sen: Wir haben es geschafft, Deutsch-
land stärker aus der Finanzmarktkri-
se hinauszuführen, als es in sie hi-
neingegangen ist. Deshalb wird uns
das auch in Europa gelingen, und das
ist zutiefst im deutschen Interesse.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

und der FDP) Fortsetzung auf Seite 4
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Fortsetzung von Seite 3: Sigmar Gabriel (SPD)

Damit wir uns richtig verstehen,
Frau Bundeskanzlerin: Sie mögen
das zwar verabredet haben; mit uns
wird es aber weder eine Zahlung von
Volksbanken und Sparkassen an eu-
ropäische Großbanken geben, noch
werden wir dafür unsere Hand he-
ben, die direkte Finanzierung durch
den Steuerzahler auszuweiten. Was
wir brauchen, ist ein Bankenfonds,
den sie selber bezahlen, wenn sie in
Schwierigkeiten kommen.

Gläubiger und Aktionäre müssen
zur Kasse gebeten werden statt wei-
terhin die Steuerzahler. Wir wollen
das Gegenteil von dem, was Sie ver-
abredet haben.

Sie tun nichts, um die Wiederho-
lung der Finanzmarktexzesse auszu-
schließen. Das ist wohl Ihr größtes
europäisches Versagen in den letzten
drei Jahren.

Zu der zweiten Frage, wie wir
Wachstum und Arbeit schaffen, hal-
ten Sie wolkige Reden und kündigen
Programme an. Was aber passiert in
der Realität? Wenige Wochen, nach-
dem Sie in der EU ein Wachstums-
programm verabschiedet haben,
fahren Sie zu der Debatte über den
europäischen Haushalt, schließen
einen wahrlich faustischen Pakt mit
dem britischen Premier Cameron
und sperren die Mittel, die wir brau-
chen, um Wachstum und Investitio-
nen in Europa voranzubringen.

Sie haben die Forschungsförde-
rung gestoppt. Sie haben die Pro-
gramme gestoppt, die uns helfen
sollen, aus der Krise herauszukom-
men. Sie sorgen nicht dafür, dass
Mittel dafür vorhanden sind. Sie sor-
gen übrigens auch nicht dafür, dass
wenigstens das, was wir in Europa
potenziell an Steueraufkommen ha-
ben, auch wirklich gezahlt wird.
Statt den griechischen Milliardären,
die ihre Steuern hinterziehen und
ihr Geld woanders hinbringen, mit-
hilfe der Europäischen Union das
Handwerk zu legen, machen Sie im
eigenen Land noch Vorschläge, wie
wir Steuerkriminalität vertraglich le-
galisieren sollen.

Das ist der Grund, warum wir we-
der Ihren Versprechungen glauben,
was alles aus der Schweiz kommen
soll, noch dabei mitmachen werden,
wenn Sie kriminelle und bankenmä-
ßig organisierte Steuerhinterziehung
in Deutschland legalisieren wollen.
Das werden wir nicht mitmachen.

Sie haben die ganze Zeit versucht,
den Deutschen vorzumachen, das al-
les ginge uns nichts an, die sollten da
nur anständig sparen, dann würde es
besser. Nun stellen wir fest, was pas-
siert, wenn 27 Staaten nicht mehr in
Wachstum und Beschäftigung inves-
tieren. Natürlich erreicht das auch
Deutschland. Jeden Tag lesen wir neue
Nachrichten über die Beantragung
von Kurzarbeitergeld, weil die Aufträ-
ge aus Europa wegbrechen. Es war im-
mer eine Lebenslüge, zu glauben, dass
es uns Deutschen egal sein könnte,
wie es unseren Nachbarn geht.

Nun sollte man meinen, Sie wür-
den im deutschen Haushalt wenigs-
tens Vorsorge betreiben. Ihnen wird
schließlich von Ihren Sachverständi-

gen und von der Bundesbank voraus-
gesagt, dass das Wirtschaftswachs-
tum im nächsten Jahr einbrechen
wird.  Und was machen Sie? Sie ma-
chen eine Miniverlängerung der Gel-
tungsdauer des Kurzarbeitergeldes,
stellen dafür 100 Millionen Euro in
den Haushalt ein und verschweigen
der Öffentlichkeit, dass die wirksame
Kurzarbeiterregelung, die Olaf
Scholz einst durchgesetzt hat und
mit der wir Tausende Arbeitsplätze
sichern konnten, 5 Milliarden Euro
kostet. Statt Vorsorge für Zeiten des
wirtschaftlichen Abschwungs zu tref-
fen und Investitionen zu erhöhen,
treffen Sie null Vorsorge im Haus-
halt, obwohl Sie 100 Milliarden Euro
neue Schulden in vier Jahren ge-
macht haben, übrigens ohne einen
Cent für die Euro-Rettung.

Anderen in Europa erzählen Sie,
sie sollten Geld sparen. Aber in Zei-
ten höchster Steuereinnahmen,
höchsten Wachstums und niedrigs-
ter Arbeitslosigkeit machen Sie in
vier Jahren 100 Milliarden Euro neue
Schulden und treffen keine Vorsorge
für schlechte wirtschaftliche Zeiten.
Es ist doch verrückt, wie Sie Deutsch-
land regieren. Es kann doch nicht
wahr sein, dass Sie auf diese Art und
Weise damit umgehen.

100 Milliarden Euro neue Schul-
den in vier Jahren und keine Vorsor-
ge für Wachstum und Beschäftigung!
Gleichzeitig erzählen Sie den Men-
schen in Europa, sie sollten endlich
mehr sparen.

Bei der dritten Frage, wie Europa
eigentlich aussehen soll, wird es
technokratisch und höchstens wol-
kig. Worum es doch geht, Frau Kanz-
lerin, ist, endlich den Weg für ein an-
deres Europa zu ebnen. Es geht nicht
um mehr Europa. Es geht um ein an-
deres Europa, ein Europa, in dem In-
novation und Wettbewerbsfähigkeit
bewusst gefördert werden und man
nicht einfach daran glaubt, dass die
Märkte das machen, ein Europa, in
dem Deutschland nicht niedrige
Löhne und niedrige Steuern als Waf-
fe gegen die Wettbewerbsfähigkeit
seiner Nachbarn einsetzt.

Natürlich stimmt das. Sie sind ja
noch nicht einmal bereit, in
Deutschland einen gesetzlichen
Mindestlohn einzuführen, sodass
die Menschen hier anständig Geld
verdienen und europäische Produk-
te kaufen können.

Natürlich ist das Ungleichgewicht
in Europa, insbesondere unsere Leis-
tungsbilanzüberschüsse, eine Ursa-
che der Probleme. Wenn Sie wenigs-
tens dafür sorgten, dass diejenigen,
die bei uns anständig arbeiten, hin-
terher nicht zum Sozialamt betteln
gehen müssten, dann wäre schon
einmal etwas gewonnen. Aber nicht
einmal dafür sorgen Sie.

Wir wollen ein Europa, das sich
wieder traut, seine Gemeinwohlauf-
gaben durch Steuereinnahmen und
nicht durch Schulden zu finanzie-
ren. Ja, wir müssen Schulden abbau-
en. Aber das geht nicht, wenn man
bei diesem Steuersenkungswettbe-
werb in Europa mitmacht. Wir müs-
sen dafür sorgen, dass die Staaten

anständige Einnahmen haben, an-
statt Steuerflucht zu begünstigen
und jeden Tag einen neuen Vor-
schlag zu machen, aus dem hervor-
geht, wie man diejenigen entlastet,
die man nun wahrlich nicht entlas-
ten muss.

Kommen Sie nicht mit der Steuer-
progression in Deutschland. Wenn
Sie sagen, Sie könnten eine Abmilde-
rung finanzieren, dann machen Sie
es. Dann stimmen die SPD-regierten
Länder garantiert zu. Aber wir ma-
chen, Frau Bundeskanzlerin und Herr
Kauder, die Sie hier letztes Mal große
Reden dazu geschwungen haben, Ih-
re Geschäfte zulasten Dritter nicht
mit. Immer wenn Sie Steuersenkun-
gen vornehmen – ich verweise auf das
Hoteliergesetz und die geplante Ab-
milderung der kalten Progression –,

dann muss doch jemand zahlen. Das
zahlt doch nicht der Bundesfinanz-
minister, sondern das zahlen die Län-
der, die dann weniger Geld für die Bil-
dung zur Verfügung haben. Am Ende
zahlen die Eltern höhere Kindergar-
tengebühren, wenn den Kommunen
die Einnahmen wegbrechen. Das ist
doch die Rechnung, die Sie hier stän-
dig aufmachen.

Schauen Sie sich doch einmal an,
welche Folgen es hatte, dass die
Kommunen ein paar Hundert Mil-
lionen Euro verloren haben, als Sie
die Mehrwertsteuer zugunsten der
Hoteliers gesenkt hatten.

Die Folgen waren steigende Ge-
bühren – auch für Kindergärten – in
Deutschlands Städten und Gemein-
den. So machen Sie Politik, damit
Sie Ihre Lobby bedienen können.

Zu all dem sagen Sie kein Wort.
Wie sollte es auch anders sein? Frau
Merkel, der Spiegel hat am Montag
dieser Woche Ihre Rolle ganz gut
charakterisiert:

Noch nie hat ein deutscher Regie-
rungschef so leidenschaftslos nach
Brüssel geblickt. Sie werden nach
Oslo fahren, wenn die Gemeinschaft
den Friedensnobelpreis überreicht
bekommt.

Aber das ist nur ein Schauspiel für
das Publikum. 

Genau das war auch Ihre Regie-
rungserklärung: ein Schauspiel für
das Publikum. Aber das reicht nicht,
um in Deutschland ein guter Regie-
rungschef zu sein.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Zu dieser Rede – das hat sich,
glaube ich, auch den Zuschau-
ern an den Fernsehern gezeigt

– könnte man Hunderte von Dingen
sagen; aber ich will mich auf einige
wenige Dinge konzentrieren. Eines,
Herr Gabriel, ist klar geworden: Den
Faust haben Sie nie gelesen.

Sie haben einen faustischen Pakt
geschlossen, nämlich Wahlkampf
auch auf Kosten Europas zu machen.

– Treffer! –
Die Aussage von Faust war: Zwar

weiß ich viel, doch will ich alles wis-
sen. – Ihre Aussage ist: Zwar weiß ich
nichts, aber ich will auch nichts wis-
sen; denn sonst kann ich keinen
Wahlkampf machen. – So haben Sie
hier agiert.

Europa und seine Bürger befinden
sich in einer Schulden- und vor al-
lem in einer Vertrauenskrise. Die Eu-
ropäer – jedenfalls die, die sich be-
mühen, Europäer zu sein – merken,
dass wir in einer globalen Umbruch-
phase sind. Die Antworten, die Sie
heute wieder geliefert haben, näm-
lich dass es keine globale Umbruch-
phase gebe, dass es keine Notwen-
digkeit gebe, die Politik zu ändern,

und die Politik aus den 80er-Jahren
und den 90er-Jahren schon funktio-
nieren werde – Umverteilen, mehr
Geld ausgeben, Steuern erhöhen
usw. –, sprechen für sich. Herr Ga-
briel, das war keine Zukunftsrede,
sondern eine Vergangenheitsrede.
Jetzt ist mir auch klar, warum Sie ge-
redet haben und nicht der Kanzler-
kandidat, von dem ich erwartet hät-
te, dass er in solch einer Debatte Stel-
lung nimmt.

Eigentlich waren wir uns hier in
diesem Parlament einmal einig, dass
das, was Europa braucht, nämlich
Freiheit, Gerechtigkeit und Demo-
kratie, nur dann funktionieren kann,
wenn auch die Wirtschaft funktio-
niert, wenn wir Wachstum und Be-
schäftigung haben. Das, was ich ge-
rade von der SPD gehört habe, ist
doch mehr oder weniger eine Anglei-
chung an die Grünen. Die besteht in
Folgendem: Wachstum brauchen wir
gar nicht, wir brauchen nur mehr
Geld zum Ausgeben.

Sie kritisieren – auch diese Abwen-
dung von Europa finde ich unverant-
wortlich – die Jugendarbeitslosigkeit
in europäischen Ländern, ohne zu
erwähnen, wie gut es in Sachen Ju-
gendarbeitslosigkeit in diesem Lan-
de läuft. Das hätten Sie tun können.
Sie hätten sagen können, dass
Europa es wie Deutschland im Be-
reich der Ausbildung machen solle
und nicht so, wie es Frankreich, Spa-
nien und Griechenland machen.
Aber das tun Sie nicht.

Das ist der Unterschied in der
Geisteshaltung zwischen der Koaliti-
on und der Opposition. Unsere
Geisteshaltung ist: erwirtschaften,
erarbeiten, verändern, anstrengen.
Ihre Geisteshaltung ist: umverteilen,
weiterleiten und empfangen. So wer-
den Sie Europa niemals nach vorne
bringen.

Wenn ich mir die Troika da vorne
anschaue, dann muss ich ehrlicher-
weise sagen: Sie drei sind doch da-
mals nach Frankreich zu Herrn Hol-
lande gefahren und haben gesagt,
wie toll das sei, was er vorhabe.

Jetzt hat aber die SPD-Kanzlerkan-
didatin der Herzen, Frau Kraft, ges-
tern ein wunderschönes Interview
gegeben. Sie hat in der Welt auf die
Frage: „Unsere französischen Nach-
barn gleiten immer tiefer in die
Schuldenkrise. Taugt François Hol-
lande noch als Vorbild für die deut-
sche Sozialdemokratie?“ geantwor-
tet – wirklich bemerkenswert –:
„Frankreich ist in keinem guten Zu-
stand.“

Nächste Frage – jetzt wird es rich-
tig schön –: „Hat Hollande das rich-
tige Rezept, Frankreich aus der Krise
zu führen?“ – Antwort: „Es ist zu
früh, das zu beurteilen.“

Meine lieben sozialdemokrati-
schen Freunde, stellt euch doch lie-
ber hin und sagt, dass das, was in
Frankreich passiert, nicht funktio-
niert. Nein, viel schlimmer. Was hat
Herr Gabriel gerade gemacht? Herr
Gabriel hat im Endeffekt nichts an-
deres versucht – das ist für mich mit
der größte Vorwurf –, als zu sagen:
Wir folgen den Vorschlägen von
Hollande und Berlusconi. – Ich erin-
nere: Senkung des Renteneintrittsal-
ters, Einführung von Mindestlöh-
nen, Steuererhöhungen. – Das führt
zum Abwürgen der Wirtschaft, zu
Arbeitslosigkeit und Armut. Alles,
womit diese Länder drohen, wollen
Sie von der SPD machen.

Herr Gabriel, was Sie hier getan
haben, nämlich am Anfang Ihrer Re-
de zu behaupten, Deutschland sei
Schuld an den Zuständen in den
schwachen Ländern Europas, ist
nichts anderes, als das Geschäft von
Silvio Berlusconi zu betreiben.

Otto Fricke (*1965)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Otto Fricke, FDP:

SPD macht Wahlkampf 
auf Kosten Europas
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Herr Fricke, wenn ich Sie rich-
tig verstanden habe, soll
Deutschland in Europa füh-

ren, es aber nicht so nennen. Ich sage
Ihnen: Ich bin für ein gleichberechtig-
tes Europa. Niemand soll über uns,
aber auch niemand soll unter uns ste-
hen. Das ist, glaube ich, sehr viel sinn-
voller.

Aber wenn Deutschland schon
führt, und das auch noch mit der FDP
an der Spitze, kann ich nur sagen: Na,
dann gute Nacht. Also, das wird nun
überhaupt nichts.

Herr Gabriel, ich habe Ihnen zuge-
hört. Das war eine interessante, eine
spannende, eine sehr kritische Rede.
Sie müssen den Bürgerinnen und
Bürgern nur noch erklären, weshalb
Sie trotz Ihrer Kritik bisher jede Vor-
lage der Bundesregierung mit be-
schlossen haben. Das passt beim bes-
ten Willen einfach nicht zusammen.

Die Euro-Krise überschattet die ge-
samte europäische Integration. Die
Währung gerät unter Druck. Die Kri-
se ist längst nicht überwunden. Frau

Bundeskanzlerin, Sie haben wieder
von einer Staatsschuldenkrise gespro-
chen. Sagen Sie den Bürgerinnen und
Bürgern doch einmal, dass die Staats-
schulden deshalb so hoch sind, weil
die Staaten für ihre Banken und Hed-
gefonds gezahlt haben. Das ist der
Hintergrund, und das muss man ein-
fach erwähnen.

Es geht im Kern um etwas, worüber
wir viel zu wenig reden, nämlich um
die Frage der politischen Akzeptanz
Europas bei den Bürgerinnen und
Bürgern. Bundesfinanzminister
Schäuble hat jetzt die Umsetzung des
Beschlusses des CDU-Parteitages ab-
gelehnt, dass endlich auch Mütter ei-
nen Rentenzuschlag bekommen, die
nicht nach, sondern vor 1992 Kinder
bekommen haben. Er tat dies mit der
Begründung, dass wir für Griechen-
land bezahlen müssten und dass des-
halb kein Geld dafür zur Verfügung
stehe.  Das ist abenteuerlich. Ich wer-
de dazu Stellung nehmen.

Das Zweite ist, dass bei den Hartz-
IV-Empfängerinnen und Hartz-IV-
Empfängern das Elterngeld mit der
Begründung gestrichen wurde, man
müsse den Haushalt konsolidieren.
Es ist doch wirklich beim besten Wil-
len nicht hinnehmbar, Herr Kauder,
dass Leute, die nichts, aber auch gar
nichts getan haben, was die Krise ver-
ursacht hat, diese bezahlen sollen.
Hören Sie doch endlich einmal auf
mit dieser Politik!

Das muss man damit vergleichen:
Frau Bundeskanzlerin und Herr Kau-
der und Sie alle verweigern eine Ver-
mögensabgabe, Sie verweigern eine
Vermögensteuer. Die Spekulanten,
die vor und während der Krise ver-
dient haben, müssen nichts bezah-
len. Nein, wir haben ja die Mütter, die

Kinder vor 1992 geboren haben; die
können das bezahlen. Wir haben
Hartz-IV-Empfängerinnen und
Hartz-IV-Empfänger; die können das
bezahlen; jetzt übrigens – dazu kom-
me ich noch – auch die Opelaner. Das
ist nicht nur unsozial. Ich sage Ihnen:
Das ist asozial.

Das Argument des Herrn Schäuble
in Bezug auf Griechenland ist auch
noch falsch; denn im Süden Europas
müssen Strafzinsen von 6 bis 7 Pro-
zent gezahlt werden und in Deutsch-
land von 0 Prozent. Das bedeutet,
dass aus diesem Prozess in den letz-
ten drei Jahren Deutschland einen
zusätzlichen Gewinn von 60 Milliar-
den Euro gemacht hat. Warum er-
wähnen Sie das nicht? Warum verwei-
gern Sie stattdessen den notwendigen
Rentenzuschlag für die Mütter, die ih-
re Kinder vor 1992 geboren haben?
Es ist nicht zu fassen!

Ich frage Sie auch einmal: Wie viel
Milliarden müssen eigentlich die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler
in Deutschland nach wie vor für Ban-
ken, Versicherungen und Hedgefonds
bezahlen? Nennen Sie doch einmal
die Summe! Herr Schäuble, wenn Sie
einen Rentenzuschlag für Mütter, die
ihre Kinder vor 1992 geboren haben,
mit der Begründung ablehnen – ich
betone es immer wieder –, dass wir zu
viel an Griechenland bezahlen müs-
sen, dann schüren Sie Ressentiments.
Das geht überhaupt nicht. Das ist
Gift. Das ist Bild-Zeitungs-Niveau!

Man schadet damit natürlich auch
dem europäischen Einigungsgedan-
ken.

Jetzt lese ich, dass die Märkte Ber-
lusconi fürchten. Es gibt einen Streit
zwischen Monti und Berlusconi. Ich
finde dieses Herrengezänk ziemlich

langweilig. Aber eines sage ich Ihnen:
Die veränderten Haltungen der Bür-
gerinnen und Bürger in Europa sind
entscheidend. Berlusconi versucht,
mit Rechtspopulismus die falsche
Auflagenpolitik der EU für sich selbst
zu nutzen. Er polemisiert logischer-
weise gegen die Bundesregierung,
spricht dann aber nicht von der Bun-
desregierung, sondern von ganz
Deutschland. Das weisen wir zurück.
Wir sind auch Deutsche, und wir wol-
len eine andere Politik.

Ich hoffe natürlich, dass sich in Ita-
lien die Linken durchsetzen werden.

Es betrifft übrigens nicht nur die
Bürgerinnen und Bürger Italiens, son-
dern auch die Portugals, Irlands, Spa-
niens und vor allem Griechenlands.
Wie erfahren die denn gegenwärtig
die Europäische Union? Wie erfahren
die denn gegenwärtig die Währungs-
union? Sie erfahren das Ganze als In-
strument zum massiven Abbau sozia-
ler Leistungen, zur Kürzung von Löh-
nen, von Renten, von Investitionen -
und das alles für eine Krise, die sie
nicht verursacht haben. Diejenigen,
die die Krise verursacht haben, die
Spekulanten, werden nicht mit einem
halben zusätzlichen Euro herangezo-
gen. Das ist völlig indiskutabel.

Ich nehme jetzt einmal nur das Bei-
spiel Griechenland, nur die letzten
fünf Jahre. Da sind die Griechen un-
unterbrochen in einer Krise. Es gibt
dort einen Rückgang von Löhnen,
von Renten und von Wirtschaftsleis-
tung. Herr Fricke, Sie sprechen immer
von Wirtschaftsleistung. Ja, wo denn?
Die Wirtschaftsleistung ist rückläufig
in Italien, in Spanien, in Portugal und
in Griechenland. Sie ist um ein Drit-
tel zurückgegangen.

– Nein! – Mit Ihrer Sparpolitik sor-
gen Sie dafür, dass die Wirtschaftsleis-
tung weiter zurückgeht, weil Sie die
Kaufkraft der Bevölkerung reduzie-
ren. Wovon sollen die Leute denn
noch etwas erwerben? Die Politik, die
Sie hier betreiben, ist doch völlig da-
neben.

Ich sage Ihnen: Der Rückgang be-
trägt ein Drittel, wenn man auch

noch die Teuerungsraten und die
Steuererhöhungen berücksichtigt.

Schauen wir uns doch einmal die
Schulden Griechenlands an! 2008:
110 Prozent der Wirtschaftsleistung. –
Wir haben übrigens Schulden von 82
Prozent der Wirtschaftsleistung; nur
einmal als Vergleich. – Nunmehr sind
die Schulden bei 177 Prozent, und im
nächsten Jahr werden sie bei 190 Pro-
zent der Wirtschaftsleistung sein. Das
ist das tolle Ergebnis der Griechen-
land-Politik dieser Koalition – leider
auch von Grünen und SPD; denn sie
haben ja alles mitgemacht –; nicht zu
fassen!

Deutschland haftet, und Sie, Frau
Bundeskanzlerin, sagen wieder: Es
wird dauerhaft – jetzt kommt schon
das Wort „dauerhaft“ dazu; das heißt:
kurzfristig dann doch; ich verstehe
das nicht ganz – keine gemeinschaft-
liche Verschuldung geben. In Wirk-
lichkeit haften wir gemeinschaftlich
für 400 Milliarden Euro. Das ist wirk-
lich – entschuldigen Sie! – Unsinn,
was Sie hier erzählen. Sagen Sie den
Leuten doch einfach einmal die
Wahrheit! Das stimmt doch alles
nicht mehr. Ich füge hinzu: Wenn die
Politik für den Süden Europas so wei-
tergeht, dann ist er gar nicht zah-
lungsfähig. Sie können das Geld ein-
fach abschreiben. Die Länder können
es gar nicht zurückbezahlen. Die
Steuereinnahmen sind dort rückläu-
fig. Die Wirtschaftsleistung geht zu-
rück. Wovon sollen sie das denn be-
zahlen? Was Sie hier erzählen, ist
doch albern. Warum sagen Sie den
Bürgerinnen und Bürgern nicht vor
der Bundestagswahl, dass wir mit ei-
ner Summe von 400 Milliarden Euro
haften und dass diese höchstwahr-
scheinlich bezahlt werden muss? Nie-
mand weiß, woher wir das Geld neh-
men sollen. Wollen Sie das einfach in
einer Maschine drucken, oder was ha-
ben Sie diesbezüglich vor?

Ich wette, dass es einen Schulden-
schnitt geben wird. Dieser geht zulas-

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis Berlinb-Treptow – Köpenick
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Nichts Schlimmeres kann man
Europa antun, als so etwas zu sagen.

Das tut euch weh, aber das muss an
dieser Stelle gesagt werden. Es kann
doch nicht sein, dass sich der ver-
meintliche Führer der Opposition
hier hinstellt und sagt, es liege an
Deutschland, dass es Europa so
schlecht gehe, obwohl es Deutsch-
land relativ gut geht. Sie hätten sagen
müssen: Wir wollen Europa helfen.
Wir sind bereit, in Europa dafür zu
sorgen, dass die guten Reformen, die
gemacht worden sind – die sind üb-
rigens auch von Herrn Steinmeier, als
er in der Verantwortung war, mitge-
tragen worden –, auch in den ande-
ren europäischen Ländern durchge-
führt werden, damit mehr Menschen
in Arbeit kommen, sich die Leute we-
niger Sorgen machen müssen und die
Ängste verringert werden. Wir wollen
dieses Europa so gestalten, dass wir es
unseren Nachkommen guten Gewis-

sens hinterlassen können. Aber daran
haben Sie kein Interesse.

Meine Damen und Herren, ich will
ausdrücklich auf einen Punkt aus
dem Bereich „Wirtschaft und Finan-
zen“ zu sprechen kommen. Es geht
hier immer wieder darum, dass wir
bezüglich Europa glauben, wir könn-
ten den Bürgern einfache Lösungen
präsentieren. Aber die Bürger sind da
schon viel weiter. Sie wissen ganz ge-
nau, dass weder Ihre Vorstellungen
von „einfach mehr Geld“ noch die
Vorstellungen mancher in Europa
„Hauptsache, Deutschland zahlt“ die
Lösung sind. Es ist ein schwieriges,
ein langwieriges Projekt, das wir ver-
folgen. Es verlangt von uns ständige
Veränderungen. Es verlangt von uns,
immer wieder zu fordern und – das
ist das Schwierige an der deutschen
Position – zu führen, ohne sich wie
ein Führer zu gerieren und ohne ein
Führer zu sein.

Fahren Sie einmal nach Europa,
und fragen Sie einmal danach. Man
erwartet von uns Führung. Ich sage
das bewusst, und ich spreche dieses
für Deutschland so schwierige Wort
auch aus.

Führung in Europa heißt: gemein-
schaftlich, in Verantwortung, andere
mitnehmen. Insofern will ich unse-
ren britischen Freunden deutlich sa-
gen: Diese Koalition will, dass Groß-
britannien in Europa bleibt. Wir
wollen dieses Land in Europa hal-
ten; denn wir haben ganz klar er-
kannt, dass ohne Großbritannien
ein ganz wesentlicher Teil von
Europa fehlt, nämlich der Teil, der
klargemacht hat, dass nur eine funk-
tionierende Wirtschaft Europa in
diese Position gebracht hat. Ich kann
bei Ihnen, der Opposition, nicht er-
kennen, dass Sie sich darum bemü-
hen, dieses Land in Europa zu hal-
ten. Nein, es kommen nur Aussagen

wie die von Herrn Gabriel zu Herrn
Cameron und irgendwelchen Pak-
ten. Also wirklich, das ist doch nicht
das, was wir von Europa erwarten.

Das größte Problem, das wir ha-
ben, ist – wir sehen ja, was gegenwär-
tig in Italien, in Spanien und in an-
deren Ländern passiert –: Kaum be-
ruhigen sich die Märkte, kaum ge-
hen die Zinsen ein wenig herunter,
kommen Sie wieder aus den Löchern
gekrochen und sagen: Jetzt haben
wir es geschafft. Jetzt müssen wir
nichts mehr tun. Jetzt schaffen wir
nur irgendwelche neuen Fonds, stat-
ten sie mit irgendwelchem Geld aus,
und das Ganze funktioniert. –
Europa funktioniert nicht so, dass
man jedes Mal dann, wenn man ein
bisschen Luft zum Atmen hat, sagt:
Jetzt ruhe ich mich aus. Die Luft zum
Atmen dient vielmehr dazu, sich auf
den Weg zu begeben, die nächsten
Reformen anzugehen und nach vor-

ne zu schauen. Man sollte nicht sa-
gen: Was interessiert mich die Welt
um mich herum?

Sie haben – das muss ich der Op-
position wirklich sagen – keine Vor-
stellung davon, wie Sie Werte wie
Freiheit zur Verantwortung, Gerech-
tigkeit und Demokratie in Europa
erhalten wollen, damit auch unsere
Nachkommen sie noch leben kön-
nen. Wir tun das. Wir übernehmen
dabei Verantwortung. Das ist nicht
immer angenehm. Das tut auch
manchmal weh. Aber ganz ehrlich:
Wer das den Bürgern nicht sagt, son-
dern ihnen verspricht, dass man
durch irgendwelche Steuererhöhun-
gen die Probleme löst, der hat
Europa nicht verstanden, der hat die
Zukunft nicht verstanden und der
sollte auf den Oppositionsbänken
bleiben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
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ten der öffentlichen Forderungen,
auch der Forderungen aus Deutsch-
land. Ich weiß, Sie wollen alles tun,
damit der Schuldenschnitt erst nach
der Bundestagswahl 2013 kommt.
Herr Kauder, sagen Sie es doch ehr-
lich. Der Schuldenschnitt wird kom-
men: Ende 2013, Anfang 2014. Sie ha-
ben die Prozesse in Europa nicht
mehr im Griff.

Sie verstehen nicht, dass wir end-
lich eine Aufbaupolitik im Süden
Europas brauchen. Wir brauchen
Steuergerechtigkeit einschließlich ei-
ner Vermögensabgabe und einer Ver-
mögensteuer für die Vermögensmil-
lionäre. Wir müssen die Steuerflucht
bekämpfen, indem wir die Steuer-
pflicht wie in den USA an die Staats-
bürgerschaft binden. Warum machen
wir das nicht?

Ein reicher Deutscher kann doch
auf die Seychellen ziehen, aber er soll
hier steuerpflichtig bleiben. Das ist
das Entscheidende, was wir durchset-
zen müssen.

Das gilt für Griechenland genauso.

Wir müssen uns von den privaten
Finanzmärkten abkapseln und sie
endlich regulieren. Erklären Sie den
Bürgerinnen und Bürgern, wozu wir
Schattenbanken, Hedgefonds und
Leerverkäufe brauchen. Wir brau-
chen keine Spekulationen. Wenn
diese Spekulationen ins Aus führen,
dann müssen die Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler das Minus bezah-
len. Das ist derart ungerecht, dass
man darüber gar nicht zu diskutie-
ren braucht.

Die Verweigerung einer vernünfti-
gen Politik im Süden Europas scha-
det den Menschen dort, aber auch
den Menschen in Deutschland. Ich
nenne Ihnen einen Betrag, Herr Brü-
derle: Die Schattenbanken und Hed-
gefonds spekulieren gegenwärtig
weltweit mit 67 Billionen Dollar.
Dieser Betrag entspricht der weltwei-
ten realen Wirtschaftsleistung. Das
machen Sie alles mit? Das finden Sie
gut? Wer bezahlt das alles, wenn die
Banken die Hälfte davon verspeku-
lieren? Nein, Sie müssen endlich

den Mut haben, das Ganze zu regu-
lieren.

Die Bankenaufsicht ist beschlos-
sen worden. Frau Bundeskanzlerin,
Sie sind ja stolz darauf, dass sich die
Finanzminister darauf geeinigt ha-
ben. Die Bankenaufsicht hat uns bei
der Pleiten-HRE nichts genutzt. Ab-
gesehen davon geht es um eine ganz
andere Frage: Wer bezahlt eine Plei-
tebank? Das ist nicht geregelt. Da Sie
nicht geregelt haben, dass das die
Banken zu bezahlen haben, bleibt es
dabei, dass die Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler dies zu bezahlen
haben. Genau das geht nicht.

Ich erzähle Ihnen folgende Bege-
benheit: Ich war in einer Fernsehsen-
dung zu Gast. Dort war auch Frau
Kohl, die ARD-Korrespondentin bei
der Börse. Sie sagte mir: Herr Gysi,
wenn Sie Bundeskanzler wären und
die Deutsche Bank zu Ihnen käme
und sagen würde, in einer Woche
müsste sie in Insolvenz gehen, dann
wären Sie auch verpflichtet, sie zu
retten. Täten Sie das nicht, bräche

das ganze Wirtschafts- und Finanz-
system zusammen. – Abgesehen da-
von, dass meine Phantasie, im Un-
terschied zu ihrer, nicht ausreicht,
mir vorzustellen, dass ich Kanzler
werde, würde ich Folgendes hinzufü-
gen: Wenn das stimmt – wahrschein-
lich hat sie recht –, dann ist die Deut-
sche Bank zu mächtig; denn dann
hat eine Kanzlerin oder ein Kanzler
keinen Spielraum. Wenn die Bank
kommt und sagt, dass es so ist und
man das machen muss, ist das das
Primat der Banken über die Politik.
Das müssen wir endlich überwin-
den. Daher muss man sie verklei-
nern und vergesellschaften. Es gibt
keinen anderen Weg.

Nein, nicht in Landesbanken um-
wandeln, sondern in öffentlich-recht-
liche, wie die Sparkassen. Die funk-
tionieren hervorragend.

Noch etwas zum Rückgang des Ex-
ports, weil wir – nicht wir, Entschul-
digung, Sie – den Süden Europas er-
folgreich ruinieren. Was passiert beim
Export? Beim Pkw-Export haben wir

ein Minus von 18 Prozent beim Ex-
port nach Frankreich, ein Minus von
25 Prozent beim Export nach Italien,
ein Minus von 36 Prozent beim Ex-
port nach Spanien. Opel allein ver-
liert 16 Prozent. Das sind die Zahlen
vom September 2012.

Lassen Sie mich noch so viel sagen:
Die Opelaner sind in der Zange. Fal-
sches Management auf der einen Sei-
te, auf der anderen Seite führt Ihre
verheerende Politik im Süden
Europas zum Rückgang der Verkaufs-
zahlen, und jetzt sollen sie das bezah-
len. Das sind 3 000 Beschäftigte, und
45 000 weitere Arbeitsplätze hängen
daran. Was sagen Sie denen denn au-
ßer: „Pech gehabt“? Das reicht wirk-
lich beim besten Willen nicht aus.

Ich sage Ihnen: Wir brauchen kein
weiteres Durchwursteln von Krisen-
gipfel zu Krisengipfel, wir brauchen
endlich Perspektiven und Visionen.
An denen fehlt es bei dieser Bundes-
regierung.

(Beifall bei der LINKEN)

Europa ist eine Friedens- und
Wertegemeinschaft. Wir freuen
uns über die Leistungen, die in

den vergangenen fünf Jahrzehnten er-
bracht worden sind und dass diese
mit dem Friedensnobelpreis gewür-
digt worden sind.

Wir werden als Europapartei dafür
kämpfen, dass wir nicht nur stolz sein
dürfen auf die Vergangenheit, son-
dern dass wir diese Friedens- und
Wertegemeinschaft auch in die Zu-
kunft weiterentwickeln werden.

Als ich heute Morgen Herrn Ga-
briel gehört habe, hat mich schon
Sorge befallen. Er hat den Versuch un-
ternommen, zulasten dieses großen
Friedens- und Freiheitsprojekts
Europa populistisch Innenpolitik zu
betreiben. Herr Gabriel, Europa ist
ein ungeeignetes Feld für populisti-
sche Innenpolitik.

Wenn wir Ja sagen zu Europa, dann
müssen wir überlegen, um welche

Werte es überhaupt geht. An dieser
Stelle streiten wir. Wir streiten über
die Frage: Steht dieses Europa für die
Werte einer Christdemokratie und
von Liberalen, oder steht es für die
Werte von Sozialisten? Steht es für ein
Europa der Mitte oder für eine linke
Entwicklung?

Wenn die Frage nach dem Gesicht
Europas gestellt wird, dann müssen
wir uns überlegen: Wollen wir ein
Europa, in dem Verantwortung gelebt
wird und wo die Entscheidungsfreiheit
an Verantwortung gekoppelt wird?

Oder wollen wir ein Europa, Herr
Gabriel, in dem Freiheit durch Ver-
antwortungslosigkeit gekennzeichnet
ist? Das ist das, was Ihre Partei bis ges-
tern so formuliert hat. Sie haben for-
muliert, dass Sie eine Transferunion
wollen, unkonditioniert und dauer-
haft. Sie wollen das Geld des deut-
schen Steuerzahlers ohne Vorbedin-
gung und ohne zeitliches Limit an an-
dere geben, die dann darüber verfü-
gen. Das ist nicht das Bild, das wir
von Europa in der Zukunft haben.

Sie haben die derzeitige Situation
in Europa angesprochen. Die Jugend-
arbeitslosigkeit und die Arbeitslosig-
keit bedrücken uns natürlich. Dies ist
aber doch nicht die Folge deutscher
Politik. Die deutsche Politik bietet
vielmehr das Vorbild, wie man Ju-
gendarbeitslosigkeit und Arbeitslo-
sigkeit reduziert und wie man den
Wohlstand der Menschen mehrt.

Deshalb muss diese Politik als Vor-
bild in Europa dienen und dafür sor-
gen, dass auch andere Menschen in
diesem Europa zu Arbeit, zu Perspek-
tiven und zu Wohlstand kommen.

Schauen wir uns die Vorschläge
von Herrn Gabriel und seiner SPD an:
Sie zielen darauf ab, Arbeitsplätze zu
vernichten, Jugendarbeitslosigkeit zu
schaffen und Wohlstand zu zerstö-
ren. Das ist das, was Sie vorschlagen.

Sie schlagen Substanzsteuern vor,
die Zerstörung von Investitionen und
Wohlstand. Sie schlagen vor, die Ar-
beitsmarktverfassung, die uns niedri-
ge Arbeitslosenzahlen gebracht hat,
zu zerstören und die Arbeitslosigkeit
wieder nach oben zu treiben.

Sie machen die falsche Politik. Die-
sen falschen Weg sollten wir weder in
Deutschland noch in Europa gehen,
Herr Gabriel.

Wir haben in Europa vier Problem-
felder – die Bundeskanzlerin hat sie
in der Regierungserklärung angespro-
chen –-: die Finanzmarktsituation,
die Haushaltslage, die Wettbewerbs-
fähigkeit und die Integration
Europas, damit wir handlungsfähig
bleiben. Ich bin nicht bereit, zu ak-
zeptieren, dass es an dieser Stelle im-
mer auf ein Problem, nämlich die Fi-
nanzmarktregulierung, reduziert
wird. 

Nein, wir werden alle vier Teile
nach vorne bringen müssen, wenn
wir die Probleme hinter uns lassen
wollen; nur dann kommen wir zu ei-
ner Lösung.

Ich will mit der Frage der Finanz-
marktregulierung anfangen. Herr Ga-
briel, es hat mich überrascht, dass Sie
hier eine Bank angesprochen haben,
die bis zum heutigen Tag nicht einen
einzigen Cent Geld vom Staat ver-
langt hat, um durch diese Krise zu
kommen, dass Sie aber kein Wort

über eine Bank mit Sitz in Düsseldorf
gesagt haben, die schon vor der Krise
massiv Steuergeld bekommen hat,
nämlich die Westdeutsche Landes-
bank. Ein früherer Ministerpräsident
und Bundesfinanzminister Ihrer Par-
tei, der jetzt Kanzlerkandidat ist, hat
diese Bank lange vor der Krise mit
Steuergeld gefüttert. 

Ich bin dem Bundesfinanzminister
für das, was er heute Nacht zum The-
ma Bankenaufsicht mit ausgehandelt
hat, sehr dankbar. Wenn wir mehr In-
tegration wollen, dann brauchen wir
eine gemeinsame Aufsicht. Wir ha-
ben hier im Bundestag am 27. Sep-
tember einen Antrag beschlossen, in
dem wir klar und deutlich gesagt ha-
ben, wie wir uns die Aufsicht vorstel-
len. Das, was Wolfgang Schäuble zu-
rückgebracht hat, ist das, was der
Deutsche Bundestag vorgegeben hat:
eine Bankenaufsicht für Europa, ge-
prägt vom Subsidiaritätsgedanken.
Die großen, gefährlichen Banken
werden gemeinsam kontrolliert; die
kleinen Banken werden nach gemein-
samen Regeln von den nationalen
Aufsehern beobachtet. Das ist der
richtige Ansatz, meine Damen und
Herren.

Wir haben immer darum gewor-
ben, dass es eine klare Trennung zwi-
schen Geldpolitik und Aufsichtsfunk-
tion gibt, wenn die Bankenaufsicht
bei der Europäischen Zentralbank an-
gesiedelt wird. Das ist heute Nacht
ausgehandelt worden; das ist der rich-
tige Weg. Jetzt müssen wir bei der
Ausgestaltung darauf achten, dass der
Grundsatz der klaren Trennung auch
eingehalten wird; auch das ist ein ent-
scheidender Punkt.

Jetzt komme ich zu der Frage: Was
wollen wir eigentlich mit der gemein-
samen Aufsicht erreichen? Soll es
wirklich so sein, dass wir in Europa
eine Müllhalde organisieren, zu der
jener Abraum transportiert wird, den
man auf nationaler Ebene nicht mehr
gebrauchen kann, damit das Problem

gemeinsam gelöst wird? Nein, was
wir brauchen, ist eine Präventionspo-
litik, die dafür sorgt, dass dieser Ab-
fall, dieser Müll gar nicht entsteht.
Deshalb haben wir klar und deutlich
formuliert: Jede Bank, die der ge-
meinsamen Aufsicht unterstellt wird,
muss zunächst einen Stresstest durch-
laufen und die Altlasten beseitigen.
Wir sind dafür, die Banken in Europa
gemeinsam sauber für die Zukunft
aufzustellen, aber nicht dafür, das Ab-
tragen von Altlasten gemeinsam zu fi-
nanzieren.

Der Europäische Stabilitätsmecha-
nismus ist aus meiner Sicht ein Er-
folg; es ist ein Erfolg, dass er gemein-
sam mit dem Fiskalvertrag eingeführt
wurde. Wieder wird deutlich: Klare
Regeln, gebunden an Verantwortung,
führen dazu, dass wir das Solidaritäts-
prinzip in notwendigen Fällen an-
wenden. Aber der ESM ist die absolut
letzte Sicherung; das müssen wir auch
anderen in Europa klarmachen. 

Lieber Herr Gabriel, Sie haben vor-
hin aus dem ESM-Finanzierungsge-
setz zitiert, und Sie haben richtig zi-
tiert.

Dort heißt es: Der ESM kann keine
direkte Bankenhilfe leisten. In der
Gipfelerklärung vom 29. Juni heißt
es: Nach einem ordentlichen Be-
schluss, das heißt nach einer Ände-
rung des Gesetzes, besteht die Mög-
lichkeit der direkten Bankenhilfe;
dies setzt aber voraus, dass wir vorher
eine funktionierende gemeinsame
Bankenaufsicht haben.

Das ist der entscheidende Punkt.
Dies folgt wieder dem Prinzip, dass
Entscheidung und Verantwortung
beisammenbleiben müssen. Deshalb
ist dieser Weg der richtige; es ist nichts
Anrüchiges und auch kein „fausti-
scher Pakt“, lieber Herr Gabriel.

Wir haben eine Restrukturierung,
die nicht durch den Steuerzahler zu
tragen ist, auf den Weg gebracht. Zum
1. Januar 2011 wurden in Deutschland
die Bankenabgabe und das Restruktu-

Michael Meister (*1961)
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Es ist gerade einmal drei Tage
her, da hat die Europäische
Union den Friedensnobelpreis

erhalten. Frau Merkel hat ihn entge-
gengenommen als große Europäerin.
Davon war heute Morgen hier nicht
sehr viel zu spüren.

Sie haben hier von mehr Wettbe-
werbsfähigkeit gesprochen, davon,
den Sachverstand der Kommission
und anderer Organisationen einzu-
beziehen, um Politikbereiche zu
identifizieren, die für das Funktionie-
ren der Wirtschafts- und Währungs-
union entscheidend sind. Was mein-
ten Sie genau? Das sind die üblichen
Schwurbelsätze, das ist kurzfristiges
Handeln. Das sind keine langfristigen
Ideen, das ist vor allem mit viel Eigen-
interesse gedacht. Frau Merkel, das ist
nicht das große Europa, für das wir
eintreten und dem der Friedensno-
belpreis verliehen worden ist.

Sie machen Politik, als hätten Sie
immer noch nicht verstanden, wa-
rum die Menschen in den Krisenlän-
dern eigentlich auf die Straßen gehen.
Die Menschen demonstrieren gegen
die harte Sparpolitik von Deutsch-
lands Gnaden.

Es ist richtig: Die Krisenländer
müssen überfällige Strukturreformen
durchführen. Es ist richtig, dass wir
für die Hilfskredite, die wir im Rah-
men der Rettungsschirme gewähren,
Gegenleistungen erwarten. Aber die
harten Kürzungen treffen heute vor
allem die Armen und Schwächsten
der Gesellschaft. Der rigorose Spar-

kurs erstickt zugleich den wirtschaft-
lichen Aufschwung schon im Keim.
Frau Merkel, das ist keine gute Euro-
papolitik, das ist das Gegenteil.

Ja, die Verleihung des Friedensno-
belpreises hat uns daran erinnert: Wa-
rum war das vereinte Europa für vie-
le Menschen ein Wunsch und eine
Sehnsucht?

Weil es nach den beiden Weltkrie-
gen der einzige Weg zu Frieden und
Freiheit war. Seine Verleihung war
aber auch eine Warnung. Gerade jetzt
in den Zeiten der Krise müssen die
Menschen in den Staaten Europas zu-
sammenhalten und die gemeinsa-
men Werte verteidigen. Genau deswe-
gen, liebe Linkspartei, stimmen wir
auch zu, wenn es um die Rettung
Europas geht.

Deswegen setzen wir uns für
Europa ein und machen uns nicht ei-
nen schlanken Fuß, wie Sie das tun;
das ist nämlich nationalstaatliche Po-
litik und nicht europäisch.

Frau Merkel, das Problem ist, dass
Sie den Deutschen Europa als Belas-
tung und als Kostenfaktor erklären.
Sie gefährden damit das Fundament
der europäischen Einigung, die euro-
päische Solidarität, die Bereitschaft,
wirklich füreinander einzustehen.
Die Menschen müssen doch nach-
vollziehen können, was sie an Europa
haben. Ansonsten werden die Rechts-
populisten in ganz Europa immer
stärker werden. Sie wissen das, Frau
Merkel. Sie kennen die Gefahr, aber
Sie tun so, als ob Europa irgendein
langwieriges Problem wäre, das man
mit Anstrengung lösen müsste. Aber
Europa ist kein Problem, auch nicht
für Deutschland. Im Gegenteil: Was
gut ist für Europa, das ist auch gut für
Deutschland, Frau Merkel.

Was liegt jetzt auf dem Tisch? Ja,
die Einigung auf eine gemeinsame
Bankenaufsicht ist richtig – Sie haben
das lange genug blockiert –, aber das
reicht eben nicht aus, um die Banken
zu regulieren – es ist nur der halbe
Weg –, vor allem wenn Sie nicht ver-
hindern, dass die Steuerzahler am En-
de doch die Banken retten müssen.
Erklären Sie das einmal den 30 Mil-
lionen Europäern, die noch nicht ein-
mal ein Konto haben. Wir brauchen

neben der Aufsicht auch ein Banken-
abwicklungsregime und einen ent-
sprechenden Fonds. Erst dann wer-
den wir in diesem Zusammenhang
zukunftsfähig handeln.

Natürlich brauchen wir den ge-
meinsamen Schuldentilgungsfonds.
Sie haben sich heute ja irgendwie da-
zu bekannt, dass Europa jetzt zur
Transferunion wird. Dazu sagen wir:
Herzlichen Glückwunsch! Noch lie-
ber wäre es uns aber, Sie würden das
mit Transparenz und offenem Visier
machen und den Leuten sagen, wo-
rum es wirklich geht. Uns wäre es lie-
ber, Sie würden auch sagen, worum es
langfristig geht, und nicht nur kurz-
fristig den nächsten kleinen Schritt er-
klären, Frau Merkel.

Es braucht mehr Mut beim Schul-
dentilgungsfonds, auch beim makro-
ökonomischen Ausgleichsmechanis-
mus. Dabei geht es doch darum, wirt-
schaftliche Schwäche ganz bewusst
auszugleichen, und eben nicht da-
rum, immer wieder mit neuen Hilfs-
paketen zu agieren. Frau Merkel
winkt nur ab. Das ist nicht nur mut-
los, sondern das sorgt auch dafür,
dass Europa immer nur auf kurze
Sicht fährt. Das gefährdet den inne-
ren Frieden. Dafür haben wir übri-
gens keinen Nobelpreis gewonnen.
Herr Fricke, da Sie hier anderen vor-
werfen, sie würden auf Kosten
Europas Wahlkampf machen, frage
ich Sie - das muss man Ihnen schon
einmal sagen –: Können Sie sich erin-
nern, wofür Sie in Berlin 1,8 Prozent
bekommen haben? – Für einen Satz
wie diesen: Berlin darf nicht die Euro-
Zeche zahlen! Dafür haben Sie die
Bürgerinnen und Bürger zu Recht ab-
gewatscht.

Das war richtig; denn das macht
deutlich, worum es Ihnen in Wahr-
heit geht.

Die Europäische Union ist eben
mehr als ein gemeinsamer Markt. Wir
müssen dringend etwas tun gegen so-
ziale Ausgrenzung. Wer das Gefühl
hat, nicht dazuzugehören, wer das
Gefühl hat, nicht mobil zu sein und
keine Chance zu haben, wer Zu-
kunftsangst hat – national und in den
europäischen Ländern –, der wird
sich auch in einem gemeinsamen

Europa nicht zugehörig fühlen. Des-
wegen ist der soziale Ausgleich zen-
tral für die Zukunft Europas. Deswe-
gen brauchen wir soziale Mindest-
standards. Deswegen müssen Men-
schen ihre Ansprüche über die
Grenzen hinweg nutzen können, ge-
nauso wie ihre Bildungs- und Berufs-
abschlüsse. Erst dann haben wir wirk-
lich ein gemeinsames Europa, auf das
es ankommt. Und das wird die Wirt-
schaft nicht regeln. Das werden auch
die Banken nicht klären. Dafür
braucht es nun wirklich einmal staat-
liches Handeln und auch staatliche
Finanzen. Dabei darf man nicht halb-
herzig oder symbolisch handeln, wie
beim Ausbildungsprogramm für Ju-
gendliche. Erst wenn wir für einen so-
zialen Ausgleich in ganz Europa sor-
gen und Zukunftsperspektiven eröff-
nen, erst dann denken wir wirklich
europäisch, Frau Merkel.

Wenn wir sagen, dass wir nicht nur
über den gemeinsamen Markt reden,
dann bedeutet das auch, dass wir
nicht zulassen können, dass wirt-
schaftliche Akteure die Staaten gegen-
einander ausspielen können.  - Wir
brauchen eine andere Steuerpolitik in
Europa; denn die Staaten brauchen
mehr Einnahmen, wenn sie in die so-
ziale Gerechtigkeit investieren wol-
len.

Steuerdumping und illegale Steu-
erflucht kosten – das hat die EU-
Kommission festgestellt – jedes Jahr 1
000 Milliarden Euro. An dieser Stelle
würde uns Einsatz von Ihnen sehr gut
gefallen, Frau Merkel. 

Das trifft auch auf den EU-Haushalt
zu. Es ist schon darauf hingewiesen
worden, dass Sie sich ausgerechnet
mit Herrn Cameron verbündet ha-
ben, um den Haushalt massiv zu kür-
zen. Wo wird das Geld am Ende feh-
len? Es wird in den Bereichen Bildung
und Forschung fehlen und auch beim
Netzausbau, den Sie ja eigentlich im-
mer gefordert haben. Sie nehmen
leichtfertig hin, dass der EU-Haushalt
gekürzt wird, und Sie schränken da-
mit die Handlungsmöglichkeiten
nicht nur bei uns, sondern vor allem
auch in den anderen europäischen
Ländern ein. Das ist kurzfristig ge-
dacht, und das ist falsch, Frau Merkel.

Ja, wir haben Verantwortung für
Europa als Ganzes. Die Europäer und
Europäerinnen werden sich auf Dau-
er doch nicht damit zufriedengeben,
dass die Regierungschefs und die Fi-
nanzminister nächtelang tagen und
irgendwann weißer Rauch aufsteigt.
Sie wollen mitreden und mitbestim-
men. Deswegen brauchen wir einen

europäischen Konvent, bei dem die
nationalen Parlamente, das Europäi-
sche Parlament und natürlich auch
die Zivilgesellschaft beteiligt sind.
Frau Merkel, Europa geht nur mit
mehr Demokratie und nicht mit Ent-
scheidungen von oben nach unten.

Das sage ich auch deswegen, weil
gerade die europäische Geschichte
von der Aufklärung bis zu den fried-
lichen Revolutionen eine großartige
Geschichte der Demokratie ist. Wer,
wenn nicht die Europäerinnen und
Europäer, könnte denn zeigen, dass
man aus der Krise mit mehr Demo-
kratie herauskommen kann? Mut zu
mehr Demokratie, Frau Merkel, das
wäre 23 Jahre nach dem Ende der
Blöcke wirklich etwas, mit dem wir
den Friedensnobelpreis würdigen
könnten.

Es ist immer die Rede davon, dass
die Gefahr besteht, Deutschland wer-
de von der EU-Krise angesteckt. An-
dersherum wird ein Schuh daraus: Wie
kann Deutschland mit europäischen
Ideen wie Solidarität und Demokratie
die anderen anstecken, Frau Merkel? 

Der gute alte Europäer Helmut
Kohl hat einmal gesagt – das müssen
Sie aushalten –: „Wer heute von mei-
ner pfälzischen Heimat hinüberfährt
ins Elsass, der kommt von Europa
nach Europa. Das ist eine geradezu
faszinierende Entwicklung.“ Wissen
Sie, Frau Merkel, viele junge Men-
schen denken heute genauso. Sie ge-
hen zum ERASMUS-Studium von Pa-
ris nach Wien oder ziehen nach Ber-
lin oder Warschau und mieten sich
dort ein WG-Zimmer. Für sie ist
Europa nicht Ausland, und die euro-
päischen Länder sind eben nicht die
anderen. Das muss man sich einmal
vorstellen: Helmut Kohl ist am Le-
bensgefühl der heutigen jungen Leu-
te näher dran als Angela Merkel.

Europa ist wirklich nobelpreiswür-
dig. Diese Regierung ist es nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Katrin Göring-Eckardt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Europa ist nobelpreiswürdig –
diese Regierung nicht 
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rierungsgesetz eingeführt. Das heißt,
das Prinzip, das Sie verlangen, hat die-
se Koalition in Deutschland umge-
setzt. 

Wir als Deutscher Bundestag müs-
sen sehr vorsichtig sein, wenn über die
Fragen diskutiert wird: Gibt es ge-
meinsame Mittel im Euro-Raum?
Gibt es eine finanzielle Kapazität? Mir
ist Folgendes wichtig: Wir haben zwei
Ebenen, die nationale Ebene und die
europäische Ebene. Egal, welche In-

strumente wir einführen: Es muss je-
weils klar und transparent sein, auf
welcher dieser beiden Ebenen sie an-
gesiedelt sind. Ich wende mich gegen
jegliche Vermischung, weil dann die
Verantwortlichkeiten nicht mehr klar
sind. Wenn wir eine klare Verantwor-
tung haben, dann muss auch auf de-
mokratischer Ebene sichergestellt
sein, dass das jeweilige Parlament die
Entscheidung trifft, was dort ge-
schieht, und kontrolliert, ob das in

seinem Sinne stattfindet. Deshalb bin
ich der Meinung: Klare Rolle für den
Deutschen Bundestag, klare Rolle für
das Europäische Parlament, aber kei-
ne Vermischung und keine Unklarhei-
ten darüber, wer am Ende des Tages
die Verantwortung trägt.

Zum Thema Forschung und Ent-
wicklung: Schauen Sie sich bitte die
Entwicklung im Lissabon-Prozess
zwischen 2000 und 2010 an. Bundes-
kanzler Gerhard Schröder hat große

Verabredungen getroffen, wie man
die Innovationskraft in Europa stei-
gern will. Nach Betrachtung der Bi-
lanz der Halbzeit hat man festgestellt:
Das war zwar eine Abrede, aber nie-
mand hat sich um diese Abrede ge-
kümmert. Wenn wir in Europa Abre-
den treffen, dann muss danach durch
ein Monitoring überprüft werden, ob
die vereinbarten Ziele auch umge-
setzt werden. Deshalb ist der Pakt für
mehr Wettbewerbsfähigkeit der rich-

tige Ansatz, weil dort Monitoring und
Überwachung stattfinden. Man muss
schlicht und ergreifend bereit sein,
Prioritäten zu setzen. Wir – Norbert
Barthle schaue ich gerade an – haben
die Prioritäten gesetzt. Bei uns sind je-
des Jahr im Haushalt Forschung, In-
novation und Entwicklung gestärkt
worden. Also: Nicht nur darüber re-
den, sondern auch handeln!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Dr. Rainer Stinner  (FDP), Dietmar Nietan
(SPD), Dr. Hans Michelbach (CDU/CSU),
Bettina Kudla (CDU/CSU) sowie Thomas
Silberhorn (CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
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Bundestag und Bundesregie-
rung hatten in einem sehr
sachlichen, sehr respektvollen

und sehr ernsthaften Verfahren eine
schwierige Frage zu meistern. Ich
möchte zunächst allen Kolleginnen
und allen Kollegen Dank und Res-
pekt aussprechen, die derart kon-
struktiv an diesem Verfahren mitge-
wirkt haben.

Die Beschneidung von Knaben
rührt an drei delikate Tabuthemen.
Zum Ersten geht es um das Wohl von
Kindern. Zu Recht gibt es einen Kon-
sens in unserer Gesellschaft, dass
Kinder, die sich nicht selbst schützen
und nicht für sich selbst sprechen
können, Anspruch auf den Schutz
durch staatliche Gewalt haben.

Zum Zweiten geht es um die reli-
giösen Gefühle von Menschen und
um den Schutz religiöser Minderhei-
ten. Über die Religionsfreiheit gibt
es in unserer Gesellschaft keinen
derartigen Konsens mehr. Viele
Menschen in Deutschland stehen
der Religion gleichgültig, manche
ablehnend und einige sogar feindse-
lig gegenüber.

Zum Dritten stehen Menschen jü-
dischen Glaubens im Mittelpunkt
der Diskussion, und damit geht es
auch um ein Stück deutscher Ge-
schichte, bei dem in Deutschland zu
Recht weiterhin der Konsens besteht,
dass diese Geschichte unser Tun in
die Pflicht nimmt. Die Zurückhal-
tung, bestimmte Dinge nicht einmal
zu sagen oder auch nur zu denken,
ist in Deutschland in Bewegung ge-
raten.

In der Mitte dieses Kräftedreiecks
stehen der Deutsche Bundestag und
die Bundesregierung. Auch ich stand
schon einmal hier, um den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung, der im
Auftrag dieses Parlaments entstan-
den ist, zu vertreten. Heute will ich
mich in meinem zweiten Beitrag zu
dem Alternativentwurf und zu den
Änderungsanträgen äußern.

Der Alternativentwurf aus den Fe-
dern der Kolleginnen Dörner und
Rupprecht will die Beschneidung
erst ab dem 14. Lebensjahr des Kna-
ben erlauben. Darin erblicke ich
zwei Probleme. Erstens verlagert die-
ser Entwurf den frühesten Zeitpunkt
einer Beschneidung in eine Lebens-
phase erwachender oder erwachter
Sexualität eines Jungen, in der nach
ärztlicher Expertise nicht nur die
operativen Wunden langsamer ver-
heilen als bei einem Säugling oder
einem Kleinkind. Man erlegt auch
die durchaus unvermeidlich schwie-
rige Entscheidung, diesen immerhin
nicht zu vernachlässigenden Eingriff
an sich vornehmen zu lassen oder
ihn abzulehnen mit der Konse-
quenz, dass man aus der Religions-
gemeinschaft seiner Eltern, seiner
Familie ausgeschlossen bleibt und
an der kulturellen Identität seines ei-
genen Volkes jedenfalls nicht ganz
und gar teilhaben kann, einem Jun-
gen in seiner Pubertät auf. Und das
ist kein kluger Weg.

Zweitens löst dieser Alternativent-
wurf nicht den Konflikt, den zu lö-
sen doch unsere Aufgabe als Gesetz-
geber ist, nämlich Eltern jüdischen
Glaubens einen Weg freizuhalten –
der übrigens in allen Ländern der
Welt und auch immer in der deut-
schen Geschichte freigehalten war –
, ihre neugeborenen Söhne gemäß
jahrtausendealter Tradition be-
schneiden zu lassen, ohne sich dabei
strafbar zu machen. Dies gelingt
dem Alternativentwurf nicht. Es ge-
lingt aber dem Regierungsentwurf,
der deshalb dem Alternativentwurf
vorzuziehen ist.

Zu dem Regierungsentwurf stehen
drei Änderungsanträge zur Abstim-
mung. Der Änderungsantrag, den
die SPD-Kolleginnen und -Kollegen
Lambrecht und Lischka verantwor-
ten, hat zweierlei zum Inhalt: Zum
einen zielt er auf eine Evaluierung
des Gesetzes nach Ablauf von fünf
Jahren. Damit soll sicher auch Zweif-
lern eine Zustimmung erleichtert
werden, denn gemäß diesem Antrag
kann man nach fünf Jahren noch
einmal über alles nachdenken und
das Thema noch einmal aufrollen.

Wir sollten jedoch den Mut ha-
ben, heute eine abschließende Rege-
lung zu finden. Die Vertagung auf ei-
nen Zeitpunkt in der Zukunft weicht
davor zurück.

Der Regierungsentwurf erlaubt re-
ligiösen Beschneidern, innerhalb ei-
ner bestimmten Zeit, nämlich in den
ersten sechs Monaten nach der Ge-
burt, die Beschneidung vorzuneh-
men. Nun schwebt uns vielleicht
manchmal vor, dass es sich bei die-

sen Beschneidern um Menschen
handelt, die eigentlich Geistliche
sind, Theologen, Rabbiner, in der
christlichen Version so etwas wie der
Dorfpfarrer. Wir müssen aber von
der Vorstellung Abschied nehmen,
dass es sich dabei um reine Geistli-
che handelt, die lediglich für die
Seelsorge zuständig sind, aber von
der Beschneidung eines Kindes - al-
so einem medizinischen Eingriff -
keine Ahnung haben.

In Deutschland sind fünf Be-
schneider jüdischer Konfession tätig,
die alle eine medizinische Qualifika-
tion besitzen, die es ihnen erlaubt,
diesen Eingriff medizinisch qualifi-
ziert vorzunehmen; zudem haben
sie eine lange berufliche Erfahrung.

Deswegen glaube ich, dass wir gut
daran tun, solchen Beschneidern,
die vielleicht nicht so wie andere
Ärzte am offenen Herzen oder Kno-
chenbrüche operieren können, die
aber insgesamt viel Erfahrung besit-
zen und sehr wohl in der Lage sind,
diesen spezifischen Eingriff vorzu-
nehmen, diese Maßnahme zu erlau-
ben.

Daraus spricht ein gewisses Miss-
trauen dahin gehend, dass die Glau-
bensgemeinschaften nicht selbst da-
für Sorge tragen könnten, inwieweit

die Beschneider diesen medizini-
schen Eingriff vornehmen können.
Wie ich jedoch gerade ausgeführt ha-
be, ist dem nicht so. Diese Rabbiner
sind zum Teil selber Ärzte, die mit
der Durchführung dieser Maßnah-
me Erfahrung haben und diesen Ein-
griff qualifizierter vornehmen kön-
nen als viele andere Mediziner in
Deutschland. Deswegen halte ich
diesen Änderungsantrag für nicht
stichhaltig.

Die anderen Änderungsanträge
befassen sich mit der
Frage der Sechsmo-
natsfrist, innerhalb
derer der Eingriff
auch von einem an-
deren als einem Arzt
vorgenommen wer-
den kann. Damit
aber eröffnen diese
beiden Änderungs-
anträge wiederum
das Problem in jenen Fällen, in de-
nen die Beschneidung zum Beispiel
wegen einer Frühgeburt oder einer
nachgeburtlichen Gelbsucht erst ei-
nige Monate nach der Geburt vorge-
nommen werden kann. Der Regie-
rungsentwurf orientiert sich hier an
einer in Israel geübten Praxis; er ver-
schafft auch in solchen Fällen
Rechtssicherheit. Eltern können sich
also in einer schwierigen Situation
an der israelischen Praxis orientie-
ren.

Die Änderungsanträge rücken ei-
nen Nebenpunkt, nämlich die Frage
der zeitlichen Fristen, unnötig in
den Mittelpunkt. Denn der Zeit-
raum, innerhalb dessen eine Be-

schneidung durch einen nichtärztli-
chen Beschneider zulässig ist, ist für
den Schutz des Kindes eigentlich
von geringerer Bedeutung als ein an-
derer Punkt im Regierungsentwurf:
die gesetzliche Maßgabe, dass die
Beschneidung nach den Regeln der
ärztlichen Kunst vorgenommen wer-
den muss und der religiöse Be-
schneider bei Vornahme des Ein-
griffs eine Qualifikation aufweisen
muss, die mit der Qualifikation des
Arztes vergleichbar ist. Diese Bestim-

mung sorgt für den
eigentlichen Kindes-
schutz. Denn die Re-
geln der ärztlichen
Kunst sind nicht der
freien Auslegung zu-
gänglich. Die Regeln
der ärztlichen Kunst
können nicht das ei-
ne Mal streng und
ein anderes Mal lo-

ckerer ausgelegt werden. Die Regeln
der ärztlichen Kunst sind das Maß
der Dinge. Sie sind der höchste Stan-
dard – bei der Qualifikation, bei der
Aufklärung, bei der Dokumentation,
bei der Durchführung und bei der
Nachsorge.

Insofern bringt der Regierungs-
entwurf nach Abwägung aller Ge-
sichtspunkte die berührten Grund-
rechte von Kindern, Eltern und
Glaubensgemeinschaft in den bes-
ten Ausgleich. Deswegen empfehle
ich, diesen Regierungsentwurf
heute ohne Änderungen anzuneh-
men.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Stephan Thomae (*1968)
Landesliste Bayern

Stephan Thomae, FDP:

Regierungsentwurf bringt
Ausgleich der Grundrechte 

Die Änderungs-
anträge rücken

die Frage der zeit-
lichen Fristen

unnötig in den
Mittelpunkt.
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Debatte über die Gesetzliche Regelung der Beschneidung / 213. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 12. Dezember 2012  

Wer in den letzten Wochen
in den jüdischen und
muslimischen Gemein-

den unterwegs war, der wird Verun-

sicherung gespürt haben. Insofern
weiß jeder, dass eine gesetzliche Re-
gelung zur Beschneidung jedenfalls
zur Wiederherstellung von Rechtssi-
cherheit zwingend erforderlich ist,
eine Regelung, die unseren jüdi-
schen und muslimischen Mitbürge-
rinnen und Mitbürgern aus meiner
Sicht die Aufrechterhaltung eines Ri-
tus erlauben sollte, der für die Aus-
übung ihrer Religion unverzichtbar
ist. Ich finde, der Regierungsentwurf
orientiert sich an diesem Ziel; das
will ich ausdrücklich einräumen. In-
soweit ist er gut. Aber, meine sehr
verehrten Damen und Herren aus
der Koalition, Sie hätten vielen –
und ich glaube, nicht nur aus der
Opposition – die Zustimmung ein-
facher gemacht, wenn Sie an einigen
Punkten wenigstens die Bereitschaft
zur Diskussion gezeigt hätten.

Wir haben einige wenige, aber
sinnvolle Verbesserungsvorschläge

vorgelegt. Es wäre klug gewesen, im
Rechtsausschuss wenigstens eine
Verständigung über eine Rechtsver-
ordnungsermächtigung hinzube-
kommen, mit der später zum Bei-
spiel Aufklärungspflichten und Qua-
lifikationsanforderungen an die Be-
schneider präziser hätten geregelt
werden können. Auch den Zeitraum,
in dem religiöse Beschneider den
Eingriff vornehmen können, hätten
wir vernünftig und – da bin ich mir
sicher – ohne Verletzung irgendwel-
cher religiöser Pflichten regeln kön-
nen.

Das sind Vorschläge, meine Da-
men und Herren, die immerhin in
Übereinstimmung mit dem Votum
des Deutschen Ethikrates formuliert
worden sind. Deshalb erstaunt mich
schon, dass Sie in einer derart sensi-
blen Frage nicht mehr Wert auf eine
aus meiner Sicht erreichbare ge-
meinsame Lösung gelegt haben.

Frank-Walter Steinmeier (*1956)
Wahlkreis Brandenburg an der Havel –
Potsdam-Mittelmark l – Havelland lll –
Teltow-Fläming l

Dr. Frank-Walter Steinmeier, SPD:

Religiöse Toleranz muss 
Richtlinie sein
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Ganz unabhängig von dieser Kri-
tik kann ich mir allerdings nicht vor-
stellen, dass wir hier in diesem Hau-
se im Streit um die eine oder andere
Ergänzung des Regierungsentwurfs
am Ende zu einem Votum kommen,
das den Ritus religiöser Beschnei-
dungen gesetzlich aufhebt, straf-
rechtlich sanktioniert oder aber von
entsprechenden Voraussetzungen
abhängig macht und das faktisch
Moslems und Juden ein Leben in
Übereinstimmung mit ihren religiö-
sen Grundregeln in unserem Land
unmöglich macht.

Mit Blick auf die Tragweite der
heutigen Entscheidung, mit Blick
auf eine drohende Veränderung der
Lebensumstände derjenigen, die
wir eingeladen haben, mit uns zu
leben und hier zu arbeiten, und erst
recht derjenigen, die wir in Kennt-
nis ihrer religiösen Rituale aufgefor-
dert und ermutigt haben, jüdisches
Leben in Deutschland wiederzube-
gründen, mit Blick auf all das, mei-
ne Damen und Herren, dürfen Kri-

tik und Verärgerung aus meiner
Sicht nicht ausreichen, um in die-
sem Hause ein klares, breites und
notwendiges Votum für den Fortbe-
stand religiöser Beschneidung zu
verhindern.

Ich unterstelle: Niemand von uns,
auch ich nicht, macht sich die Ent-
scheidung einfach;
denn worüber wir
entscheiden, das ist
ebenso anspruchs-
voll wie emotional.
Die Beschneidung
rührt für viele am
Kern der religiösen
Identität, für andere
am Kern ihrer säku-
laren, vielleicht auch
agnostischen Überzeugungen.

So haben das in den letzten Mo-
naten auch viele erfahren. Die E-
Mails, die uns zugegangen sind, sind
nicht nur zahlreich; sie sind in ei-
nem hohen Maße auch völlig uner-
freulich. Da werden Befürworter ei-
ner gesetzlichen Regelung als Kin-

derschänder beschimpft; Gegner der
Beschneidung werden dem Verdacht
ausgesetzt, anti-semitisch zu sein.
Beide Vorwürfe sind völlig unange-
messen.

So schwarz und weiß, wie uns
das aus den Briefen oder E-Mails
entgegenspringt, ist die Frage eben

nicht. Im Grundge-
setz ist das Kindes-
wohl zu Recht als
hoher Wert defi-
niert. Aber die gan-
ze Wahrheit ist: Es
steht eben nicht al-
lein, sondern auf
gleicher Ebene mit
elterlicher Sorge,
Re l ig ions f re ihe i t

und Freiheit der Religionsaus-
übung. Das sind Rechtsgüter des-
selben verfassungsrechtlichen Ran-
ges. Deshalb – das will ich begrün-
den – trägt für mich folgende Argu-
mentation nicht: Ich bin für das
Kindeswohl, und deshalb bin ich
automatisch gegen Beschneidung.

Kindeswohl ist auch körperliche
Unversehrtheit. Es erschöpft sich
aber eben nicht darin, sondern es
geht auch um Werte, Sicherheit und
Identität. Kindeswohl bedeutet
auch Zugehörigkeit. Deshalb weh-
re ich mich dagegen, einen Ritus,
der für einen Teil unserer Mitbürger
nun einmal zum Kern ihrer Identi-
tät, zum Kern ihrer Zugehörigkeit
zu einer Gemeinschaft gehört, per
se als kindeswohlfeindlich abzu-
stempeln.

Ich finde es richtig, wenn Juden
und Muslime diskutieren, ob bei der
Beschneidung alles Notwendige ge-
tan wird, um Schmerzen und Beein-
trächtigungen für das Kind zu ver-
meiden, um für sein Wohl und in
seinem Sinne zu handeln. Aber aus
meiner Erfahrung weiß ich: Das fin-
det doch statt, und nicht mit weni-
ger Sorge als in anderen Familien. Es
ist doch gegen jede unserer Erfah-
rungen, dass das Kindeswohl in jü-
dischen und muslimischen Familien
eine geringere Rolle spielt als in

christlichen oder säkularen Famili-
en.

Offen gesagt – das zum Schluss –
: Ich fühle mich ausgesprochen un-
wohl mit der Vorstellung, dass aus-
gerechnet wir Deutsche unseren jü-
dischen Mitbürgern beibringen, was
Inhalt von Lebensschutz und Kin-
deswohl ist.

Dasselbe gilt für Muslime. Ich fän-
de es sogar unerträglich, wenn wir
das erste Land in Europa wären, das
nichtärztliche oder ärztliche jüdi-
sche Beschneider mit dem Staatsan-
walt verfolgt und mit Strafrecht
sanktioniert, und das ab morgen,
nach mehreren Tausend Jahren Ge-
schichte.

Ich vertraue auf die aktuellen und
weiterführenden Diskurse in den Re-
ligionsgemeinschaften. Für mich
bleibt das Prinzip der religiösen To-
leranz ein Kern vom großen Erbe der
europäischen Aufklärung.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen

Hause)

Herr Kollege Steinmeier, die
Kritik, die Sie am Anfang
Ihrer Rede geäußert haben,

kann ich so nicht stehen lassen. Zu-
mindest nach meinem Kenntnis-
stand ist auf politischer Ebene sehr
wohl das Gespräch angeboten wor-
den. Was die fachlich-inhaltliche
Auseinandersetzung mit den Ände-
rungsanträgen angeht – die von ei-
ner Vielzahl aus Ihren Reihen
kommt –: Wir haben im Rechtsaus-
schuss – Sie hätten dabei sein müs-
sen, dann hätten Sie es auch gemerkt
– inhaltlich sehr intensiv und sehr
ausführlich diskutiert. So gesehen ist
die Kritik nicht berechtigt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir schließen heute ein Gesetzge-
bungsvorhaben ab, das nicht in die
Kategorie des politischen Alltagsge-
schäfts passt, bei dem wir üblicher-
weise in einem Diskurs politisch un-
terschiedliche Grundauffassungen

vorbringen und dann miteinander
bzw. gegeneinander entscheiden.
Unsere heutige Debatte bewegt sich
in einer anderen Dimension. Mit
dem Urteil des Landgerichts Köln
wurde eine öffentliche Diskussion
über das Für und Wider der religiös
motivierten Beschneidung männli-
cher Kinder ausgelöst, die vor allem
– das ist hier schon gesagt worden –
in jüdischen und muslimischen
Glaubensgemeinschaften für erheb-
liche Verunsicherung gesorgt hat. Bei
manchen hat sie sogar die Frage auf-
geworfen, ob insbesondere jüdi-
sches Leben bei uns noch erwünscht
ist. In einer Zeit, in der wir uns da-
rüber freuen, dass jüdisches Leben in
Deutschland zunehmend wieder
selbstverständlich wird, ist das ein,
wie ich finde, untragbarer Zustand.

Natürlich stand jeder von uns
plötzlich vor der Frage: Wie gehen
wir damit um, mit ei-
nem jahrtausendeal-
ten religiösen Ritual,
das in Deutschland
bisher zwar erlaubt
war, aber in unserer
immer säkularer wer-
denden Welt doch
sehr fremd erscheint,
mit einer Tradition,
die durch das Urteil
des Landgerichts Köln infrage ge-
stellt wurde, was eine öffentliche
Diskussion ausgelöst hat, deren Ton-
lage uns manchmal erschrecken
musste? Ich hätte mir gewünscht,
wir hätten das Urteil eines Landge-
richts als das nehmen können, was
es ist, nämlich als Einzelfallentschei-

dung eines Gerichts ohne Bindungs-
wirkung über den konkreten Fall hi-
naus.

Wir konnten das aus bekannten
Gründen nicht. Ich bin daher der
Mehrheit dieses Hohen Hauses au-
ßerordentlich dankbar, dass wir mit
dem im Juli dieses Jahres beschlos-
senen Entschließungsantrag schnell
und unmissverständlich deutlich ge-
macht haben, dass das, was bisher in
Deutschland rechtlich zulässig war,
auch weiterhin rechtlich zulässig
sein soll.

Wir alle haben uns mit dem The-
ma intensiv auseinandergesetzt – je-
der von Ihnen weiß das –; wir haben
Gespräche geführt, Studien und E-
Mails gelesen, und zwar noch inten-
siver als sonst üblich. Ich persönlich
habe in der Zeit viel über die musli-
mische und die jüdische Religion
und die Beschneidung erfahren. Ich

bin dankbar für die
Informationen, die
ich in diesem Zu-
sammenhang erhal-
ten habe. Das Ritual
der Beschneidung
mag vielen von uns
nach wie vor fremd
bleiben; aber ich be-
kenne auch, dass ich
mit Respekt erfahren

habe, von welch elementarer Bedeu-
tung das sichtbare Zeichen der Be-
schneidung für die jüdische und die
muslimische Religionsgemeinschaft
ist.

Unsere Aufgabe im Lichte einer
hektischen und teilweise irrlichtern-
den öffentlichen Diskussion ist es

nun, die Frage zu beantworten: Passt
ein solches sichtbares Zeichen der
Religionszugehörigkeit – und das ist
die Beschneidung – weiterhin in un-
sere Rechtsordnung, in unsere Ver-
fassung, die insbesondere auch die
Religion und deren Riten schützt,
wenn auch selbstverständlich nicht
grenzenlos? Ja, ich bin der Auffas-
sung, es passt auch weiterhin.

Bin ich durch meine religiöse Bin-
dung vielleicht voreingenommen?
Meine religiöse Erziehung, meine
mir von meinen El-
tern ungefragt und
ohne staatliche Ein-
mischung gegebe-
nen Wurzeln – mei-
ne religiöse Bin-
dung, die sie mir mit
auf den Weg gegeben
haben – waren und
sind für mich das
wertvollste Rüstzeug
meines Lebens, und ich bin dankbar
dafür. Ich respektiere, wenn viele an-
dere in ihrem Leben ohne religiöse
Bindung und damit ohne die zuge-
hörigen Riten und Symbole aus-
kommen. Sind sie auch voreinge-
nommen, weil ihnen religiöse Riten
in Gänze fremd sind? Sicher nicht.
Auch hier gilt: Vielfalt und Toleranz
machen uns aus und verpflichten
uns zur gegenseitigen Anerkennung.

Auch darum geht es bei dem heu-
te anstehenden Gesetzesvorhaben.
Gerade der Gesetzgeber hat dies in
besonderer Weise zu berücksichti-
gen. Das hätte ich mir – es sei mir er-
laubt, dies zu sagen – auch vom
Landgericht Köln gewünscht.

Aber der Gesetzgeber hat ebenso
einen möglichst unverstellten Blick
darauf zu werfen, was unsere Verfas-
sung, was unsere Rechtsordnung zu-
lässt. Er hat einen unverstellten Blick
darauf zu werfen, ob insbesondere
und gerade das Kindeswohl, das
Recht auf körperliche Unversehrt-
heit, das elterliche Sorgerecht und

die Religionsfreiheit im Einklang
stehen. Ich denke, das haben wir in
diesem Haus in mehreren Debatten
in den Ausschüssen und in einer um-
fassenden Anhörung des Rechtsaus-
schusses miteinander getan, auch
wenn wir heute zu differenzierten
Ergebnissen kommen.

Zwei Gesetzentwürfe – das ist ge-
sagt worden – liegen heute neben di-
versen Änderungsanträgen zur Ab-
stimmung vor. Auch wenn ich dem
Gesetzentwurf einer Gruppe von

Kolleginnen und
Kollegen nicht zu-
stimmen kann, die
die Beschneidung
von Jungen erst ab
dem 14. Lebensjahr
unter bestimmten
Voraussetzungen er-
lauben wollen und
damit inzidenter das
Verbot einer früher

durchgeführten Beschneidung mit
strafrechtlichen Konsequenzen in
Kauf nehmen, weiß ich aus den ge-
führten Diskussionen, dass dieser
Gesetzentwurf nicht gegen jüdisches
und muslimisches Leben in Deutsch-
land gerichtet ist. Ich achte auch die
Motive der Initiatoren, die die Kin-
deswohlbelange in ihrem Sinne in-
terpretieren. Ich lege aber auch und
besonders Wert auf die Feststellung,
dass diejenigen, die dem Gesetzent-
wurf der Bundesregierung heute zu-
stimmen werden, weder einer Ver-
harmlosung des Eingriffs der Be-
schneidung das Wort reden noch das
Kindeswohl unzureichend im Blick
haben. Dies vorausgeschickt sage ich:
Der Gruppengesetzentwurf, der Be-
schneidung erst ab dem 14. Lebens-
jahr erlauben will, ist insbesondere
abzulehnen, weil er verfassungs-
rechtlich bedenklich ist. Das hat uns
die Mehrzahl der Sachverständigen

Andrea Astrid Voßhoff (*1958)
Landesliste Brandenburg

Andrea Astrid Voßhoff, CDU/CSU:

Gesetzesentwurf der Regierung
bietet gute und tragfähige Lösung 

Vielfalt und
Toleranz machen
uns aus und ver-
pflichten uns zu
gegenseitiger
Anerkennung.
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Für mich bleibt
das Prinzip der

religiösen
Toleranz ein Erbe
der europäischen

Aufklärung.

Fortsetzung auf Seite 10

Das Wohl 
des Kindes

lässt sich nicht
nur

biologisch
definieren.



in der Anhörung deutlich gemacht.
Er könnte einen Verstoß gegen Artikel
6 des Grundgesetzes beinhalten. Un-
sere Verfassung vertraut in Artikel 6
die Erziehung der Kinder den Eltern
an. Dieses Elternrecht beruht auf der
Vorstellung, dass Eltern in aller Regel
das Wohl ihres Kindes mehr am Her-
zen liegt als irgendeiner anderen Per-
son oder Institution. Bei aller Unter-
schiedlichkeit der Auffassungen und
Schlussfolgerungen sollten wir aus
voller Überzeugung feststellen, dass
jüdische und muslimische Eltern na-
türlich genau dieses Wohl der Kinder
am Herzen liegt.

Für den Begriff des Kindeswohls ist
nach unserem geltenden Familien-
recht daher wesentlich, dass die Eltern
seinen konkreten Inhalt bestimmen,
dass sie entscheiden, was nach ihrem
Verständnis dem Kindeswohl dien-
lich ist. Eine grundgesetzliche Schutz-
pflicht des Staates gegenüber dem
Kind ergibt sich nur dort, wo die von
den Eltern getroffenen Entscheidun-
gen klar und eindeutig nicht mehr mit
dem Kindeswohl vereinbar sind,
wenn also das Kindeswohl gefährdet
ist. Diese Grenze ist bei einem medi-
zinisch nicht indizierten Eingriff in
die körperliche Unversehrtheit, also
bei einem Eingriff in die in Artikel 2
Abssatz 2 des Grundgesetzes genann-
ten Rechte, nicht automatisch über-
schritten. Das Wohl des Kindes lässt
sich nicht nur biologisch definieren,
sondern es bezieht sich auf die gesam-
te persönliche Entwicklung. 

Deshalb, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ist der Gesetzentwurf der
Bundesregierung eine, wie ich finde,
gute und tragfähige Lösung. Ich wie-
derhole gerne, was ich im Rechtsaus-
schuss gesagt habe: Ich bin dem Bun-
desjustizministerium außerordent-
lich dankbar, Frau Ministerin, dass
man gerade bei der Gesetzesbegrün-
dung sehr ausführlich war und sehr
viel Wert darauf gelegt hat, alle infra-
ge kommenden Faktoren sowie mit-
einander kollidierenden Rechte in
Abwägung zu bringen und dann zu ei-
nem Ergebnis zu kommen, von dem
ich meine, dass es verantwortbar ist.
Ich hoffe, dass dieses Ergebnis heute
eine große Mehrheit finden wird.

Wir setzen die Voraussetzungen
für die künftige Beschneidung dahin
gehend, dass sie nach den Regeln der
ärztlichen Kunst durchgeführt wer-
den muss, das heißt fachgerecht, hy-
gienisch einwandfrei und natürlich
auch mit der im Einzelfall notwendi-
gen Schmerzbehandlung.

Ich hätte hier eigentlich noch Aus-
führungen zur Frist gemacht; zu die-
sem Bereich habe ich aber bereits im
Zusammenhang mit der Beantwor-
tung der Frage der Kollegin Griese et-
was gesagt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich würde mich freuen – auch im In-
teresse der jüdischen und muslimi-
schen Glaubensgemeinschaften, die
verunsichert sind –, wenn wir heute
diesen Gesetzentwurf mit großer
Mehrheit und im Ergebnis ohne Än-
derung beschließen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Fortsetzung von Seite 9:

Andrea Astrid Voßhoff (CDU/CSU)

Stephan Kramer, Generalsekretär
des Zentralrats der Juden in
Deutschland, hat vor einigen

Wochen ein, wie ich finde, sehr wich-
tiges Interview gegeben. Er hat darin
gesagt – ich zitiere –:

Wir müssen auch begründen, wie
wir rechtfertigen, dass die körperliche
Züchtigung eines Kindes – zu Recht –
verboten ist, aber ihm ein Stück von
der Vorhaut abzuschneiden soll in
Ordnung sein.

Genau zu diesen Rechtfertigungen,
zu diesen Gründen, die dafür spre-
chen, haben wir uns in den letzten
Wochen intensiv ausgetauscht, auch
in der Anhörung im Rechtsausschuss.
Ich möchte einige der Themen, die
dort angesprochen worden sind, noch
einmal aufgreifen.

Da ist zunächst der Punkt der effek-
tiven Schmerzbehandlung. In der An-
hörung ist, wie ich finde, sehr deutlich
geworden, dass die Anwendung der
sogenannten Emla-Salbe, selbst wenn
sie durch Schmerzzäpfchen ergänzt
wird, aus der Sicht der Medizinerinnen
und Mediziner absolut unzureichend
ist. Ich frage diejenigen, die sich darü-
ber noch keine Gedanken gemacht ha-
ben, ob sie sich einmal den Beipack-
zettel der Emla-Salbe angeschaut ha-
ben. Auf ihm steht – ich zitiere –:

Die Wirksamkeit von Emla bei der
Blutentnahme an der Ferse von Neu-
geborenen konnte durch Studien
nicht belegt werden.

Sie ist also nicht einmal ausrei-
chend, um die Blutentnahme an der
Ferse schmerzfrei zu gestalten. Es
heißt dann weiter:

Bei der Beschneidung von Neuge-
borenen hat sich die Anwendung 
allerdings als unbedenklich erwiesen.

Sie ist also unbedenklich, aber
nicht effektiv.

Deshalb finde ich, es ist zu wenig,
wenn es in der Begründung des Regie-
rungsentwurfs heißt, es könne wie bis-
her gehandhabt weitergehen. Ich wer-
de aus diesem Grund dem Ände-
rungsantrag des Abgeordneten Lisch-
ka und anderer zustimmen, in dem
eine Rechtsverordnung gefordert

wird, in der Mindeststandards auch
für die Schmerzbehandlung festgelegt
werden.

Professor Graf – er ist Arzt am Jüdi-
schen Krankenhaus Berlin – hat in der
Anhörung gesagt, dass in seinem
Krankenhaus eine Beschneidung mit
medizinischer Indikation erst nach
dem zweiten Geburtstag des Kindes
vorgenommen wird, genau aus den
Gründen, dass erst dann eine wirklich
wirksame Schmerzprävention erfol-
gen kann.

Meine Vorrednerinnen haben da-
rauf verwiesen, dass die Beschneidung
nach den Regeln der ärztlichen Kunst
erfolgen soll. Ein Nichtarzt hat gar
nicht die gleichen Möglichkeiten wie
ein Arzt: Er darf gar keine wirklich
wirksame Anästhesie vornehmen; das
verbietet ihm das Arzneimittelgesetz.
Die Rechtfertigung: „Wir wollen ja
auch, dass die Beschneidung nach den
Regeln der ärztlichen Kunst vorge-
nommen wird“, ist also nicht haltbar;
denn Nichtärzte dürfen gar nicht han-
deln, wie ein Arzt es darf.

Der Deutsche Ethikrat hat eine qua-
lifizierte Schmerzbehandlung gefor-
dert. An diesem Punkt bleibt der Ge-
setzentwurf der Bundesregierung
deutlich hinter den Vorgaben des
Deutschen Ethikrates zurück.

In meiner Fraktion haben wir sehr
sachlich, sehr ausführlich, sehr inten-
siv über dieses Thema debattiert. Wir
haben auch mit einem Betroffenen
gesprochen. Er hat auf die Frage, wa-

rum erst jetzt solch eine Diskussion
geführt wird und Widerstand auf-
kommt, gesagt: Bis zum Urteil des
Landgerichts Köln dachte ich, ich wä-
re allein auf der Welt mit meinem
Schmerz und meiner negativen Ein-
stellung zur Beschneidung. Auch mei-
ne Eltern dachten, sie würden im Sin-
ne des Kindeswohls handeln. Heute
tut es ihnen unendlich leid, aber es ist
nicht rückgängig zu machen. 

Die Betroffenen empfinden den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung als
zweite Entrechtung. Sie beginnen nun,
sich zu organisieren; es gibt bereits Pe-
titionen dazu. Ich finde diese Debatte
daher äußerst richtig und wichtig.

Die Debatte zur Beschneidung lief
natürlich schon weit vor dem Kölner
Urteil. Vor allem unter Kinder- und Ju-
gendärzten ist sie geführt worden,
aber auch in den Religionsgemein-
schaften selbst, und sie wird auch
nach der heutigen Beschlussfassung
weitergehen.

Werte Kolleginnen und Kollegen,
Deutschland hat eine große Schuld
auf sich geladen. Menschenrechte
sind mit Füßen getreten worden. Jü-
dinnen und Juden, Muslimen und
Angehörigen anderer Religionsge-
meinschaften ist unsägliches Leid zu-
gefügt worden. Ich kann und will und
werde das nie vergessen, ausblenden
oder nicht berücksichtigen. Meine Ge-
neration trägt dafür selbstverständlich
die politische Verantwortung. Sie trägt
die politische Verantwortung auch da-

für, deutlich zu machen, dass Men-
schenrechte in Deutschland heute zu
Recht ein hohes Gut sind, das wir ver-
teidigen müssen. Wir haben als Ge-
setzgeber die Verantwortung dafür.

Kinderrechte haben in den letzten
Jahrzehnten zum Glück eine deutli-
che Aufwertung erfahren. Aber ich
kann mich doch nicht glaubhaft für
das Recht des Kindes auf Schutz, För-
derung und Beteiligung sowie für die
Schaffung kindgerechter Lebensver-
hältnisse einsetzen, wenn ich gleich-
zeitig sage: Die Rechte des Kindes hö-
ren dort auf, wo Religion anfängt.

Den Vorwurf, mein Einsatz für Kin-
derrechte sei nur vorgeschoben und in
Wahrheit steckten antisemitische oder
muslimfeindliche Einstellungen da-
hinter, weise ich in aller Deutlichkeit
zurück.

Ich bin sehr froh über die sachliche
Debatte hier im Plenum und auch
über die kritischen Töne, die zum Bei-
spiel auch aus dem Zentralrat der Ju-
den gekommen sind und zum Aus-
druck bringen, dass die Argumente
des Kinderschutzes sehr ernst genom-
men werden.

Ich wünsche den jungen Männern,
die schon jetzt davon betroffen sind,
dass sie den Mut finden, sich anderen
anzuvertrauen und ihre Einschätzun-
gen über das, was mit ihnen gesche-
hen ist, öffentlich zu machen. Ich
wünsche ihnen die Kraft, die Debatte
in die Gesellschaft zu tragen, vor al-
lem in ihre Religionsgemeinschaften.
Den zukünftigen Eltern wünsche ich
die Chance, für ihre Kinder anders
entscheiden zu dürfen, auch wenn der
Gesetzentwurf der Bundesregierung
heute eine Mehrheit findet.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten der SPD und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diana Golze (*1975)
Landesliste Brandenburg:

Diana Golze, DIE LINKE:

Gesetzesentwurf ist abzulehnen,
da Kinderschutz vorgeht 
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Ich will über Zweifel reden. Viele
draußen und auch viele in mei-
ner Fraktion haben gefragt: Müs-

sen wir das denn regeln? Ist das nach

vielen Jahrzehnten, in denen Musli-
me und Juden in diesem Land Be-
schneidungen vorgenommen ha-
ben, eigentlich notwendig? – Ich
kann an dieser Stelle nur sagen: Ja,
wir müssen. Ich glaube, wir müssen
das sogar sehr klar regeln. Warum?
Wir als Deutscher Bundestag sind
der Gesetzgeber, und uns obliegt es,
den Anforderungen des Strafrechts
gerecht zu werden.

Das Strafrecht enthält nämlich ein
Bestimmtheitsgebot, wonach das,
was dort steht, tatsächlich so be-
stimmt und klar sein muss, dass die
Menschen in ihrem Alltag damit
umgehen können. Hier sind wir ge-
fordert: Es muss so klar formuliert
sein, dass die Tragweite, die Ausnah-
men und der Anwendungsbereich
der Normen für die Adressaten klar
sind.

Manche sagen jetzt: Es ging doch
lange anders. Niemand wurde be-
straft, außer jetzt in Köln, wo eine
Entscheidung rechtskräftig gefällt
und von einem unvermeidbaren Ver-
botsirrtum gesprochen wurde. - Ich
sage Ihnen aber: Das wird in Zukunft
nicht mehr so sein. Deshalb kom-
men wir um eine Entscheidung in
diesem Hause nicht herum.

Es wird nicht mehr so sein, weil
sich der nächste Richter eben nicht
mehr auf einen unvermeidbaren Ver-
botsirrtum der einwilligenden Eltern
beziehen kann. Insofern haben wir
als Gesetzgeber jetzt die Aufgabe, für
Klarheit zu sorgen.

Manche haben gefragt: Können
wir nicht ein Moratorium machen? –
Ich habe auch darüber nachgedacht.
Das Problem ist: Es geht hier um die
körperliche Unversehrtheit, das el-

Renate Künast (*1955)
Landesliste Berlin

Renate Künast, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Bundestag muss die Sache als
Gesetzgeber regeln 
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Im Rahmen einer Debatte wie der
heutigen sollten wir uns, so glau-
be ich, alle miteinander noch ein-

mal klarmachen, dass eine Beschnei-
dung zumeist nicht irgendeine leicht
verschiebbare Beitrittserklärung zu ei-
ner Religion ist, sondern dass sie für
Juden und für viele Muslime konstitu-
tiv ist. Dabei spielt nicht allein die Re-
ligionszugehörigkeit eine Rolle, son-
dern oft auch die soziale Zugehörig-
keit, also die Zugehörigkeit zur Fami-
lie, zur Gemeinschaft und zur
Volksgruppe.  Sie hat eine ganz hohe
Bedeutung, und sie ist nicht leicht ver-
schiebbar oder beliebig nachholbar.

Die Beschneidung ist Vorausset-
zung für die Teilnahme an vielen re-
ligiösen oder gemeinschaftlichen
Veranstaltungen und damit natür-
lich auch ein Stück weit die Voraus-
setzung dafür, dass ein Kind in ei-
nem von seiner eigenen Kultur oder

Religion geprägten Umfeld unver-
sehrt und gut aufwachsen kann.

Das sollten wir anerkennen, ge-
nauso wie wir uns klarmachen soll-
ten, dass gerade Minderheiten oft
ein besonders großes Interesse daran
haben, dass die Mehrheit ihre Tradi-
tionen und Gepflogenheiten, mag
sie sie auch nicht immer verstehen,
zumindest akzeptiert und auch
möglich macht. Die Verunsicherung
– nicht nur in den jüdischen Ge-
meinden, sondern oft auch im Aus-
land – unter Muslimen oder unter
Ärzten war in den letzten Monaten
mit Händen zu greifen.

Das Urteil des Landgerichts Köln
und auch einige Beiträge in der De-
batte danach sind von vielen Betrof-
fenen oft auch als Unwerturteil über
ihre eigene kulturelle und religiöse
Identität angesehen worden. Das gilt
für die jüdische Gemeinde mit Blick
auf die Geschichte der Juden in
Deutschland und in Europa in ganz
besonderer Art und Weise, und es ist
gut, dass wir diese Verunsicherung
heute beenden, indem wir eine ge-
setzliche Entscheidung treffen.

Natürlich gibt es auch Diskussio-
nen im Judentum über den Stellen-
wert der Tradition der Beschneidung
heute und über die Frage, ob das
noch wünschenswert ist. Wir sollten
diese Diskussion der Religionsgrup-
pe überlassen. Wir sollten ihren Aus-
gang nicht gesetzgeberisch vorweg-
nehmen, sondern es der Religions-
gruppe überlassen, das zu entschei-
den. Vielleicht entscheidet sie es
auch von Fall zu Fall ganz unter-

schiedlich. Vielleicht entwickelt sich
die Diskussion auch. Aber es ist
nicht Sache des Gesetzgebers, einer
solchen Diskussion vorzugreifen.

Wir haben im Falle der Beschnei-
dung aus religiösen Gründen mehre-
re Grundrechte auszugleichen, näm-
lich die Glaubensfreiheit nach Arti-
kel 4 des Grundgesetzes, das Recht
bzw. die Pflicht der Eltern auf bzw.
zur Erziehung der eigenen Kinder
nach Artikel 6 sowie die körperliche
Unversehrtheit des
Kindes nach Artikel
2. Das Grundgesetz
verlangt von uns,
dass wir diese drei
Grundrechte so in
Ausgleich bringen,
dass von jedem
Grundrecht mög-
lichst viel übrig
bleibt und dass jedes
dieser drei Grundrechte möglichst
stark erlebbar und lebbar ist.

Dass der Glaube nach Artikel 4
und das Erziehungsrecht der Eltern
nach Artikel 6 des Grundgesetzes be-
sonders stark geschützt sind, war ei-
ne Werteentscheidung, die der Parla-
mentarische Rat 1948 getroffen hat,
um den Keimzellen der menschli-
chen Gemeinschaft Schutz vor zu
starker staatlicher Einflussnahme zu
geben. Denn der Parlamentarische
Rat ist bei der Erarbeitung des
Grundgesetzes davon ausgegangen,
dass die Familien, das soziale Um-
feld und auch die Religionsgemein-
schaften Keimzellen menschlicher
Gesellschaft sind, in die der Staat

nicht eingreifen soll, außer es liegen
zwingende Gründe dafür vor.

Ich habe im Übrigen – auch in
Vorbereitung der heutigen Debatte
und der Beratungen der letzten Wo-
chen – ab und zu an eines gedacht:
Viele der damals noch verbliebenen
Demokraten, die 1948/49 im Parla-
mentarischen Rat unser Grundgesetz
beraten haben, hätten sich wahr-
scheinlich nicht vorstellen können,
dass nach der Katastrophe des Holo-
caust in Deutschland noch einmal
jüdisches Leben, wie wir es heute ha-
ben, entstehen könnte. Das ist etwas,
was sich die Mütter und Väter des
Grundgesetzes gewünscht hätten.
Ich glaube, sie hätten auch gewollt,
dass man dieses Leben möglich
macht, ohne dass man dem das
Strafrecht oder andere Hürden ent-

gegenstellt. Ich glau-
be, dass das mit Blick
auf die letzten 60
Jahre etwas ist, das
sich viele der Grün-
derväter und -mütter
unserer Bundesrepu-
blik so nicht hätten
vorstellen können
und wofür wir als
Deutsche alle mitei-

nander dankbar sein sollten.
Wie gesagt, es geht darum, drei

Grundrechte schonend in Einklang
zu bringen. Ich habe das Gefühl,
dass im Alternativentwurf sehr ein-
seitig das Kindeswohl betont wird,
das übrigens überwiegend körper-
lich definiert wird. Die seelische Be-
findlichkeit, die im Zusammenhang
mit der Frage nach der Zugehörigkeit
zu einer Gruppe steht, wird gar nicht
richtig einbezogen. Zudem bleibt
vom Erziehungsrecht der Eltern und
von der Glaubensfreiheit im Alterna-
tiventwurf relativ wenig übrig. So
wird empfohlen, dass das Kind im
Alter von 14 Jahren die Entschei-
dung über den Eingriff selbst treffen

soll. Das ist unter medizinischen Ge-
sichtspunkten sowohl in körperli-
cher Hinsicht als auch im Hinblick
auf die damit verbundenen seeli-
schen Belastungen eigentlich nicht
der bessere, sondern der schlechtere
Zeitpunkt.

Ich glaube, der Alternativentwurf
krankt daran, dass Religionsfreiheit
und Erziehungsrecht untergewichtet
werden, ohne dass das Kindeswohl
und die körperliche Unversehrtheit
besser geschützt sind. Deswegen den-
ke ich nicht, dass dieser Gesetzent-
wurf die bessere Alternative darstellt.

Ich möchte mich bei der Bundes-
justizministerin bedanken. Sie hat
im Gespräch mit vielen Betroffenen
und denjenigen, die sich damit aus-
kennen, eine insgesamt sehr gelun-
gene Abwägung bei einem schwieri-
gen Thema vorgenommen. Sie leistet
damit einen Beitrag dazu, dass reli-
giöse Minderheiten in Deutschland
auch in Zukunft rechtssicher leben
können, ohne dass die Rechte und
die Gesundheit des Kindes vernach-
lässigt werden. Wir werden deshalb
dem von der Bundesregierung einge-
brachten Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall bei der FDP sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Florian Toncar (*1979)
Landesliste Baden-Württemberg

Dr. Florian Toncar, FDP:

Drei Grundrechte schonend in
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terliche Erziehungsrecht und die Re-
ligionsfreiheit. Diese drei im Grund-
rechtsteil des Grundgesetzes nor-
mierten Bereiche können nicht ein-
fach einem Moratorium unterwor-
fen werden. Denn 365 Tage im Jahr
müssen Menschen Entscheidungen
treffen. Also sind wir jetzt an der
Stelle, an der wir zu einem Ergebnis
kommen müssen.

Ich gebe für mich als Abgeordne-
te ganz persönlich zu, dass ich am
Anfang des Sommers nach der Ge-
richtsentscheidung sehr schnell
und klar gesagt habe: Ich möchte
mit Ja stimmen. – Dann kamen mir
nach vielen Veranstaltungen und
Diskussionen Zweifel. Ich habe Ver-
anstaltungen mit vielen Jüdinnen
und Juden besucht, bei denen Men-
schen in scharfer Form gesagt ha-
ben: Das habt nicht ihr zu entschei-
den. Das regeln wir, das ist Aus-
übung der Religionsfreiheit. – Ich
habe darauf geantwortet: Doch, wir
müssen das entscheiden; denn der
Tatbestand der Körperverletzung ist
erfüllt.

Ich habe Debatten über die elter-
liche Sorge und die Frage erlebt, was
Eltern dürfen und was nicht, auch
Debatten über die Frage, was Eltern
als Treuhänder des Kindes – das
Kind darf ja nicht selbst entscheiden
– dürfen. Bei der elterlichen Sorge
und bei der elterlichen Erziehung
geht es um eine treuhänderische
Aufgabe im Sinne
des Kindeswohls.
Was dürfen die El-
tern, was dürfen sie
nicht? Ich habe viele
Diskussionen über
diese Frage mitge-
macht und Zweifel
erlebt. Auch in der
Debatte über Religi-
onsfreiheit und das
Recht der Eltern, das Kind in ihre
Gruppe, in ihre Religionsgemein-
schaft aufzunehmen, ging es hin
und her. Zeitweise wurde mit Blick
auf das Judentum und den Holo-
caust auf die Historie verwiesen.
Auch davon will ich meine Entschei-
dung nicht abhängig machen.

Ich sage: Beschneidungen erfül-
len den Tatbestand der Körperver-
letzung. Jetzt ist die Frage, ob es
Rechtfertigungsgründe gibt – ähn-
lich wie im Falle von Notwehr und
Notstand –, aufgrund derer man
von einer strafrechtlichen Verfol-
gung absieht.

Für Erwachsene gilt: Jeder und je-
de entscheidet selbst,
ob er oder sie in ei-
nen bestimmten Ein-
griff einwilligt. Für
minderjährige Kin-
der machen das die
Eltern. Mit dieser
Einwilligung neh-
men die Eltern das
Selbstbestimmungs-
recht für ihr Kind

wahr. In diesem Zusammenhang ha-
ben manche gesagt: Denkt an das
Züchtigungsverbot; auch Züchtigun-
gen sind verboten. – Zu Recht haben
Kinder ein Recht auf gewaltfreie Er-
ziehung; für dieses Recht wurde lan-
ge gekämpft. Im Bürgerlichen Ge-
setzbuch steht:

Körperliche Bestrafungen, seeli-
sche Verletzungen und andere ent-
würdigende Maßnahmen sind un-
zulässig.

Eine Beschneidung ist aber keine
andere entwürdigende Maßnahme
oder eine körperliche Bestrafung.
Das hat mir also nicht weitergehol-
fen.

Ich komme am Ende zu der Fra-
ge, ob Eltern als Treuhänder ihrer
Kinder zu dem Ergebnis kommen
können: Ja, wir willigen in die Be-
schneidung ein. – Finde ich, dass
das im Zusammenhang mit der Re-
ligionsfreiheit möglich ist, oder
meine ich, dass das ein so großes
Unrecht ist, dass dies ein strafrecht-
liches Unwerturteil verlangt? Auch
wenn ich das, was zum Beispiel im
Judentum konstitutiv für den Bund
mit Gott ist, vielleicht nicht verste-
he, komme ich zu dem Ergebnis:
Die möglichen Folgen will ich nach
aller Abwägung, bei allen Zweifeln
und Sorgen nicht haben. Ich will
nicht, dass im Normalfall nach ei-
ner Beschneidung am Ende Polizei,

Staatsanwaltschaft und Gericht ste-
hen.

Deswegen sage ich Ihnen: Die
Konsequenz in der Praxis heißt für
mich, Beschneidungen nicht zu kri-
minalisieren. Ich meine, dass Eltern
vor dem Hintergrund der elterlichen
Sorge und der Zugehörigkeit zu ei-
ner Religionsgemeinschaft bei ge-
sunden Kindern und bei Einhaltung
der Hygiene verantwortungsvoll zu
dem Ergebnis kommen können, ei-
ner Beschneidung zuzustimmen. Ich
würde mir wünschen, die Religion
würde sich erneuern. Aber das ent-
scheide nicht ich, sondern das ent-
scheidet die Religion von innen.

Deshalb bitte ich Sie um Zustim-
mung zu dem Regierungsentwurf.
Ich bitte aber auch die Koalitions-
fraktionen, kluge Änderungsanträge,
die hier gestellt worden sind, aufzu-
nehmen. Das wäre heute das richti-
ge gesellschaftliche Zeichen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

CDU/CSU, der SPD und der LINKEN)

Eine
Beschneidung ist
keine entwürdi-

gende Maßnahme
oder körperliche

Bestrafung.

Die Beschneidung
ist Voraussetzung
für die Teilnahme

an vielen
religiösen

Veranstaltungen.
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Mit dem von uns einge-
brachten Antrag möchten
wir die Aufmerksamkeit

des Plenums, aber auch der Öffent-
lichkeit auf drei Punkte richten, die
uns im Umfeld von Studienfinanzie-
rung und BAföG besonders wichtig
sind. Der erste Punkt ist: Wir brau-
chen noch mehr Schub in Richtung
Abschaffung der Studiengebühren.
Der zweite Punkt ist: Wir brauchen
eine neue Ausrichtung der Stipen-
dienkultur. Der dritte Punkt ist: Wir
brauchen eine klare Antwort in Be-
zug auf die Stärkung des BAföG.

Der erste Punkt. Manchmal geht
Bildungspolitik merkwürdige Wege.
Wir alle hier im Bundestag und man-
che außerhalb des Parlaments wis-
sen, dass die Bundesbildungsminis-
terin wie auch die Verantwortlichen
in der CDU/CSU  und FDP-Fraktion
pro Studiengebühren sind. Wenn
man das weiß, wundert man sich,
dass in Hessen, wo CDU und FDP
mit klarer Mehrheit regieren, keine
Studiengebühren existieren. In Hes-
sen haben CDU und FDP nämlich
beibehalten, was SPD und Grüne
durchgesetzt haben: Weg mit Studi-
engebühren!

Wir wissen, dass in Nordrhein-
Westfalen ein Möchtegern-Minister-
präsident angekündigt hatte, auch er
werde dort die Rücknahme der Stu-
diengebühren beibehalten, weil sie
keinen Sinn machen. Im Saarland
hat die CDU-Ministerpräsidentin
nicht darauf gedrungen, Studienge-
bühren einzuführen. In Berlin hat
der stellvertretende Regierende Bür-
germeister ebenfalls nicht darauf ge-
drungen. Und was ist mit Seehofer
in Bayern? Das von Einsicht gepräg-
te Südgestirn der deutschen Bil-
dungspolitik hat allen versprochen:
Es wird nach der nächsten Landtags-
wahl, egal wie sie ausgeht, keine Stu-
diengebühren in Bayern geben.

An dieser Stelle wollen wir Klar-
heit. Wir wollen Klarheit über die

Position der bürgerlichen Koalition
von CDU/CSU und FDP. Wir wollen
Klarheit darüber, wohin sie sich ori-
entiert. Diese Klarheit muss es auch
in Bezug auf Niedersachsen geben;
denn Niedersachsen, regiert von
CDU und FDP, ist offensichtlich das
letzte Bundesland ohne Einsicht. In
Niedersachsen müssen jetzt die
Wählerinnen und Wähler dafür sor-
gen – so haben sie es auch in ande-
ren Ländern getan –, dass Studienge-
bühren sozusagen abgewählt wer-
den.

Besser wäre es allerdings, wenn
nicht erst die Wähler dafür sorgen
müssten, sondern wenn die Einsicht
beim bayerischen Ministerpräsiden-
ten vielleicht schon jetzt dazu führen
könnte, Studiengebühren auch in
Bayern abzuschaffen. Besser wäre es
außerdem, wenn die Einsicht bei al-
len für Bildungspolitik Verantwortli-
chen dahin führen könnte, Studien-
gebühren deshalb abzuschaffen,
weil diese Gebühren ein Studium,
das sowieso teuer ist und die Famili-
en finanziell beansprucht, noch teu-
rer machen. Deshalb: Studiengebüh-
ren weg, damit alle einen Zugang
zum Studium haben und es keine Fi-
nanzierungsbelastung gibt.

Wir brauchen Studenten aus allen
sozialen Schichten. Wir wollen eine
positive Weiterentwicklung der
Hochschulen, wir wollen, dass
Hochschulen attraktiv sind, zu ei-
nem Studienabschluss führen und
allen eine Bildungs- und Berufsper-
spektive bieten. Hochschulpolitik
für alle sozial gerecht zu gestalten, ist
das erste Ansinnen, das wir haben.

Der zweite Punkt bezieht sich auf
die neue Ausrichtung der Stipen-
dienkultur. Wir und auch Sie wissen,
dass wir in der Großen Koalition vie-
les getan haben, die Begabtenförder-
werke besser auszustatten. Sie wis-
sen, dass wir unterschiedlicher Auf-
fassung über das Deutschlandsti-
pendium sind. Aber es gibt einen
Konsens darüber – das wird anschei-
nend vergessen –, dass auch in der
Hochschulbildung soziale Gerech-
tigkeit der Maßstab ist. Es gibt viele
beruflich Qualifizierte ohne Abitur,
die gerne ein Aufstiegsstipendium in
Anspruch nehmen würden. Sie kön-
nen das aber nicht tun, weil das Ziel
von 10 000 Stipendien, mit dem das
Studium von beruflich Qualifizier-
ten unterstützt werden soll, noch
nicht erreicht ist. Da sind wir bei 4
200 hängen geblieben.

Wir möchten Ihnen allen empfeh-
len: Wenn wir die Stipendienkultur
in Deutschland gemeinsam neu aus-
richten wollen, sollten wir mit den
Begabtenförderwerken ins Gespräch

kommen, damit diese besonders
Studierende aus nicht so guten fi-
nanziellen Verhältnissen in den
Blick nehmen. Wir sollten uns au-
ßerdem darum bemühen und dafür
werben, das Aufstiegsstipendium als
eine von uns allen getragene Per-
spektive der Stipendienkultur zu ver-
stärken.

Mittelfristig müssen wir dafür sor-
gen, dass es einen Rechtsanspruch
darauf gibt und dass es nicht bei ei-
ner Stipendienlotterie bleibt. Man
sollte sich planerisch darauf einstel-
len können, unter bestimmten fi-
nanziellen oder sozialen Vorausset-
zungen eine Unterstützung für einen
gewählten Bildungsweg zu erhalten.
Die mittelfristige Perspektive muss
dahin gehen, diese Überlegungen
zum Inhalt des Aufstiegsfortbil-
dungsförderungsgesetzes zu ma-
chen.

Damit komme ich zum dritten
Punkt, zum BAföG. Auch die Studie-
rendenförderung bietet eine Per-
spektive für mehr Gerechtigkeit im
Hochschulbereich. Es gibt einen
Rechtsanspruch auf BAföG. Dieser
Rechtsanspruch wurde zwischen-
zeitlich in Zweifel gezogen. Mittler-
weile konnten wir aber erleben – in
der Großen Koalition, aber auch in
der CDU/CSU-FDP-Koalition –,

dass wieder mehr fürs BAföG getan
wird.

Wenn das BAföG jedoch wieder
die Qualität bekommen soll, die es
in den Anfangsjahren, also vor 40
Jahren, einmal hatte, als es von fast
50 Prozent der Berechtigten tatsäch-
lich in Anspruch genommen wurde,
dann darf es hinsichtlich der Verbes-
serungen der Bedingungen für den
Erhalt von BAföG zu keinem Still-
stand kommen.

Deshalb sagen wir: Wir wollen
endlich eine Antwort seitens der
Bundesregierung auf die Frage, was
sie zusätzlich zur
Verstärkung des
BaföG tun will. Die-
ses Spiel zwischen
Bund und Ländern,
bei dem jeder auf
den anderen schaut,
zerstört wiederum
das Vertrauen in das
BAföG, das Studie-
rende mittlerweile
gewonnen haben.

Aus unserer Sicht sollte die Per-
spektive darin bestehen – vielleicht
können wir hier gemeinsam han-
deln –, vor allen Dingen die Freibe-
träge stärker anzuheben. Denn die
Anhebung der Freibeträge hat vielen
Studierenden den Zugang zum
BAföG überhaupt erst ermöglicht.

In Klammern sage ich: Wer sich so
echauffiert über die kalte Progression
im Steuerrecht, der darf einen kurzen
Moment darüber nachdenken, ob
nicht auch beim BAföG das Problem
darin besteht, dass manche Familien
aus dem Kreis der Berechtigten he-
rausfallen, weil ihr Einkommen ge-

wachsen ist und sie damit nicht mehr
anspruchsberechtigt sind.

Da wir in der Hochschulbildungs-
republik etwas ganz Konkretes tun
wollen, lautet unser Wunsch: Unter-
nehmen Sie etwas in Bezug auf die
Erhöhung der Freibetragsgrenzen,
weil dies dafür sorgt, dass mehr
Menschen, die eine Hochschule be-
suchen wollen, einen Rechtsan-
spruch auf Unterstützung haben.

Ich möchte abschließend sagen:
Sie von CDU/CSU und FDP haben
jetzt die Chance, uns Klarheit zu ver-
schaffen – sei es im Namen Ihrer ei-

genen Fraktion oder
im Namen der Ko-
alition –, wie es
denn eigentlich von
Bayern bis Nieder-
sachsen um Ihre Po-
sition im Hinblick
auf Studiengebüh-
ren bestellt ist.

Ich frage weiter:
Wie ernst nehmen

Sie das, was im Hinblick auf die Auf-
stiegsstipendien und damit auf den
verbesserten Zugang zur Hochschul-
bildung für beruflich Qualifizierte
geplant ist? In Bezug auf das BAföG
frage ich: Meinen Sie, Nichtstun
macht das BAföG stärker? Gehen Sie
mit uns den Weg, das BAföG mehr
Familien und mehr Studierenden
zugänglich zu machen.

Diese drei Fragen zur Gerechtig-
keit sollten Sie heute dem Parlament
und der deutschen Öffentlichkeit
beantworten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Ernst Dieter Rossmann (*1951)
Landesliste Schleswig-Holstein

Dr. Ernst Dieter Rossmann, SPD:

Drei Fragen zur Gerechtigkeit im
deutschen Bildungssystem

Wir wollen eine
Antwort auf die
Frage, was die

Bundesregierung
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In elf Tagen ist Weihnachten. Da
darf man als Bildungs- und For-
schungspolitiker schon mal mit

einigen Fakten – Weihnachtskugeln
gleich – beginnen, die den Men-

schen in unserem Lande ein Leuch-
ten und Glänzen in die Augen zau-
bern sollten.

Der Haushalt für Bildung und For-
schung ist in dieser Legislaturperi-
ode um 13 Milliarden Euro gewach-
sen. Die deutsche Forschung ist
Weltspitze; junge erfolgreiche For-
scherinnen und Forscher kehren
nach Deutschland zurück.

Die Zahl der Studienanfänger ist
seit 2006 pro Jahr um 8,5 Prozent ge-
stiegen: 2011 begannen 517 000 jun-
ge Menschen ein Studium. Nie gab
es weniger Schulabbrecher, nie gab
es mehr Abiturienten und Hoch-
schulabsolventen als in diesem Jahr.

Der Qualitätspakt Lehre mit struk-
turellen Verbesserungen für die Stu-
dierenden an unseren Hochschulen
ist auf dem Weg. Ausbildungspakt
und Bildungspaket sichern die
Chancen benachteiligter junger

Menschen auf einen Aufstieg durch
Bildung.

Und was machen Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der SPD,
in Ihrem Antrag? – Das gilt aller-
dings weniger für Ihre Rede, lieber
Herr Rossmann. – Sie kommen wie
der Weihnachtsmann durch den
Schornstein, auf dem Rücken ein
großer, dicker Sack mit vermeintli-
chen Geschenken. Auf dem Sack
steht: Studienfinanzierung. Aber was
ist in diesem Sack drin? Solides,
nachhaltiges Holzspielzeug oder
vielleicht innovative Hightechware?
Nein, nur unnützer Plastikramsch,
allesamt Ladenhüter.

Der Weihnachtsmann stellt sich
vor den Weihnachtsbaum. In der
Hand hält er eine Rute. Darauf steht:
soziale Selektivität. Wild wedelt der
Bärtige die Rute durch die Luft und
versucht vergeblich, den Anwesen-

Stefan Kaufmann (*1969)
Wahlkreis Stuttgart l

Dr. Stefan Kaufmann, CDU/CSU:

Billiger, parteitaktischer
Profilierungsversuch 
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den Angst einzujagen, wenn sie
schon seine Geschenke nicht haben
wollen.

Und was hat der Weihnachts-
mann mit der Realität zu tun?
Nichts, genauso wenig wie der An-
trag der SPD, Herr Rossmann.

Sie wollen das Bild einer Alterna-
tive in der Bildungspolitik zeichnen,
aber Ihr Bild gerät zum Zerrbild.

Es ist fast schon tragisch, Herr
Rossmann. Sie outen sich als eine
bildungsferne Partei, als eine Partei
fern der bildungspolitischen Realität
in unserem Land.

Das weiß jeder spätestens dann,
wenn er Ihren Antrag liest oder wenn
er von SPD-Bildungspolitik in den
Ländern betroffen ist. Man kann nur
hoffen, dass die Bürgerinnen und
Bürger in diesem Lande schlauer
sind und nicht auf Ihre Ladenhüter
hereinfallen.

Ich möchte anhand von drei Bei-
spielen verdeutlichen, welches Zerr-
bild Sie in Ihrem Antrag zeichnen:

Erstens: Chancengerechtigkeit,
Chancengleichheit. Zu Anfang Ihres
Antrages schreiben Sie wieder ein-
mal von der angeblichen "sozialen
Selektivität im deutschen Bildungs-
wesen" und davon, dass es Ihrer Mei-
nung nach zu viele Akademikerkin-
der gibt, die studieren.

Zwei Absätze weiter steht, dass die
Studienanfängerquote mittlerweile
bei deutlich mehr als 50 Prozent eines
Jahrgangs liegt und wir erstmals in der
deutschen Geschichte rund 2,5 Millio-
nen Studierende haben. Bravo! Wann
also sind Sie denn zufrieden? Wenn
100 Prozent eines Jahrgangs Abitur
machen und 100 Prozent studieren?

In der Folge würde es dann nur
noch Akademikerkinder geben, was
nach Ihrer Logik ein Zeichen großer
sozialer Ungerechtigkeit wäre. Dabei
ist es doch ganz einfach: Ein höherer
Akademisierungsgrad in unserer Be-
völkerung führt zwangsläufig auch
zu mehr Akademikerkindern an un-
seren Hochschulen.

Im Übrigen gibt es nach wie vor
Unterschiede in der Studierwahr-
scheinlichkeit zwischen Arbeiter-
und Akademikerkindern, und diese
Unterschiede – nehmen Sie bitte
auch das zur Kenntnis! – laufen seit
Mitte der 90er-Jahre praktisch paral-
lel.

Sie können eben nicht alle Unter-
schiede bei der Studierneigung mit
Politik und Geld allein beeinflussen.

Sie reden immer von der sozialen
Selektivität unseres Bildungssys-
tems, ändern daran aber selbst
nichts. Wie sieht denn die Realität
aus? In der von Ihnen angeführten
19. Sozialerhebung des Deutschen
Studentenwerks steht Berlin ganz
eindeutig als das sozial ungerechtes-
te Bundesland da.

Dort stehen Sie von der SPD seit
über zehn Jahren in Regierungsver-
antwortung. Dort haben Sie keine
Ihrer eigenen Forderungen umge-
setzt.

Nehmen wir die aktuelle Studie
der Bertelsmann-Stiftung. In wel-
chen Schulsystemen gibt es die
höchste Durchlässigkeit nach
oben? Sie ahnen es: in Bayern und
Baden-Württemberg, beides Län-
der, die noch nicht jahrelang SPD-
Bildungspolitik erdulden mussten.
Leider ist der SPD-geführte Bil-

dungsabbau in meinem Heimat-
land Baden-Württemberg nun gera-
de in vollem Gange: Heute de-
monstrieren in Stuttgart Tausende
Lehrer, angeführt von der GEW, ge-
gen die katastrophale grün-rote Bil-
dungssparpolitik.

Sie können denen in Baden-Würt-
temberg nichts von einem Bildungs-
aufbruch unter der SPD erzählen;
denn sie kennen die Diskrepanz zwi-
schen dem, was die SPD fordert, und
dem, was sie vor Ort tut.

Zweitens: BAföG. Sie besitzen die
Dreistigkeit, erneut
über die glorreichen
Zeiten des BAföG
während Ihrer Regie-
rungszeit zu schrei-
ben. Sie verschwei-
gen, dass es die SPD-
geführte Bundesre-
gierung unter
B u n d e s k a n z l e r
Schmidt war, die be-
reits 1981 erhebliche Leistungskür-
zungen beim BAföG durchgesetzt
hat. In der glorreichen Zeit Ihrer Re-
gierung von 1998 bis 2005 ist Ihnen,
abgesehen von einer einzigen
BAföG-Erhöhung im Jahr 2001, der
wir zugestimmt haben, nicht viel ge-
lungen. 

Unter der CDU/CSU-geführten
Bundesregierung mit der Ministerin
Annette Schavan konnten beim
BAföG hingegen viele Erfolge er-
reicht werden. Wir haben 2011 Re-
kordausgaben für das BAföG ver-
bucht. Erstmals wurden mehr als 3
Milliarden Euro ausgegeben. Die
Zahl der BAföG-Empfängerinnen
und -Empfänger erreichte mit 963

000 Personen fast die Millionen-
grenze. Seit 2005 wurden die BAföG-
Ausgaben um 43 Prozent gesteigert.
Damit ist das BAföG der größte Ein-
zelposten im Bildungshaushalt.
Auch das sollten Sie zur Kenntnis
nehmen.

Es gibt keine Kürzungen beim
BAföG; daran ändern auch Ihre
Falschbehauptung in Ihrem Antrag
und auch die zehnte falsche Presse-
mitteilung von Ihnen, Herr Kollege
Hagemann, nichts.

Im Übrigen hat Annette Schavan -
Herr Rossmann, das
haben Sie angespro-
chen – den Ländern
längst Gespräche
über eine Weiterent-
wicklung des BAföG
angeboten. Mir ist
aber leider kein ein-
ziges SPD-regiertes
Land bekannt, das
sich für eine BAföG-

Erhöhung einsetzt.
Sie fordern von anderen viel und

liefern selbst nichts; das ist auch Ih-
re Haltung beim BAföG.

Drittens zum Deutschlandsti-
pendium. Man kann sich immer
nur wundern: Wir geben die Ver-
doppelung der Zahl der Stipendien
auf immerhin 11 000 in diesem
Jahr bekannt, und Sie schaffen es,
auch das noch schlechtzureden.
Das alles ficht Sie aber nicht an. Sie
fordern, das erfolgreich gestartete
Stipendium abzuschaffen und die
Mittel dem BAföG oder den Begab-
tenförderungswerken – so klar
wird das in Ihrem Antrag nicht –
zukommen zu lassen. Dies würde

der von Ihnen offensichtlich nicht
gewollten Mitfinanzierung unseres
Hochschulsystems durch private
Geldgeber den Garaus machen
und dem einzelnen BAföG-Emp-
fänger eine Erhöhung um 1,50
Euro pro Monat bringen. Wenn Sie
das als erfolgreiche SPD-Politik
verkaufen möchten – bitte sehr,
aber darüber würde selbst Gerhard
Schröder lachen.

Ich würde Ihnen vorschlagen, dass
die SPD-Länder lieber für eine ver-
nünftige Ausstattung der Studenten-
werke sorgen. Ein schnell bearbeite-
ter BAföG-Antrag oder ein Wohn-
heimplatz sind im Zweifel deutlich
wichtiger für die Studierenden als
1,50 Euro mehr im Monat auf dem
Konto.

Bei den Studiengebühren ist es
ähnlich. Sie behaupten, sie förderten
soziale Selektivität. Genau das Ge-
genteil ist der Fall, das zeigen alle Er-
hebungen. Es gibt keine negativen
Effekte von Studiengebühren auf die
Studierneigung.

Franz Josef Strauß hätte Ihnen zu
all dem geantwortet: „Irren ist
menschlich, aber immer irren ist so-
zialdemokratisch.“

Ihr Antrag enthält viel Luft und
kaum Substanz. Peer Steinbrück
würde gewiss von einem „Popcorn-
antrag“ sprechen. Eine konstruktive
Debatte über die Studienfinanzie-
rung ist so leider nicht möglich. Sie
nutzen dieses wichtige Thema zu ei-
nem billigen, parteitaktisch moti-
vierten Profilierungsversuch. Der ist
gescheitert.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie outen sich als
eine bildungsfer-

ne Partei, eine
Partei fern der
bildungspoliti-
schen Realität.

Lieber Kollege Kaufmann, ich
will Ihnen einmal sagen, was Sie
tun: Sie behandeln Bildung als

ganz normale Ware auf dem Markt.
Ist Ihnen vielleicht schon einmal

aufgefallen, dass Bildung ein Men-
schenrecht ist und Studiengebühren
eine volkswirtschaftliche Idiotie?

Verschuldete Akademiker helfen
niemandem. Wer wegen Studienge-
bühren ins Ausland gehen muss,
kommt meistens nie wieder.

Wir können auf Spekulanten ver-
zichten – das folgt unmittelbar aus
der Debatte über die Bankenaufsicht
–, aber auf Bildung können wir nie-
mals verzichten.

Sie aber wollen lieber die Schul-
den der Deutschen Bank und ande-
rer Großzocker übernehmen. Wir
hingegen wollen, dass sich junge
Menschen, die studieren, nicht in
Schulden stürzen müssen.

Niedersachsen ist neben Bayern
das letzte Land, in dem es die allge-
meinen Studiengebühren noch gibt.
Für die Linke ist klar: Diese Nieder-
sachsen-Steuer muss weg!

Niedersachsen hat in diesem Jahr
nach den Erkenntnissen der Steuer-
schätzung im November Mehrein-
nahmen von etwa 360 Millionen
Euro. Investieren wir doch nur ein
Drittel davon in die Zukunft des

Landes! Mit gerade 113 Millionen
Euro wären alle Studiengebühren
weg. Außerdem hätte Niedersachsen
noch wesentlich mehr im Topf,
wenn Schwarz-Gelb und übrigens
vorher Rot-Grün den Superreichen
die Steuern nicht heruntergesetzt
hätten.

Kollege Rossmann, Ihre Rede war
zwar in der Tendenz wunderbar;
aber Sie sollten den Grünen und der
SPD in Niedersachsen klarmachen,
dass man die Studiengebühren so-
fort abschaffen muss – das läge in
der Logik –, und nicht erst zum Win-
tersemester 2014/2015 und auch nur
dann, wenn der Haushalt es zulässt.
Diese Dehnungsfuge sollten Sie ih-
nen noch ausreden.

Machen Sie es wie die Linken: Wir
wollen, dass die Studiengebühren
sofort abgeschafft werden.

Bis zum Ende des Studiums droht
den Studierenden ein Schuldenberg
– Kollege Kaufmann, vielleicht hö-
ren Sie einmal genau hin – von 15

000 Euro. Das schreckt Jugendliche
aus finanziell schlechter gestellten
Familien ab.

Als einzige Partei wollen wir alle
Studiengebühren abschaffen, wie es
Nordrhein-Westfalen vorgemacht
hat – übrigens auf Druck der Lin-
ken.

Wir wollen auch die von der SPD
eingeführten Studiengebühren für
Langzeitstudierende abschaffen.
Was sind denn diese sogenannten
Langzeitstudiengebühren, die Sie
eingeführt haben? Die sind eine
Strafe für diejenigen, die, um ihr Stu-
dium finanzieren zu können, ne-
benbei arbeiten müssen. Das bedeu-
tet eine Langzeitstudiengebühr, und
die muss auch weg.

Die ebenfalls von der SPD einge-
führten und von allen Studierenden
zu zahlenden Verwaltungskosten-
beiträge fließen direkt in den Lan-
deshaushalt. Auch die müssen weg.

Um die Unterfinanzierung der
Hochschulen abzubauen, bedarf es
bundesweit jährlich circa 10 Milliar-
den Euro. Für Niedersachsen läge
der Gesamtaufwand bei 1,37 Milli-
arden Euro im Jahr. Das ist nicht we-
nig Geld; aber statt Spekulanten zu
retten, sollten wir alle lieber die ge-
bührenfreie Bildung retten. Das ist
ein wirklicher kategorischer Impera-
tiv.

Es ist bezeichnend, dass die als
Griechenland-Hilfe getarnte milliar-
denschwere Bankenrettung mit öf-
fentlichen Geldern quasi über Nacht
durchgesetzt wird. Geht es hingegen
darum, einen Bruchteil dieser Beträ-
ge für sozialpolitische Maßnahmen
zur Verfügung zu stellen, dann
kommt die Lüge von den angeblich
leeren Kassen. Den Jungen geht es so
schlecht wie den Alten in dieser Kri-
se. Herr Schäuble hat zum Beispiel
unter Verweis auf die Griechenland-
Hilfe eine Besserstellung von älteren
Müttern in der Rente mit der Begrün-
dung abgelehnt, dass dafür das Geld
fehle.

Ihnen von der Koalition fehlt der
politische Wille zum Sozialen, Ih-
nen fehlt das Herz für soziale Ge-
rechtigkeit, und Ihnen fehlt der
Mut, gegen die Bankenmacht vorzu-
gehen.

Sie halten Zockerbanken und Spe-
kulanten für heilige Kühe und mei-
nen, dass man sie nicht pleitegehen
lassen kann. Wir wollen nicht Ban-
ken retten. Statt Spekulanten wollen
wir unsere Kitas, Schulen und Hoch-
schulen retten. Statt kriminelle Fi-
nanzhaie sollten wir den kostbarsten
Rohstoff, den unser Land hat, retten:
gebildete Menschen.

(Beifall bei der LINKEN)

Diether Dehm (*1950)
Landesliste Niedersachsen

Dr. Diether Dehm, DIE LINKE:

Bildung ist keine Ware auf dem
Markt 
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Ich hatte gehofft, dass wir hier ei-
ne ernsthafte Debatte über die Bil-
dungsfinanzierung, über die Zu-

kunft der Bildungsrepublik Deutsch-
land führen würden. Was ich hierzu
aber bisher von der SPD und der Lin-
ken gehört habe, ist, angesichts der
Niedersachsen-Wahl, billigste Wahl-
kampfrhetorik. Da hat nichts mit den
Kindern, nichts mit den Studieren-
den und nichts mit der Verbesserung
des Bildungssystems zu tun.

Schauen wir uns doch einmal
an, was wir mit der 23. BAföG-No-
velle im Oktober 2010 auf den Weg
gebracht haben: Das war eine um-
fassende BAföG-Modernisierung
im Bereich der Bedarfssätze: eine
Steigerung um 2 Prozent. Die Frei-
beträge sind um 3 Prozent gestie-
gen. Die förderrechtliche Alters-
grenze für die Aufnahme eines
Masterstudiums wurde auf 35 Jah-
re angehoben. Die Wohnkosten
wurden im Zusammenhang mit
den Bedarfssätzen pauschalisiert.
Eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten wurden im BAföG förderungs-
rechtlich durchgängig mit der Ehe
gleichgestellt. 

Meine sehr geehrten Damen und
Herren, wir haben 2010 mit der
BAföG-Modernisierung einen richti-
gen Qualitätssprung hingelegt. Das
ist das Ergebnis der CDU/CSU-FDP-
Koalition.

Sie haben anscheinend einen äu-
ßerst getrübten Blick auf die Reali-
tät. Die Realität wird deutlich, wenn
man sich den Gesamtbetrag ansieht,
den wir für das BAföG zur Verfügung
stellen. Hier gab es in einem sehr
kurzen Zeitraum, innerhalb von vier
bis fünf Jahren, eine Erhöhung von
800 Millionen Euro auf 1,5 Milliar-
den Euro. Wir versuchen alle ge-
meinsam, gute Ausgangsvorausset-
zungen zu schaffen, damit junge
Menschen ein Studium aufnehmen
können. Ein wesentliches Element
ist, dass wir mehr Geld in die Hand
nehmen. Eine Verdoppelung inner-
halb von vier Jahren ist ein Zeichen
für eine solide Bildungsfinanzie-

rung in der Bundesrepublik
Deutschland.

Das Gleiche gilt für die Anzahl der
BAföG-Empfänger. Ich bin gottfroh,
dass wir an die Grenze von 1 Milli-
on BAföG-Empfänger herankom-
men; Kollege Kaufmann hat das so-
eben schon beschrieben. Das ist ein
gutes Zeichen.

Ich hoffe auch – das sage ich ganz
klar –, dass wir im kommenden Jahr
mit der BAföG-Erhöhung voran-
kommen werden, und zwar in bei-
den Bereichen, beim Grundbetrag
und bei den Freibeträgen. Die Minis-
terin hat es hier, vor diesem Hohen
Hause, in der Haushaltsdebatte ganz
klar gesagt: Die Länder haben ein
Angebot auf dem Tisch.

Ich sage an dieser Stelle sehr deut-
lich: Jetzt sind die 16 Bundesländer
an der Reihe. Wir machen hier kei-
nen Kuhhandel und keinen Basar
mehr.

Ich will nicht, dass die Sozialde-
mokraten auf dem Rücken der Stu-
dierenden eine Blockadepolitik
beim BAföG in den Ländern betrei-
ben und sich hier hinstellen und so
tun, als ob sie die Retter des BAföG
seien. Das ist heuchlerisch, das ist
doppelzüngig, das ist doppelmora-
lisch.

Kümmern Sie sich in Ihren Bun-
desländern darum, dass ein klares
Angebot auf den Tisch kommt.
Dann werden wir sofort darüber ver-
handeln.

Nur diese klare Vorgehensweise ist
möglich. Nehmen Sie Ihre Verant-
wortung wahr, und schauen Sie, ob
Ihre Matschies, Ihre Kretschmanns
und Ihre Becks auf Linie zu bringen
sind; denn es gibt aktuell keine ein-
heitliche Linie in den rot-grünen Ko-
alitionen, bei den Linken erst recht
nicht.

Wir brauchen in diesem Land ei-
ne neue Stipendienkultur; denn wir
haben etwas Katastrophales vorge-
funden.

Wenn nur 0,5 bis 0,6 Prozent der
Studierenden in einer Wirtschafts-
und Wissenschaftsnation ein staat-
lich gefördertes Stipendium bekom-
men, dann ist das eine bodenlose
Unverschämtheit. Wir sind erst auf
0,85 Prozent gekommen und haben
nun erreicht, dass es heutzutage 40
000 durch die öffentliche Hand ge-
förderte Stipendien gibt. Dies ist ein
bedeutender Schritt in der Geschich-
te der Bildungspolitik der Bundesre-
publik Deutschland. Wir sind jetzt
dabei, Talente und Begabungen jun-
ger Menschen adäquat zu fördern.
Hier müssen wir weiter vorangehen
und starke Zeichen setzen.

Das sieht man auch daran, dass
die Landesregierung in Nordrhein-
Westfalen die 2 600 Stipendien eben
nicht abschafft, wie man es einst ge-

fordert hat, sondern sie fortsetzen
will. Denn die dortige Regierung
weiß inzwischen, dass Begabtenför-
derung kein Teufelszeug ist, sondern
elementarer Bestandteil der äußerst
guten Bildungspolitik unseres Lan-
des sein muss.

Hinsichtlich des Deutschlandsti-
pendiums sage ich, da Sie immer
über soziale Gerechtigkeit sprechen,
Folgendes:

Erstens. Es gibt eine Verdoppelung
auf 11 000 Stipendiaten. Ich bin sehr
froh darüber. Diese 11 000 würden
kein Stipendium bekommen, wenn
diese Bundesregierung das Deutsch-
landstipendium nicht in die Wege
geleitet hätte.

Zweitens. Wir haben bei den Be-
gabtenförderungswerken das Bü-
chergeld in Höhe von 80 Euro – so
viel gab es zu Beginn dieser Legisla-
tur – auf 300 Euro im kommenden
Jahr fast vervierfacht. Wir vervierfa-
chen das Büchergeld in nur einer
Legislaturperiode, um eine optima-
le Förderung junger Menschen zu
erreichen. Beides zusammen,
Deutschlandstipendium und Be-
gabtenförderungswerk, sind zwei
Seiten einer Medaille. So können
wir endlich erreichen, dass die Ta-

lent und die Eliteförderung in der
Bundesrepublik Deutschland gute,
richtige und tragfähige Begriffe
sind.

Ich bin heilfroh, dass wir beim
Deutschlandstipendium endlich er-
reicht haben, dass 30 Prozent der Sti-
pendien an Fachhochschüler verge-
ben werden. Denn Fachhochschüler
sind diejenigen, die den harten Weg
gegangen sind, die über Hauptschu-
le oder Realschule, über berufliches
Gymnasium oder berufliche Schule
auf die Fachhoch-
schule gekommen
sind. Bis jetzt waren
8 Prozent der Stipen-
diaten bei den Be-
gabtenförderungs-
werken Fachhoch-
schüler. Bei den
Deutschlandstipen-
dien sind es 30 Pro-
zent. Damit haben
wir endlich ein Ziel erreicht, das für
soziale Gerechtigkeit in der Bundes-
republik Deutschland steht.

Sie haben das Thema Studienge-
bühren auf Ihrer Agenda. Dazu
möchte ich zwei Anmerkungen ma-
chen.

Erstens. Lassen Sie uns bitte darü-
ber diskutieren, wie wir künftig die
Ausbildung eines jungen Menschen,
der zum Beispiel Schreinermeister,
Bäckermeister oder Konditormeister
werden will, handhaben wollen. Im
beruflichen Bereich muss derjenige,
der einen Meisterabschluss machen
möchte, dafür 7 000 Euro selbst auf-
bringen. Wenn Sie hier über soziale

Gerechtigkeit sprechen wollen,
dann möchte ich eine Debatte darü-
ber führen, wie wir akademische
und berufliche Bildung auf gleiche
Art und Weise behandeln sollten.
Alles andere ist heuchlerisch und
falsch.

Zweitens. Ich glaube, dass wir im
Bereich der Studienbeiträge in der
Debatte zu einem bestimmten
Punkt kommen sollten.  Studienbei-
träge sind dann gut, wenn Hoch-
schulen selbst und eigenständig da-

rüber entscheiden
können, wenn es
nachgelagerte Studi-
engebühren gibt,
wie wir es in Nieder-
sachsen haben und
wie wir es in Bayern
auf den Weg ge-
bracht haben. Das
ist der Weg: Fair ist
es, Gerechtigkeit ist,

darüber zu sprechen, dass Studie-
rende selbst mit entscheiden kön-
nen.

Der falsche Weg ist, wenn – wie in
Nordrhein-Westfalen – die Hoch-
schulfreiheit zurückgeschraubt wird.
Nein, wir brauchen mehr Hoch-
schulfreiheit und mehr Entschei-
dungsfreiheit über Studiengebühren
und Studienbeiträge. Dann haben
wir genau das, was wir brauchen:
mehr Bildung und mehr Bildungs-
beteiligung und damit auch mehr
Bildungsgerechtigkeit. Dafür steht
diese Regierung.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Patrick Meinhardt (*1966)
Landesliste Baden-Württemberg 

Patrick Meinhardt, FDP:

Mehr Bildungsbeteiligung bedeutet
mehr Bildungsgerechtigkeit

Deutschland-
stipendium und
Begabtenförde-
rungswerk sind

zwei Seiten einer
Medaille.
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Als Arbeiterkind sage ich: Bil-
dungsaufstieg muss in einer
echten Bildungsrepublik

Alltag sein.
Diesem Anspruch wird diese

Bundesregierung nicht gerecht.
Der Zugang zur Hochschule ist

auch 2012 alles andere als chancen-
gerecht. Die Finanzierungsfrage
stellt für viele junge Menschen eine

hohe Hürde dar. Je geringer die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
der Eltern, umso geringer ist die
Chance auf ein Studium. Das muss
sich ändern.

Wer aus einer Familie kommt,
die einkommensarm ist oder in der
noch niemand studiert hat, braucht
Ermutigung, braucht Unterstüt-
zung, um sich für ein Studium zu
entscheiden – ideell wie finanziell.

In so einer Ausgangslage braucht
man gute Beratung, gute Studien-
bedingungen und ein BAföG, das
zum Leben reicht.

Was man nicht braucht, liebe
Union, liebe FDP, sind Schulden-
berge durch Studienkredite, unsi-
chere, elitäre Deutschlandstipen-
dien oder Bildungsbarrieren wie
Studiengebühren.

Wir Grüne kämpfen für Studien-
gebührenfreiheit, egal in welcher
Koalition. Wir haben die Campus-
maut abgeschafft: in Hessen, NRW
und Baden-Württemberg mit der
SPD, im Saarland mit CDU und
FDP.

Überall gab es eine vollumfäng-
liche finanzielle Kompensation für
die Hochschulen.

Das waren gute Entscheidungen
für die Studierenden und die Hoch-
schulen.

Die Ziele der Grünen sind klar:
Niemand darf wegen der sozialen
Herkunft oder wegen der Finanzla-
ge seiner Eltern von der Aufnahme
eines Studiums abgehalten werden.
Wir brauchen alle – aus allen sozia-
len Schichten. Wir wollen mehr Ar-
beiter- und Migrantenkinder auf
dem Campus. Akademische Bil-
dung muss für alle erschwinglich
und für alle offen sein.

Jeder hier im Haus wird mir doch
zustimmen, dass es keine Bildungs-
republik ohne finanziell gut ausge-
stattete Kitas, Schulen und Univer-
sitäten gibt. Der wesentliche Unter-
schied zwischen CDU, CSU und
FDP auf der einen Seite und SPD
und Grünen auf der anderen Seite
ist, dass wir die staatliche Finanzie-
rung öffentlicher Bildungseinrich-
tungen stärken wollen.

Kai Gehring (*1977)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Kai Gehring, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Bundesregierung hinterlässt 
bildungspolitische Baustellen
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Wenn man die Oppositi-
onsanträge zur Studien-
finanzierung liest, be-

schleicht einen allmählich das Ge-
fühl, Ihnen täte manche adventli-
che Einkehr ganz gut.

Insbesondere bei der SPD fällt
auf, dass die größte oppositionelle
Tugend, die konstruktive Kritik –
manchmal üben wir sie ja sogar im
Ausschuss –, einer ziemlich billi-
gen – Herr Rossmann, diesen Vor-
wurf kann ich Ihnen nicht erspa-
ren – Wahlkampfpolemik gewi-
chen ist.

Nur noch einmal ganz kurz zur
Erinnerung: 

Unser Grundgesetz hat die Bil-
dungsverantwortung in die Hände
der Länder gelegt. Dort bleibt sie
auch, wenn die SPD ihre destrukti-
ve Blockade gegen die Aufhebung
des Kooperationsverbotes beibe-
hält.

Reden wir hier nicht über Hoch-
schulen? Könnten wir Artikel 91 b
des Grundgesetzes nicht gemein-
sam ändern, wenn Sie, die Sie be-
haupten, dass auch Sie das wollen,
es tatsächlich täten?

Gute Studienbedingungen zu
schaffen und jungen Menschen die
beste Ausbildung zu ermöglichen,
genau das ist die zentrale Aufgabe
der Länder. Dass Bildung trotzdem
auch eine gesamtstaatliche Aufga-
be ist, hat diese Bundesregierung
verstanden. Sie hat gehandelt wie
keine andere Regierung vor ihr.

In den letzten vier Jahren hat der
Bund zweistellige Milliardenbeträ-
ge für Bildungsaufgaben investiert,
für die nach wie vor die originäre
Zuständigkeit bei den Ländern
liegt. 13,8 Milliarden Euro gibt die
Bundesregierung in diesem Jahr
für Bildung und Forschung aus. Ich
darf daran erinnern, dass Rot-Grün
zu seiner Zeit gerade einmal 7,5
Milliarden Euro dafür übrig hatte.
Die christlich-liberale Koalition
hat dafür gesorgt, dass der Bil-
dungshaushalt in jedem der ver-
gangenen vier Jahre um jeweils 700

Millionen Euro gewachsen ist. Rot-
Grün hat in sieben Jahren Regie-
rungszeit, den Bildungshaushalt
dagegen genau dreimal gekürzt.

Das ist die Wahrheit. Vor diesem
Hintergrund finde ich es fast schon
dreist, mit welcher Selbstverständ-
lichkeit gerade die SPD hier mehr
Engagement vom Bund fordert,
dieselbe SPD übrigens – ich muss
das noch einmal sagen –, die aus
w a h l t a k t i s c h e n
Gründen eine Ver-
fassungsreform ver-
hindert, die die von
Ihnen geforderte
u n t e r s t ü t z e n d e
Hochschulfinanzie-
rung ermöglichen
würde.

Doris Ahnen,
Herr Schulz, hat die
Position der SPD in der Anhörung
auf den Punkt gebracht: Lieber nie-
mandem etwas geben, als beson-
ders leistungsstarke Unis zu för-
dern.

Intellektuelle Gleichmacherei ist
ja auch das durchgängige Prinzip
Ihres heutigen Antrages. Lieber
Herr Rossmann, Sie haben in der
Anhörung gesagt, 2017 sei noch

lange hin. Das finde ich verdammt
kurzsichtig.

Lieber installieren Sie ideologi-
sche Denkblockaden im Wahl-
kampf. Aber Vorsicht: Die Men-
schen durchschauen das, vor allen
Dingen, wenn solche populisti-
schen Gesten mit der Realität
nichts zu tun haben. Denn gerade
in SPD-regierten Ländern ist die
Kürzung der Bildungsausgaben –

nicht nur die Kür-
zung der Ausgaben
für Kultur wie in
Nordrhein-Westfa-
len, die heute der
Aufmacher in allen
Zeitungen ist, son-
dern auch die Kür-
zung der Ausgaben
für Bildung – das
Markenzeichen so-

zialdemokratischer Politik. Ein
Zeugnis dafür ist der Rücktritt von
Renate Jürgens-Pieper, die nicht
mehr weiß, wie sie in Bremen ih-
ren Bildungsauftrag umsetzen soll.

Lieber Kai Gehring, dafür sind
auch Sie von den Grünen in Nord-
rhein-Westfalen mit verantwort-

Monika Grütters (*1962)
Landliste Berlin

Monika Grütters, CDU/CSU:

Eine gute Bildungsregierung für
die Bildungsrepublik Deutschland
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Sie dagegen wollen immer wie-
der Teile der Bildungsausgaben pri-
vatisieren, und das ist falsch.

Sie waren es, die in sieben Bun-
desländern Studiengebühren für
alle Studierenden, von Anfang an,
eingeführt haben. Studien haben
bestätigt: Bundesweit sind dadurch
Zehntausende Hochschulzugangs-
berechtigte von der Aufnahme ei-
nes Studiums abgeschreckt wor-
den, insbesondere Frauen und Ju-
gendliche aus Nichtakademikerfa-
milien.

Selbst die Bundesregierung sieht
keine positiven Effekte von Studi-
engebühren. Auf unsere Anfrage
von Anfang 2012 hat sie wie folgt
geantwortet:

Der Bundesregierung liegen kei-
ne Daten über Qualitätsverbesse-
rungen an Hochschulen vor, die
sich ursächlich auf die Einführung
von Studiengebühren zurückfüh-
ren ließen.

Damit wurde das wichtigste Ar-
gument der Studiengebührenbefür-
worter wie Meinhardt & Co. regie-
rungsamtlich vom Tisch gewischt.

Ich sage Ihnen auch, warum das
so ist: Länder mit Studiengebühren
haben zwar ihre Studierenden ab-
kassiert; aber sie haben die entspre-
chenden Einnahmen zweckent-
fremdet, und genau diese Länder
haben im Gegenzug die Landes-
hochschuletats abgesenkt. Geblie-
ben sind also keine zusätzlichen
Einnahmen, geblieben ist eine
plumpe Umverteilung von Staat zu
privat.

Das war und das ist ein Irrweg,
den wir nicht gehen wollen und
den auch die Menschen in diesen
Ländern nicht gehen wollen.

Ich sage Ihnen: Das bundeswei-
te Ende von Studiengebühren ist
zum Greifen nahe. Als Nächstes
sind die Studiengebühren in Nie-
dersachsen und Bayern dran. Die
Bürgerinnen und Bürger beider
Bundesländer wissen, dass ihre
Landtagswahlen auch Volksab-
stimmungen über die Abschaffung
der ungerechten Campusmaut
sind. Ich gehe davon aus, dass sie
entsprechend abstimmen.

Auch über das Betreuungsgeld –
also die Prämie, um kleine Kinder
von der Bildungseinrichtung Kita
fernzuhalten;

1,5 Milliarden Euro lassen Sie
sich das kosten – haben Sie eine
Privatisierung von Bildungsausga-
ben eingeleitet, und zwar mit dem
Bildungssparen.

Bessere Bildung gibt es nicht
durch Subventionen für die Versi-
cherungswirtschaft. Bessere Bil-
dung gibt es auch nicht dadurch,
dass FDP-Minister Rösler sagt: Mit
den Bildungssparkonten kann man
dann die Studiengebühren in Bay-
ern und Niedersachsen finanzie-
ren.

Bessere Bildung gibt es nur mit
steuerfinanzierten, qualitativ guten
Bildungseinrichtungen für alle.

Es ist durchaus gerecht, dass sich
Akademikerinnen und Akademiker
stärker an Bildungsinvestitionen
beteiligen, aber nicht während ih-
res Studiums, sondern im Nachhi-
nein durch einen höheren Spitzen-
steuersatz. Darum geht es!

Für eine bessere Bildung wollen
wir gezielt die stärkeren Schultern
belasten, anstatt Bildungszugänge
durch finanzielle Hürden zu ver-
bauen; das ist gerechter.

Wer über Studienfinanzierung
spricht, der darf das BAföG nicht
verschweigen. Ich glaube, es bringt
jetzt nichts, uns wechselseitig vor-
zubeten, was die einzelnen Fraktio-
nen für das BAföG getan haben.

Alle Regierungsparteien seit
1998 haben sich beim BAföG-Aus-
bau Verdienste erworben und Er-
folge erzielt.

Entscheidend ist aber, was jetzt
und zukünftig passiert und welche
Taten jetzt folgen.

Eine Aufstockung ist schon infla-
tionsbedingt völlig überfällig. Bun-
desbildungsministerin Schavan
sollte nicht mit Nebelkerzen wer-
fen; Herr Meinhardt, Sie auch
nicht.

Sie sagen, ein An-
gebot liege auf dem
Tisch. Die Länder
sagen mir: Das ken-
nen wir gar nicht. –
Sagen Sie hier
doch, worin das
Angebot besteht!
Machen Sie es doch
öffentlich, und sa-
gen Sie es! Führen Sie hier keine
Nebelkerzendebatten!

Sie müssen Ihre Blockadehal-
tung beim BAföG aufgeben.

Die Länder sind bereit, die Studi-
enfinanzierung zu reformieren.
Frau Schavan, nicht zögern und
zaudern, sondern den eigenen Fi-
nanzminister überzeugen: Das ist
jetzt Ihr Job; das ist Ihre Rolle.

Wir sagen: Beim BAföG müssen
die Fördersätze für Studierende
und die Freibeträge für die Eltern
im ersten Schritt je um mindestens
5 Prozent steigen. Das ermöglicht
mehr Bildungsaufstiege und ist al-

lemal gerechter als die Luftnum-
mer Deutschlandstipendium.

Herr Meinhardt, von diesem
Deutschlandstipendium profitie-
ren 0,4 Prozent der Studierenden
in Deutschland. Hier von neuer Sti-
pendienkultur zu reden, haut dem
Fass wirklich den Boden aus. Man
muss hier wirklich mit der Lupe su-
chen. Das ist schlicht lächerlich.

Die Deutschlandstipendien sind,
gemessen an Ihren eigenen Ankündi-
gungen, ein fulminanter Flop und
Symbol einer Hochschulpolitik, die
an den Bedarfen der Studierenden vor-
beigeht. Sie bringen den Studierenden
keine Finanzierungssicherheit, dafür
den Hochschulen einen enormen bü-

rokratischen Auf-
wand. Sprechen Sie
einmal mit den Hoch-
schulen darüber, was
das für einen Bürokra-
tieaufwand bedeutet.
Hier müssen jetzt gro-
ße Fundraising-Abtei-
lungen aufgebaut wer-
den.

Wir sagen zum
Deutschlandstipendium: Wegfall
ist besser als Fortsetzung.

Bürokratieabbau ist sowieso kei-
ne Stärke von Union und FDP. Zwei-
einhalb Jahre nach den Empfehlun-
gen des Nationalen Normenkon-
trollrats hat die Bundesregierung
noch immer keinen Plan zur BAföG-
Entbürokratisierung vorgelegt. Wei-
terhin müssen sich Studierende und
ihre Familien durch einen Berg
kompliziertester Formulare und
Nachweispflichten kämpfen. Beim
Ausfüllen des Antrags, aber auch in
den BAföG-Ämtern fragt man sich:
Warum gibt es nicht beispielsweise

eine Krankenversicherungspauscha-
le? Warum wird bei einem sechsse-
mestrigen Bachelor am Leistungs-
nachweis nach vier Semestern fest-
gehalten? Wie soll der ganze Erlass-
dschungel von Bund und Ländern
eigentlich gelichtet werden?

Der Nationale Normenkontrollrat
hat die Bundesregierung aufgefor-
dert, noch in dieser Wahlperiode zu
einer weiteren Entbürokratisierung
zu kommen. Also: Handeln statt
Ignorieren! Entbürokratisieren hilft!

Darüber hinaus muss das BAföG
für deutlich heterogener gewordene
Studierendenschaften strukturell fit
gemacht werden. Der Zehn-Punkte-
Plan des Deutschen Studentenwerks
ist eine hervorragende Diskussions-
grundlage. Wir sollten darüber reden.

Das BAföG muss erweitert und
verbessert werden. Ohne eine
schnelle Novelle wird es an Attrak-
tivität verlieren. Das können wir
nicht wollen.

Die Regierung Merkel wird der
nächsten Bundesregierung viele bil-
dungspolitische Baustellen hinter-
lassen. Das hat auch der gestern
vorgelegte Bildungsfinanzbericht
2012 gezeigt. Als grüner Regierungs-
partner werden wir mit der SPD
mehr für Bildungsgerechtigkeit tun.

Dafür haben wir die Bewohner der
Bildungsrepublik an unserer Seite.
Sie haben die Bildungsprivatisierer
und Studiengebührenbefürworter
Dräger, Pinkwart, Rüttgers, Franken-
berg und wie sie alle hießen, reihen-
weise abgewählt. Als Nächstes sind
Seehofer, McAllister und diese Bun-
desregierung dran.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN und bei der SPD)

Bessere Bildung
gibt es nur mit

steuerfinanzierten
qualitativ guten
Bildungseinrich-
tungen für alle.

Fortsetzung auf Seite 16

In den letzten vier
Jahren hat der

Bund zweistellige
Milliardenbeträge
in Bildungsaufga-

ben investiert.



lich: Ja, die Studiengebühren ha-
ben Sie abgeschafft, und Sie haben
Entschädigungen aus dem Steuer-
säckel gezahlt. Sie haben sie aber
leider nicht dynamisch an die Zahl
der Studierenden geknüpft. Des-
halb bleibt die Summe auf einem
konstant niedrigen, auf einem zu
niedrigen Niveau.

Immerhin machen das die Grü-
nen in Baden-Württemberg anders.
Dort hat man sich für dynamische
Entschädigungszahlungen ent-
schieden. Aber dort – das muss ich

sagen – stellt auch nicht die SPD
den Ministerpräsidenten und den
Wissenschaftsminister.

Herr Dehm, soeben haben Ge-
richte in Berlin die unverschämte
Höhe der Immatrikulationsgebühr
– so heißt das dort –, die Rot-Rot
installiert hatte, für unangemessen
erklärt.

Das waren verkappte Studienge-
bühren, die den Unis nicht zugute-
kamen.

Es geht um die Höhe und da-
rum, dass die Einnahmen nicht bei

den Unis landen, sondern im
Staatssäckel.

Statt den Bachelor schlechtzure-
den, statt ein erfolgreiches zusätzli-
ches Stipendienprogramm – Sie
wollen doch ein zusätzliches Sti-
pendienprogramm – gleich wieder
aufgeben zu wollen, statt beim Auf-
stiegsstipendium nur wieder nach
noch mehr Geld vom Bund zu rufen
und statt ermüdend gegen Studien-
gebühren zu polemisieren, sollten
auch Sie über kreative, leistungsori-
entierte und sozialverträgliche Mo-

delle im Interesse der Studierenden
und der Unis nachdenken.

Sie, die SPD, sollten Ihren üblen
etatistischen Ansatz überdenken,
statt Ihre Hochschulen in Nord-
rhein-Westfalen erneut an das ganz
kurze Gängelband des Staates zu
legen. Das ist die Realität.

Würden die Aufwüchse der Län-
der mit dem Aufwuchs des Bundes
nur ansatzweise Schritt halten,
dann bräuchten wir hier keine De-
batte über Studienfinanzierung zu
führen. Weil es vor allem SPD-re-

gierte Länder sind, die ihrer bil-
dungspolitischen Verantwortung
so wenig gerecht werden, sollte Ih-
nen Ihre Kritik am Bund eigentlich
im Halse stecken bleiben.

Diese Bildungsregierung ist für
die Bildungsrepublik Deutschland
das Beste, was ihr bisher passiert
ist. In der Vorweihnachtszeit soll-
ten auch Sie langsam zur Besin-
nung kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP)

16 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. 51/52 – 17. Dezember 2012

Fortsetzung von Seite 15: Monika Grütters (CDU/CSU)

Seit fünf Jahren gibt es in mei-
nem Heimatland, dem Frei-
staat Bayern, die allgemeinen

Studiengebühren, und seit fünf Jah-
ren gibt es einen erbitterten Streit
über deren Sinnhaftigkeit und Nut-
zen, oder besser: deren Unsinn und
Schaden.

Jetzt ist sogar ein Volksbegehren
zur Abschaffung der Studiengebüh-
ren auf den Weg gebracht worden.
Vom 17. bis zum 30. Januar müssen
sich 10 Prozent der wahlberechtig-
ten Bürgerinnen und Bürger Bayerns
in ihren Rathäusern eintragen, um
schließlich einen Volksentscheid zu
erreichen.

Die Liste der Unterstützerinnen
und Unterstützer dieses Volksbegeh-
rens macht deutlich, wie breit die ge-
sellschaftliche Ablehnung der Studi-
engebühren ist. Neben der SPD, den
Grünen, den Freien Wählern und der
ÖDP stehen Gewerkschaften, Stu-
dierendenbewegungen, Lehrer-, El-
tern-, Schüler- und Jugendverbände,
ja sogar das Landeskomitee der Ka-
tholiken in Bayern als Mitglieder des
Bündnisses „Nein zu Studienbeiträ-
gen“ dahinter.

Und siehe da: Sogar die CSU-Ab-
geordneten geben jetzt, nachzulesen
in den Regionalzeitungen, überall
bekannt, dass auch sie Gegner der
Studiengebühren seien.

Sogar der Herr Ministerpräsident
outet sich als Kritiker. Nur weiß man

bei ihm nie, Herr Kollege Rossmann:
Ist es die Überzeugung oder der Po-
pulismus, was ihn treibt? Noch viel
weniger weiß man: Meint er das
morgen auch noch, oder sagt er
dann schon wieder etwas völlig an-
deres?

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
wer unbedarft die Situation und die
Diskussion in Bayern verfolgt, könn-
te meinen, die Studiengebühren wä-
ren vom Himmel gefallen wie der
Schnee im Winter, nur dass sie nicht
von selber wieder weggehen. Sie kle-
ben jetzt an der CSU, weil es die CSU
war, die noch unter ihrer Alleinherr-
schaft die Studiengebühren einge-
führt hat. Jetzt will sie sie weghaben,
aber sie bekommt sie nicht weg.

Denn stellen Sie sich vor, liebe
Kolleginnen und Kollegen: Die sich
sonst so bärenstark und wortgewal-
tig gerierende CSU ist der schmäch-
tigen kleinen FDP
hilflos ausgeliefert
und darf die Studien-
gebühren nicht ab-
schaffen, ob sie will
oder nicht.

Ich weiß nicht,
was man dazu sagen
soll. Mit der CSU in
Bayern ist es weit ge-
kommen. Dazu
kann man nur mit Karl Valentin sa-
gen: „Mögen hätt' ich schon wollen,
aber dürfen hab ich mich nicht ge-
traut.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen
der CSU, seien Sie nicht unglücklich.
Denn Sie werden es erleben: Wenn
am 30. Januar die Unterschriften
beieinander sind und der Volksent-
scheid kommt, dann traut sich der
Herr Ministerpräsident. Dann wer-
den die Studiengebühren sicherlich
über Nacht abgeschafft.

Vielleicht braucht er nicht einmal
den Landtag dafür. Davon gehe ich
aus.

Aber zurück zum Ernst der Lage.
In einem Land, das sich Bildungsre-
publik nennen will, in dem man
weiß, wie wichtig gute Bildung für
alle ist und in dem man alles daran-

setzen muss, dass auch möglichst
viele junge Menschen ein Studium
ergreifen, sind Studiengebühren das
absolut falsche Signal an junge Men-
schen und ihre Familien.

Sie wirken abschreckend und aus-
grenzend. Das wissen Sie auch, Herr
Kollege Meinhardt. Sie kennen doch
die HIS-Studie und wissen genau,
dass für drei Viertel der jungen Men-
schen, die sich nach dem Erlangen
der Hochschulreife gegen ein Studi-
um entscheiden, die ungesicherte
Studien- und Lebensunterhaltsfi-
nanzierung der ausschlaggebende
Grund ist, auf ein Studium zu ver-
zichten. Sie wissen auch, dass 20
Prozent der Studienabbrecher finan-
zielle Gründe für das Aus angeben.
Gerade junge Menschen aus ein-
kommensschwächeren und bil-
dungsfernen Elternhäusern werden
von Universitäten und Hochschulen

ferngehalten. Nahe-
zu jede Bildungsstu-
die, ob national oder
international – das
wissen Sie genauso
gut wie ich –, weist
nach, dass in keinem
anderen vergleich-
baren Land die Ent-
scheidungen für die
Schullaufbahn und

der Schulerfolg junger Menschen
mehr vom Geldbeutel der Eltern ab-
hängen als hierzulande. Das kann
uns Bildungspolitiker doch nicht ru-
hen lassen.

Selbstverständlich muss das Geld,
das den Universitäten und Hoch-
schulen verloren geht, wenn die Stu-
diengebühren abgeschafft werden,
aus dem Staatshaushalt zugeführt
werden. Die Hochschulen und Uni-
versitäten sind chronisch unterfi-
nanziert. Dieser Befund ist nicht
neu. Aber da helfen keine Studienge-
bühren. Da hilft nur ein Kraftakt von
Bund und Ländern. Dazu sind wir
bereit.

Wir haben Ihnen einen Vorschlag
zur Aufhebung des Kooperations-
verbots vorgelegt. Was Sie wollen,
ist eine minimale Öffnung für Eli-

teuniversitäten. Das hat mit Studi-
engebühren überhaupt nichts zu
tun.

Wenn Sie wirklich wollen, dass
Bund und Länder zusammen etwas
tun, dann stimmen Sie unserem
Entwurf zu. Sorgen Sie dafür, dass
der Bund hier wieder mitarbeiten
kann!

Schauen wir uns doch die bayeri-
sche Realität an. Wozu wurden
denn die Studiengebühren verwen-
det? Zunächst einmal wurden sie
laut Süddeutscher Zeitung gebun-
kert. Der bayerische Wissenschafts-
minister musste Sanktionen andro-
hen, damit die Gelder endlich ab-
fließen konnten. Dann wurden Stu-
diengebühren laut Süddeutscher
Zeitung zum Bei-
spiel in Augsburg
ausgegeben, um
kleinere Baumaß-
nahmen zu finan-
zieren, die dazu
dienten, die drang-
volle Enge in den Se-
minarräumen zu
lindern. In Mün-
chen wurde die Stu-
diengangkoordination finanziert.
In Nürnberg und Erlangen wurde
die Wartung von Multimediagerä-
ten mit Studiengebühren bezahlt.

Jeder vernünftige Bildungspoliti-
ker muss doch sagen, dass solche
Maßnahmen eigentlich zur Grund-
ausstattung einer Universität gehö-
ren und aus dem Staatshaushalt fi-
nanziert werden müssen. Dazu
brauchen wir doch keine Studienge-
bühren.

Auch um die von Ihnen, Herr
Meinhardt, so gepriesene Mitent-
scheidung der Studierenden ist es
schlecht bestellt. Natürlich gibt es
paritätisch besetzte Gremien.

Aber Sie wissen doch, dass sich die
Hochschulleitung über die Empfeh-
lungen hinwegsetzen darf, so ge-
schehen an der Universität Regens-
burg. Dort ist eine halbe Million
Euro gegen die gemeinsame Emp-
fehlung von Studierenden und Pro-
fessoren ausgegeben worden. Das ist
die Realität. Erzählen Sie doch nichts
anderes!

Sie wissen auch, dass das Geld
nicht ausreicht, um die Lehre zu ver-
bessern; denn damit lassen sich kei-
ne unbefristeten Stellen finanzieren,
sondern höchstens schlecht bezahl-
te Lehraufträge, um die großen Lü-
cken im Lehrangebot zu füllen.

Wenn man genau hinschaut, wozu
das Geld verwendet wurde, stellt
man fest, dass es große Probleme
gibt. Das zeigt, dass die Universitä-
ten und Hochschulen unterfinan-
ziert sind und dass nicht die Studie-
renden gefragt sind, Geld einzubrin-
gen, sondern dass der Staat – Bund
und Länder – gefragt ist, sich hier zu
engagieren.

Unter dem Strich kann man also
nach fünf Jahren Studiengebühren
in Bayern sagen: abschreckende und
ausgrenzende Wirkung, fragwürdige
Investitionen, fehlende Mitsprache
der Geldgeber, mangelnde langfristi-
ge Planungssicherheit, unnötige
Rücklagen und zusätzlicher Verwal-
tungsaufwand. Ich bitte Sie herzlich,

liebe Kolleginnen
und Kollegen von
der CSU und der
FDP: Schaffen Sie die
Studiengebühren in
Bayern ab! Lassen
Sie uns in dieser Re-
publik nicht zum
Schlusslicht werden!

Machen Sie sich
mit uns auf den Weg

hin zu kostenloser Bildung von An-
fang an, von der Krippe bis zur Uni-
versität! – Herr Rupprecht, Sie brau-
chen nicht den Kopf zu schütteln.
Sie werden erleben, dass Ihr Minis-
terpräsident am 30. Januar der größ-
te Gegner von Studiengebühren sein
wird, den es jemals in diesem Land
gegeben hat.

Das alles können wir auch ohne
Popanz haben. Schaffen Sie die Stu-
diengebühren heute ab, und ma-
chen Sie sich mit uns auf den Weg
hin zu kostenloser Bildung von der
Kinderkrippe bis zur Universität!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN sowie bei

Abgeordneten der LINKEN)

Marianne Schieder (*1962)
Landesliste Bayern:

Marianne Schieder, SPD:

Kostenlose Bildung von der
Kinderkrippe bis zur Universität

Selbst CSU-
Abgeordnete
geben jetzt

bekannt, gegen
Studiengebühren

zu sein.
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Liebe Kollegen
von der CSU und

FDP: Schaffen
Sie die

Studiengebühren
in Bayern ab.


